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Die Absetzung Adolfs von Nassau 1298 im 
Spiegel ausgewählter thüringischer Chroniken

1 MGH Const. 3, hg. v. Jacob Schwalm, Hannover 1904–1906, Nr. 589, S. 552, Z. 15–18.

2 Zu der Absetzung Adolfs von Nassau siehe grundlegend die Studien von Alois Gerlich, Adolf von Nassau (1292–
1298). Aufstieg und Sturz eines Königs, Herrscheramt und Kurfürstenwürde, in: Nassauische Annalen 105, 1994, 
S. 17–78; Ernst Schubert, Die Absetzung König Adolfs von Nassau, in: Matthias Thumser u. a. (Hg.), Studien zur 
Geschichte des Mittelalters. FS Jürgen Petersohn, Stuttgart 2000, S. 271–301; ders., Königsabsetzung im deut-
schen Mittelalter. Eine Studie zum Werden der Reichsverfassung (Abhandlungen der Akademie der Wissenschaf-
ten zu Göttingen, Philologisch-Historische Klasse Folge 3, 267), Göttingen 2005, sowie Fritz Trautz, Studien zur 
Geschichte und Würdigung König Adolfs von Nassau, in: Geschichtliche Landeskunde, Bd. 2, Wiesbaden 1965, S. 
1–45. Weiterhin in vielen Aspekten zu berücksichtigen ist die Arbeit von Vincenz Samanek, Studien zur Geschich-
te König Adolfs. Vorarbeiten zu den Regesta imperii VI, 2 (1292–1298) (Akademie der Wissenschaften in Wien, 
Sitzungsberichte, 207), Wien 1930.

3 Peter Moraw, Von offener Verfassung zu gestalteter Verdichtung. Das Reich im späten Mittelalter 1250 bis 1490 
(Propyläen Geschichte Deutschlands, 3), Frankfurt am Main, Berlin 1989, S. 222.

4 Vgl. Gerlich, Adolf von Nassau, S. 35.

5 Vgl. Michael Menzel, Die Zeit der Entwürfe 1273–1347. 10., völlig neu bearb. Aufl. (Gebhardt – Handbuch der 
deutschen Geschichte, 7a) Stuttgart 2012, S. 110–113.

6 Hans Patze, Erzbischof Gerhard II. von Mainz und König Adolf von Nassau. Territorialpolitik und Finanzen, in: 
Hessisches Jahrbuch für Landesgeschichte 13, 1963, S. 83–140, hier S. 100.

7 Vgl. Menzel, Zeit der Entwürfe, S. 113.

Christina Möller

„(…) predictum dominum Adolfum, (…) pri-
vatum regno, cui hactenus prefuit, a Domi-
no ostendimus, denunciamus privatum et 
nichilominus concordi sentencia predicto-
rum principum electorum (…).“1 
Mit diesen Worten erklärten die Kurfürs-
ten des römisch-deutschen Reichs im Jahr 
1298 König Adolf von Nassau des Amtes 
für unwürdig und entzogen ihm das König-
tum. Während eine Absetzung des Königs 
im Mittelalter kein Einzelfall war, stellten 
1298 die Akteure eine Besonderheit dar, 
denn war bislang der Papst das ausführen-
de Organ oder hatte vorher zumindest eine 
Exkommunikation stattgefunden, so wurde 
König Adolf allein durch das Wirken und 
den Spruch der Kurfürsten abgesetzt. Dass 
die Kurfürsten eine traditionell päpstliche 
Kompetenz eigenständig ausübten, stell-
te ein Novum dar. Unter den Zeitgenossen 
wurden die Ereignisse und die damit ver-
knüpften Fragen der Rechtmäßigkeit und 
der Kompetenzen in unterschiedlicher Art 
und Weise reflektiert.2 
Die Regierungszeit Adolfs von Nassau (1292–
1298), einem der sogenannten „kleinen Kö-
nige“,3 war vor allem durch seine Versuche 
geprägt, seine schwache Machtbasis auszu-
bauen und die eigene Position gegenüber den 
Kurfürsten im Reich zu stabilisieren. 
Denn nachdem die Besitzungen des Hau-

ses Nassau 1255 zwischen den Brüdern 
Walram II. und Otto I. geteilt worden wa-
ren, konnte Adolf nur auf eine sehr gerin-
ge Hausmacht rund um die Orte Wiesba-
den, Idstein sowie das Weilburger Gebiet 
zurückgreifen.4 Doch für die Kurfürsten, 
unter der Führung des Kölner Erzbischofs 
Siegfried von Westerburg, schien Adolf 
damit der beste Kandidat für das König-
tum. Nicht nur konnte mit dem Nassauer 
eine Thronfolge durch den Sohn Rudolfs 
von Habsburg (1273–1291) verhindert wer-
den, er musste den Kurfürsten auch hohe 
finanzielle und politische Wahlversprechen 
geben, bevor sie ihn am 5. Mai 1292 zum 
König wählten.5 Der immense Umfang der 
Zusagen brachte den Kurfürsten, beson-
ders dem Mainzer Erzbischof Gerhard von 
Eppstein, seitens der Forschung den Vor-
wurf der „Strangulierung“ und des „Geists 
ungehemmter Erpressung“ ein.6 Die engen 
Handlungsspielräume, mit denen Adolf 
sich infolge dessen bereits zu Beginn seiner 
Herrschaft konfrontiert sah, erschwerten 
eine eigenständige Politik. Um seine eigene 
Position zu stärken und sich von den Inte-
ressen seiner Wähler zu lösen, bestand für 
ihn in den Folgejahren die drängendste Auf-
gabe darin, seine Hausmacht auszuweiten 
und so das Machtgleichgewicht zu seinen 
Gunsten zu kippen.7
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Während der wenigen Jahre seiner Herr-
schaft treten besonders die Feldzüge nach 
Thüringen und Meißen sowie das Bündnis 
mit England als kontrovers diskutierte Ent-
scheidungen in der zeitgenössischen wie 
modernen Geschichtsschreibung hervor. In 
Mitteldeutschland nutzte Adolf die Gele-
genheit, die die dynastischen Streitigkeiten 
der Wettiner boten, indem er die Landgraf-
schaft Thüringen von Albrecht dem Entar-
teten käuflich erwarb und Anspruch auf die 
Mark Meißen erhob. Mit diesem Schachzug 
brachte er sowohl König Wenzel II. von Böh-
men und den Mainzer Erzbischof als auch 
die beiden Söhne Albrechts gegen sich auf, 
die ihrerseits territoriale Ansprüche erho-
ben und eigene Interessen in diesem Raum 
verfolgten. Mit den Feldzügen der Jahre 
1294 bis 1296, die Adolf zur Absicherung 
seines Kaufs gegen die Söhne Albrechts 
führte, schuf sich der König neue Gegner im 
Reich.8 Die Brutalität der Söldner, welche 
die Feldzüge begleitete, wurde in der zeit-
genössischen Rezeption scharf kritisiert, 
ebenso wie die Legitimität des königlichen 
Vorgehens von der Forschung wiederholt 
infrage gestellt wurde. Trotz dessen muss 
die mitteldeutsche Expansion des Nassau-
ers als ein zentraler Schritt zur Etablierung 
der Gebiete als Königsland angesehen wer-
den.9 Die nächste Kontroverse seiner Re-
gierungszeit entstand aus seinem Bündnis 
mit Eduard I. von England, der sich Adolfs 
Unterstützung in der Auseinandersetzung 
mit dem französischen König gesichert und 
ihn dafür mit Subsidien entlohnt hatte. Da-
raus entstand der Vorwurf, dass der König 
sich wie ein einfacher Söldner, und somit 
eines Königs unwürdig, in englische Diens-
te gestellt hätte.10

Diese beiden Krisen trugen maßgeblich 
dazu bei, dass die Opposition gegen den 

8 Vgl. Gerlich, Adolf von Nassau, S. 46 f.

9 Vgl. Jörg Rogge, Herrschaftsweitergabe, Konfliktregelung und Familienorganisation im fürstlichen Hochadel. Das 
Beispiel der Wettiner von der Mitte des 13. bis zum Beginn des 16. Jahrhunderts (Monographien zur Geschichte 
des Mittelalters, 49), Stuttgart 2002, S. 37–38.

10 Vgl. Christine Reinle, Adolf von Nassau (1292–1298), in: Bernd Schneidmüller, Stefan Weinfurter (Hg.), Die deut-
schen Herrscher des Mittelalters. Historische Portraits von Heinrich I. bis Maximilian I. (919–1519), München 
2003, S. 360–371, hier S. 368–369.

11 Vgl. Menzel, Zeit der Entwürfe, S. 118–120.

König im Laufe seiner Regentschaft im-
mer weiter wuchs und schließlich einige 
der mächtigsten weltlichen und geist-
lichen Fürsten des Reiches vereinte, die 
an Pfingsten 1297 während der Krönung 
Wenzels II. von Böhmen in Prag zusammen-
kamen. Nachdem überdies noch Albrecht 
von Habsburg, Sohn König Rudolfs, zu der 
Kurfürstenopposition gestoßen war, wurde 
eine Auseinandersetzung unausweichlich – 
zumal Albrecht seine Truppen immer wei-
ter in das Reich führte, ohne zunächst auf 
nennenswerten Widerstand zu treffen. Der 
Beginn der Ereignisse, die in der Absetzung 
des Königs enden sollten, erfolgte mit der 
Ladung zu einer Kurfürstenversammlung in 
Mainz, bei der Albrecht und Adolf auf Ini-
tiative des Erzbischofs von Mainz ihre Diffe-
renzen klären sollten. Nachdem die Zusam-
menkunft mehrfach verschoben worden 
und Adolf aus Protest konsequent fernge-
blieben war, wurde schließlich am 21. Juni 
1298 in einer kurfürstlichen Versammlung 
seine Absetzung beschlossen. Die Anklage-
punkte waren so vielfältig wie zahlreich und 
am Ende des Prozesses wurde Adolf seines 
Amtes für unwürdig erklärt und ihm deswe-
gen das Königtum entzogen. Im Anschluss 
wurde Albrecht von den anwesenden Kur-
fürsten zum römisch-deutschen König ge-
wählt. Die endgültige Entscheidung über 
das Königtum trafen aber nicht die Fürsten 
in Frankfurt, sondern sie wurde auf dem Ha-
senbühl bei Göllheim gefällt, weigerte sich 
doch Adolf, seine Absetzung und die Wahl 
Albrechts anzuerkennen. Aus der Schlacht 
am 2. Juli 1298 in Göllheim sollte Albrecht 
als Sieger und neuer römisch-deutscher Kö-
nig hervorgehen.11

In der jüngeren Forschung wurde die zeit-
genössische Rezeption der Geschehnisse 
von 1298 mehrfach in den Blick genom-
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men. Mathias Wallner12 kommt dabei zu 
dem Ergebnis, dass die meisten Chronisten 
die Schlacht bei Göllheim als zentral für 
den Thronwechsel ansahen, ohne dabei 
Albrecht von Habsburg mit dem Vorwurf 
der Rebellion oder des Königsmords zu be-
lasten. Die Bedeutung des Absetzungspro-
zesses hingegen, der seinem Königtum die 
eigentliche Legitimation verschafft hätte, 
werde kaum rezipiert oder vollständig über-
gangen. Doch stammen die von ihm unter-
suchten Überlieferungen mehrheitlich aus 
dem süddeutschen, elsässischen und rhei-
nischen Raum und sind einer habsburger-
freundlichen bzw. neutralen Richtung zuzu-
ordnen. Auch die Untersuchung von Martin 
Lenz,13 welche einen weiten geographischen 
Raum betrachtet, bezieht die Absetzung 
König Adolfs exemplarisch in die Analysen 
der elsässischen, bayerischen und österrei-
chischen Geschichtsschreibung ein. Als ein 
Beispiel, welches sich auf der Seite König 
Adolfs von Nassau positioniert, analysiert 
Frank Rexroth die Colmarer Dominikaner-
chronik.14 In dem dort später eingeschobe-
nen Bericht über den Absetzungsprozess 
lassen sich besonders die Legitimations-
strategien der Kurfürsten nachvollziehen.15

12 Mathias Wallner, Zwischen Königsabsetzung und Erbreichsplan. Beiträge zu den Anfängen der kurfürstlichen Poli-
tik im 14. Jahrhundert (1298–1356) (Historische Studien, 482), Husum 2004.

13 Martin Lenz, Konsens und Dissens. Deutsche Königswahl (1273–1349) und zeitgenössische Geschichtsschrei-
bung (Formen der Erinnerung, 5), Göttingen 2002.

14 Frank Rexroth, Die Absetzung König Adolfs von Nassau in einer europäischen Perspektive – und im Spiegel der 
Colmarer Dominikanerchronik, in: Peter Aufgebauer u. a. (Hg.), Herrschaftspraxis und soziale Ordnungen im Mit-
telalter und in der frühen Neuzeit. Ernst Schubert zum Gedenken, Hannover 2006, S. 35–50.

15 Eher frühneuzeitlich und dezidiert auf die dynastische Rezeption des Hauses Nassau ausgerichtet ist die Unter-
suchung von Martin Wrede, welche deshalb hier nicht weiter einbezogen wird: Martin Wrede, Erschlagen und 
zertreten. Das Ende König Adolfs und die Größe des Hauses Nassau, in: Rouven Pons (Hg.), Oranien und Nassau 
in Europa. Lebenswelten einer frühneuzeitlichen Dynastie, Wiesbaden 2018, S. 50–67. Jörg Rogge setzt sich in 
seinen Ausführungen eher mit der Bedeutung der Gewalt gegenüber Königen, ihrer Legitimität und der Rezeption 
der Schlacht von Göllheim 1298 auseinander, der Absetzungsprozess wird nicht einbezogen: Jörg Rogge, Attenta-
te und Schlachten. Beobachtungen zum Verhältnis von Königtum und Gewalt im deutschen Reich während des 
13. und 14. Jahrhunderts, in: Martin Kintzinger, Jörg Rogge (Hg.), Königliche Gewalt – Gewalt gegen Könige. Macht 
und Mord im spätmittelalterlichen Europa, Berlin 2016, S. 7–50. Den neuesten Überblick bietet Manuel Kamen-
zin, Die Tode der römisch-deutschen Könige und Kaiser (1150–1349) (Mittelalter-Forschungen, 64), Ostfildern 
2021, hier S. 332–354, ebenfalls mit einem Fokus auf den ‚Tod auf dem Schlachtfeld‘, dafür unter Einbezug der 
Erfurter Peterschronik. 

16 Die Untersuchung bei Lenz zur Magdeburger Geschichtsschreibung kann, wie vom Autor selbst festgehalten wird 
(Lenz, Konsens, S. 146), aufgrund der fehlenden oder zu knappen Überlieferung nur ungenügend das Jahr 1298 
beurteilen. 

17 Hans Patze, Walter Schlesinger, Geschichte Thüringens. Hohes und spätes Mittelalter (Mitteldeutsche Forschun-
gen, 48/II/1), Köln 1974, S. 59.

18 Vgl. dazu Schubert, Königsabsetzung, S. 265, der vor dem Hintergrund der Legitimation Albrechts von Habsburg 
auf ausgewählte Aspekte der Erfurter Überlieferung eingeht. 

Auffällig ist, dass sich die skizzierten Ana-
lysen vornehmlich auf den südlichen und 
westlichen Raum des Reiches konzentrie-
ren.16 Doch in der kurzen Regierungszeit 
Adolfs kam dem mitteldeutschen Raum 
mit dessen Feldzügen in den Jahren 1294 
bis 1296 eine besondere Rolle zu, sind sie 
doch in der zeitgenössischen Rezeption 
und in der älteren Forschung maßgeblich 
zur Bewertung seiner Königsherrschaft he-
rangezogen worden. Während die ältere 
Forschung die Legitimität der thüringisch-
meißnischen Erwerbung infrage stellte und 
dem König „Schurkerei“17 vorwarf, übten die 
Chronisten vor allem an der Kriegsführung 
des Königs scharfe Kritik. Im unmittelbar 
betroffenen mitteldeutschen Raum ver-
schärfte sich diese Kritik noch einmal. Doch 
auch der Thronwechsel des Jahres 1298 
wurde in einer Vielzahl der mitteldeutschen 
Chroniken aufgegriffen, auch wenn – ähn-
lich wie bei den einleitend angeführten Bei-
spielen – der Umfang und die Detailschärfe 
der Berichterstattung variiert. Bisher findet 
sich jedoch, abgesehen von einigen kurzen 
Ansätzen in der Literatur,18 keine systema-
tische Auswertung und Gegenüberstellung 
der mitteldeutschen Chronistik.
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Aus diesem Grund sollen im Folgenden drei 
Chroniken aus dem mitteldeutschen Raum 
exemplarisch hinsichtlich ihrer Rezeption 
der Absetzung König Adolfs von Nassau 
1298 untersucht werden. Der mitteldeut-
sche Raum nimmt in der Herrschaft Adolfs 
von Nassau eine so zentrale Bedeutung ein, 
weil Adolf in diesem Raum mittels zweier 
Feldzüge versuchte, an die Revindikationen 
Rudolfs von Habsburg anzuknüpfen und die 
Königsherrschaft zu festigen. Deswegen 
wird hier der Frage nachgegangen, wie die 
gewählten Chroniken die Geschehnisse von 
1298 aufgreifen, einordnen und bewerten. 
Für die jeweiligen Beispiele muss heraus-
gestellt werden, welche Stationen der Ab-
setzung einbezogen wurden und worauf der 
Autor seinen Fokus gelegt hat. Zudem soll 
betrachtet werden, welche Haltung gegen-
über dem nassauischen König besteht und 
ob eine Veränderung im Hinblick auf die 
vorherige Positionierung aus der Zeit der 
Feldzüge zu erkennen ist. Gerade vor dem 
Hintergrund der sehr emotionalen Königs-

19 Benutzte Ausgaben: Cronica S. Petri Erfordensis moderna, in: Oswald Holder-Egger (Hg.), MGH SS rer. Germ. 42, 
Leipzig 1899, S. 117–369 (im Folgenden Cron. S. Petri Erford. abgekürzt); Johannes Rothe, Düringische Chronik. 
Hg. v. Rochus v. Liliencron (Thüringische Geschichtsquellen, 3), Bad Langensalza 2007 (im Folgenden Weltchronik 
abgekürzt); Siegfried von Ballhausen, Historia universalis, hrsg. v. Oswald Holder-Egger, in: MGH SS, 25, Hannover 
1880, S. 679–718 (im Folgenden Historia abgekürzt). Die ebenfalls von Johannes Rothe stammende Thüringische 
Landeschronik (hg. von Sylvia Weigelt, Berlin 2007) wird nicht berücksichtigt, da sich die Weltchronik aufgrund 
der ausführlicheren Beschreibung der Geschehnisse und der größeren Überschneidungsmenge mit der Erfurter 
Peterschronik besser zum Vergleich anbietet.

20 Vgl. zur thüringischen Historiographie grundlegend Jean-Marie Moeglin, Sentiment d‘identité régionale et his-
toriographie en Thuringe à la fin du Moyen Age, in: ders., Rainer Babel (Hg.), Identité régionale et conscience 
nationale en France et en Allemagne du Moyen Âge à l‘époque moderne, Sigmaringen 1997, S. 325–364, sowie 
Matthias Werner, Die Anfänge eines Landesbewusstseins in Thüringen, in: Michael Gockel (Hg.), Aspekte thürin-
gisch-hessischer Geschichte, Marburg/Lahn 1992, S. 81–137, und Matthias Werner, „Ich bin ein Durenc“. Vom 
Umgang mit der eigenen Geschichte im mittelalterlichen Thüringen, in: ders. (Hg.), Identität und Geschichte, 
Weimar 1997, S. 79–104.

21 Vgl. Reinhard Hahn, Die mittelalterliche Literatur Thüringens. Ein Lexikon (Beiträge zur älteren Literaturgeschich-
te), Heidelberg 2018, S. 46–48.

kritik in den Jahren 1294 bis 1296 ist die 
letzte Frage im thüringisch-meißnischen 
Kontext interessant.
Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen 
die Cronica S. Petri Erfordensis moderna 
(Erfurter Peterschronik), die Historia uni-
versalis des Siegfried von Ballhausen und 
die Thüringische Weltchronik des Johannes 
Rothe.19 Sie alle stammen aus dem mittel-
deutschen Raum und sowohl die Erfurter 
Peterschronik als auch die Historia univer-
salis sind in unmittelbarer zeitlicher Nähe 
zu den Ereignissen entstanden. Da Johan-
nes Rothe die historiographischen Tradi-
tionen in Thüringen sehr gut kannte und 
bündelte, lohnt es sich besonders, seine 
Weltchronik als jüngeren Vergleichstext he-
ranzuziehen, um zu überprüfen, inwieweit 
sich ein bestimmtes Bild von Adolf und sei-
nem Ende verfestigt hatte. Die ausgewähl-
ten Chroniken bieten so ein entsprechend 
breites zeitliches Spektrum, das eine län-
gerfristige Überlieferung miteinbezieht.20

Die Erfurter Peterschronik
Die Erfurter Peterschronik widmet sich 
ausführlich sowohl den thüringisch-meiß-
nischen Feldzügen als auch den Gescheh-
nissen des Jahres 1298. Sie entstand zwi-
schen dem frühen 13. und der Mitte des 14. 
Jahrhunderts in der Erfurter Benediktiner-
abtei St. Peter und berichtet in mehreren 
Fortsetzungen über den Zeitraum von 1072 

bis 1355. Aufgrund ihrer ausführlichen 
Beschreibung sowohl der thüringischen 
als auch der Reichsgeschichte gilt sie als 
mithin wichtigste Chronik des mitteldeut-
schen Raums und wurde vielfach in ande-
ren Chroniken und Geschichtswerken rezi-
piert.21

Gegenüber König Adolf nimmt die Chro-
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nik verschiedene Haltungen ein, denn der 
König, der bei seiner Wahl 1292 noch als 
„amator pacis et iusticie“22 gepriesen wur-
de, wird bereits zwei Jahre später heftigen 
Vorwürfen ausgesetzt. Er wird als Tyrann 
klassifiziert,23 mit Nebukadnezar und Atti-
la in einem Satz genannt24 und schließlich 
nicht als König, sondern als ‚Bodensatz‘ des 
Reiches bezeichnet: „rex, inquam, non iam 
rex, sed regni fex“.25 Dass sich die Haltung 
zum König derartig gewandelt hat, kann 
zum einen auf die unmittelbare Betroffen-
heit des Erfurter Raums im Kontext der 
Feldzüge Adolfs von Nassau zurückgeführt 
werden. Zum anderen ist für das Jahr 1294 
ein Verfasserwechsel anzunehmen – die 
unmittelbare zeitliche und geographische 
Nähe zu den Geschehnissen bestimmte die 
Darstellung des amtierenden Königs maß-
geblich.26

Nachdem die Zeit der thüringisch-meißni-
schen Feldzüge vernichtend beurteilt wor-
den ist, zeigt die Phase der Jahre 1297/98 
dann wieder neue Tendenzen. In Anbe-
tracht der vorher gezeigten Antipathie 
gegenüber König Adolf ist es wenig ver-
wunderlich, dass der Fokus nunmehr auf 
Albrecht von Habsburg gelegt wird, dessen 
Charakterisierung überwiegend positiv ist. 

22 Cron. S. Petri Erford., S. 304, Z. 38.

23 Ebd., S. 308, Z. 17 f.: „regali clemencia, quam non habebat, in tirannicam rabiem commutata“.

24 Ebd., S. 310, Z. 17 f.

25 Ebd., S. 313, Z. 27 f.

26 Vgl. für diese Begründung Franz-Josef Schmale, Eine thüringische Briefsammlung aus der Zeit Adolfs von Nassau, 
in: Deutsches Archiv für Erforschung des Mittelalters 9, 1952, S. 464–512, hier S. 471 f., sowie grundlegend Erich 
Schmidt, Untersuchung der Chronik des St. Petersklosters zu Erfurt in Bezug auf ihre einzelnen Teile und deren 
geschichtlichen Wert, in: Zeitschrift des Vereins für Thüringische Geschichte und Altertumskunde 12, 1884, S. 
107–184, hier S. 146. Siehe dazu die kritische Auseinandersetzung bei Oswald Holder-Egger in der Einleitung der 
Edition zur Erfurter Peterschronik, der jedoch mit Schmidt darin übereinstimmt, dass es zwischen dem Lob des 
Königs 1292 und der Kritik an ihm 1294 einen Verfasserwechsel gegeben haben muss, Cron. S. Petri Erford, S. 128 f.

27 Cron. S. Petri Erford., S. 315, Z. 11 f.: „cum septem milibus equitaturis illuc venit“.

28 Ebd., Z. 22.

29 Ebd., S. 317, Z. 2–6: „Mogontinus namque existens consangwineus regis Adolfi, qui eciam eum ad regem regnique 
dignitatem exaltaverat et in omnibus eius coadiutor ac fautor fuerat, nunc inimicus eius per omnia (…)“. Ein Zu-
sammenhang mit dem davorstehenden Zitat aus dem Römerbrief (Röm 11,33) kann vermutet werden und würde 
die Beschreibung des Seitenwechsels des Erzbischofs verstärken. Vgl. für den Heerzug Cron. S. Petri Erford., S. 316, 
Z. 11–31.

30 Ebd., S. 317, Z. 9.

31 Vgl. Schubert, Königsabsetzung, S. 265.

32 Cron. S. Petri Erford., S. 317, Z. 12.

Bereits in der einleitenden Schilderung der 
Krönung Wenzels II. von Böhmen an Pfings-
ten 1297 in Prag wird der Habsburger mit 
seinem großen Gefolge beschrieben.27 Im 
Kontext der Prager Krönung referiert der 
Autor die Klagen der Fürsten gegen den 
König, indem er das Königtum Adolfs mit 
„confusione et erumna“28 verbindet. Auf 
dieser Grundlage kann eine indirekte Ver-
bindung zu dem darauffolgenden, extensiv 
geschilderten Heerzug Albrechts in das 
Reich bis nach Schwaben gezogen werden. 
Erneut wird in diesem Kontext die Rolle des 
Mainzer Erzbischofs betont, der sich vom 
Verbündeten zum mächtigen Gegner des 
Königs gewandelt habe.29

Es ist auffällig, dass auch bei diesem Ereig-
nis der Schwerpunkt auf der Kennzeich-
nung Herzog Albrechts als Elekt liegt, denn 
abgesehen von dem ausdrücklich erwähn-
ten Mainzer Erzbischof bleibt die Kurfürs-
tenversammlung mit den „aliquos princi-
pes“30 seltsam unbestimmt. Wie bereits 
Ernst Schubert angemerkt hat, wird an die-
ser Stelle keine Mitteilung über ein Deposi-
tionsverfahren gemacht, sondern lediglich 
über die Wahl des Habsburgers berichtet.31 
Durch die damit verbundene ewige Schan-
de, „obprobrium sempiternum“,32 habe  
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Adolf erwogen, sich eher in den Tod zu 
stürzen als mit seiner Entehrung weiter-
zuleben: „animo consternatus magis elegit 
mori quam cum confusione vivere.“33 Dar-
auf folgt ein kurzer Abriss der Schlacht von 
Göllheim, der sich mehr auf die Kriegstak-
tiken des habsburgischen Heeres konzent-
riert als auf den Tod König Adolfs und die 
Schlacht, die mit biblischen Referenzen 
parallelisiert werden. So wird der Feldzug 
Albrechts gegen den König mit dem Kampf 
der Makkabäer gegen die Seleukiden gleich-
gesetzt, nur um darauf zwei biblische Zitate 
folgen zu lassen, die den Hochmütigen – in 
diesem Fall also Adolf von Nassau – verur-
teilen und die mit seinem Tod ihre Erfüllung 
finden.34 Die Anlehnung an die biblischen 
Makkabäer legt eine Stilisierung Albrechts 
zum Erwählten Gottes nahe, dessen Kampf 
somit zwar nicht aktiv von Gott gelenkt 
wird, aber dennoch dessen Zustimmung 
findet.
Doch die habsburgerfreundliche Perspek-
tive wird nicht bis zum Ende des Berichts 
fortgeführt, denn direkt nach der Mittei-
lung über den Schlachtensieg greift der 
Verfasser einen kursierenden ‚rumor‘ auf. 
Dieser besagt, dass Albrecht nicht der 
rechtmäßige König sein könne, denn Adolf 
sei nie formal abgesetzt worden und es sei 
schlichtweg nicht möglich, dass es gleich-
zeitig zwei Könige gebe.35 Offen bleibt an 
dieser Stelle, ob der Autor, als er dieses Ge-
rücht einband, kein Wissen über das Abset-

33 Ebd., Z. 13 f. Anders interpretiert Schubert, Königsabsetzung, S. 265, diese Stelle: „Sogar die dem Nassauer so 
feindlich gesonnene Erfurter Sankt Peters Chronik schilt die Wahl Albrechts als eine ewige Schande (‚obproprium 
sempiternum‘) (…).“

34 Cron. S. Petri Erford., S. 317, Z. 33, sowie S. 318, Z. 1–3: „‚Quid superbit lutum et cinis?‘ et illud ‚Si ascenderit usque 
ad celum superbia in puncto ut sterquilinium erit.‘“ Der angepasste Verweis erfolgt auf Sir 10,9 und Hiob 20,6.7. 
Vgl. dazu auch die Ausführungen bei Kamenzin, Tode, S. 342 f.

35 Vgl. Cron. S. Petri Erford., S. 318, Z. 3–7. Ähnliches wird in der Colmarer Dominikanerchronik berichtet, auch hier 
hat Albrecht mit der Akzeptanz seines Königtums zu kämpfen, siehe dazu Rexroth, Absetzung, S. 44 f. 

36 Cron. S. Petri Erford., S. 318, Z. 5: „rex Adolfus non fuisset rite depositus“.

37 Vgl. dazu exemplarisch die Ausführungen zur Straßburger Ellenhard-Chronik bei Wallner, Königsabsetzung, S. 28 
f.

38 Vgl. dazu die Beurteilung der Fürstenfelder Chronik bei Wallner, Königsabsetzung, S. 30, sowie die allgemeine 
Problematik der zeitgenössischen Sicht auf den Absetzungsprozess bei Schubert, Königsabsetzung, S. 264–266. 
Auch die Colmarer Chronik spricht Albrecht zu diesem Zeitpunkt noch mit „dux“ an, vgl. die Ausführungen (und 
Ausnahmen) bei Lenz, Konsens, S. 114, sowie Kamenzin, Tode, S. 339. Zugleich wird Adolf weiterhin als „rex“ be-
zeichnet, bis zur Neuwahl Albrechts.

39 Cron. S. Petri Erford. S. 318, Z. 7–10 zu Neuwahl und Krönung sowie der Jubel in S. 318, Z. 15 f.

zungsverfahren hatte oder indirekte Kritik 
üben möchte, indem er auf eine rechtlich 
falsche Absetzung hinweist. Für ersteres 
würde sprechen, dass die Peterschronik, 
anders als zum Beispiel Siegfried von Ball-
hausen, nicht auf die Begründungen der 
Absetzungsurkunde eingeht, sondern nur 
allgemeine Kritik bei der Zusammenkunft 
der Fürsten rezipiert. Doch es ist wahr-
scheinlicher, dass der Autor die Absetzung 
bewusst ausließ, entweder, weil er sie als 
unrechtmäßig ansah, wofür der Gebrauch 
des Wortes „rite“36 sprechen würde, oder 
weil er sie in ihrer Bedeutung nicht einord-
nen konnte, wie es Mathias Wallner auch 
für andere Chroniken nachgewiesen hat.37

Auch der konsequente Gebrauch des Titels 
„dux Austrie“ für den Habsburger bis zum 
Zeitpunkt seiner zweiten Wahl könnte ein 
Zeichen seiner Missbilligung sein.38 In der 
Beschreibung der Peterschronik verzichte-
te Albrecht nach der Schlacht drei Tage auf 
das Reich und wurde dann einträchtig er-
neut gewählt und in Aachen gekrönt. Erst 
ab diesem Zeitpunkt wird er als König be-
zeichnet, wenn ihm das Volk auf dem Hof-
tag zu Nürnberg im November 1298 zuju-
belt: „Vivat rex in eternum! Alleluia!“39 Der 
entscheidende Punkt der Akzeptanz ist für 
den Verfasser der Peterschronik also weder 
die Absetzung Adolfs noch die Schlacht 
bei Göllheim, sondern die zweite Wahl und 
die Krönung nach traditionellem Ritus. Er-
schwerend für die Akzeptanz des neuen 
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Königs kommt hinzu, dass der beschriebe-
ne rumor auch besagt, dass Albrecht den 
abgesetzten König getötet habe. Ähnlich 
wie in anderen chronikalischen Überliefe-
rungen wird er hier als derjenige bezeich-
net, der Adolf in der Schlacht tötete, „dux 
occidisset regem Adolfum“,40 der juristisch 
gestützte Vorwurf eines Königsmords wird 
aber vermieden. In diesem Punkt gleicht die 
Peterschronik der anonymen Fürstenfelder 
Chronik, die zwar Albrecht von Habsburg 
zum „Friedensbrecher und Rebell“ stilisiert, 
aber auch keine juristisch gestützte Ankla-
ge erheben kann.41 Manuel Kamenzin hält 
an dieser Stelle für die Erfurter Peterschro-
nik fest, dass der „Vorwurf des Mordes [...] 
durch die Schilderung selbst bereits ent-
kräftet“42 worden sei, was sich dadurch 
stützen lässt, dass der Tod Adolfs, einge-
rahmt durch die biblischen Referenzen zum 
Fall der Hochmütigen, nicht als ungerecht 
dargestellt wird.43 Mathias Wallner hat da-
rauf hingewiesen, dass keiner der von ihm 
untersuchten Chronisten diesen Vorwurf 
erheben kann, eine Beobachtung, die auf 
die Erfurter Peterschronik ausgeweitet wer-
den muss.44

Wenn man die vorherigen Abschnitte der 
Chronik genau betrachtet, dann wird deut-
lich, dass das Interesse zwar primär auf 
Albrecht liegt, Adolfs Seite aber dennoch 
immer wieder in kurzen Anmerkungen ein-
bezogen wird, so etwa, wenn er beschließt, 
sich dem habsburgischen Heer „viriliter oc-
currere aut cum decore vitam finire“, oder 
als er von der Wahl seines Widersachers 

40 Ebd., Z. 6 f.

41 Wallner, Königsabsetzung, S. 30.

42 Kamenzin, Tode, S. 343.

43 Vgl. dazu Heinz Thomas, Deutsche Geschichte des Spätmittelalters 1250–1500, Stuttgart 1983, S. 106, der das 
„Verwirrspiel“ um den eigentlichen Mörder Adolfs vor dem Hintergrund des päpstlichen Tadels beleuchtet.

44 Vgl. Wallner, Königsabsetzung, S. 84.

45 Cron. S. Petri Erford. S. 316, Z. 28 f., sowie S. 317, Z. 12–14.

46 Ebd., S. 308, Z. 17 für das Absprechen der Gnade sowie S. 313, Z. 27–29 für die Verfluchung seines Namens in 
Thüringen.

47 Vgl. für die Beschreibung der List ebd., S. 317, Z. 17–26. Bezüglich der Einordnung für oder gegen Adolf siehe auch 
Schmidt, Untersuchungen, S. 147, wohingegen Schubert, Absetzung, S. 295, noch die öffentliche Meinung auf der 
Seite Adolfs positionierte.

48 Vgl. dazu die Einordnung von Schubert zur militärischen Rolle Adolfs: Schubert, Königsabsetzung, S. 260.

49 Vgl. ebd., S. 260 f., sowie ders., Absetzung, S. 290–292.

erfährt und beschließt, eher zu sterben, als 
mit der Schande der ‚diffidatio‘ zu leben.45 
Diese innere Perspektive steht im scharfen 
Gegensatz zu der vorherigen Darstellung, 
die dem Nassauer jedwede königliche Gna-
de abgesprochen und seinen Namen bitter-
lich verflucht hatte.46 Des Weiteren wird 
berichtet, dass die Fürsten der Opposition 
eine List planten, um eine militärische Ent-
scheidung zu provozieren, bevor das Heer 
des Königs weiteren Zulauf erhalten konn-
te. Diese Täuschung wird detailliert aus-
gebreitet, für eine eindeutige Parteinahme 
für den König bleibt der Text aber etwas 
zu oberflächlich.47 Es lässt sich jedoch ein 
Interesse für den Nassauer erkennen, wel-
ches in dem Abschnitt der Feldzüge nicht 
bekundet wurde.
Man kann also für die Erfurter Peterschro-
nik festhalten, dass sich ihre Haltung zu 
Adolf von Nassau mit den Geschehnissen 
des Jahres 1298 leicht wandelt. Entgegen 
dem früheren Duktus fehlt in den Aussagen 
über den Nassauer der beißende Ton der 
Jahre 1294 bis 1296, auch wenn der Be-
richt Albrecht zugewandt bleibt. Laut dem 
Chronisten war es sein Heerzug, der nach 
der Prager Krönung den König zur Aktion 
und zur militärischen Eskalation beweg-
te.48 Diese Konzentration auf den bewaff-
neten Konflikt zwischen dem Habsburger 
und dem Nassauer spiegelt sich auch in 
den Reaktionen Adolfs wider, wie sie in 
der Peterschronik dargestellt werden.49 
Dennoch bleibt für den Erfurter Verfasser 
der Tod Adolfs ein „verdienter, schlechter 
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Tod“.50 Dem vom Reich verlassenen Nas-
sauer bleibt in der Schilderung kein ande-
rer Ausweg als zu sterben und so findet er 
auf dramatische Weise als Tyrann seinen 
Tod in der Schlacht. Das Interesse, das der 
Verfasser dem Schicksal des Königs gegen-
über zeigt, legt offen, dass er die Vorgänge 
und besonders den Fall des Herrschers51 für 
besonders relevant hielt und als Exempel, 
fast schon als ein Lehrbeispiel, in seiner 
Chronik festhalten wollte. Auch ein persön-
liches Interesse aufgrund der thüringischen 
Betroffenheit durch die Feldzüge mag die-
se Sichtweise beeinflusst haben. Trotzdem 

50 Kamenzin, Tode, S. 343.

51 Eine indirekte Referenz auf den Aufstieg und Fall eines Herrschers, wie er mit dem ‚Rad der Fortuna‘ in der mittel-
alterlichen Historiographie und Literatur vielfach beschrieben wurde, kann an dieser Stelle nicht ausgeschlossen 
werden, auch wenn die damit verbundene Distanzierung vom Geschehen auf die Ebene des Schicksals konträr 
zu der aktiven Rolle Albrechts von Habsburg (und der Anlehnung an die Makkabäer) steht, wie sie der Chronist 
beschreibt. Vgl. grundlegend zur Fortuna: Hans-Werner Goetz, Fortuna in der hochmittelalterlichen Geschichts-
schreibung, in: Das Mittelalter 1, 1996, S. 75–89.

52 Vgl. Volker Honemann, Johannes Rothe und seine „Thüringische Weltchronik“, in: Hans Patze (Hg.), Geschichts-
schreibung und Geschichtsbewusstsein im späten Mittelalter, Sigmaringen 1987, S. 497–522, hier S. 507 f.; ders., 
Art. Johannes Rothe, in: Verfasserlexikon. Band 8, 2. Aufl., Berlin und Boston 1992, Sp. 277–285, hier Sp. 280.

53 Vgl. Honemann, Johannes Rothe, S. 514 f.

54 Ebd.

verzichtet der Verfasser darauf, abschlie-
ßende Schmähungen oder Verwünschun-
gen gegenüber Adolf auszustoßen, wie sie 
so markant in der Zeit der Feldzüge waren. 
Die Gründe für diese etwas ambivalente 
Haltung, die der Verfasser gegenüber Adolf 
einnimmt, bleiben offen, man könnte eine 
zeitliche Distanz zwischen Ereignis und Ab-
fassung vermuten. Auch eine veränderte po-
litische Lage zum Zeitpunkt der Abfassung, 
gerade im Hinblick auf das angespannte 
habsburgisch-wettinische Verhältnis der 
späteren Jahre, könnte einen Einfluss auf 
die Schilderung gehabt haben.

Thüringische Weltchronik – Johannes Rothe
Die vermutlich im Eisenacher Raum ent-
standene Thüringische Weltchronik ist 
über 120 Jahre nach den Geschehnissen 
des Jahres 1298 anzusiedeln (um 1420) 
und zeichnet sich dadurch aus, dass sie wei-
te Teile der älteren thüringischen Chronis-
tik bündelt und kompilatorisch verarbeitet. 
Neben der Historia Eccardiana und der da-
rin verarbeiteten Eisenacher Franziskaner-
chronik sowie der Historia Pistoriana als 
Hauptquellen bezieht sich Johannes Rothe 
auch auf die Reinhardsbrunner Chronistik 
und die Cronica S. Petri Erfordensis moder-
na.52 So ist es wenig verwunderlich, dass 
große Teile der Jahre 1294 bis 1298 mit der 
Erfurter Peterschronik sowohl im Inhalt als 
auch in der Formulierung (in Übersetzung) 
übereinstimmen, weswegen hier, entgegen 
der chronologischen Reihenfolge und zum 
Zweck des direkten Vergleichs, die Thürin-
gische Weltchronik vor der Historia univer-
salis aufgegriffen werden soll.

Gerade für die Zeit der thüringisch-meiß-
nischen Feldzüge lassen sich bei Johannes 
Rothe zahlreiche Stellen anführen, in de-
nen der schlechte Charakter und die Un-
taten des Königs hervorgehoben werden. 
Eingebunden wird diese Darstellung in eine 
übergreifend angelegte Kritik an Adel und 
Rittertum.53 Rothe selbst erhebt in seiner 
Chronik den Anspruch, das Handeln der 
Könige und Fürsten in allen ihren Facetten 
aufzuzeigen, seien sie positiv oder negativ. 
Dass seine Schilderung dennoch nicht im-
mer neutral bleibt, darauf hat schon Vol-
ker Honemann hingewiesen. Dabei sind 
die Charakterisierung und Bewertung der 
Herrscher auch in hohem Maße auf das von 
Rothe verwendete Quellenmaterial zurück-
zuführen.54

Doch trotz der großen Ähnlichkeiten lassen 
sich einige signifikante Abweichungen zu 
der bereits untersuchten Peterschronik be-
nennen. Anders als in der Erfurter Vorlage 
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beginnt die Thüringische Weltchronik mit 
einem Einschub zum Heerzug Albrechts, 
der erzählerisch an die thüringisch-meiß-
nischen Feldzüge des Königs anknüpft. Erst 
darauf folgt die Beschreibung der Prager 
Krönung Wenzels II.55 Wo in der Peterschro-
nik also noch ein Zusammenhang zwischen 
der Opposition im Reich und dem Heer-
zug gesehen werden konnte, werden diese 
beiden Ereignisse bei Johannes Rothe als 
unterschiedliche Schritte der Entwicklung 
eingeführt. Folgt man Alois Gerlich, kann 
man bis zur Teilnahme Albrechts an der 
Krönung Wenzels von Böhmen an Pfings-
ten 1297 die Konflikte mit dem Habsburger 
einerseits und den Kurfürsten andererseits 
getrennt betrachten. Während sich der 
militärische Konflikt mit dem Sohn König 
Rudolfs schon gegen Ende des zweiten Feld-
zugs im Frühjahr 1296 abzeichnete, nahm 
eine Verbindung der Kurfürsten erst mit 
den Vorbereitungen für Wenzels Krönung 
im Sommer 1296 konkret Gestalt an.56 
Die beiden Bewegungen agierten zunächst 
unabhängig voneinander. Erst das Zusam-
mentreffen in Prag ermöglichte einen Zu-
sammenschluss, der in der folgenden Zeit 
intensiviert wurde.57 Im vorliegenden Rah-
men unterstreicht diese Anordnung die ak-
tive Rolle Albrechts bei den Geschehnissen 
und macht seine Handlungen unabhängig 
von der kurfürstlichen Bewegung.
Das ist jedoch nicht die einzige Auffällig-
keit in Bezug auf die Prager Krönung, denn 
wo die Peterschronik die Unzufriedenheit 
der Fürsten zumindest andeutet, schweigt 
Rothe dazu und berichtet lediglich von den 
anwesenden Fürsten und den Feierlichkei-
ten.58 Es ist anzunehmen, dass Johannes 

55 Weltchronik, c. 574 (Heerzug) sowie c. 575 (Krönung).

56 Gerlich, Adolf von Nassau, S. 57 f.

57 Vgl. ebd., S. 59 f.

58 Vgl. Weltchronik, c. 575. Kritik an den thüringischen Feldzügen und dem Hochmut des Königs äußern hingegen 
„Freunde vom Rhein“ (c. 574), was sich auf die am Rhein ansässigen Kurfürsten beziehen könnte, es bleibt aber 
unbestimmt.

59 Diese berichtet ebenfalls von den vier Tage andauernden Feierlichkeiten und dem Tod der böhmischen Königin, 
ohne auf die Unzufriedenheit der Fürsten einzugehen, vgl. Historia genealogica principum Saxoniae superioris, hg. 
v. Johann Georg Eckhardt, Leipzig 1722, Sp. 313–486, hier Sp. 448 f. 

60 Vgl. dazu Weltchronik, c. 576–577, mit Cron. S. Petri Erford., S. 316, Z. 15–20.

61 Weltchronik, c. 576, vgl. dazu Cron. S. Petri Erford., S. 317, Z. 2–6.

Rothe sich an dieser Stelle nicht an der 
Peterschronik, sondern an einer seiner an-
deren Quellen wie der Historia Eccardiana 
orientiert hat.59 Diese Auslassung erscheint 
ungewöhnlich, doch kann sie in das Bild, 
welches Rothe von Albrecht von Habsburg 
zeichnet, eingeordnet werden. Nach der ein-
führenden Episode zu seinem Heerzug wird 
dieser nämlich, hier nun wieder der Anord-
nung der Peterschronik folgend, nach der 
Krönung erneut aufgegriffen. Inhaltlich ist 
dieser Abschnitt sehr nah an die Peters-
chronik angelehnt, wie die Übernahme einer 
Episode um Otto von Bayern zeigt.60

Es gibt an dieser Stelle weitere Abweichun-
gen, die für die Darstellung Albrechts und 
somit auch für diejenige Adolfs relevant 
sind. So wird zunächst der Seitenwechsel 
des Mainzer Erzbischofs Gerhard II. von 
Eppstein begründet, denn wo der Erfurter 
Chronist nur den Seitenwechsel des Erzbi-
schofs vom Verbündeten zum Gegner des 
Königs feststellt, führt Rothe als Grund an, 
dass Adolf von Nassau durch „seynen obir-
mut des bischoufes vient was“,61 obwohl 
dieser ihn doch zum König erhoben habe. 
Die eigentliche Schuld wird damit – ähnlich 
wie bei den mitteldeutschen Feldzügen – 
König Adolf zugeschrieben.
Gleichzeitig wird hier die Bedeutung des 
Mainzer Erzbischofs – im Vergleich zur 
Darstellung der Peterschronik – reduziert, 
denn die Initiative zur Intervention gegen 
den amtierenden König geht in dieser Ver-
sion vom Habsburger aus. Nachdem eine 
entsprechende Erwähnung bei der Prager 
Krönung fehlte, sucht Albrecht bei Rothe 
den Rat des Mainzer Erzbischofs, „wie her 
sich stellen sulde kegen yrem viende deme 
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romischen konige Adolffo, das sie seyne 
hochfart etzwas gestilleten“.62 Bei der dar-
auffolgenden Versammlung der Kurfürsten 

62 Weltchronik, c. 577.

ist der Erzbischof zudem nicht mehr der 
Einzige, der namentlich erwähnt wird, auch 
die Erzbischöfe von Trier und Köln sowie der 

Abb. 1: Ausschnitt zur Schlacht von Göllheim aus der Thüringischen Weltchronik des Johannes 
Rothe (c. 578: Wie der herzoge von osterich konig adolff bestreit) 
Forschungsbibliothek Gotha Chart. A 159, fol 131r (urn:nbn:de:urmel-b680ab4ed78d-4f58-8145-ed2a-

097d08e26-00014369-2652)
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Pfalzgraf bei Rhein werden genannt.63

Auch auf die Absetzung Adolfs und die 
Neuwahl geht Rothe etwas näher ein als 
seine Erfurter Vorlage. Damit wird erstmals 
eine Begründung für die Unzufriedenheit 
mit dem König gegeben, denn dieser habe 
schwere Fehler in Thüringen begangen. Für 
diese werde er nun „vorworffen“ und an sei-
ner statt Albrecht gewählt.64 Gerade diese 
Formulierung ist angesichts des Befundes, 
dass sie in den primären Vorlagen Rothes 
nicht vorkommt und mit ihr erstmals dem 
Absetzungsverfahren Platz eingeräumt 
wird, aufschlussreich für die Frage nach 
Rothes Interpretation der Vorgänge. Trotz-
dem findet sich auch bei ihm der Vorwurf, 
König Adolf sei nicht „mit rechte abge-
satzt“65 worden; das Königtum Albrechts 
sei somit anzuzweifeln. Die Tradierung die-
ses Gerüchts deckt sich mit der Peterschro-
nik, aber auch bei Rothe lässt sich die Si-
tuation mit einem temporären Verzicht des 
neuen Königs auf die Krone und einer ord-
nungsgemäßen Neuwahl und Krönung lö-
sen. Während sich die Peterschronik mehr 
auf den Ritus und die Akzeptanz des Habs-
burgers im Volk bezieht, rückt Rothe die 
Rolle der Kurfürsten in den Vordergrund. 
Ihnen wird das Recht zur Kür beim Tod des 
Königs zugeschrieben, ihrem Willen muss 
sich Albrecht also beugen und kann nicht 
nur durch den Sieg in der Schlacht das Kö-
nigtum für sich beanspruchen: „(…) so were 
die kor des romischen koniges an die kor-
fursten gefallen, unde dorumbe so musste 
her des vorsachin unde yn yren willen set-
zen.“66 Während so das Hauptaugenmerk 
deutlich auf Albrecht gelenkt wird, bleibt 
Adolf bei Rothe noch mehr als in der Erfur-
ter Peterschronik im Hintergrund des Ge-

63 Ebd.: „das sie woldens enden [noch dem bischoufe von Trire unde noch deme bischoufe von Kolne unde noch dem 
phaltzgraven an dem Reyne]“.

64 Ebd.: „do worden sie des ratis, das sie den konigk Adolffin umbe seyyne untogunt, die her do unde yn Doryngen 
begangen hatte, vorworffen unde erwelten do herzogen Albrechten von Ostirrich an seyne stat zu eyme romischen 
konige“.

65 Ebd., c. 578.

66 Vgl. ebd.

67 Ebd., c. 576: „unde wolde on bestehin ader wolde dorumbe sterben“. Sowie c. 577: „da wart her [konigk Adolf] gar 
bestortzt yn seme gemute unde meynete, her wolde lieber sterben, denn das her mit sogethaner smaheit lebete“.

68 Vgl. Honemann, Johannes Rothe, S. 517.

69 Vgl. dazu ebd., S. 521 f.

schehens. Zwar finden sich auch hier seine 
Reaktionen auf das Handeln seines Gegen-
spielers,67 doch gerade durch die Einbin-
dung der Absetzung in die Erzählung wird 
der Fokus vom habsburgisch-nassauischen 
Konflikt in Richtung der kurfürstlichen 
Sentenz und somit der juristischen Ebene 
verschoben. Ein möglicher Grund für diese 
Schwerpunktsetzung mag bei Rothe in dem 
zeitlichen Abstand liegen, der ihm, zusam-
men mit dem vielfältigen Quellenmaterial, 
eine abweichende Sichtweise von seiner 
Vorlage ermöglicht. Des Weiteren fehlt die 
unmittelbare Betroffenheit des Autors von 
den Feldzügen, die ihn zwar nicht davon ab-
hält, die thüringischen Feldzüge mithilfe 
seiner Vorlagen ausführlich und in grellen 
Szenen darzustellen, es ihm jedoch auch 
erlaubt, die Erzählung in einen größeren 
Kontext einzuordnen.68 Im Vergleich zur 
Schilderung der Feldzüge steht Adolf von 
Nassau in den Berichten zu 1298 nicht 
mehr im Mittelpunkt der Erzählung, auch 
wenn die militärischen Aktionen Adolfs in 
Thüringen als Anklagepunkt der Kurfürsten 
reflektiert werden.
Die Einbeziehung dieser Vorwürfe, die auch 
denen der Absetzungsurkunde entspre-
chen, kann mit der Schwerpunktsetzung 
Rothes auf die wettinischen Gebiete er-
klärt werden. Rothe bezieht sich in seiner 
Weltchronik, die der thüringischen Land-
gräfin Anna von Schwarzburg gewidmet 
ist, auf den mitteldeutschen Raum und die 
dazugehörigen Quellen. Dementsprechend 
sind die Berichte, die einen Bezug zu die-
sen Gebieten aufweisen, in diesem Fall jene 
über die Feldzüge Adolfs von Nassau, in der 
Chronik prominenter und umfänglicher 
dargestellt.69
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Historia universalis – Siegfried von Ballhausen

70 Vgl. Reinhard Hahn, Geschichte der mittelalterlichen deutschen Literatur Thüringens (Veröffentlichungen der 
Historischen Kommission für Thüringen, Kleine Reihe, 34), Köln/Wien 2012, S. 227 f., sowie grundlegend Mathias 
Kälble, Art. Siegfried of Ballhausen, in: Graeme Dunphy (Hg.), Encyclopedia of the medieval chronicle, Bd. 2, Lei-
den, Boston 2010, S. 1357 f., sowie weiter die Ausführungen bei Moeglin, Sentiment, 333–335. 

71 Das benutzte Wort ist hier „destituere“ (Historia, S. 713, Z. 37).

72 Vgl. ebd., S. 713, Z. 38–44, sowie die Bewertung in RI VI, 2, Nr. 989 mit der dortigen Vermutung, dass es sich bei 
dem letzten – von der Urkunde abweichenden – Vorwurf um ein Wortspiel handeln könnte. Dieser Vorwurf ist zwar 
nicht in der Depositionsurkunde enthalten, dass Adolf für den schlechten Zustand des Reiches verantwortlich sei, 
er wird aber im einleitenden Teil erwähnt, vgl. MGH Const. 3, Nr. 589, S. 550, § I,2.

73 Historia, S. 714, Z. 4 f.: „ducem Austrie Adelbertum, filium regis Romanorum Rudolfi, in Romanum regem elegis-
sent“.

74 Ebd., S. 714, Z. 6.

Als drittes Beispiel dient die Historia uni-
versalis des Pfarrers Siegfried von Ball-
hausen (bei Bad Tennstedt, nordwestlich 
von Erfurt), die mit ihrer Entstehungszeit 
bis zum Jahr 1304/1306 sehr nah an den 
Geschehnissen des Jahres 1298 steht. Ob-
wohl sie als Universalgeschichte konzipiert 
ist und die ‚historia sacra‘ den größten 
Raum einnimmt, begründet die Historia 
Siegfrieds mit ihrem ausdrücklich auf Thü-
ringen gerichteten Blick die thüringische 
Historiographie.70

Diese Chronik fällt dadurch auf, dass sie als 
einziges der gewählten Beispiele die Vor-
würfe der Absetzungsurkunde wiedergibt. 
Während bei Johannes Rothe die Kritik be-
reits im Rahmen der Feldzüge angedeutet 
und in der Erfurter Peterschronik während 
der Prager Krönung 1297 nur die allge-
meine Unzufriedenheit der Kurfürsten be-
schrieben wird, erwähnt Siegfried, dass die 
versammelten Fürsten explizit beschlossen, 
den König abzusetzen.71 Zu diesem Zweck 
werden vier Gründe aufgezählt, die den Kö-
nig für sein Amt ungeeignet machten: Sie 
beklagen die Zerstörung von Kirchen („quia 
ecclesias vastasset“), die Schändung von 
Jungfrauen („quia virgines stuprasset“), 
den schandhaften ‚Solddienst‘ für den eng-
lischen König („quia accepisset stipendia 
belli ab inferiore se“) sowie die ‚Zerstreu-
ung‘ des Reiches statt dessen Mehrung 
(„quia rem publicam non auxisset, sed ma-
gis dissipasset“).72 Mit diesen Vorwürfen 
entziehen sie Adolf das Reich und wählen 
Albrecht zum neuen König. Die Abfolge 
stimmt zwar mit der Absetzungsurkunde 
überein, doch verortet sie Siegfried nicht 

in dem eigens dafür angesetzten ‚consilio‘ 
1298, sondern greift der Geschichte voraus 
und erzählt sie im Kontext der Prager Krö-
nung 1297.
Diese Platzierung erscheint ungewöhnlich, 
zumal die Aufzählung der Vorwürfe zeigt, 
dass der Verfasser durchaus Kenntnis von 
der Absetzung hatte und auch die Urkun-
de kannte. Der Grund für diese Platzierung 
kann in der Fokussierung des Autors ver-
mutet werden, denn neben dem eigent-
lichen Absetzungsverfahren fehlt auch die 
umfangreiche Beschreibung des Heerzugs 
Albrechts von Habsburg ab dem Jahr 1297, 
der in der Erfurter Peterschronik und bei Jo-
hannes Rothe ausführlich besprochen wird. 
Stattdessen zieht Albrecht als Elekt73 nach 
der Prager Krönung dem abgesetzten König 
mit einem Heer entgegen. Der Heerzug wird 
somit ausdrücklich als Folge des kurfürst-
lichen Beschlusses und der Absetzung klas-
sifiziert, der in einem Kampf „inter reges“74 
endet. Diese Erläuterung von wenigen Zei-
len steht im Gegensatz zu den detaillierten 
Ausführungen der Erfurter Chronik und Jo-
hannes Rothes, auch die dort beschriebene 
List, die zur Niederlage Adolfs führte, fehlt 
bei Siegfried. Dennoch stellt die Schlacht 
für Siegfried die eigentliche Entscheidung 
um den Königsthron dar; das Absetzungs-
verfahren bietet lediglich die Grundlage, re-
alpolitisch wird das Urteil aber mit dem Tod 
Adolfs gefällt, denn Albrecht ist zwar neu 
gewählt und Adolf offiziell abgesetzt, doch 
ist der Tod des alten Königs Voraussetzung 
dafür, dass der neue König das Königtum 
vollständig für sich beanspruchen kann. 
Das wird dadurch verdeutlicht, dass Adolf 
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konsequent als „rex“, Albrecht hingegen als 
„dux“ angesprochen wird. Erst mit dem Tod 
des Nassauers ist der Habsburger für den 
Verfasser der „novus rex“.75

Im Gegensatz zum Erfurter Chronisten und 
zu Rothe scheint kein allgemeiner Zweifel 
an der Legitimität des neuen Königs zu be-
stehen. Nach der gewonnenen Schlacht 
findet sich auch kein Bericht über eine 
Neuwahl, sondern der Habsburger „itaque 
Aquisgrani coronatus, regalem accepit be-
nedictionem“.76 Auch wenn anders als bei-
spielsweise in der Erfurter Peterschronik 
biblische Verweise fehlen, wird der Sieg 
Albrechts von Siegfried dadurch untermau-
ert, dass er ihn auf den Willen Gottes zu-
rückführt.77 Alle möglichen Kritikpunkte an 
Albrecht werden somit vom Verfasser ent-
weder verschwiegen oder geschickt umgan-
gen. Seine erste Wahl wird als rechtmäßig 
beurteilt, wobei die entscheidende Instanz 
für Wahl und Absetzung die Kurfürsten 
sind, unter der prominenten Führung des 
Mainzer Erzbischofs. Albrecht selbst wird 
weder der Tod Adolfs noch der Lauf der 
Ereignisse zur Last gelegt. Diese Beobach-
tung fügt sich in das Gesamtbild ein, wel-
ches die Chronik von ihm entwirft. Das wird 
dadurch unterstützt, dass er stets als der 
Sohn Rudolfs von Habsburg, der ebenfalls 
sehr positiv beurteilt wird, tituliert wird. 
Auch in den weiteren Stationen seiner 
Herrschaft ergreift der Verfasser Partei für 
den Habsburger.78

Auf der anderen Seite ist das Bild, welches 
von König Adolf gezeichnet wird, weniger 
freundlich. Schon mit Blick auf die Zeit der 
Feldzüge war Siegfried ein scharfer Kritiker 

75 Vgl. hierzu erneut die Titulierung in den Osterhovener Annalen, beschrieben bei Wallner, Königsabsetzung, S. 34.

76 Historia, S. 714, Z. 15–17.

77 Ebd., Z. 13. Vgl. dazu Rogge, Attentate, S. 14, sowie unten, Anm. 78.

78 Vgl. für die Darstellung Rudolfs Historia, S. 711, Z. 25–30, und für die Parteinahme für Albrecht beispielhaft des-
sen Konflikt mit den Kurfürsten auf S. 715, Z. 20–22 und Z. 30–40. Interessant ebenfalls die Darstellung der 
Schlacht von Lucka als letzter Eintrag (Additamentum, S. 718), der nur die Schwaben („Swevi“) benennt, nicht 
aber Albrecht. 

79 Vgl. für den Vorwurf der Tyrannei im Kontext des zweiten Feldzugs Historia, S. 713, Z. 2.

80 Ebd., S. 712, Z. 22–24.

81 Vgl. für diese Einordnung u. a. Birgit Studt, Art. Siegfried von Balnhausen, in: Verfasserlexikon. Band 8, 2. Aufl., 
Berlin und Boston 1992, Sp. 1200–1204. Ein Bezug auf die Wettiner wird deutlich, wenn Siegfried die Abstam-
mung Friedrichs des Freidigen hervorhebt, Historia, S. 713, Z. 7–10.

des Nassauers. Im Vergleich zur Erfurter 
Peterschronik zwar nicht so ausführlich, 
dafür aber nicht weniger heftig warf er 
dem König Tyrannei vor.79 In grellen Episo-
den, die zum Teil einzelne Begebenheiten 
exemplarisch ausleuchten, werden dem 
König die schlimmsten Verbrechen vor-
geworfen: „Eodem anno rex Romanorum 
Adolfus forti manu intravit Thuringiam in 
mense Septembri, multa mala ibidem exer-
cens, stuprans virgines, ecclesias vastans, 
innocentes et iustos spolians, opprimens 
et occidens, et alia plura perpetrans cont-
ra normam iustici.“80 Ein Augenmerk liegt 
auch auf seiner anscheinenden Gleichgül-
tigkeit gegenüber dem entstandenen Leid 
sowie seinem Vorgehen gegen die Landgra-
fensöhne. Die dezidiert thüringische bzw. 
wettinische Perspektive, die der Verfasser 
einnimmt, kann als eine Erklärung für sei-
ne offen geäußerte Antipathie gegen König 
Adolf angeführt werden.81

Dass sich diese Sicht im Jahr 1298 fort-
setzt, zeigt der Abschnitt zur Schlacht 
bei Göllheim. Während im vorherigen Ab-
schnitt zur Prager Krönung Adolf nur indi-
rekt in Erscheinung tritt, bleibt er auch in 
der Schlacht eher passiv. Die Veranschau-
lichung seiner Reaktion, wie sie die Peters-
chronik und die Thüringische Weltchronik 
anführten, sind hier nicht zu finden. Statt-
dessen beschreibt die Chronik ein äußerst 
unwürdiges Ende des Königs, der den Tod 
der Tyrannen stirbt. So sei er „non solum 
gladiis vulneratus, sed et ungulis equorum 
conculcatus, et in proprio sanguine voluta-
tus, miserabiliter animam exalavit“. Diese 
fast schon vulgäre Deskription vom Tod des 
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Tyrannen, der im eigenen Blut und mit Got-
tes Zustimmung, „Deo permittente“, stirbt, 
steht im starken Kontrast zu dem nachfol-

82 Vgl. ebd., S. 714, Z. 10–18. Für die Beschreibung der Schlacht bei Göllheim siehe Historia, S. 714, Z. 2–19. Wäh-
rend Rogge, Attentate, S. 23, auf Grundlage dieser Formel hier ein Gottesurteil sieht und Schubert, Absetzung, S. 
269 mit Anm. 135 (kritisch eingeordnet bei Kamenzin, Tode, S. 336, Anm. 1973) notiert, dass die Bewertung als 
Gottesurteil nur selten anzutreffen bzw. primär der modernen Forschung zuzuschreiben sei, kann an dieser Stelle 
keine sichtbare göttliche Intervention festgestellt werden, weder negativ noch positiv, die den Bericht Siegfrieds 
eindeutiger in die Nähe eines Gottesurteils rücken würde. 

genden Satz, der den glorreichen und gott-
gefälligen Sieg Albrechts zelebriert.82

Abb. 2: Ausschnitt der Geschehnisse von 1297/98 in der Historia universalis des Siegfried von Ball-
hausen (De coronatione regis Bohemie/De conflictu regum)
Universitätsbibliothek Erlangen-Nürnberg H62/MS 410, fol. 239v (urn:nbn:de:bvb:29-bv041659684-0708-2)
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Zusammenfassung der Beobachtungen
Welches Fazit lässt sich nun aus diesen 
Beobachtungen ziehen? Die untersuch-
ten thüringischen Chroniken legen ihren 
Schwerpunkt übergreifend auf die militäri-
sche Entscheidung, welche in der Schlacht 
von Göllheim herbeigeführt wurde. Das vo-
rausgegangene Absetzungsverfahren wird 
sowohl in der Erfurter Peterschronik als 
auch in der Thüringischen Weltchronik bis 
auf wenige Andeutungen ausgespart. Mit 
dieser Auslassung geht gleichzeitig eine 
Konzentration auf die Person Albrechts 
von Habsburg einher. Dessen wohlwollen-
de Charakterisierung und die damit ver-
knüpfte Parteinahme für die habsburgische 
Seite wird durch angedeutete Kritikpunkte 
durchbrochen. Insbesondere die Frage nach 
der Legitimität seiner Herrschaft und der 
damit verbundene Vorwurf, er habe den 
amtierenden König in der Schlacht getötet 
(ohne ihn einen Königsmörder zu nennen), 
zeigt keine uneingeschränkte Zustimmung 
durch die mitteldeutschen Chronisten.
Ein möglicher Grund für die übergreifend 
kritische Haltung gegenüber dem Königtum 
könnte in der wettinisch-thüringischen Per-
spektive der Chronisten liegen. Mit denen, 
die den Frieden in Thüringen bedrohen, 
gehen sie scharf ins Gericht – zunächst 
mit König Adolf, mit dem Jahr 1307 dann 
auch mit König Albrecht. Gegenüber den 
Jahren 1294–1296 ist die Darstellung des 
Jahres 1298 ambivalenter im Tonfall. Die 
teilweise wüsten Beschimpfungen in den 
Schilderungen der früheren Jahre fehlen, 
stattdessen werden die Reaktionen Adolfs 
auf die Handlungen seines Kontrahenten 
herausgestellt, ohne dass der Fokus der 
Berichterstattung dabei auf den Nassauer 
übergehen würde oder die Chronisten Par-
tei für ihn ergreifen würden. Sie bleiben ihm 
immer noch feindlich gesonnen, doch mag 
besonders bei der Thüringischen Weltchro-
nik Johannes Rothes der zeitliche Abstand 
für eine differenziertere Einordung der Ge-
schehnisse gesorgt haben.

Die Historia universalis des Siegfried von 
Ballhausen ist die einzige der drei Chroni-
ken, die das Absetzungsverfahren genauer 
aufgreift, wenn auch nicht vollständig, doch 
findet hier eine Verschiebung von der rei-
nen Berichterstattung über die militärische 
Eskalation hin zu einer Betrachtung der 
Ereignisse auch auf der juristischen Ebene 
statt. Die Kurfürsten schufen die rechtli-
chen Grundlagen für Albrechts Heerzug, die 
Krone gewann er jedoch auf dem Schlacht-
feld – damit erübrigt sich eine Neuwahl des 
Königs in dieser Variante der Darstellung. 
Die Beschreibung ist noch stärker auf den 
Habsburger bezogen und deswegen ist es 
wenig verwunderlich, dass das Bild Adolfs 
von Nassau keinem Wandel unterliegt. 
War das Urteil der Jahre 1294–1296 schon 
unzweifelhaft negativ behaftet, lässt der 
Chronist nun den König in Göllheim ein un-
würdiges Ende unter den Hufen der Pferde 
finden. Keiner der anderen Chronisten geht 
derartig explizit auf den Tod des Königs ein.
Insgesamt lassen sich für die mitteldeut-
schen Chronisten, von denen hier eine 
kleine Auswahl untersucht wurde, ähnliche 
Ergebnisse beschreiben, wie für die bereits 
in anderen Studien untersuchten Quellen. 
Doch die thüringische Sichtweise ist für 
das Königtum Adolfs von Nassau von gro-
ßer Bedeutung, denn die unmittelbare Be-
troffenheit durch die Feldzüge, die bei vie-
len Chronisten mit einem auf das Schicksal 
Thüringens gerichteten Blick gepaart wird, 
ermöglicht den Vergleich zwischen einer 
Phase, die sich stark auf den thüringischen 
Raum konzentrierte, mit einer Phase, die 
fernab der mitteldeutschen Gebiete und 
auf Reichsebene stattfand. Es konnte ge-
zeigt werden, dass in einigen der Beispiele 
ein geringer, aber nicht unwichtiger Unter-
schied zwischen den beiden Phasen zu be-
obachten ist. Dieser Wandel kann auf ver-
schiedene Gründe zurückgeführt werden, 
doch wird deutlich, dass es gerade die auf 
Thüringen ausgerichtete Perspektive ist, 
welche die Wahrnehmung und Beurteilung 
der Chronisten signifikant beeinflusste.
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„dies behelt all vatter landt“
Lokale Erinnerung und territorialstaatliche 
Identität in einem inschriftlichen Denkmal zur 
Belagerung der Stadt Kaub im Jahr 1504

Raoul Hippchen

1. Einleitung
1.1 Zwanzig Zeilen Kauber Geschichtskultur

1 Vgl. zur Definition des vor allem in der Geschichtsdidaktik entwickelten Konzepts der „Geschichtskultur“ (im Sin-
ne von Jörn Rüsen und Hans-Jürgen Pandel) Dietmar von Reeken, Geschichtskultur. Ein Konzept mit Potenzial für 
die Landesgeschichte?, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte 94, 2022, S. 17–33, hier S. 18–26.

2 Anders als etwa von Pandel vorausgesetzt, muss Geschichtskultur weder als Phänomen noch als heuristisches 
Konzept auf die Moderne beschränkt bleiben, vgl. von Reeken, Geschichtskultur, S. 25 f. 

3 Vgl. zur Bestimmung des Denkmalbegriffs Hagen Keller, Art. Denkmal, in: Ernst Gall, Ludwig Heinrich Heydenreich 
(Hg.), Reallexikon zur deutschen Kunstgeschichte, Bd. 3: Buchpult-Dill, Stuttgart 1954, Sp. 1257–1297, sowie zum 
„Unterschied zwischen intendierten und nichtintendierten, zwischen vorbewußten und nachbewußten Denkmä-
lern“ Helmut Scharf, Kleine Kunstgeschichte des deutschen Denkmals, Darmstadt 1984, S. 11. 

4 Zu diesem landesgeschichtlichen Diskurs vgl. etwa die Beiträge in Matthias Werner (Hg.), Spätmittelalterliches 
Landesbewußtsein in Deutschland (Vorträge und Forschungen, 61), Ostfildern 2005; Peter Moraw (Hg.), Regio-
nale Identität und soziale Gruppen im deutschen Mittelalter (Zeitschrift für historische Forschung, Beiheft 14), 
Berlin 1992.

5 Vgl. hingegen zu einer „Bestandsaufnahme der bisherigen Beziehungen von landesgeschichtlicher Forschung und 
Geschichtskultur“, die „weitgehend Fehlanzeige melden“ muss, von Reeken, Geschichtskultur, S. 27–29.

6 Sie haben demnach insbesondere eine „ökonomische Dimension, die ohne Zweifel in der gegenwärtigen Ge-
schichtskultur eine zentrale Rolle spielt“, vgl. von Reeken, Geschichtskultur, S. 22.

Wer heute in Kaub am Rhein die Altstadt be-
sichtigt, der sieht dort eine große gerahmte 
Sandsteintafel, die zwischen der Jugendher-
berge und der historischen Zollschreiberei in 
einen Abschnitt der alten Stadtmauer ein-
gesetzt ist. Die Tafel enthält eine Inschrift in 
zwanzig Zeilen. Ihr Text, auf einem daneben 
hängenden Schild in heutigem Deutsch wie-
dergegeben, bezieht sich auf eine Belagerung 
der kurpfälzischen Stadt Kaub durch den 
Landgrafen von Hessen im Jahr 1504. 
Die Tafel mit ihren zwanzig Zeilen kann viel 
über Geschichtsbilder und Identitätsbil-
dungen erzählen, über Geschichtskultur im 
Sinne des zeitgebundenen Umgangs mit der 
Vergangenheit.1 Das gilt zum einen für die 
Gegenwart, in der sie der Reproduktion eines 
lokalen Erinnerungsortes dient. Das gilt zum 
anderen insbesondere für die Übergangszeit 

vom ausgehenden Mittelalter zur Frühen 
Neuzeit, in der die Tafel entstanden ist.2 Sie 
ist ein „intendiertes“, bewusst geschaffenes 
Denkmal, „das die Erinnerung an einen Men-
schen oder ein Ereignis wachhalten soll“.3 Als 
solches enthält sie eine absichtsvolle Verar-
beitung von Vergangenheit bzw. Geschichte 
und kann als Quelle Aufschluss geben über 
die Vorstellungen ihrer Schöpfer. Diese Vor-
stellungen betreffen nicht zuletzt Fragen der 
territorialen Zugehörigkeit bzw. Identität und 
des „Landesbewusstseins“ – und damit ein 
Grundproblem der Landesgeschichte.4 Beim 
Blick auf dieses Denkmal und seine Inschrift 
verbinden sich damit notwendigerweise epi-
graphische, geschichtskulturelle und landes-
geschichtliche Fragestellungen.5

1.2 Überlegungen zur Rolle der Tafel für die heutige Geschichtskultur 
Die geschichtskulturellen Phänomene, für 
die das Denkmal heute eine Rolle spielt, ge-
hören vorwiegend in den Bereich einer tou-

ristischen Außendarstellung.6 Für Kaub, als 
kleinste Stadt in Rheinland-Pfalz gerne als 
„Kleinod“ im Oberen Mittelrheintal bezeich-
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net,7 folgt diese Darstellung weitgehend der 
Burgen- und Rheinromantik des 19. Jahr-
hunderts. Ihre zentralen Anknüpfungspunk-
te sind unbewusst entstandene „Denkmäler 
im weiteren Sinne“, die „Naturdenkmäler“ 
des Durchbruchtals sowie Burgen und his-
torische Bauten, deren ursprüngliche Funk-
tionen keineswegs im historischen Erinnern 
lagen.8 So dürfen der berühmte Pfalzgrafen-
stein mitten im Rhein und die Burg Guten-
fels über der Stadt in keiner Auflistung der 
Kauber „Sehenswürdigkeiten“ fehlen.9 Neben 
solchen eher allgemeinen Bezügen auf das 
Mittelalter finden sich in Kaub zwei Perso-
nennamen als „Erinnerungsorte“ der Stadt-
geschichte bzw. „Manifestationen der Ge-
schichtskultur“:10 der Feldmarschall Gebhard 
Leberecht von Blücher und das sogenannte 
Elslein von Kaub. 
Die lokale Erinnerung an Blücher geht auf 
den Rheinübergang seiner Armee bei Kaub 
in der Neujahrsnacht 1814 zurück. Dem als 
„Marschall Vorwärts“ zu einer nationalen 

7 Als Bsp. vgl. etwa den Rheintour-Blog, URL: https://rheintour.info/2019/04/02/kaub-ein-kleinod-an-dem-man-
nicht-vorbeifahren-sollte [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023], die Rhein-Lahn-Zeitung vom 25. Juli 2010, URL: 
https://www.rhein-zeitung.de/region/aus-den-lokalredaktionen/rhein-lahn-zeitung-bad-ems_artikel,-kleinod-
kaub-verbindet-kultur-und-wein-_arid,116332.html [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023] oder die Publikation von 
Hans Reichert, Kaub. Das Kleinod am schönsten Teil des Rheins, Horb 1996.

8 Vgl. zu dieser Unterscheidung zu den eigens zum Zweck des Erinnerns geschaffenen Denkmälern „im engeren 
Sinne“ Ludger Alscher (Hg.), Lexikon der Kunst. Architektur, Bildende Kunst, Angewandte Kunst, Industrieformge-
staltung, Kunsttheorie, Bd. 1: A–F, Leipzig 1973, S. 519 f., sowie Scharf, Kunstgeschichte, S. 8–12. Das ästhetische 
Zusammenwirken beider Denkmaltypen am Mittelrhein ist ein gutes Beispiel dafür, „dass möglicherweise auch 
naturräumliche Bedingungen beim Umgang mit Vergangenheit und Geschichte eine Rolle spielen“, vgl. von Ree-
ken, Geschichtskultur, S. 33. Dabei ließe sich bei manchen mittelrheinischen Burgen angesichts eines eher his-
torisierenden als historischen Wiederaufbaus bzw. Neubaus im 19. Jahrhundert durchaus diskutieren, ob es sich 
heute nicht eigentlich um überformte Denkmäler handelt, die vor allem aus Erinnerungsgründen wiedererrichtet 
wurden.

9 Als Beispiel genügt hier der Verweis auf die Webseite tripadvisor, URL: https://www.tripadvisor.de/Attracti-
ons-g1183932-Activities-Kaub_Rhineland_Palatinate.html [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023].

10 von Reeken, Geschichtskultur, S. 27. Zu dem populären Konzept der keineswegs auf Räumlichkeiten beschränkten 
„Erinnerungsorte“, das auf Pierre Noras grundlegendes Werk Lieux de memoire zurückgeht, vgl. Andreas Degen, 
Was ist ein Erinnerungsort? Zu Begriff und Theorie topographischen Erinnerns in politischer und phänomenolo-
gischer Hinsicht, in: Bernd Neumann, Andrzej Talarczyk (Hg.), Erzählregionen. Regionales Erzählen und Erzählen 
über eine Region (Polygon 7), Aachen 2011, S. 70–91, sowie Cornelia Siebeck, Erinnerungsorte, Lieux de Mémoire, 
in: Docupedia-Zeitgeschichte, URL: https://docupedia.de/zg/Siebeck_erinnerungsorte_v1_de_2017 [zuletzt auf-
gerufen am 10.05.2023].

11 Hinzu kommt noch ein Gedenkstein mit Inschrift auf dem gegenüberliegenden Rheinufer. Vgl. zur Bedeutung 
Blüchers für Kaub die ausführliche Behandlung (einschließlich der „Erinnerungs- und Gedenkstätten“) bei Will 
Kimpel, 1000 Jahre Kaub am Rhein. Die kleine Stadt mit großer Geschichte, St. Goarshausen 1990, S. 191–
289, sowie die Webseiten des Blüchermuseus, URL: https://bluechermuseum-kaub.de [zuletzt aufgerufen am 
10.05.2023], und der Blüchertage, URL: https://www.bluechertage-kaub.de [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023].

12 Kaub, in: rhein-reiseführer.de, URL: https://rhein-reisefuehrer.de/index.php/ausfuehrl-texte-kaub [zuletzt aufgeru-
fen am 10.05.2023]. Zur Ausrichtung dieses touristischen Angebots des Rhein-Mosel-Verlags vgl. die Startseite 
(bebildert mit einem Foto vom Blücher-Denkmal am Bacharacher Rheinufer, in dessen Hintergrund der Pfalzgra-
fenstein und Kaub zu sehen sind), in: rhein-reiseführer.de, URL: https://rhein-reisefuehrer.de [zuletzt aufgerufen 
am 10.05.2023].

Heldenfigur des 19. Jahrhunderts stilisierten 
Preußen gelten die „Kauber Blüchertage“, ein 
eigenes Museum sowie die wilhelminische 
Statue von 1894, die unweit der Steintafel 
am Rheinufer platziert ist.11

Die Sagengestalt des Elsleins von Kaub führt 
hingegen zum Kontext der behandelten Ta-
fel. In einem Online-Reiseführer, mit dessen 
Hilfe man „das romantische Rheintal mit 
seinen Burgen und Schlössern“ entdecken 
soll, wird ihre „Geschichte“ folgendermaßen 
zusammengefasst: „Während der bayrisch-
pfälzischen Erbfolgekriege 1504 wurde Burg 
Gutenfels erfolglos belagert, daher erhielt 
sie wohl ihren Namen. Hier ist auch der Ur-
sprung der Geschichte des Elslein von Kaub, 
Else Welser, der Tochter eines Geschützgie-
ßer-Meisters, die wegen der Liebe zu einem 
Gesellen das Vaterhaus verlassen musste, 
aber gerade rechtzeitig zurückkehrte, um den 
Entsatz-Truppen den rechten Weg durch die 
Klippen des Rheines zu weisen, und zwar als 
Soldat verkleidet.“12 
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Die Belagerung des kurpfälzischen Kaubs 
von 1504 ist demnach Teil der lokalen Ge-
schichtskultur, und die Gestalt des Elsleins 
bildet dafür den zentralen und ausgespro-
chen populären Erinnerungsort. So wird etwa 
auf dem jährlichen Winzerfest durch die 
Stadt und den Heimat- und Kulturverein eine 
junge Frau zum „Elslein von Kaub“ gewählt, 
und bis in jüngste Zeit wurde bei dieser Ge-
legenheit durch die Theatergruppe des Ver-
eins ihre Geschichte nachgespielt.13 Anders 
als bei Blücher gibt es keine Elslein-Statue 
in Kaub. Stattdessen sind es die erhaltenen 
Teile der Stadtbefestigung, an denen sich die 
Belagerung und damit die anhängende, ver-
meintlich alte Sage illustrieren lassen. Bei 
„Elslein-Stadtführungen“ beziehen „die cle-
veren Touristiker der Stadt Kaub“ besonders 
die Mauer auf Höhe der Zollstraße 42 ein, wo 
sich der bei der Belagerung beschädigte Zoll-
turm befindet – und die beschriftete Sand-
steintafel.14 
Die Steintafel ist also heute mit der ge-
schichtskulturellen wie touristischen Prä-
sentation der „Elslein“-Erzählung verknüpft. 
Ihre Inschrift enthält jedoch keinerlei Bezug 

13 Als „Botschafterin“ der Stadt erscheint das amtierende „Elslein von Kaub“ auch etwa mit einem Grußwort in der 
Festschrift Kurt Dehe, 1000 Jahre Kaub 983–1983. Jubilaeumsschrift zur 1000-Jahrfeier der Stadt Kaub, Kob-
lenz/Bonn 1983, S. 15.

14 Wolf-Dieter Matern, Historische Köpfe Rhein-Lahn. Auf den Spuren bedeutender Persönlichkeiten der Geschich-
te, Lahnstein 2014, S. 20. Zu einer „Stadtführung Elslein von Kaub“ vgl. die Webseite von Tempus Rhenus, URL: 
https://www.tempus-rhenus.de/stadtfuehrung-kaub-das-elslein-von-kaub [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023].

15 Vgl. zu Person und Werk Ingrid Spigler-Marschall, Art. Spielmann, (Johann) Christian Karl, in: Deutsches Literatur-
lexikon, Bd. 18: Siff–Spoerri, Bern 1998, Sp. 545–547. 

16 In seiner Sagensammlung von 1899 erwähnte er „Elslein“ noch nicht, vgl. Christian Spielmann, Sagen und Ge-
schichten aus dem Nassauer Lande, Wiesbaden 1899. Im folgenden Jahr veröffentlichte er dann erstmals die 
Geschichte in Christian Spielmann, Elslein von Kaub (Nassauer Erzählungen, 5), Westerburg 1900. Vgl. dazu auch 
die unbewiesenen Überlegungen zu einem mündlich tradierten „Urstoff“ bei Kimpel, Kaub, S. 60: „Die Belagerung 
von Kaub im Jahre 1504 durch die Hessen hat eine durch mündliche Überlieferung verbreitete – möglicherweise 
doch auf gewissen Ereignissen während der Belagerung beruhende Legende entstehen lassen, die von Dr. C. Spiel-
mann in einer Geschichte über das ‚Elslein von Kaub‘ niedergeschrieben wurde.“

17 Zitat Karl Hahn, Führer durch Caub am Rhein und Umgegend, Wiesbaden 1910, S. 4. Diese Anleihe zeigt sich 
schon daran, dass Spielmann, Elslein, S. 3, das Schultes-Gedicht zum Einstieg in die Erzählung zitiert.

18 Karsten Kruschel, Art. Jansen, Christian, in: Deutsches Literaturlexikon, Bd. 23: Jannack–Jonigk, Sp. 28.

zu einer solchen Figur. Das ist wenig über-
raschend, denn Elslein ist keine historische 
oder legendäre Person der Zeit um 1500, 
sondern eine Erfindung der Zeit um 1900. 
Ihr Schöpfer war der aus Neuwied stammen-
de, nassauische Heimatforscher und Dichter 
Christian Spielmann, der überdies ein „vater-
ländisches“ Schauspiel über Blüchers Rhein-
übergang schrieb.15 Er veröffentlichte 1900 
die Erzählung „Elslein von Kaub“,16 wobei 
er den Namen seiner Titelfigur dem gleich-
namigen Liebesgedicht von Carl Schultes 
entnahm, dessen Vertonung seinerzeit als 
„Cauber Nationallied“ gelten konnte.17 Die 
Erzählung, als deren heimlicher Held Franz 
von Sickingen erscheint, war in Kaub schon 
kurz nach dem Erscheinen durchaus populär. 
Mitte des 20. Jahrhunderts wurde sie durch 
Christian Jansen zu einem „historischen 
Schauspiel“ verarbeitet, womit die moderne 
Sage noch weiter verbreitet wurde.18

Heute hat das „Elslein von Kaub“ als jünge-
rer Erinnerungsort die Wahrnehmung der 
Sandsteintafel und ihre ursprüngliche Bot-
schaft stark überlagert. Was aber war diese 
ursprüngliche Botschaft? 

1.3 Fragen zum Quellenwert der Tafel für eine frühere Geschichtskultur
Um das Denkmal als Quelle einer zeitge-
nössischen Geschichtsverarbeitung zu er-
schließen, sind zuerst einige grundsätzliche 
Fragen zu klären, die durch rund 500 Jahre 
der Orts- und Objektgeschichte führen: Was 
ist zu der Tafel bislang bekannt? Wo genau 

befindet sie sich? Was genau steht auf ihr 
geschrieben? Wie verlässlich ist ihre heu-
tige Gestalt? Was lässt sich zu ihrer Ent-
stehungszeit und möglichen Verfassern der 
Inschrift sagen? Dementsprechend soll im 
ersten Teil dieses Beitrags die Steintafel als 
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Objekt mitsamt ihrer Geschichte behandelt 
werden. Dafür soll zuerst knapp die Über-
lieferung zu diesem Denkmal geprüft wer-
den, um zu erfassen, seit wann die Tafel und 
ihre Inschrift belegt sind und inwieweit sie 
bislang in der Literatur behandelt wurden. 
Dann ist der Blick auf das Objekt selbst zu 
richten, zuerst auf seinen genauen Standort, 
dann auf die Tafel als Inschriftenträger. Die 
Inschrift ist dabei kritisch zu edieren, ein-
schließlich einer kurzen Inhaltsangabe und 
einer inschriftenpaläographischen Einord-
nung der verwendeten Schrift. Um einschät-
zen zu können, inwieweit das Denkmal und 
die Inschrift als authentisch gelten können, 
ist zu prüfen, was sich über den Erhaltungs-
zustand sowie mögliche Veränderungen und 
Restaurierungen sagen lässt. Anschließend 

19 Marquard Freher: Germanicarvm Rervm Scriptores Aliqvot Insignes Hactenvs Incogniti, Bd. 3, Frankfurt 1611, S. 
114. Mit leichten Übernahmefehlern findet sich diese Abschrift auch in der rund hundert Jahre jüngeren Neuauf-
lage von Frehers Werk durch Struve, vgl. Marquard Freher, Rerum Germanicarum Scriptores aliquot insignes, Bd. 3, 
hg. von Burkhard Gotthelf Struve, Straßburg 1717, S. 131.

20 Vgl. Bayerische Staatsbibliothek München, Clm 704, Johannis Trithemii chronicon Hirsaugiense, Bd. 2, URL: 
https://www.digitale-sammlungen.de/de/view/bsb00092705?page=,1 [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023], so-
wie zur Abfassungszeit dieses Teils der Annalen Stephan Ehses, Quellen und Literatur zur Geschichte des bay-
risch-pfälzischen oder Landshuter Erbfolgekrieges 1504–1509, Würzburg 1880, S. 15. Mitte des 19. Jahrhunderts 
hat Ludwig Häusser die Ergänzung durch Freher nicht als solche erkannt und die Abschrift der Tafel irrigerweise 
Trithemius zugeschrieben, vgl. Ludwig Häusser, Geschichte der rheinischen Pfalz, Bd. 1, Heidelberg 1845, S. 481. 

21 Vgl. zur Person Rudolf Hoke, Art. Freher, Marquardt (1565–1614), in: Handwörterbuch zur deutschen Rechtsge-
schichte, Bd. 1, Berlin 2008, Sp. 1714 f.

22 Johannes Scholl, Annales Bingenses, das ist Chronick oder Zeitregister der uhralten Statt Bingen am Rhein, hg. 
von Eduard Sander, Bingen 1850, S. 218. Scholl setzte das Jahr 1613 auf den Titel seiner Handschrift, begann 
allerdings schon einige Jahre zuvor mit seiner Arbeit und nahm einzelne Nachträge bis etwa 1622 vor. Zu Johan-
nes Scholl, seinen Quellen und der Überlieferung vgl. Scholl, Annales, S. IV–VIII, sowie Benjamin Spira, Mainzer 
Maler, Maler in Mainz. Lebenswelten zwischen Stadt und Hof, Diss. Mainz 2018, URL: http://doi.org/10.25358/
openscience-4427 [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023], S. 96–99, 247 f., 777–784.

soll eine Datierung versucht werden, wobei 
sich in diesem Zusammenhang die Frage 
stellt, inwieweit sich die für das Denkmal 
verantwortlichen Akteure eingrenzen oder 
gar benennen lassen. 
Vor diesem Hintergrund soll im zweiten Teil 
des Beitrags untersucht werden, welche 
geschichtskulturelle Funktion, welche Bot-
schaft sich ursprünglich mit dem Denkmal 
verband. Dafür soll zuerst kurz die Belage-
rung von 1504 als Hintergrund des Inschrif-
tentextes dargestellt werden. Davon ausge-
hend ist zu prüfen, welche Aussagen über die 
Belagerung oder andere Zusammenhänge 
bei der Komposition des Inschriftentexts 
ausgewählt wurden. Abschließend soll dann 
eine Interpretation des Denkmals versucht 
werden.

2. Die Tafel und ihre Geschichte
2.1 Früheste Nachweise und die Überlieferung von Tafel und Inschrift
Die Tafel mit ihrer Inschrift wurde bereits im 
frühen 17. Jahrhundert abgeschrieben, ein gu-
tes Jahrhundert nach dem Ereignis, von dem 
sie berichtet. Die erste gesicherte Überliefe-
rung des Textes stammt von dem Gelehrten 
Marquard Freher, der sie 1611 im dritten und 
letzten Band seiner Quellensammlung „Ger-
manicarum rerum scriptores aliquot insignes“ 
abdruckte. Sie erscheint hier als „Additio“ 
des Herausgebers zur „Historia belli bavarici“, 
einem Auszug aus den Hirsauer Annalen des 
Johannes Trithemius mit dessen Aufzeich-
nungen zum Landshuter Erbfolgekrieg.19 Der 
berühmte Abt Trithemius selbst, der seinen 
vielzitierten Bericht 1514 verfasste, erwähnt 
die Inschrift nicht.20 Ob Marquard Freher für 

seinen Zusatz die Inschrift selbst begutach-
tete oder den Text von einem Gewährsmann 
übernahm, lässt sich nicht mehr feststellen. 
Das Motiv für die Aufnahme der Abschrift ist 
sicher in dem genuinem Interesse zu sehen, 
das Freher als Professor in Heidelberg und Rat 
des Pfalzgrafen der kurpfälzischen Geschichte 
entgegenbrachte.21 Fast zeitgleich mit Freher 
gab der Chronist Johannes Scholl die Inschrift 
wieder. Der aus Bingen stammende und in 
Mainz tätige Maler stellte in den Jahren um 
1613 eine Chronik seiner Heimatstadt zu-
sammen.22 Scholls Vorlage für die Inschrift ist 
noch nicht sicher identifiziert, sie muss aber 
in Abhängigkeit gestanden haben zur Vorlage 
einer heute in München aufbewahrten Hand-
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schrift des frühen 18. Jahrhunderts, deren Be-
richt über den Erbfolgekrieg auch eine Wieder-
gabe der Inschrift enthält.23 
Diesen frühesten Belegen folgt eine gan-
ze Reihe von Zitationen24 sowie reinen Er-

23 Bayerische Staatsbibliothek München, Cgm 2874, fol. 18v–19v. Aus dieser oder einer sehr nahestehenden Hand-
schrift lieferte der Mainzer Archivar Franz Joseph Bodmann 1810 ein Exzerpt zum Krieg von 1504 einschließlich 
der Inschrift, wobei er als Quelle den Nachlass des Straßburger Archivars Johann Jakob Wencker angab, vgl. Franz 
Joseph Bodmann, Kurze Verzeichnuss wie die Pfaltz von Landtgraue Wilhelm von Hessen undt andern uberzogen, 
geplundert, und verbrandt worden anno domini 1504, in: Rheinisches Archiv für Geschichte und Litteratur 3, 
1810, S. 222–231.

24 Die chronologische Liste der Textwiedergaben erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit: Marquard Freher: Ger-
manicarvm Rervm Scriptores Aliqvot Insignes Hactenvs Incogniti, Bd. 3, Frankfurt 1611, S. 114 (eigene Lesung); 
Johannes Scholl, Annales Bingenses, das ist Chronick oder Zeitregister der uhralten Statt Bingen am Rhein, hg. 
von Eduard Sander, Bingen 1850, S. 218 (wohl nach derselben Vorlage wie BSB Cgm 2874); Bayerische Staats-
bibliothek München, Cgm 2874, fol. 18v–19v (eigene Lesung); Marquard Freher, Rerum Germanicarum Scriptores 
aliquot insignes, Bd. 3, hg. von Burkhard Gotthelf Struve, Straßburg 1717, S. 131 (nach Freher); Johann Heinrich 
Andreae, Baccharacum Palatinum cum vicinia illustratum, Heidelberg 1776, S. 29 f. (eigene Lesung durch Alois 
Anton Cochem); Universitäts- und Landesbibliothek Bonn, Hs. S 417, Anonymus, Das Oberamt Bacharach, um 
1780, fol. 28v (eigene Lesung); Johann Goswin Widder, Versuch einer vollständigen geographisch-historischen 
Beschreibung der kurfürstlichen Pfalz am Rheine, Bd. 3, Frankfurt/Leipzig 1787, S. 404 (teilw., nach ULB Bonn 
Hs. S 417); Franz Joseph Bodmann, Kurze Verzeichnuss wie die Pfaltz von Landtgraue Wilhelm von Hessen undt 
andern uberzogen, geplundert, und verbrandt worden anno domini 1504, in: Rheinisches Archiv für Geschichte 
und Litteratur 3, 1810, S. 222–231, hier S. 230 f. (nach BSB Cgm 2874); Niklas Vogt, Rheinische Geschichten 
und Sagen, Bd. 3, Frankfurt 1817, S. 141 f. (eigene Lesung); Christian Daniel Vogel, Beiträge zur Geschichte des 
nassauischen Kriegswesens oder der Landesbewaffnung im sechzehnten Jahrhundert, in: Nassauische Annalen 2, 
Heft 3, 1837, S. 91–97, hier S. 96 (eigene Lesung durch Gustav Friedrich Habel); Johann Wilhelm Spitz, Das male-
rische und romantische Rheinland in Geschichten und Sagen, Bd. 2, Düsseldorf 1838, S. 45 (nach Vogt); Ludwig 
Häusser, Geschichte der rheinischen Pfalz, Bd. 1, Heidelberg 1845, S. 481 (nach Freher und BSB Cgm 2874); 
Johann Christian von Stramberg, Denkwürdiger und nützlicher Rheinischer Antiquarius, Abt. 2, Bd. 5, Koblenz 
1856, S. 164 f. (teilw., nach Widder); Georg Wilhelm Röder, Beiträge zur Orts- und Kirchengeschichte der Stadt 
Kaub, Hanau 1860, S. 9 (teilw., Paraphrase); Joseph Anton Weidenbach, Die Burg Kaub oder Gutenfels und der 
Pfalzgrafenstein, in: Nassauische Annalen 19, 1868, S. 277–329, hier S. 322 f. (eigene Lesung durch Friedrich von 
Marillac); Walther Schulte vom Brühl, Deutsche Schlösser und Burgen, Bd. 2, Leipzig 1888, S. 100 f. (nach Wei-
denbach/Marillac); Christian Spielmann, Die Belagerung von Kaub 1504. Ein Erinnerungsblatt für die Stadt Kaub 
zum 25. September, in: Nassovia 5, 1904, S. 198–200, 211–213, hier S. 213; Bodo Ebhardt, Deutsche Burgen, Bd. 
1, Berlin 1906, S. 232 (eigene Lesung); Karl Hahn, Führer durch Caub am Rhein und Umgegend, Wiesbaden 1910, 
S. 21 (eigene Lesung); Ferdinand Luthmer, Die Bau- und Kunstdenkmäler der Kreise Unter-Westerwald, St. Go-
arshausen, Untertaunus, und Wiesbaden Stadt und Land (Die Bau- und Kunstdenkmäler des Regierungsbezirkes 
Wiesbaden, 5), Frankfurt 1914, S. 56 (eigene Lesung); Kurt Dehe, 1000 Jahre Kaub 983–1983. Jubilaeumsschrift 
zur 1000-Jahrfeier der Stadt Kaub, Koblenz/Bonn 1983, S. 51 (eigene Lesung); Will Kimpel, 1000 Jahre Kaub 
am Rhein. Die kleine Stadt mit großer Geschichte, St. Goarshausen 1990, S. 50 f., 54 (Abb.), 59 (eigene Lesung 
und Übertragung), 326 (nach Weidenbach/Marillac); Wolf-Dieter Matern, Historische Köpfe Rhein-Lahn. Auf den 
Spuren bedeutender Persönlichkeiten der Geschichte, Lahnstein 2014, S. 20 (Abb.), 21 (Übertragung); Florian 
Messner, Hagen Seehase, Der Landshuter Erbfolgekrieg (Heere und Waffen, 37), Berlin 2020, S. 65 (Abb. und 
Übertragung).

25 Auch die folgende Liste bloßer Erwähnungen der Inschrift ist nicht erschöpfend: Peter Wund, Umständliche Be-
schreibung des churpfälzischen Oberamtes Bacharach (Vorlesungen der kurpfälzischen phsyikalisch-ökonomischen 
Gesellschaft in Heidelberg, 3), Mannheim 1788, S. 530; Christian Daniel Vogel, Beschreibung des Herzogthums Nas-
sau, Wiesbaden 1843, S. 641; Karl Simrock, Das malerische und romantische Rheinland, Leipzig 1851, S. 263; Karl 
Schwartz, Archivar Habel, in Annalen des Nassauischen Althertumsvereins 11, 1871, S. 186–387, hier S. 210, 248; 
August von Cohausen, Burg Gutenfels am Rhein, in: Nassauische Annalen 23, 1891, S. 91–103, hier S. 95; Heinrich 
Fliedner, Die Rheinzölle der Kurpfalz am Mittelrhein in Bacharach und Caub (Westdeutsche Zeitschrift für Geschich-
te und Kunst, Ergänzungsheft 15), Trier 1910, S. 35; Magnus Backes, Kaub am Rhein mit der Burg Gutenfels und 
dem Pfalzgrafenstein (Rheinische Kunststätten, 10/11), Neuss 1967, S. 4 (erw.), 18 (unleserliche Abb.); Rhein-Zei-
tung vom 18. Aug. 1980; Rhein-Zeitung vom 14. Aug. 1981; Albert Schwarz, Die Kauber Familie „von Germersheim“. 
Zollschreiber, Burgmannen und Ratsherren, in: Stadt Germersheim (Hg.): 900 Jahre Germersheim (Schriftenreihe 
zur Geschichte der Stadt Germersheim, 1), Germersheim 1990, S. 69–78, hier S. 73; Loreley-Echo vom 7. März 1993; 
Rhein-Lahn-Zeitung vom 12. Mai 1993; Dieter Becker, Zur Geschichte der Stadt Kaub. Vortrag anläßlich der akade-
mischen Feier 675 Jahre Stadt Kaub am 23. Mai 1999, in: Rheingau Forum 8, 1999, S. 25–31, hier S. 27; Klaus Weber, 
Dagmar Söder, Herbert Dellwing, Katalog der Bau- und Kunstdenkmäler, in: Christian Schüler-Beigang (Bearb.): Das 
Rheintal von Bingen und Rüdesheim bis Koblenz, Bd. 2, Mainz 2002, S. 766–858, hier S. 844. Nicht erwähnt wird 
die Tafel bei den Einträgen zur Zollstraße 42 und 46 in Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP (Hg.), Nachrichtliches 
Verzeichnis der Kulturdenkmäler. Rhein-Lahn-Kreis, Mainz 2020, S. 50.

wähnungen25 der Kauber Inschrift in ganz 
verschiedenen Texten. Sie reichen von Äm-
terbeschreibungen des ausgehenden 18. 
Jahrhunderts über rheinromantische Samm-
lungen und die landes-, heimat- und burgen-
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kundliche Literatur des 19. und frühen 20. 
Jahrhunderts bis hin zu Zeitungsberichten, 
Broschüren und den Jubiläumsschriften des 
späten 20. Jahrhunderts. Die Vielfalt, zeitliche 
Streuung und schiere Menge dieser Nachweise 
zeigt eine erstaunlich breite Rezeption der In-
schrift, was noch durch die häufigen – wenn 
auch oft ungenauen – Neulesungen unterstri-
chen wird.26 Erstaunlicherweise ist aber die-

26 Weidenbach, Burg, S. 322, meinte zur Inschrift dann auch, sie sei „zwar oft gedruckt, aber nirgendwo correct“. Diese 
Einschätzung Weidenbachs provozierte die folgende „Ehrenrettung“ einer früheren Lesung durch Gustav Friedrich 
Habel aus dem Jahr 1837: „Wenn der Verfasser dabei bemerkt, die Inschrift sei oft gedruckt worden, aber ‚nirgendwo 
correct‘, so kann dies von dem Habel’schen Abdrucke nicht behauptet werden, der vielmehr an Correctheit nichts zu 
wünschen übrig lässt“, vgl. Schwartz, Habel, S. 210. Tatsächlich können diese beiden Abschriften des 19. Jahrhun-
derts als diejenigen gelten, die der heute lesbaren Inschrift am nächsten kommen. 

27 Zum Bau dieses Teils der Stadtbefestigung vgl. Lorenz Frank, Bauen am Rhein. Die Baugeschichte der Burg, der Zollbau-
ten und der Stadtmauer in Kaub, in: Rhein-Lahn-Kreis Heimatjahrbuch 2014, S. 129–135, hier S. 134; Eduard Sebald, 
eyniche porten, turnen, muren, graben und vestenunge. Beobachtungen zu Stadtmauern im Oberen Mittelrheintal, in: 
Jahrbuch für westdeutsche Landesgeschichte 33, 2007, S. 23–117, hier S. 46; Magnus Backes, Kaub am Rhein mit der 
Burg Gutenfels und dem Pfalzgrafenstein (Rheinische Kunststätten, 10/11), Neuss 1967, S. 6 f. Zu dem Wappenstein 
und seiner Inschrift vgl. auch Kimpel, Kaub, S. 38 f. Irrtümlich ist hingegen die Angabe „Jahreszahl 1504 über dem 
Eingang“ bei Christian Kappus und Wolf-Heino Struck, Art. Kaub, in: Erich Keyser (Hg.), Deutsches Städtebuch, Bd. 4: 
Südwestdeutschland, Tl. 3: Städtebuch Rheinland-Pfalz und Saarland, Stuttgart 1964, S. 180. Sie folgt wohl einem 
Versehen Ferdinand Luthmers, der von einem „Wappen mit der Jahreszahl 1504“ spricht, vgl. Ferdinand Luthmer, Die 
Bau- und Kunstdenkmäler der Kreise Unter-Westerwald, St. Goarshausen, Untertaunus, und Wiesbaden Stadt und 
Land (Die Bau- und Kunstdenkmäler des Regierungsbezirkes Wiesbaden, 5), Frankfurt 1914, S. 56. 

se Rezeption kaum über eine Anführung als 
(positivistisch gelesene) Quelle oder Kuriosum 
hinausgegangen. Weitergehende Forschungs-
fragen, die Herkunft und Geschichte des Ob-
jekts, seine epigraphische Gestaltung oder die 
konkreten Textaussagen und deren Sinnzu-
sammenhänge wurden dagegen kaum einmal 
ansatzweise in den Blick genommen.

2.2 Der Standort der Tafel
Die steinerne Tafel ist auf der Höhe des An-
wesens Zollstraße 42 in die noch erhaltenen 
Reste der rheinseitigen Stadtmauer eingesetzt. 
Keine anderthalb Meter links von der Tafel wird 
die Mauer hier von einem modernen Vorbau 
unterbrochen, der den Eingangsbereich der 
links anschließenden „Rheinsteig-Jugendher-
berge Kaub“ auf dem Grundstück Zollstraße 
46 bildet. Rechts von der Tafel befindet sich 
eine schmale Durchgangspforte in der Stadt-
mauer, über der ein farbig gefasstes kurpfälzi-

sches Vollwappen angebracht ist, nur wenige 
Schritte weiter stößt der Mauerzug an den so-
genannten Zollschreiberturm. Der Sandstein-
rahmen des Wappensteins trägt in der oberen 
Innenleiste eine einzeilige Jahresangabe in go-
tischer Minuskel mit Versal („An(n)o d(omi)ni 
mo cccco octuag(esim)o quinto“), ein inschrift-
licher Hinweis darauf, dass dieser Abschnitt 
der Kauber Stadtbefestigung in den Jahren 
1485–1487 zum Schutz des Zöllerviertels er-
richtet wurde.27 Neben dem Zollschreiberturm 

Abb. 1: Standort der Tafel an der mittelalterlichen Stadtmauer bei den stadtherrlichen 
Verwaltungsgebäuden, direkt darüber Burg Gutenfels
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz (Foto: Astrid Garth)
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wurde im Jahr 1552 ein Fachwerkhaus als neue 
Amts- und Zollschreiberei auf das spätgotische 
Mauerwerk gesetzt, so dass es „zur Hälfte boll-
werkartig über die Stadtmauer vorspringt“.28

Bereits vor dem Bau dieses sogenannten „Ley-
enhäuschens“ lagen spätestens seit dem spä-
ten 14. Jahrhundert an diesem Mauerabschnitt 
kurpfälzische Verwaltungsgebäude, die mehr-
fach um- und neu gebaut wurden, und deren 
Funktionen lange Zeit nicht scharf zwischen 
Amts- und Zollverwaltung getrennt waren. 
Diese Konstellation ist ein „Beispiel für den am 
Mittelrhein engen Zusammenhang von Stadt-
mauern und Zollstellen“, die hier vielerorts 
gleichzeitig entstanden und weiterentwickelt 
wurden – ganz ähnlich im gegenüberliegenden 
Bacharach, dem Vorort des gleichnamigen 
Oberamts, zu dem das Kauber Unteramt ge-
hörte.29 Von dem Kauber Ensemble ist auch 

28 Zitat Backes, Kaub, S. 11.

29 Vgl. dazu Sebald, Beobachtungen, S. 27 f.

30 Zur Geschichte der Verwaltungsgebäude des Komplexes Zollstraße 42–46 vgl. Backes, Kaub, S. 9–11; Frank, Bau-
en, S. 134; Kimpel, Kaub, S. 50, 62 f.; Otto Volk, Wirtschaft und Gesellschaft am Mittelrhein vom 12. bis zum 16. 
Jahrhundert; Wiesbaden 1998, S. 531. Zur Lage vgl. auch die Pläne in Hauptstaatsarchiv (HStA) Wiesbaden, Best. 
120: Unteramt Kaub. Hochbausachen, Nr. 211: Reparatur der herrschaftlichen Gebäude bei der Kellerei und Zoll-
schreiberei zu Kaub 1650–1778, fol. 92 (1722); Generaldirektion Kulturelles Erbe Mainz, Planarchiv Nr. 14650/1–7 
(1967); Landeshauptarchiv (LHA) Koblenz, Best. 910: Kultusministerium Rheinland-Pfalz, Nr. 9403: Denkmal-
schutz Regierungsbezirk Koblenz, Bd 2, S. 3 f. (1968); sowie auch Backes, Kaub, S. 19.

31 Kimpel, Kaub, S. 62.

32 Anmerkungen zu abweichenden Überlieferungen beschränken sich aufgrund der Fülle von Varianten auf eine Aus-
wahl von Lesungen und konzentrieren sich auf Namensvarianten und Bedeutungsveränderungen.

das alte Amtshaus von 1610 erhalten sowie 
(als dessen Nachfolger) die 1722 errichtete 
Amtskellerei, in die bald die Zollschreiberei ver-
legt wurde und in der sich nun seit 2010 die 
bereits angesprochene Jugendherberge befin-
det.30 Die Trennung der beiden Grundstücke 
Zollstraße 42 und 46 erfolgte erst 1801, als die 
Pfalzgrafschaft an den Verkauf der Immobilien 
ging.31 Zuvor befand sich hier, direkt unterhalb 
der Burg Gutenfels, über Jahrhunderte das 
herrschaftliche „Verwaltungszentrum“ für das 
kurpfälzische Unteramt Kaub. Dass die Stand-
ortwahl für die Tafel ausgerechnet auf diese 
Stelle fiel, dass sie in Richtung Rhein an den 
Mauerabschnitt des Amts- und Zollkomplexes 
neben ein kurpfälzisches Wappen gesetzt wur-
de, war kein Zufall. Bei der Deutung des Denk-
mals und seines Entstehungskontexts wird da-
rauf noch einmal zurückzukommen sein.

2.3 Die Tafel als Inschriftenträger
Die in das Mauerwerk eingesetzte, hoch-
rechteckige Tafel besteht aus rotem Sand-
stein, ist 177 cm hoch und 93 cm breit. 
Eingefasst wird sie von einem knapp 15 cm 
breiten Rahmen mit gekehlter Laibung, der 
aus einem zweiten Stück Sandstein gefertigt 
wurde. Tafel und Rahmen kommen damit 
insgesamt auf monumentale Abmessungen 
von 207 x 123 cm. Auf dem Boden unterhalb 
der Tafel liegen am Fuß der Stadtmauer hin-
ter einem kleinen Gitterzaun in einem Beet 
mit Rosen und Wein zwei steinerne Kugeln 
mit Durchmessern von 14 bzw. 40 cm, die 
mit Ketten im Boden verankert sind. Rechts 
neben dem Mauerdurchgang sind zwei wei-
tere Kugeln befestigt, ebenso im Innenhof 

auf der anderen Mauerseite. Ein modernes 
Blechschild hängt unmittelbar rechts von 
der Steintafel und gibt deren Inschriften-
text in einer Übertragung in heutiges Hoch-
deutsch wieder. 
Die Sandsteintafel weist in der unteren Hälf-
te einige Witterungs- und Beschädigungs-
spuren mit Abplatzungen auf, außerdem 
einen feinen Riss, der sich über ihre gesamte 
Höhe zieht. Das Feld wird von einer zwanzig-
zeiligen Inschrift ausgefüllt, die in den Sand-
stein eingehauen und mit schwarzer Farbe 
ausgemalt wurde. Die deutschen Reimverse 
sind ausgeführt in gotischer Minuskel (Buch-
stabenhöhe 5 cm) mit Versalien (Buchsta-
benhöhe 6,5–9 cm). Ihr Text lautet:32
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Vona)

c)

e)

f)

On
i)

j)

n)

o)

a)  BSB Cgm 2874: Am.
b)  Freher: Mari himmelfehrt. Scholl: Marien himmelfard. BSB Cgm 2874: Mariae Himmelfahrt. ULB Hs. S 417: Maria 

Himmelfarth. Habel: mari himelfert. Weidenbach/Marillac: mari Himelfert. 
c)  Freher: Cub. Scholl, BSB Cgm 2874, ULB Hs. S 417: Caub. Habel, Weidenbach/Marillac: cub. 
d)  Freher, Scholl, BSB Cgm 2874, ULB Hs. S 417: Hessen. Habel, Weidenbach/Marillac: hessen.
e)  Freher, Scholl, ULB Hs. S 417: Landgraffschafft. BSB Cgm 2874: Landgraffschaft. Habel: lantgraveschafft. Weiden-

bach/Marillac: landgraueschafft. 
f)  Freher: als ihr die gros hie vvol schauvven. Scholl: Alß ihr die größ hie wohl beschauen. BSB Cgm 2874: als ihr 

die große hie wohl beschauen. ULB Hs. S 417: als ihr die Grose hier wol schauen. Habel: als Jr die groisz hie wol 
schauwen. Weidenbach/Marillac: als ihr die groiss hie wol schauwen.

g)  Freher: neunhundert dreissig acht. Scholl: neünhundert dreysich acht. BSB Cgm 2874: dreyhundert dreysig acht. 
ULB Hs. S 417: achthundert und dreisig acht. Habel: echt hundert drissig echt. Weidenbach/Marillac: echthundert 
drissig echt. 

h)  Freher, Scholl, BSB Cgm 2874, ULB Hs. S 417: Zu. Habel: On. Weidenbach/Marillac: On.
i)  Lies: eiǔch. Das Wort wurde bei der Restaurierung der beschädigten Stelle verdorben. Sinnvoll und der mehrheitli-

chen kopialen Überlieferung (Freher, BSB Cgm 2874, Habel, Weidenbach/Marillac) entsprechend: etlich. Dagegen 
Scholl: vill. ULB Hs. S 417: und auch.

j)  Freher: vvar erbavven. Scholl: war erbauwet. BSB Cgm 2874: war erbauen. ULB Hs. S 417: lotz erbauen. Habel: war 
erbuwen. Weidenbach/Marillac: war erbuwe(n). 

k)  Lies: als es ii der zut her vvn nǔwen. Die korrigierten Wörter wurden bei der Restaurierung der beschädigten Stel-
len verdorben. Freher: als es sit der Zyt hier von navven. Scholl: Alß eß seythero ist von nauwen. BSB Cgm 2874: als 
es seit der Zeit hin von nauen. ULB Hs. S 417: als es zur Zijt bat von nauen. Habel: als es sit der züt her von nuwen. 
Weidenbach/Marillac: als es sit der zyt her von nuwen. 

l)  Freher: Pfaltzgraue Ludvvig. Scholl, BSB Cgm 2874: Pfaltzgraff Ludwig. ULB Hs. S 417: Pfalzgrav Ludwig. Habel: 
pfaltzgrave ludwig. Weidenbach/Marillac: pfaltzgraue Ludwig.

m)  Freher: Noch dannoch muesten die frembde Gest. Scholl: Dannoch musten die frembde gest. BSB Cgm 2874: 
noch dannoch musten die frembde gäst. ULB Hs.S 417: und dannoch musten die frembde Gast. Habel: noch 
danach muste(n) die frembde gest. Weidenbach/Marillac: noch danoch musste(n) die frembde gest. 

n)  Freher: Cub by der Pfaltz laßen bleiben. Scholl: Caub bey der Pfaltz lassen bleiben. BSB Cgm 2874: Caub bey der 
pfaltz lassen bleiben. ULB Hs. S 417: Cub bey der Pfalz lassen bliben. Habel, Weidenbach/Marillac: Cub by der 
paltz lassen bliben. 

o)  Freher: Dirs behelt all Vatterlandt. Scholl: Dieß behalt all Vatterland. BSB Cgm 2874: dies behält all vatterlandt. 
ULB Hs. S 417: dies behalt all Vatterland. Habel: dies behelt all vatterlandt. Weidenbach/Marillac: Dies behelt all 
vatterlandt. 
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Abb. 2: Die Inschrift zur Belagerung Kaubs durch den Landgrafen von Hessen im Jahr 1504
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz (Foto: Astrid Garth)
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Inhaltsangabe: Die Tafel präsentiert zum 
Gedenken an ein Ereignis der Stadtge-
schichte ein Gedicht mit einer historischen 
Nachricht zur Belagerung der kurpfälzi-
schen Stadt Kaub durch Truppen der Land-
grafschaft Hessen im Jahr 1504. Eingangs 
wird das Geschehen konkret datiert. Die 
„ganze Macht und Heereskraft“ der hessi-
schen Truppen wird durch die Auszählung 
der Stein- und Metallkugeln konkretisiert, 
die von den Belagerern auf die Stadt abge-
feuert wurden. Die Inschrift verweist dabei 
explizit auf externe Objekte, die unter ihr 
liegenden steinernen Geschützkugeln. Sie 
fungieren als authentifizierende Zeugen 
des Geschehens und Quelle für ein De-
tail (eben die Größe der Geschosse), sind 
also integraler Teil des Gesamtdenkmals. 

33 Hier sollen nur einige markante Formen beschrieben werden: So reichen die Schäfte von f sowie langem s nicht bis 
unter die Grundlinie und sind im Oberlängenbereich zu annähernd waagrechten Fahnen abgeknickt. Der untere 
Bogen des g holt nach rechts aus, um dann waagrecht links abzuknicken. Das u ist fast ausnahmslos mit einem 
übergestellten Haken versehen, um es vom n zu unterscheiden. Beim zweistöckigen z erscheint der Schrägschaft 
stets als Quadrangel, was auch für die Deckbalken gilt, die in einzelnen Fällen allerdings linksschräg ausgezogen 
sind, während die kurzen Bögen stets spitz ausgezogen werden. Das lange i (hier transkribiert als j) weist einen 
Schwellschaft auf, der oben zu einem leicht geschwungenen linksschrägen Deckbalken umbricht, der in den Ober-
längenbereich reicht. Bei y wird der rechte Schaft senkrecht mit abgeschrägter Unterlänge ausgeführt, nicht etwa 
als Schwellzug. Ähnlich wird bei h, das hier stets ein gespaltenes oberes Schaftende aufweist, der gebrochene Bo-
gen senkrecht und mit nach links abgeschrägter Unterlänge ausgeführt, nicht mit Schwellzug. Auch beim runden 
s werden keine Schwellzüge verwendet, allerdings sind bei einigen runden s die Bogenenden in auffällige Zierlinien 
bzw. -bögen ausgezogen.

34 Vgl. zu dieser Tafel Sebastian Scholz, Die Inschriften des Landkreises Bergstraße (Die Deutschen Inschriften, 
38), Wiesbaden 1994, S. 66 f. Nr. 89, URL: https://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0238-di038mz04k0008901 
[zuletzt aufgerufen am 10.05.2023]. Auf diese Bensheimer Inschrift wird bei der Deutung der Kauber Tafel noch 
einmal zurückzukommen sein.

Der Hinweis darauf, dass die Kauber Burg 
(Gutenfels) zur Zeit der Belagerung noch 
nicht so befestigt war wie zum Zeitpunkt, 
an dem die Inschrift verfertigt wurde, dient 
einerseits dazu, die Bautätigkeit des seit 
1508 regierenden Pfalzgrafen Ludwig V. 
zu loben, andererseits dazu, die erfolgrei-
che Verteidigung als umso erstaunlicher 
erscheinen zu lassen. Als Ergebnis dieses 
Erfolgs betont die Inschrift, dass die „frem-
den Gäste“ das bedrängte Kaub im Besitz 
der Kurpfalz bzw. als Teil des Pfälzer Terri-
toriums „bleiben lassen“ mussten. Mit den 
letzten drei Zeilen wird diese Leistung Got-
tes Gnade und der „wehrhaften Hand“ (der 
Verteidiger) zugeschrieben, die demnach 
gemeinsam „das Vaterland“ erhalten. 

 
2.4 Einordnung der verwendeten Schrift
Das Schriftbild der Tafel wirkt planvoll 
durchkomponiert. Die Zeilen sind sehr re-
gelmäßig und gerade gesetzt. Dabei wech-
seln sich Zeilen mit Versal und solche ohne 
Versal ab, wobei letztere jeweils leicht ein-
gerückt sind, so dass die Versalien nach 
links aus dem Textblock herausragen. 
Zwischen den Versalien und den Gemei-
nen besteht eine gewisse Spannung der 
Formen. Die Gemeinen sind in einer ent-
wickelten gotischen Minuskel gleichmäßig 
und kunstfertig ausgeführt. Ihre Formen 
und Proportionen können einschließlich 
einzelner Auffälligkeiten als typisch für 
die Zeit um 1500 gelten.33 Eine vergleich-

bare Sandsteintafel mit Gedenkinschrift, 
die im kurpfälzischen Bensheim kurz nach 
1504 ebenfalls zur Erinnerung an eine Be-
lagerung durch den Landgrafen von Hes-
sen angefertigt wurde, ist durchgehend in 
einer ähnlichen Minuskel (ohne Versalien) 
gesetzt.34 
Bei den Versalien hingegen lassen sich 
zwei fast gegenläufige Varianten feststel-
len, die beide kaum als typisch für die Zeit 
um 1500 gelten können. So haben die ge-
rundeten Anfangsbuchstaben der Verszei-
len 1 (D), 3 (U), 15 (U) und 17 (C) ihr klares 
Vorbild in der handschriftlichen Zierma-
juskel des 15. Jahrhunderts, die nur selten 
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inschriftlich aufgegriffen wird.35 Andere 
sind dagegen von schriftgeschichtlichen 
Tendenzen beeinflusst, die im Buchdruck 
für die Entwicklung der Frakturschrift 
maßgebend sind.36 Dazu zählen die Ver-
salien in den Zeilen 11 (O) und 13 (V), vor 
allem aber jene in den Zeilen 7 (N), 9 (U) 
und 19 (U), die geradezu frakturtypisch in 
Schwellzüge aufgelöst erscheinen. Mit ver-
spielter Kunstfertigkeit sind dabei N und U 
in den Zeilen 7 und 9 zu stilisierten Vögeln 
gebildet. 
Spielerisch wirkt auch der Einsatz ver-
schiedenartiger Versalien, und die Ausfüh-
rung des versalen U in beiden Varianten 
legt nahe, dass er ganz bewusst erfolgt ist. 
Die Inschrift kombiniert dabei offensicht-
lich „altmodische“ Formen aus der hand-
schriftlichen Buchproduktion mit „neumo-
dischen“ Formen aus Druckwerken. Darin 
findet eine Übergangszeit ihren Ausdruck, 
in diesem Fall mit einer eigentümlichen 
ästhetischen Wirkung.37 Das erschwert – 
über eine Verortung im ersten Viertel des 
16. Jahrhunderts hinaus – eine genauere 
inschriftenpaläographische Datierung. Zu 
fragen ist allerdings, inwieweit die heute 
sichtbare Schrift überhaupt noch einen 
verlässlichen Eindruck der originalen Aus-
führung gibt. 

35 Mein herzlicher Dank für den Hinweis auf vergleichbare handschriftliche Varianten gilt Dr. Rüdiger Fuchs. Zur Viel-
falt der gotischen Majuskelschriften vgl. demnächst den grundlegenden Beitrag von Rüdiger Fuchs in: Einführung 
in die Epigraphik des Mittelalters und der Frühen Neuzeit, Wiesbaden 2023 (in Drucklegung).

36 Als eigenständige Schrift wurde die Fraktur in den ersten beiden Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts im Buchdruck 
am Hofe Kaiser Maximilians I. ausgebildet (sogenannte „Theuerdank-Fraktur“). Vgl. zur Fraktur und ihrer epigra-
phischen Verwendung demnächst den Beitrag von Renate Kohn in: Einführung in die Epigraphik des Mittelalters 
und der Frühen Neuzeit, Wiesbaden 2023 (in Drucklegung), sowie auch Franz-Albrecht Bornschlegel, Druckschrif-
ten und epigraphische Schriften auf der Schwelle zum Frühdruck am Fallbeispiel Augsburg, in: Walter Koch, Chris-
tine Steininger (Hg.): Inschrift und Material. Inschrift und Buchschrift (Bayerische Akademie der Wissenschaften, 
Philosophisch-Historische Klasse, Abhandlungen, NF 117), München 1999, S. 213–224. 

37 Vgl. zu epigraphischen Phänomenen dieser Übergangszeit die Beiträge in Christine Magin, Ulrich Schindel, Chris-
tine Wulf (Hg.), Traditionen, Zäsuren, Umbrüche. Inschriften des späten Mittelalters und der frühen Neuzeit im 
historischen Kontext, Wiesbaden 2008.

2.5 Erhaltungszustand, Restaurierungen und ursprüngliche Beschaffenheit 
Schon auf den ersten Blick zeigt sich, dass 
die Tafel nicht in ihrem Originalzustand er-
halten ist. Beschädigte Stellen und Abplat-
zungen auf der Oberfläche der Sandstein-
tafel kontrastieren mit der auffällig satten 
schwarzen Farbe der Buchstaben, die vor 

allem in der weniger verwitterten oberen 
Hälfte kaum Farbverluste aufweist. An eini-
gen Stellen füllt die Farbe tatsächlich nicht 
die Kerben der ursprünglich eingehauenen 
Inschrift, sondern ist über raue, abgeplatzte 
Stellen gemalt, an denen die eingehauenen 

Abb. 3: Detailaufnahme mit unterschiedlichen 
Varianten von Versalien
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz 

(Foto: Astrid Garth)
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Buchstaben bereits teilweise verloren sind. 
Der um die Tafel gesetzte Sandsteinrahmen 
weist Ergänzungen auf und eine zum Farb-
ton der Tafel passende Schlämme, die offen-
sichtlich nicht bereits seit Jahrhunderten 
der Witterung ausgesetzt gewesen ist.
Die heutige Erscheinung des Denkmals ist 
eng mit der jüngeren Geschichte des Grund-
stücks Zollstraße 42 verbunden – und mit 
der Familie Kimpel, in deren Besitz es fast 
200 Jahre lag. 1817 kaufte es der Kauber 
Steuermann Jakob Kimpel von dem Zoll-
schreiber Peter-Josef Schorn. Jener hatte es 
1801 nach der Aufteilung des Verwaltungs-
komplexes als erster Privatmann aus der 
Hand des letzten Trägers der kurfürstlichen 
Würde eines Pfalzgrafen bei Rhein erwor-
ben – nicht lange, bevor Kaub im Nachgang 
zum Frieden von Lunéville im Jahr 1802 an 
das Herzogtum Nassau-Usingen abgetreten 
wurde.38 1817 ging auch der ursprüngliche 
Kaufvertrag von 1801 in den Besitz der Fa-
milie Kimpel über. Dieses von der fürstlichen 
Regierung aufgesetzte Dokument enthielt 
die aufschlussreiche Bedingung, dass sich 
der Käufer zum Erhalt der Inschrift am Mau-
erabschnitt des Grundstücks verpflichtete.39 
Ganz offensichtlich gab es unbeschadet 
der Verkaufsbemühungen ein Bewusstsein 
dafür, dass hier ein Denkmal von „öffentli-
chem“ – oder doch zumindest „pfälzischem“ 
– Interesse betroffen war. Dementsprechend 
konnten die neuen Privateigentümer ohne 

38 Vgl. Kimpel, Kaub, S. 62; Dehe, Kaub, S. 31. Etwas schief ist also die Formulierung in der Rhein-Zeitung vom 14. 
Aug. 1981, das „Leyenhäuschen“ sei „seit 1801 im Privatbesitz der Familie Kimpel“.

39 Vgl. die Abschrift des Kaufvertrags durch den Bauingenieur Arnold Bubinger in GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, 
Teil 1. 

40 Als sich in den Nachkriegsjahren die fast 70-jährige Eigentümerin Käthe Kimpel (eher erfolglos) um Finanzhilfen 
für eine Instandsetzung bemühte und sich für deren Umsetzung an den Bauingenieur Arnold Bubinger wandte, 
berichtete dieser 1958 dem Landeskonservator des noch jungen Bundeslands Rheinland-Pfalz unter anderem: 
„Auf eines wies Fräulein Kimpel besonders hin, auf die Inschrift links vor dem Eingang, wobei ihre Vorfahren und 
sie niemals allein etwas instandsetzen oder verbessern hätten dürfen“. Bubinger machte einen Kostenvoranschlag 
für (letztlich nicht durchgeführte) Renovierungen, bei denen er unter anderem 112 DM für „die Bemalung des 
Wappen und der Inschrift“ ansetzte, vgl. das Schreiben in GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 1.

41 Vgl. GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 1–2. 1964 erbten die Brüder Will und Hermann Kimpel das Grund-
stück von Käthe Kimpel. Nachdem sein Bruder im Dezember 1970 verstarb, war Will Kimpel bis zu seinem Tod 
2006 alleiniger Eigentümer.

42 So formulierten es die Vertreter der Stadtverwaltung Kaub in einem Schreiben, mit dem sie 1964 im Namen der 
Familie Kimpel – kurz vor dem Tod von Käthe Kimpel und dem Erbgang an Will und Hermann Kimpel – das Landes-
denkmalamt um einen Zuschuss zu Renovierungsarbeiten „von mehreren Jahren“ baten, vgl. GDKE Mainz, Top. 
Reg., TOP K-130, Teil 1. 

43 Vgl. die Unterlagen zu diesen Vorgängen in GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 1.

staatliche Erlaubnis keine Baumaßnahmen 
durchführen, die die Sandsteintafel betra-
fen.40 
Für den heutigen Zustand der Tafel wurde 
der Einsatz des Juristen Will Kimpel ent-
scheidend, der sich als langjähriger Besitzer 
des Grundstücks von den 1960er bis zu den 
2000er Jahren um das Ensemble bemühte.41 
Er leitete aus seiner Verpflichtung einen An-
spruch auf staatliche Unterstützung ab, den 
er hartnäckig und mit dem Argument einer 
historischen Bedeutung der Anlage verfolg-
te. Hilfreich war dabei zweifellos, dass sich in 
der damaligen öffentlichen Wahrnehmung 
in Kaub das Denkmal direkt mit der so po-
pulären Elslein-Figur verband, wie etwa aus 
einer Bezeichnung als „Schrifttafel ‚Elslein‘“ 
deutlich wird.42 Dieses Engagement führ-
te dazu, dass 1967 der Denkmalstatus des 
„Leyenhäuschens“ von 1552 (als eines der 
„kulturgeschichtlich wertvollsten Bauten 
von Kaub“) bestätigt und im Jahr 1979 das 
gesamte Ensemble einschließlich der Mauer 
und des (wiederhergestellten) Zollschrei-
berturms förmlich unter Denkmalschutz 
gestellt wurde.43 Schon kurz nach der Über-
nahme des Grundstücks konnte Will  Kimpel 
1964 umfangreiche Instandsetzungsarbei-
ten durchführen lassen. Weil er trotz Finanz-
hilfen des Landes dabei auf hohe Kredite an-
gewiesen war, blieben einige der geplanten 
Maßnahmen unerledigt, darunter die Res-
taurierung der Tafel. Tatsächlich brauchte es 
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noch viele Jahre und zahlreiche Verhandlun-
gen mit den Behörden, bis diese Restaurie-
rung dann schließlich im Frühsommer 1981 
erfolgen konnte – direkt im Vorfeld des für 
1983 geplanten 1000-jährigen Jubiläums 
der Ersterwähnung Kaubs.44 Aus den zahlrei-
chen energischen Bitten Kimpels an das Lan-
desdenkmalamt und das Staatsbauamt Diez 
geht hervor, dass die Tafel wie auch der Wap-
penstein in seiner Wahrnehmung nicht ihm, 
„sondern dem Land“ gehörten. Demnach sah 
er das Land in der Pflicht, einen „Steinkon-
servierer als Spezialist“ zu verpflichten, um 
die durch Witterung und Abgase angegriffe-
nen Objekte „vor dem Verfall zu bewahren“.45 
Außer einer Reinigung des Sandsteins und 
der Neuausmalung der eingehauenen Schrift 
dürfte 1981 auch die Restaurierung des Rah-
mens erfolgt sein, der ursprünglich vielleicht 
etwas stärker verziert war.46 Pünktlich für 
das Jubiläum von 1983 brachte Will Kim-
pel außerdem erstmals neben der Steintafel 
eine hölzerne „Geschichtstafel“ mit einer 
Übertragung des Inschriftentextes an, die 
seitdem noch einmal durch eine Blechver-
sion ersetzt wurde.47

44 Vgl. die umfangreichen Akten aus diesen Jahrzehnten in GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 1–2. 

45 Vgl. Kimpels Schreiben an das Landesdenkmalamt vom 12. April 1980, in dem er unter anderem formuliert: „Vor-
weg beschäftigt mich folgendes Problem: In der alten zur Zollstraße hin gelegenen Wehrmauer sind bekanntlich 
frontseitig eine sandsteinerne Tafel mit dem kurpfälzischen Wappen und eine weitere Tafel auf der die Geschichte 
der Belagerung von Kaub im Jahre 1504 in den Stein eingeschlagen, festgehalten ist, eingelassen. Beide Tafeln 
müßten ebenfalls dringend restauriert werden, um sie vor dem Verfall zu bewahren. Denn die laufende Einwirkung 
von verschmutzter Luft durch Autos und Eisenbahn und durch Regen ist schädlich für die Substanz dieser Tafeln 
gewesen.“ Dieses und weitere Schreiben zur Sache finden sich in GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 2.

46 Eine Erneuerung des Rahmens ergibt sich nicht nur aus dem Erhaltungszustand, sondern auch aus alten Fotogra-
fien, die einen Rahmen in wesentlich stärker zerstörtem Zustand zeigen, vgl. insbesondere das Postkartenmotiv 
von 1900 bei Kimpel, Kaub, S. 153. Ein Indiz für eine ursprünglich kunstvollere Ausführung des Rahmens liefert 
Gustav Friedrich Habel, der das Denkmal 1837 in seinem „Nachwort des Herausgebers“ zu einem kurzen Beitrag 
von Christian Daniel Vogel in den Nassauischen Annalen als eine „große mit einem verzierten Rahmen umgebene 
Sandsteinplatte“ bezeichnete, vgl. Vogel, Beiträge, S. 96.

47 Vgl. GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 2. 

48 Vgl. Kimpels Scheiben vom 11. Mai 1993 in GDKE Mainz, Top. Reg., TOP K-130, Teil 2.

Die heutige Präsentation der steinernen Ge-
schützkugeln geht ebenfalls auf den Grund-
stückseigner zurück. Bei Ausschachtungen 
an der Außenseite der Stadtmauer im Früh-
jahr 1993 stieß Kimpel nicht weit unterhalb 
des Bodenniveaus auf einen Haufen von 
„Kugeln, die aus der Belagerung von Kaub im 
Jahre 1504 stammen“. Im Mai des Jahres er-
hielt er auf seine Anfrage die Erlaubnis der 
Landesdenkmalpflege, dass die Kugeln „mit 
Ketten festgemacht und damit gegen Ent-
wendung gesichert wieder unter der in dem 
Bericht erwähnten Sandsteintafel in dem 
kleinen Gärtchen und im Hof des Amtshau-
ses“ ausgelegt wurden.48 
Die jüngste Geschichte des Denkmals weist 
den heutigen Eindruck als Folge der Restau-
rierung von 1981 aus, der einzigen absicht-
lichen Veränderung, die dokumentiert ist. Sie 
zeigt zugleich, dass diese Veränderung eine 
eher zurückhaltende Erneuerung war, deren 
Ergebnis – nicht zuletzt durch die Wiederauf-
findung der Steinkugeln – der ursprünglichen 
Gestaltung wohl näher kommen dürfte als 
der vorhergehende Verfallszustand.
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Die Restaurierung der Schrift erfolgte be-
hutsam, wobei die erhaltenen Buchstaben-
kerben möglichst präzise ausgemalt wurden. 
Die Ergänzungen auf den beschädigten Stel-
len wurden offenbar bei der neuen Bemalung 
aus den verbliebenen Hasten „rekonstruiert“. 
An einigen Stellen sind dabei Fehler entstan-
den, namentlich bei den Wörtern „etlich“, 
„ chlosz“, „sit“, „zyt“. Keineswegs wurde dabei 
einfach eine ältere Überlieferung des Texts 
übernommen. Das ergibt sich schon daraus, 
dass selbst die Lesarten, die dem heutigen 
Text am nächsten kommen (etwa von Habel 
oder Weidenbach/Marillac), an diesen Stel-
len leichte Abweichungen zum heutigen Zu-

49 Johann Heinrich Andreae verweist 1776 nicht nur auf die Funktion der von Alois Anton Cochem für ihn abgeschrie-
benen Tafel („inscriptis vernacule lapidibus memoria servatur“), sondern liefert eine deutschsprachige Anmerkung 
zu der Abschrift, in der er Lage, Maße und Material erörtert: „Der Stein an sich ist ein rother Sand-Stein, dabei roth 
angestrichen, die Buchstaben aber schwarz; hat in der hoehe 6 Schuhe 2 Zoll, und in der breite 2 Schuhe 14 Zoll; 
um denselben eine von Stein ausgekehlte Rahm, und stehet in der Mauer zvvischen der Amtsschreiberei und des 
Zollschreibers Behausung naechst an dem Rhein“, vgl. Andreae, Baccharacum, S. 29 f. Die annähernd zeitgleiche 
anonyme Amtsbeschreibung des Oberamts Bacharach liefert annähernd dieselben Maße, wenn sie von einem 
„am Zollhaus zu Kaub noch würklich eingemauertern Stein von 6 Schuhe 2 Zoll hoch und 3 Schuhe 2 Zoll breit“ 
spricht, vgl. ULB Bonn, Hs. S 417, fol. 28. Daraus entnimmt 1787 dieselben Maße auch Widder, Versuch, S. 404. 
Material, Rahmung und Schriftart („in schöner gothischer Minuskel“) bestätigt auch Habel 1837 in seinem Nach-
trag zu Vogel, Beiträge, S. 96.

50 Freher, Rerum, S. 114.

stand zeigen. 
Material, Maße und Farbgebung der Tafel 
stimmen mit den Angaben von Betrachtern 
des späten 18. Jahrhunderts überein.49 Eine 
merkwürdig abweichende Angabe der Far-
be liefert hingegen der früheste schriftliche 
Nachweis der Tafel durch Marquard Freher 
aus dem frühen 17. Jahrhundert: „aureis lit-
teris nigrae tabulae inscriptum“.50 Für diese 
Bezeichnung als schwarze Tafel mit golde-
nen Buchstaben bieten sich vor allem drei 
Erklärungswege an: 1. Freher beschreibt eine 
andere Tafel (möglicherweise aus einem an-
derem Gestein), die nach 1611 – etwa im 
Dreißigjährigen Krieg – zerstört und dann 

Abb. 4: Detailaufnahme der restaurierten schwarzen Ausmalung der Buchstaben mit Ergänzungen
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz (Foto: Astrid Garth)
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durch die heute erhaltene Tafel ersetzt wur-
de. Allerdings lassen sich in den aus dem 17. 
und 18. Jahrhundert erfreulich dicht über-
lieferten Quellen zu Bau- und Reparatur-
maßnahmen an den Verwaltungsgebäuden 
und ihrem Mauerabschnitt bislang keine 
Hinweise darauf finden.51 Bei einer solchen 
Neuschöpfung wäre dann die gotische Mi-
nuskel des zerstörten Originals mühsam 
exakt kopiert und nicht etwa durch eine zeit-
genössische Kapitalis ersetzt worden. 2. Fre-
her beschreibt die Tafel nicht genau so, wie 
sie 1611 zu sehen war – etwa, weil er einem 
Irrtum bzw. dem Missverständnis einer Vor-
lage aufsitzt, oder weil er einen Topos der 
„goldenen Lettern“ bedienen möchte. 3. Fre-
her beschreibt 1611 die heutige Tafel, deren 
roter Sandstein seinerzeit noch andersfar-
big gefasst war. Dann hätte die Tafel später 
durch Abwaschungen und Erneuerungen der 
Fassung ihre schwarze Farbe und die goldene 
Ausmalung bzw. Verfüllung der Buchstaben-
kerben verloren. Dass Johann Heinrich An-
dreae im späten 18. Jahrhundert festhielt, 
die Tafel sei „rother Sand-Stein, dabei roth 
angestrichen, die Buchstaben aber schwarz“, 
zeigt jedenfalls, dass die Tafel nicht immer so 
steinsichtig war wie heute.52 
Andreae bezeugt in den 1770er Jahren au-
ßerdem die Ausstellung der Geschützkugeln 
unterhalb der Steintafel. Dabei scheint er so-
wohl eine steinerne als auch eine gegossene 
Kugel gesehen zu haben.53 Die zeitnahe an-

51 Vgl. die Akten in HStA Wiesbaden, Best. 120: Unteramt Kaub. Hochbausachen, Nr. 211, Nr. 213. Zwar begannen 
1650 umfassende Renovierungsarbeiten an den weitgehend ruinierten Verwaltungsbauten, für die der Kurfürst 
1664 die zollfreie Passage des Baumaterials bewilligte, aber nirgendwo findet sich eine Erwähnung der Tafel.

52 Vgl. Andreae, Baccharacum, S. 30, sowie nahezu gleichlautend ULB Bonn, Hs. S 417, fol. 28.

53 In seiner Wiedergabe von Cochems Abschrift machte Andreae zu der Zeile „Als ihr die groess hier vvolt schauen“ 
die Anmerkung: „Dieser Stein ist in form einer Kugel, aber nicht ganz rund, sondern eckig, und hat in der dicke und 
breite 2 Schuhe.“ Zu der Zeile „Vnd acht hunderth dreyssig acht gegeossen“ notierte er: „Der andere aber ist ganz 
rund, und hat 18 Zoll.“ Vgl. dazu Andreae, Baccharacum, S. 29 f. sowie nahezu gleichlautend ULB Bonn, Hs. S 417, 
fol. 28. 

54 ULB Bonn, Hs. S 417, fol. 28v. Diese Angabe übernahm Widder, Versuch, S. 404. Hinterlassenschaften der hessi-
schen Belagerung scheinen auch in der Burg Gutenfels verblieben zu sein. Im Jahr 1888 schrieb Walther Schulte 
vom Brühl über seine Besichtigung der damaligen Ruine: „Schon die umfangreichen, oft ½ Mtr. im Durchmesser 
haltenden, meist unregelmäßigen Steinkugeln, die allenthalben in den Ruinen umherliegen und an schwere Be-
lagerungen aus der Anfangszeit des Feuergeschützwesens mahnen“, vgl. Schulte vom Brühl, Schlösser, S. 90, 101.

55 Zu Überlieferung und Datierung vgl. Fritz Herrmann, Landsknechtslied auf die Belagerung von Caub 1504, in: 
Archiv für hessische Geschichte und Altertumskunde NF 3, 1900, S. 113–122, hier S. 115.

56 Herrmann, Landsknechtlied, S. 121.

onyme Beschreibung des Oberamts Bacha-
rach hält fest, „bei diesem Denkmal liegen 
auch noch einige steinerne Kugeln von zwei-
erlei Grösse, womit die Burg und Stadt da-
mal beschossen worden“.54 Dieses Element 
des Denkmals wurde also erst in der Neuzeit 
zeitweise verschüttet, bis es in den 1990er 
Jahren wiederentdeckt wurde. 
Tatsächlich gibt es einen bemerkenswerten 
Beleg dafür, dass die Kugeln bereits im frühen 
16. Jahrhundert, unmittelbar nach der Be-
lagerung, an genau dieser Stelle ausgestellt 
wurden: Einer der pfalzgräflichen Lands-
knechte, der an der Verteidigung Kaubs 1504 
beteiligt gewesen war, dichtete bald danach, 
„wohl noch im gleichen Jahr“, ein Lied mit 47 
Strophen, in dem er die Ereignisse verarbeite-
te.55 In der 38. Strophe dieses bislang kaum 
beachteten Augenzeugenberichts heißt es 
über „manchen großen, schweren Stein“, die 
der Landgraf von Hessen in die Stadt werfen 
ließ: „Der ein was ruche, der ander glat. / sie 
lien zu Cube wieder hinfor als teils noch jn 
der Stat. / vnsern Eren sin mir onberaubt; / 
welcher das nit glauben will, / mag vor die 
Kellerhy gan vnnd mags beschauen.“56 Der 
Dichter nutzt also ähnlich wie die Gedenk-
inschrift die erhaltenen Kugeln als Beweis-
mittel für seinen Bericht. Dabei lokalisiert 
er sie vor der alten Kellerei, einem der frü-
heren Bauten im Verwaltungskomplex Zoll-
straße 42–46. Sehr wahrscheinlich wurden 
hier schon bei den ersten Aufräumarbeiten 
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nach der Belagerung einige der hessischen 
Geschützkugeln aufgehäuft, und der Lands-
knecht wurde noch vor seinem Abzug Zeuge 
dieses Vorgangs. Solche Sammelarbeiten 
der Besatzung und der Bürgerschaft dürften 
zugleich die Grundlage sein für die erstaun-
lich genau abgezählte Mengenangabe der 
Geschosse in der Gedenkinschrift. Damit 
erscheinen die Kugeln nicht nur als typisch 
spätmittelalterliche „gegenständliche Erin-

57 Klaus Graf, Schlachtengedenken im Spätmittelalter. Riten und Medien in der Präsentation kollektiver Identität, 
in: Detlef Altenburg, Jörg Jarnut, Hans-Hugo Steinhoff (Hg.), Feste und Feiern im Mittelalter, Sigmaringen 1991, S. 
63–70, hier S. 67.

58 Habel meint dagegen über die Tafel, dass sie „früher wahrscheinlich auf der Burg angebracht war, später aber in 
die vordere Wand der ehemaligen alten Kellerei neben dem neuen Zollhaus eingemauert wurde“. Vgl. den Nachtrag 
zu Vogel, Beiträge, S. 96, dem Schwartz, Archivar, S. 248, folgt. Dieser Vermutung fehlt allerdings jede Grundlage.

59 Diese langlebige Namenssage erscheint schon bei Johann Konrad Dahl, Historisch-statistisches Panorama des 
Rheinstroms von Bingen bis Coblenz, Heidelberg 1820, S. 93 (anfangs noch in Konkurrenz zu einer anderen Vari-
ante, die eine Jutta von Falkenstein zur Namensgeberin machen wollte, vgl. etwa ULB Bonn, Hs. S 417, fol. 27–27v, 
bzw. Widder, Versuch, S. 404, sowie Spitz, Rheintal, S. 44 f.). Ihre Überlieferung muss hier nicht nachgezeichnet 
werden, vgl. als Auswahl über die Jahrhunderte etwa Weidenbach, Burg, S. 284, 323; Wilhelm Lotz, Die Baudenk-
mäler im Regierungsbezirk Wiesbaden, Berlin 1880 (ND Wiesbaden 1973), S. 198; Hellmuth Gensicke, Art. Kaub, 
in: Ludwig Petry (Hg.), Handbuch der Historischen Stätten Deutschlands, Bd. 5, Stuttgart 1959, S. 166–167, hier 
S. 167; Becker, Kaub, S 25; Stefan Grathoff, Burg Gutenfels, in: regionalgeschichte.net, URL: https://www.regio-
nalgeschichte.net/mittelrhein/kaub/kulturdenkmaeler/burg-gutenfels.html [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023]. 
Als Gutenfels wird die Burg schon vor der Belagerung im kurpfälzischen Reisbuch bezeichnet, das im Frühjahr 
1504 die Vorbereitungen für den kommenden Erbfolgekrieg dokumentierte, vgl. Friedrich von Weech, Das Reiß-
buch anno 1504. Die Vorbereitung der Kurpfalz zum bairischen Erbfolgekrieg, in: Zeitschrift für die Geschichte des 
Oberrheins 26, 1874, S. 137–263, hier S. 190.

60 Nach den Untersuchungsergebnissen bei Lorenz, Bauen, S. 134, wurden bereits 1504 „der Bergfried umgebaut, 
der Nordbau der Kernburg wiederhergestellt, die nördliche Ringmauer des Burghofs errichtet und der Torbau um-
gestaltet“. 

nerungszeichen“,57 sondern auch als das ers-
te Element in der Entstehung des Denkmals. 
Ihre Anhäufung an dieser Stelle ging also 
der Anbringung der Steintafel voraus, was 
zugleich absichert, dass die Tafel bis heute 
an ihrem ursprünglichen Standort erhalten 
ist.58 Diese Beobachtungen zu dem Zeugnis 
des dichtenden Landsknechts führen in die 
Entstehungszeit des Denkmals.

2.6 Datierung der Tafel und mögliche Verantwortliche
Die bisherigen Befunde ermöglichen bereits 
eine erste Annäherung an den Entstehungs-
zeitraum der inschriftlich undatierten Sand-
steintafel: Neben Frehers Abschrift von 1611 
als terminus ante quem sind das vor allem 
eine inschriftenpaläographische Einordnung 
in das erste Viertel des 16. Jahrhunderts und 
die Ausstellung der mit der Tafel korrespon-
dierenden Geschützkugeln unmittelbar nach 
dem Ende der Belagerung (also ab Ende Sep-
tember 1504).
Einige andere Beobachtungen erlauben es, 
diese Zeit weiter einzugrenzen. Aufschluss-
reich sind dafür insbesondere Aussagen der 
Gedenkinschrift selbst: Zum einen spricht 
die Art der Benennung des Pfalzgrafen Lud-
wig V. dafür, dass sie vor dessen Todesjahr 
1544 verfasst wurde. Zum anderen liefert 
sie indirekt einen terminus post quem, wenn 

sie betont, dass die Burg während der Bela-
gerung noch nicht so gut befestigt war wie 
zur Abfassungszeit der Inschrift. Die Repa-
raturen an der Kauber Stadtburg, die entge-
gen einer oft kolportierten Behauptung den 
Namen Gutenfels schon vor der Belagerung 
trug (und nicht als Auszeichnung für ihre 
Wehrhaftigkeit im Jahr 1504),59 begannen 
unmittelbar nach dem Abzug der hessischen 
Truppen. Dendrochronologisch lassen sich 
eine erste Reihe von Erneuerungen und Er-
weiterungen noch auf 1504 datieren, also 
in die Zeit des Pfalzgrafen Philipp.60 Es war 
dann dessen baufreudiger Sohn, Ludwig V., 
der nach seinem Herrschaftsantritt im Fe-
bruar 1508 den Wiederaufbau und Ausbau 
zum Abschluss brachte. Diesen Verdienst 
ließ er 1509 mit einer (heute verlorenen) 
Bauinschrift an der neuerrichteten Südbas-
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tion für die Nachwelt festhalten: „ANNO 
DOMINI MCCCCCVIIII wurde gudenfelß das 
schloss wider gebauwen / Durch pfalzgraf 
ludwig unndt churfürst mit Trauwen.“61 Si-
cher folgte die Anbringung der Tafel also 
diesem Bauabschluss von 1509, möglicher-
weise ganz unter dem noch frischen Ein-
druck der fürstlichen Inschriftensetzung. Die 
Zeilen 13 bis 15 der Gedenkinschrift („Und 
wie wol da z chlo z nit wz erbwe(n) / als es 
it der zut her vvn nǔwen / Von pfaltzgraǔe 

lǔdwig worde(n) beǔe t“) erscheinen gerade-
zu als Rezeption eines aktuellen Geschehens 
von Bedeutung. 
Insgesamt lässt sich damit die Entstehungs-
zeit der Inschrift auf etwa 1510 ansetzen. 
Eine Entstehung in den Jahren kurz nach 
dem Krieg von 1504 lässt sich auch für das 
bereits angesprochene, vergleichbare Stück 
in Bensheim annehmen.62

Eine zeitliche Nähe zwischen den beiden 
Kauber Inschriften vermutete um 1900 be-
reits Christian Spielmann, der Urheber der 
Elslein-Erzählung, wobei er eine Beteiligung 
des Pfalzgrafen in den Raum stellte.63 Das 
führt zur Verfasserfrage, über die die Inschrift 
selbst keine Auskunft gibt. Allerdings lässt 
sich ein Kandidatenkreis wahrscheinlich ma-
chen. Den Pfalzgrafen Ludwig V. wird man 

61 Den Umfang der Arbeiten unter Ludwig wird man in dem bautechnisch feststellbaren „zweiten Arbeitsschritt“ 
sehen dürfen, in dem „die Ringmauer um die Kernburg ausgebaut und mit breit gelagerten Schießöffnungen sowie 
Schießscharten, die durch Widerlagerhölzer für Hakenbüchsen vorbereitet waren, versehen“ wurden, vgl. Lorenz, 
Bauen, S. 134. Die zitierte Inschrift war um 1785 noch zu sehen und ist heute nur noch kopial überliefert, vgl. Ba-
ckes, Kaub, S. 18, sowie Lotz, Baudenkmäler, S. 62. Sie ist in der Neuzeit ähnlich häufig wiedergegeben worden wie 
die Inschrift der Tafel (und häufig in denselben, weiter oben aufgelisteten Veröffentlichungen), allerdings meistens 
– einem Fehler der anonymen Amtsbeschreibung von Bacharach um 1780 folgend, den dann Widder 1787 ab-
druckte – mit der irrigen Jahreszahl MCCCCCVIII bzw. 1508 sowie unter Weglassung von „unndt churfürsten“, vgl. 
ULB Bonn, Hs. S 417, fol. 29v, sowie Widder, Versuch, S. 404. Eine in mehreren Schritten um 1670 entstandene 
anonyme Amtsbeschreibung des Oberamts Bacharach gibt die Jahreszahl zwar korrekt mit 1509 wieder, fügt dem 
Inschriftentext aber tagesaktuell hinzu: „vnd churfürst pfaltzgraffen Carl Ludwigen, vnsern anietzo regierenden 
g(nä)d(ig)sten churfürsten vnd herren“, vgl. Peter Brommer: Oberamt Bacharach und Unteramt Kaub. Edition und 
Kommentierung von Amtsbeschreibungen von 1590, 1642/43 (1669, 1671) 1678, 1681 und 1772, Norderstedt 
2018, S. 305.

62 Vgl. Scholz, Inschriften, S. 66 f. Nr. 89.

63 Spielmann, Belagerung, S. 213: „Wir gehen auch wohl nicht fehl, wenn wir den Ursprung der Inschrift auf der 
Steintafeln an dem vormaligen Rheinzollamte in die nämliche Zeit [des Wiederaufbaus der Burg] verlegen. Viel-
leicht hatte der Kurfürst auch Teil daran.“

64 Pfalzgraf Friedrich der Siegreiche nutzte hingegen zwei Generationen früher die Denkmäler zur Schlacht bei Se-
ckenheim durchaus zur Selbstdarstellung, vgl. Renate Neumüllers-Klauser, Schlachten und ihre „memoria“ in Bild 
und Wort, in: Konrad Krimm, Herwig John (Hg.), Bild und Geschichte. Studien zur politischen Ikonographie, Sig-
maringen 1997, S. 181–196, hier S. 191 f. Zur „fürstlichen Propaganda“ am pfälzischen Hof insbesondere zur Zeit 
Friedrichs vgl. Jan-Dirk Müller, Der siegreiche Fürst im Entwurf des Gelehrten. Zu den Anfängen eines höfischen 
Humanismus in Heidelberg, in: August Buck (Hg.), Höfischer Humanismus (Mitteilung der Kommission für Huma-
nismusforschung, 16), Weinheim 1989, S. 17–50, hier Zitat S. 19. 

kaum dazu rechnen können, von seiner Be-
teiligung am Text ist nicht auszugehen. Zum 
einen liegt auf der Hand, dass das genaue 
Wissen über die Zahl der Geschützkugeln nur 
von Augenzeugen stammen kann, die selbst 
die Belagerung bzw. jedenfalls den Wieder-
aufbau in Kaub erlebt haben. Zum anderen 
dürfte die wenig feierliche Formulierung, mit 
der die Bautätigkeit von „pfaltzgraǔe lǔdwig“ 
gewürdigt wird, nicht vom Pfalzgrafen selbst 
ausgegangen sein. So sehr hier ein Lob des 
Fürsten angelegt ist (der schon am Entsatz 
des belagerten Kaub beteiligt war), so wenig 
wird die Möglichkeit genutzt, Titel, Dynastie, 
Kriegstaten oder gute Regierung des jungen 
Pfalzgrafen epigraphisch hervorzuheben,64 
ebenso wenig wie eine Beteiligung am vor-
liegenden Denkmal selbst. Demgegenüber 
verweist etwa Ludwigs Gutenfels-Inschrift 
auf seine Kurfürstenwürde und seine Urhe-
berschaft. Die Anonymität des Tafel-Textes 
passt vielmehr dazu, dass der Inhalt – wie 
noch näher zu erläutern ist – auf kollektive 
Identitätsbildungen abhebt. 
Der oder die Verfasser fühlten sich Kaub und 
der Pfalzgrafschaft zugehörig, besaßen eine 
gewisse Bildung und soziale Position, wahr-
scheinlich auch öffentliche Funktionen in der 
Stadt. Dafür kommen vor allem die stadt-
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herrlichen Amtsträger und die Angehörigen 
des Kauber Stadtrats infrage. Die aus den 
Jahren 1505 und 1511 überlieferten Bürger-
meisterrechnungen legen eindrucksvoll dar, 
in welchem beträchtlichen Umfang der Rat 
zu dieser Zeit Bauarbeiten in der Stadt or-
ganisierte, von der Reparatur des Rathauses 
über die Neudeckung zerschossener Hausdä-
cher und der Pfarrkirche bis hin zur gründli-
chen Instandsetzung der städtischen Wehr-
anlagen.65 Dafür standen in dieser Zeit nicht 
nur die „gemeinen Werkleute“ und Steinmet-
ze aus der Gemeinde zur Verfügung, sondern 
auch der pfalzgräfliche Baumeister Friedrich 
Walpe, der zu dieser Zeit Besitzungen in der 
städtischen Gemarkung innehatte und Auf-
träge des Rats übernahm.66 Es ist durchaus 
vorstellbar, dass sich seine Kunstfertigkeit in 
der Sandsteintafel zeigt. 
Von den mutmaßlichen Auftraggebern lässt 
sich zumindest einer namhaft machen. 
Denn die Verwendung des stadtherrlichen 
Verwaltungskomplexes für die Ausstellung 
der Geschützkugeln und die Anbringung der 
Sandsteintafel ist sicher nicht ohne Wissen 
und Willen des langjährigen Zollschreibers 
Johann von Germersheim erfolgt.
Johann stammte aus einer Germersheimer 
Bürgerfamilie, deren Angehörige bereits um 

65 HStA Wiesbaden, Best. 360: Stadt- und Gemeindearchive, 258: Kaub, Nr. 941: Bürgermeisterrechnung der Stadt 
Kaub Jg. 1505, Nr. 942: Bürgermeisterrechnung der Stadt Kaub Jg. 1511. Arbeiten an dem Denkmal lassen sich 
bislang nicht sicher nachweisen. Die Bürgermeisterrechnung von 1511, fol. 3, weist für den Sommer unter ande-
rem folgende Posten aus: „Item 8 alb gebe(n) vor eyn / rischt steyn / Item 4 h gebe(n) denen zutrag(en) / Item 1 
guld(en) gebe(n) an kost (gestrichen: vnd / lone) dem meyster zwen knechten / vnnd eyne(m) qnabe(n)“. Ohne 
weiteren Kontext muss offenbleiben, ob hier ein steinerner Richtblock oder etwa ein Richtstein für die Begradi-
gung von Scheren oder anderen Werkzeugen gemeint ist, ein Zusammenhang mit der Tafel besteht aber nicht. 

66 Nach einer Urkunde des Kauber Gerichts verkaufte „Frederich, der zit vnnsers gnedigsten her(r)n pfaltzgraue(n) 
bwmeister“, am 22. März 1512 einen Weinberg in der Kauber Gemarkung gegenüber von Oberwesel für 56 Gulden 
an einen Bürger zu Oberwesel, vgl. HStA Wiesbaden, Best. 120: Unteramt Kaub, Nr. U 117 (1521 März 22). Er ist 
sicher identisch mit jenem Meister „Walpen Frederichen“, der 1511 mehrfach für den Rat tätig wurde, unter ande-
rem bei der Pflasterung des Rathauses, vgl. HStA Wiesbaden, Best. 360: Stadt- und Gemeindearchive, 258: Kaub, 
Nr. 942: Bürgermeisterrechnung der Stadt Kaub Jg. 1511, fol. 5v, 6v, 7v.

67 Schwarz, Familie, S. 69, und vgl. dazu auch Volk, Wirtschaft, S. 538 f.

68 Vgl. Volk, Wirtschaft, S. 548; Schwarz, Familie, S. 72.

69 Zu dieser Abfolge vgl. Schwarz, Familie, S. 73, sowie den Stammbaum ebd., S. 76; Volk, Wirtschaft, S. 539. Große 
Lücken weist dagegen die Liste der Zollschreiber bei Fliedner, Rheinzölle, S. 188, auf, in der nur Nikolaus und der 
ältere Dietrich erscheinen.

70 Die Belehnung durch Pfalzgraf Philipp umfasste als Erbburglehen auf der Sauerburg eine Hofstätte in Oberwesel 
unterhalb des Roten Turms mitsamt einem Garten an der Stadtmauer, eine Wiese zwischen Perscheid und Delln-
hofen und einen Garten bei der Oberweseler Liebfrauenkirche. Des Weiteren erhielt er wie seine Vorgänger ein 
Lehen über 3 Mark auf den „zum Birnbaum“ genannten Weingarten in der Kauber Gemarkung, außerdem einen 
„der Landschade“ genannten Weingarten, der der verstorbene Johann Landschad von Steinach als Kauber Burg-
lehen innegehabt hatte, vgl. HStA Wiesbaden, Best. 121: Lehensarchive, Nr. U von Germersheim (1486 Juni 7). 
Er dürfte auch das Trierer Lehen über das Haus in Oberwesel bereits 1486 von Erzbischof Johann II. empfangen 
haben, jedenfalls ist seine Belehnung nach dem Amtsantritt des folgenden Trierer Erzbischofs Jakob II. von Baden 
erhalten, vgl. LHA Koblenz, Best. 1B, Nr. 1012 (1504 März 12). 

1400 vom Pfalzgrafen als Zöllner in Ger-
mersheim eingesetzt wurden. Zu dieser Zeit 
bestand die Praxis, „die Germersheimer Zoll-
schreiber nach einer gewissen Phase der 
Einarbeitung an die wichtigere pfälzische 
Zollstätte in Kaub zu versetzen“.67 Mit Ni-
kolaus von Germersheim (der zuerst seinem 
gleichnamigen Vater am Germersheimer Zoll 
gefolgt war) wurde 1421 erstmals ein Mit-
glied der Familie zum Zollschreiber in Kaub 
ernannt. Im Jahr 1438 wurde er zum pfalz-
gräflichen Burgmann auf der Sauerburg et-
was östlich von Kaub angenommen (wobei 
sein Burglehen eine Hofstatt und weitere 
Güter in Oberwesel umfasste), er erhielt ein 
pfalzgräfliches Lehen über einen Weingarten 
in Kaub und vom Trierer Erzbischof ein Lehen 
über das sogenannte „Lutterhaus“ in Ober-
wesel.68 In Kaub begründete er geradezu eine 
Zollschreiberdynastie: Um 1450 beerbte ihn 
sein Sohn Dietrich als Amtsträger, Burg- und 
Lehensmann, dem um 1475 zuerst sein äl-
tester Sohn Dietrich folgte.69 Nach dem Tod 
Dietrichs des Jüngeren 1486 trat dann des-
sen Bruder Johann in die Lehen ein und er-
hielt das Zollschreiberamt.70 Damit hatte er 
die oberste Zuständigkeit inne für die Kauber 
Zollstelle und ihr übriges Personal, und war 
darüber hinaus in die sonstige Verwaltung 
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des Unteramts eingebunden.71 
Johann dürfte in Kaub aufgewachsen sein, 
wo er sich schon 1470 als Hausbesitzer 
nachweisen lässt.72 Seine Ehefrau Katharina 
könnte aus dem nahen Assmannshausen im 
kurmainzischen Rheingau gekommen sein.73 
Über seine ältere Schwester Agnes war er 
der Schwager des Nikolaus Bletze, der sich 
als Vertreter seiner Ehefrau mit Johann in 
das erbliche Burglehen teilte.74 Als die Zei-
chen im Frühjahr 1504 auf Krieg standen 
und Pfalzgraf Philipp die Verteidigung sei-
ner Besitzungen plante, wurden Johann und 
sein Schwager mit den anderen Burgmannen 
zum Kriegsdienst aufgeboten, „Johann von 
Germerßheim, zollschriber“, für Kaub und 
die Sauerburg, „Niclas Bletz, treger Agnas 
Germerßheim“, für Kaub.75 Demnach erlebte 
der Zollschreiber die Belagerung als einer der 
Verteidiger, und es ist anzunehmen, dass er 
dabei auch auf der Mauer und dem Turm bei 
seinem Amtssitz stand – eben dort, wo dann 
die Geschützkugeln aufgehäuft und schließ-
lich die inschriftlichen Verse angebracht 

71 Zur Personalstruktur der Kauber und der Bacharacher Zollstellen vgl. Fliedner, Rheinzölle, S. 48–55.

72 Vgl. HStA Wiesbaden, Best. 120: Unteramt Kaub, Nr. U 508 (1470 Juni 29).

73 Zusammen hatte das Ehepaar zeitweise Anspruch auf eine Gülte über 1 Gulden von einem Weinberg des Klosters 
Eberbach in Assmannshausen, die der Abt des Klosters Eberbach 1492 ablöste, vgl. HStA Wiesbaden, Best. 22: 
Kloster Eberbach, Nr. U 1786 (1492 August 12). Nach dem Tod Johanns von Germersheim fielen Gülten, die er 
aus Kaub erhielt, an Johann von Assmannshausen, Schultheiß zu Oberwesel und möglicherweise ein Verwandter 
seiner Frau, vgl. HStA Wiesbaden, Best. 360: Stadt- und Gemeindearchive, 258: Kaub, Nr. U 520 (1527 Jan. 27). 

74 Vgl. HStA Wiesbaden Best. 121: Lehensarchive, Nr. U Bletz (1477 Nov. 9) sowie Schwarz, S. 73. Nikolaus Bletze trat 
bereits 1477 für Agnes in das Burglehen ein, hielt es erst gemeinsam mit Dietrich und dann mit Johann.

75 Weech, Reißbuch, S. 238.

76 HStA Wiesbaden, Best. 121: Lehensarchive, Nr. U von Germersheim (1508 Dez. 7).

77 HStA Wiesbaden, Best. 360: Stadt- und Gemeindearchive, 258: Kaub, Nr. 92: Ämterbuch der Stadt Kaub 1514–
1676, fol. 1. Johanns Sohn Nikolaus von Germersheim diente um 1507 als Zöllner im pfalzgräflichen Amt Lützel-
stein, bevor er nach Kaub zurückkehrte, wo er auch 1514 und 1520 als Bürgermeister amtierte. Sein Sohn Hans 
sollte später ebenfalls Bürgermeister und Schultheiß in Kaub werden. Das Zollschreiberamt ging indessen nach 
dem Tod Johanns um 1520 in andere Hände über. Vgl. dazu Schwarz, Familie, S. 73 f. 

wurden. 
Diese Standortwahl ist darüber hinaus ohne 
sein Zutun kaum vorstellbar. Dabei hatte er 
einige finanzielle Möglichkeiten, literale Fä-
higkeiten, eine große Nähe zu den Ereignis-
sen und eine starke Bindung an die Pfalzgra-
fen, die Ende 1508 mit der Wiederbelehnung 
durch den neuen Kurfürsten Ludwig V. noch 
einmal bestätigt wurde.76 Zudem war er als 
Bürger und Teil der stadt- und landesherrli-
chen Funktionselite gut vernetzt in der Burg-
mannschaft und Bürgerschaft. In diesem Zu-
sammenhang ist es auffällig, dass sein Sohn 
Nikolaus im Jahr 1509 zu einem der Kauber 
Bürgermeister erwählt wurde.77 
Alles in allem kann der Zollschreiber Johann 
von Germersheim mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit als einer der Verant-
wortlichen für die Anbringung der Tafel an 
seinem Amtssitz gelten. Es bleibt allerdings 
noch zu klären, was damit eigentlich be-
zweckt wurde, was also Sinn und Botschaft 
dieses Denkmals war.

3. Die Tafel und ihre Geschichtsdarstellung
3.1 Zum Hintergrund des Textes: Die Belagerung von Kaub im Jahr 1504
Die Geschichte der Belagerung Kaubs wurde 
schon mehrfach dargestellt, oft durch Nach-
erzählungen oder Variationen des von Jo-
hannes Trithemius um 1514 dazu Geschrie-
benen. Eine geschichtswissenschaftliche 
Aufarbeitung, die sämtliche vorhandenen 
Quellen kritisch einbezieht, steht hingegen 
noch aus. Sie kann und soll hier nicht geleis-

tet werden, doch ist es für das Verständnis 
der Gedenkinschrift notwendig, das Gesche-
hen zumindest knapp einzuordnen.
Die Kriegshandlungen, die zur Belagerung 
von Kaub führten, waren Teil des soge-
nannten Landshuter Erbfolgekrieges. Die-
se Auseinandersetzung um den Besitz des 
Herzogtums Bayern-Landshut war „ein tief-
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greifender, über ein Jahrzehnt aufgebauter 
Konflikt innerhalb des wittelsbachischen 
Hauses, bei dem die Fürsten der Kurpfalz 
und Bayern-Landshuts (später Pfalz-Neu-
burgs) gegen die Herzogslinie von Bayern-
München standen“.78 Auslöser waren die 
Nachfolgeregelungen des letzten Landshuter 
Herzogs Georg des Reichen, der bis ins Al-
ter ohne männlichen Erben geblieben war. 
Daher vererbte Georg 1496 per Testament 
das Herzogtum an seine Tochter Elisabeth 
und deren Ehemann Ruprecht, einen der 
Söhne des Pfalzgrafen Philipp. Das wider-
sprach allerdings den Bestimmungen des 
wittelsbachischen Hausvertrags von Pavia 
(aus dem Jahr 1329), der vorsah, dass beim 
Aussterben einer der bayerischen Linien im 
Mannesstamm die andere Linie deren Erbe 
antreten sollte. Als Herzog Georg Anfang 
Dezember 1503 starb, erhoben sowohl der 
vorher noch zum Statthalter eingesetzte 
Ruprecht von der Pfalz als auch Herzog Al-
brecht IV. von Bayern-München Anspruch 
auf die Herzogswürde.79 Eine diplomatische 
Lösung gelang nicht. Stattdessen traten Kai-
ser Maximilian I., der Schwäbische Bund und 
eine Reihe weiterer Fürsten auf der Seite Alb-
rechts in den Konflikt ein, während Ruprecht 
vor allem auf die Unterstützung durch sei-
nen kurfürstlichen Vater Philipp angewiesen 
war.80 Die Anfang Mai 1504 vom Kaiser über 
Philipp und Ruprecht verhängte Reichsacht 
verschärfte die Lage, und nachdem es schon 
zuvor zu ersten Besatzungen und Zusam-
menstößen gekommen war, brach der Krieg 
im Sommer 1504 offen aus. Folgenschwerer 
für den Kriegsverlauf als die militärischen 
Erfolge der Gegner war der frühe Tod des 
„pfälzisch-niederbayerischen Prätendenten-
paars“ Ruprecht und Elisabeth im August 
bzw. September 1504.81 Während Elisabeths 

78 Reinhard Stauber, Der Landshuter Erbfolgekrieg. Selbstzerstörung des Hauses Wittelsbach?, in: Jörg Peltzer, 
Bernd Schneidmüller, Stefan Weinfurter, Alfried Wieczorek (Hg.), Die Wittelsbacher und die Kurpfalz im Mittel-
alter. Eine Erfolgsgeschichte?, Regensburg 2013, S. 207–230, hier S. 207. 

79 Vgl. zu Ursachen und Anlass des Krieges Stauber, Erbfolgekrieg, S. 208–214; Schaab, Geschichte 1, S. 213 f.

80 Zu diesen Bündnissen vgl. Stauber, Erbfolgekrieg, S. 220 f., sowie Messner, Seehase, Erbfolgekrieg, S. 32–42, mit 
einem Überblick über die von den Bundesgenossen aufgestellten Truppen.

81 Zitat Stauber, Erbfolgekrieg, S. 222.

82 Zum Kriegsausgang, dem Kölner Reichstag und den folgenden Abkommen vgl. Stauber, Erbfolgekrieg, S. 222–226, 
229 f.; Schaab, Geschichte 1, S. 216 f.

83 Zitate Max Steinmetz, Die Politik der Kurpfalz unter Ludwig V. (1508–1544), Bd. 1: Grundlagen, Freiburg 1942, S. 
11, 13.

84 Zitat Spielmann, Belagerung, S. 199.

Landshuter Räte den Krieg noch fortzu-
führen versuchten, trat Pfalzgraf Philipp in 
schwierige Verhandlungen vor allem mit Kai-
ser Maximilian ein. Nach einem Waffenstill-
stand im April 1505 wurden die Ergebnisse 
des Konflikts schließlich Ende Juli 1505 im 
Kölner Schiedsspruch des Kaisers verkündet, 
der vor allem den Interessen des Kaisers und 
der Münchner Linie folgte. Letztere erhiel-
ten das Landshuter Herzogtum, aus dem 
allerdings einige niederbayerische Gebiete 
als Fürstentum Pfalz-Neuburg oder „Junge 
Pfalz“ für die Söhne Ruprechts und Elisa-
beths ausgegliedert wurden. Die Pfalzgraf-
schaft musste hingegen einige ihrer Randbe-
sitzungen an die Verbündeten der Münchner 
Linie abtreten. Bis zu einer Klärung zwischen 
der Pfalzgrafschaft und ihren verschiedenen 
Gegnern sollte es allerdings noch Jahrzehnte 
dauern.82

Die Kurpfalz wurde 1504 zum Angriffsziel 
einer ganzen Reihe von Fürsten und Grafen, 
die alle schon länger in Streitigkeiten mit 
dem Kurfürsten Philipp lagen. Sein expan-
sives Hegemonialstreben, seine „abenteuer-
liche Politik“ und das „fast absolutistische 
Selbstgefühl“ Philipps hatten ihm zahl-
reiche Feinde eingebracht.83 Nun luden die 
politische Gesamtlage, die Reichsacht und 
die Ermunterung durch den Kaiser dazu 
ein, diese Rechnungen zu begleichen. Die 
Angriffe trafen die pfälzischen Gebiete aus 
verschiedenen Richtungen. Kaiserliche und 
Württembergische Truppen bedrohten die 
kurpfälzischen Besitzungen im Elsass und 
im Kraichgau, und links des Rheines gingen 
der Graf von Leiningen und der Wittelsba-
cher Alexander, Herzog von Pfalz-Zweibrü-
cken und Graf von Veldenz, in die Offensive. 
Rechts des Rheins stand „der gefährlichste 
Gegner von Kurpfalz“,84 Landgraf Wilhelm II.  
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von Hessen, der von den Pfalzgrafen tatsäch-
lich als „Hauptantagonist“ wahrgenommen 
wurde.85 Zwischen Wilhelm und Philipp be-
stand bereits eine längere Feindschaft, und 
bereits kurz vor dem Ausbruch des Erbfolge-
krieges wäre es zwischen beiden beinahe zu 
einem Waffengang gekommen.86 Jetzt zog 
der Landgraf als vom Kaiser benannter Voll-
strecker der Reichsacht ein großes Heer aus 
Landsknechten und Reitern zusammen, wo-
für er sogar die Herzöge von Braunschweig 
und von Mecklenburg gewinnen konnte.87 
Der Feldzug des Landgrafen führte zuerst auf 
der rechten Rheinseite in den Odenwald und 
an die Bergstraße, wo es unter anderem zur 
elftägigen Belagerung Bensheims kam, die 
in der dortigen Sandsteintafel festgehalten 
wurde. Von dort marschierte er wieder nach 
Norden und überschritt bei Weisenau direkt 
südlich von Mainz den Rhein, um das Gebiet 
um Alzey und das heutige Rheinhessen zu 
verheeren. Dem Heranrücken eines pfalzgräf-
lichen Heeres unter Johann Landschad von 
Steinach wich Landgraf Wilhelm an die Nahe 
aus, um von dort wieder an den Rhein zu zie-
hen, den er dann bei Mainz erneut überquer-
te. Dort besetzte er Homburg und verstärkte 
sein Heer vor allem mit weiteren Geschüt-

85 Diese Wahrnehmung führte etwa auch dazu, dass „der Fokus der kurfürstlichen Diplomatie am französischen Hof 
darauf [lag], Ludwig XII. gegen Landgraf Wilhelm II. von Hessen einzunehmen“, vgl. Benjamin Müsegades, Diplo-
matie und Repräsentation. Ludwig V. und die pfälzisch-französischen Beziehungen am Vorabend des Landshuter 
Erbfolgekriegs, in: Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 163, 2015, S. 107–142, hier S. 141.

86 Pfalzgraf Philipp hatte seine Tochter Elisabeth 1498 mit Wilhelm von Hessen-Marburg (einem Vetter des Land-
grafen Wilhelm II.) verheiratet. Nach dessen frühem Tod 1500 kam es zum Streit um das Wittum, bei dem Philipp 
1502 einen Feldzug vorbereitete, vgl. Steinmetz, Politik, S. 11.

87 Zu diesen Angriffen auf die Kurpfalz vgl. Weidenbach, Burg, S. 316–318; Messner, Seehase, Erbfolgekrieg, S. 42–70. 

88 Zum Verlauf des hessischen Feldzugs vgl. Weidenbach, Burg, S. 318–320; Messner, Seehase, Erbfolgekrieg, S. 
58–62.

89 Zitat Volk, Wirtschaft, S. 494, und vgl. dazu Weidenbach, Burg, S. 320. Bezeichnenderweise berichtete der Strau-
binger Pfarrer Ulrich von Westerstetten vom Königshof an Herzog Albrecht, der hessische Landgraf belagere Kaub, 
um dem Pfalzgrafen den Zoll zu nehmen, vgl. RI XIV, 4, 1 Nr. 19097, in: Regesta Imperii Online, URL: http://
www.regesta-imperii.de/id/1504-08-25_2_0_14_4_0_3376_19097 [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023]. Zur 
Geschichte des Kauber Zolls vgl. Fliedner, Rheinzölle.

90 Vgl. mit Verweis auf die minutiöse Dokumentation der Kriegsvorbereitungen im Pfälzer Reisbuch Schaab, Ge-
schichte 1, S. 214. Aus dem Reisbuch lassen sich aber auch Hinweise ziehen auf „eine schwere Krise des Weinbaus 
im Viertälergebiet um 1500, der sich negativ auf die gesamte Rüst- und Verteidigungsfähigkeit des kurpfälzischen 
Amtes Bacharach auswirkte“, vgl. Peter Bahn, Der Landshuter Erbfolgekrieg am Mittelrhein, in: Heimatjahrbuch 
Landkreis Mainz-Bingen 48, 2004, S. 140–144, hier S. 142.

91 Zu dieser Besatzung aus Söldnern gehörten neben deutschen Landsknechten auch 400 eidgenössische Reis-
läufer, vgl. RI XIV,4,2 Nr. 21075, in: Regesta Imperii Online, URL: http://www.regesta-imperii.de/id/1504-04-
23_1_0_14_4_1_1572_21075 [zuletzt aufgerufen am 10.05.2023]. 

92 Zu den im Pfälzer Reisbuch dokumentierten Aufzeichnungen, die Albrecht Göler von Ravensburg kurz vor dem 
Beginn der Belagerung bei der Besichtigung Kaubs machte, vgl. Weech, Reißbuch, S. 190. Zu den Verwaltungs-
gebäuden der heutigen Zollstraße wird Proviant in der Kellerei vermerkt („Item 140 malter korns in der kellery, 
item 40 malter melves, item kein haber, speck, erwes, brymel“) sowie ein Waffenlager im Zollhaus („Uff dem zoll 
zu Cube: Item 9 hackenbussen, item 6 hantbussen, item 3 thonnen bulfer“).

zen. Als ihm der pfalzgräfliche Hauptmann 
Johann Landschad im Mainzer Raum einen 
zweiten Rheinübergang verwehrte, zog Land-
graf Wilhelm flussabwärts Richtung Kaub, 
des rechtsrheinischen „Brückenkopfs“ der 
Kurpfalz, in dessen Nähe die hessischen Be-
sitzungen um St. Goar lagen.88

Die kleine Stadt machte vor allem der „be-
sonders einträgliche Zoll in Kaub“ zu einem 
lohnenden Ziel.89 Sie war aber vorbereitet, 
und wie in den anderen pfälzischen Orten 
am Rhein war hier – zumindest nach den 
gegebenen Möglichkeiten – „die Landesver-
teidigung bestens organisiert“:90 Außer den 
vom Pfalzgrafen aufgebotenen Burgmannen 
und den Bürgern lag eine rund 1500 Mann 
starke Besatzung aus Kriegsknechten in 
der Stadt, die die Tore gesichert hatte.91 Die 
Wehranlagen waren mit Kriegsmaterial und 
Büchsen ausgestattet, und in der Stadt wa-
ren – gerade im pfalzgräflichen Verwaltungs-
komplex – Vorratslager angelegt worden.92 
Am 18. August begann das hessische Heer 
die Belagerung Kaubs. Während eine voll-
ständige Einschließung schon aufgrund der 
Rheinlage kaum gelingen konnte, besetzten 
die Angreifer mehrere Anhöhen, vor allem 
die sogenannte Adolfshöhe, auf denen sie 
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Geschützbatterien anlegten.93 Schon bald 
begann eine unaufhörliche Beschießung 
der Stadt, der Burg Gutenfels und des Pfalz-
grafensteins, die das Rheintal über Tage mit 
dem Donnern der Kanonen erfüllte. Zu die-
sem Dauerfeuer (das zum Zerspringen meh-
rerer hessischer Geschütze führte) kamen 
noch Brandfässer und andere Angriffsmittel, 
die in der Stadt schweren Schaden anrich-
teten.94 Allerdings gelang es dem landgräfli-
chen Heer über fast 40 Tage hin nicht, die 
Stadt sturmreif zu schießen. Stattdessen 
behaupteten sich die Verteidiger gegen die 
Übermacht und erhielten Verstärkungen 
von der anderen Rheinseite. Zuerst setzte 
ein kleines Heer unter Johann Landschad 
in der Nacht auf den 29. August von Bacha-
rach nach Kaub über – was dann Christian 
Spielmann knapp vierhundert Jahre später 
in seiner modernen Sage verarbeiten sollte. 
Daraufhin ließ der Landgraf einige schwe-
re Geschütze den Hang herab näher an die 
Stadt bringen, was jedoch durch einen er-
folgreichen Ausfall der Verteidiger zu einer 
Katastrophe wurde. Auch ein Großbrand in 
der Stadt in der Nacht auf den 5. September 
brachte keine Wendung. Am 7. September 
führte dann Kurprinz Ludwig weitere Ent-
satztruppen heran. Das Durchhaltevermö-

93 In der Literatur finden sich verschiedene Annahmen über die hessischen Positionen. Sicher ist die Besetzung der 
Adolfshöhe, auf der Reste der Verschanzungen erhalten blieben. Eine (evtl. zusätzliche) linksrheinische Position 
muss dagegen schon durch die Nähe zum pfalzgräflichen Bacharach fraglich bleiben. Vgl. zu dieser Frage Dehe, 
Kaub, S. 49 f.; Spielmann, Belagerung, S. 212; Schaab, Geschichte 1, S. 216; Bahn, Erbfolgekrieg, S. 143.  

94 Darüber berichtet ausführlich das Lied des Landsknechtes, dem man eine besondere Abneigung gegen die mit 
Pech und Schwefel gefüllten Fässer anmerkt, vgl. Herrmann, Landsknechtlied, S. 119–121. 

95 Zu Verlauf und Ausgang der Belagerung vgl. Messner, Seehase, Erbfolgekrieg, S. 62 f.; Weidenbach, Burg, S. 320–
322; Kimpel, Kaub, S. 322–326; Spielmann, Belagerung, S. 200, 211 f.

96 Vgl. BSB München, Clm 704, fol. 282.

97 Vgl. Schaab, Geschichte 1, S. 217; Weidenbach, Burg, S. 323.

98 Zitat Schaab, Geschichte 1, S. 214.

99 Die Bedeutung von Inschriften bezieht sich auf „1. einen Träger als Objekt der materiellen Kultur und 2. einen Text, 
der in sehr unterschiedlichen Beziehungen zu dem Träger stehen kann und somit auch zu einem Teil der materiellen 
Kultur wird, sowie 3. einen Standort; die volle Bedeutung einer Inschrift kommt normalerweise oder fast immer nur 
an ihrem originalen Standort zum Tragen“, vgl. dazu Rüdiger Fuchs, Inschriften und Landesgeschichte. Sind Inschrif-
ten für die Landesgeschichte nützlich?, in: Blätter für deutsche Landesgeschichte 151, 2015, S. 81–95, hier S. 82.

gen der Belagerten war schließlich größer. 
Die unzureichende Versorgungslage und die 
hohen Verluste an Menschen und Material 
zwangen Landgraf Wilhelm dazu, die Bela-
gerung am 25. September aufzuheben und 
sein Heer aufzulösen.95 Der pfälzisch gesinn-
te Chronist Trithemius berichtet nicht ohne 
Genugtuung davon, in welch desolatem Zu-
stand die Hessen und ihre Verbündeten den 
Abzug antreten mussten.96 
Anderswo liefen zu diesem Zeitpunkt bereits 
die Verhandlungen um einen Waffenstill-
stand, der Kampf um Kaub kann als letzte 
größere Kriegshandlung auf kurpfälzischem 
Gebiet gelten. Landgraf Wilhelm versuchte 
in den folgenden Verhandlungen, den pfalz-
gräflichen Abwehrerfolg zunichte zu machen, 
und tatsächlich sprach ihm der Kaiser neben 
seinen Eroberungen auch Kaub als Kompen-
sation für seine Kriegskosten zu. Indessen 
ignorierten Pfalzgraf Philipp und sein Sohn 
Ludwig diese Übertragung bis zum Frieden mit 
Hessen von 1521, und der Landgraf sah sich 
nicht imstande, seinen Anspruch auf Kaub 
noch einmal mit Waffengewalt zu verfolgen.97 
Anders als andere kurpfälzische „Außenglie-
der“ blieb die Stadt für die folgenden drei Jahr-
hunderte bis zum Ende der Pfalzgrafschaft ein 
Teil dieses Fürstenstaates.98 

3.2 Zur Komposition des Textes: Auswahl und Gewichtung der inschriftlichen Aussagen
Aus der im Grunde unbegrenzten Fülle an 
möglichen Mitteilungen zur Belagerung und 
Verteidigung Kaubs haben der oder die Ver-
fasser des Inschriftentextes bestimmte Aus-
sagen ausgewählt und sie im Verhältnis zum 
Gesamttext auf bestimmte Weise gewichtet. 

Diese Entscheidungen zur Komposition be-
stimmen den Text, der zusammen mit der 
Ausgestaltung des Trägers und der Wahl des 
Standorts die „verdreifachte Bedeutungsebe-
ne“ der Inschrift ergibt.99 
Die erste Information, die der Text liefert, ist 
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eine Kategorisierung des erinnerten Gesche-
hens mitsamt seiner chronologischen Ver-
ortung. Von den zwanzig Zeilen der Inschrift 
widmen sich die ersten beiden der Jahresan-
gabe. Die Aussage, dass Kaub belagert wurde 
(in Zeile 4), wird mit einer weiteren zeitlichen 
Einordnung (in Zeile 3) eröffnet: Zuerst wird 
der Beginn auf den Tag genau datiert (mit-
hilfe des Feiertags Mariä Himmelfahrt), dann 
wird die Dauer mit fünfeinhalb Wochen an-
gegeben (wobei „ ech thalb“ von einigen spä-
teren Lesern als das moderne sechseinhalb 
missverstanden wurde). Das Ende (am 25. 
September) wird nicht tagesgenau datiert, 
anders als im Bericht des Trithemius, der 
aber denselben Beginn und dieselbe Dau-
er liefert (hier umgerechnet in 39 Tage).100 
Auch die Bensheimer Tafel enthält vergleich-

100 „Anno domini supranotato vicesima quinta die mensis Septembris considerans lantgrafius post multos labores et 
grauissimas impensas quod Cubam obtinere non posset“, woraufhin er nach „nouem et triginta diebus“ den Abzug 
befiehlt, vgl. BSB München, Clm 704, fol. 282.

101 Die ersten beiden Zeilen der achtzeiligen Bensheimer Inschrift lauten: „[nach · christi · geburt] · i(m) funffhundert 
· vnd · vier · iar · / [vff · dinstag · den] · eylfften · iuny · des · brachmons · furwa[r]“. Die letzten beiden Zeilen infor-
mieren über das Belagerungsende: „dethen · bald · von · der · gegenwer · fleihen · / darnach · am · eyllften · tag · 
eylends · ausz · de(m) · feld · ziehe[n]“. Vgl. dazu Scholz, Inschriften, S. 66 f. Nr. 89.

102 Die dritte bis sechste Zeile der Bensheimer Inschrift lauten: „[belegert] · landgraff · wilhelm · vo(n) · hesse(n) · 
deise · stad · un(d) · p[forte(n) · / mit] · gewalt · schoß · die · ab · an · allen · ortten · / [v]nd · drey · hertzogen · warn 
· im · verwandt · / [b]runschwig · vnd · meckelburg · seind · sie · genandt“. Vgl. Scholz, Inschriften, S. 66 f. Nr. 89.

bar eine Jahresangabe, eine Datierung des 
Belagerungsbeginns und eine Angabe der 
(deutlich kürzeren) Belagerungsdauer.101 
Die fünfte Zeile behauptet, dass der Belage-
rer mit allen verfügbaren Mitteln angegriffen 
hätte. In der folgenden Zeile wird der Belage-
rer dann benannt, wobei er nicht etwa in der 
Person des Landgrafen Wilhelm II. auftritt, 
sondern in der abstrakten, territorialen Be-
zeichnung als „Landgrafschaft Hessen“. Im 
Unterschied dazu nennt die Bensheimer In-
schrift den Landgrafen namentlich, und sie 
verweist auf die Braunschweiger und Meck-
lenburger Herzöge, die sich als Verbündete 
dem hessischen Heer angeschlossen hat-
ten.102 Die Kauber Inschrift macht keine wei-
teren Angaben über die Zusammensetzung 
oder Truppenstärke des Belagerungsheeres, 

Abb. 5: Sandsteintafel mit Gedenkinschrift zur Belagerung Bensheims durch den Landgrafen von Hessen 
im Jahr 1504 Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz (Foto: Sebastian Scholz)
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und auch die Verteidiger werden nicht weiter 
erwähnt. 
Stattdessen widmet sich der Mittelteil in 
sechs der zwanzig Zeilen der Art und Menge 
der auf Kaub abgefeuerten Geschosse, ein-
schließlich des authentifizierenden Verwei-
ses darauf, dass man deren Größe „hie wol 
chauwen“ könne. Dabei werden nicht nur 

900 Steinkugeln und 838 gegossene Ku-
geln ausgezählt, sondern noch betont, dass 
damit nur jene Geschosse erfasst wären, die 
nicht zerbrochen, verloren oder im Rhein ver-
sunken sind. Demzufolge waren die 1738 Ge-
schosse längst nicht alles, was die belagerte 
Stadt in 39 Tagen erdulden musste (wobei 
die von dem Landsknechtlied erwähnten 
Brandfässer ungenannt bleiben).103 Diese 
mittlere Passage ist die umfangreichste ab-
geschlossene Sinneinheit des Inschriftentex-
tes. Ihre Länge verdeutlicht der Vergleich mit 
der Bensheimer Inschrift, wo der Beschuss 
durch die Belagerer nur eine von acht Zeilen 
ausmacht.104

Auf die Behandlung der Geschosse folgt eine 
Aussage zur erfolgreichen Abwehr der Bela-
gerer. Zuerst richten sich die nächsten drei 
Zeilen darauf, dass das „ chlo z“ zur Zeit der 
Belagerung noch nicht so wehrhaft gebaut 
war wie nach der Neubefestigung durch den 
Pfalzgrafen Ludwig. Bei dieser Betonung sei-
ner Bautätigkeit liegt zugleich die einzige ex-
plizite Nennung einer Person innerhalb der 
Inschrift vor. Der Verweis auf den damaligen 
Zustand der Burg dient nicht zuletzt dazu, 
die erfolgreiche Abwehr unwahrscheinlicher 
und umso bemerkenswerter erscheinen zu 
lassen: „Vnd wie wol“ der aktuelle Ausbau 
noch nicht erfolgt war, mussten die Gegner 
„danoch“ aufgeben. Die Gegner werden dabei 
nicht ohne Ironie als „frembde ge t“ charak-
terisiert. Das grenzt sie sprachlich von der 
Stadt wie von den Verfassern der Inschrift 
ab, unterstreicht die Kurzfristigkeit ihres 
Aufenthalts und delegitimiert zugleich ihre 

103 Bemerkenswerter Weise spricht ein anderer Überlieferungsstrang davon, dass 2401 Schüsse auf Kaub abgegeben 
worden seien, von denen 482 fehl gegangen seien, vgl. Scholl, Annales, S. 217; BSB Cgm 2874, fol. 18.

104 Nämlich die vierte Zeile: „[mit] · gewalt · schoß · die · ab · an · allen · ortten“. Vgl. Scholz, Inschriften, S. 66 f. Nr. 89.

Motive. Durch die Vereitlung ihrer Absichten 
müssen die Angreifer „Cǔb“ bei der „paltz“ 
bleiben lassen. Hier erfolgt die positive Zu-
schreibung einer (historischen) Zugehörig-
keit, nach der Kaub Teil eines größeren Gan-
zen, der Kurpfalz, ist. 
Die letzten drei Zeilen benennen die Ursa-
chen für den Abwehrerfolg: einerseits Gottes 
Unterstützung, andererseits die Wehrhaf-
tigkeit der Verteidiger. Zusammen sichern 
sie laut der zwanzigsten Zeile eine weitere 
räumlich-identitätsbezogene Abstraktion, 
das „vatter landt“.
Wie schon angesprochen, lässt sich die in-
schriftliche Botschaft auch dadurch charak-
terisieren, was bei der Auswahl der Aussagen 
eben nicht berücksichtigt wurde. So wird 
– über die eher ausgezählte Beschießung 
hinaus – die Ereignisgeschichte der Belage-
rung im Grunde nicht behandelt, und der 
Kontext des Erbfolgekrieges findet keine Er-
wähnung. Naheliegend, aber ausbleibend, 
sind Aussagen zu Zerstörungen oder Ver-
lusten an Menschenleben, wie sie gerade für 
eine liturgische Memoria elementar wären. 
Überhaupt ist der Verzicht auf die nament-
liche Nennung jeglicher beteiligter Personen 
außer dem aktuell herrschenden Pfalzgra-
fen auffällig. Neben dem 1504 regierenden 
Pfalzgrafen Philipp oder dem Landgrafen 
Wilhelm II. von Hessen wäre etwa an Johann 
Landschad von Steinach als pfalzgräflicher 
Befehlshaber zu denken, oder eben an die 
für die Gedenkinschrift Verantwortlichen. 
Als Akteure erscheinen sonst jedoch nur 
Gott und in einer Gruppenbezeichnung die 
„fremden Gäste“ (will man nicht die „Land-
grafschaft Hessen“ oder die „Pfalz“ (auch) als 
Gruppen verstehen).
Zusammenstellung und Aufbau des Textes 
zeigen klare Prioritäten der Themensetzung, 
die eine doppelte Deutung des Denkmals na-
helegen.
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3.3 Zum Sinn des Textes: Die geschichtskulturelle Botschaft des Denkmals

105 Allgemein sind Denkmäler „nur mittelbare Zeugen historischer Tatsachen, aber unmittelbare Dokumente einer 
Geistes- und Ideologiengeschichte“, vgl. Scharf, Kunstgeschichte, S. 20. Inwieweit spätmittelalterliche Denkmäler 
des städtischen Schlachtengedenkens allgemein als „Äußerungsformen eines ‚historischen Bewußtseins‘“ gelten 
können, hat Klaus Graf, Schlachtengedenken in der Stadt, in: Bernhard Kirchgässner, Günter Scholtz (Hg.), Stadt 
und Krieg (Stadt in der Geschichte 15), Sigmaringen 1989, S. 83–104, hier S. 103, zurecht kritisch in Frage ge-
stellt. Im vorliegenden Fall wird jedenfalls deutlich, dass die (politisch-ideologischen) Botschaften des Denkmals 
als geschichtskultureller Akt an eine bewusste und selektive Geschichtsdarstellung anschließen.

106 Nach Kimpel, Kaub, S. 86, berichtet angeblich ein Epitaph in der Kauber Kirche: „Am ersten Tag der vergeblichen 
Belagerung der Burg Gutenfels über Kaub durch den Landgrafen Wilhelm von Hessen, am 18. August 1504, ver-
starb im 64. Lebensjahr Laurentius Koch, Heerführer zu Kaub, einer der Besten des Vaterlandes.“ Das ließe sich als 
ein weiteres, der persönlichen Memoria eines Beteiligten gewidmetes Schlachtengedenken verstehen – wenn bei 
dieser Deutung nicht einige gravierende Lesefehler (und vielleicht auch etwas Wunschdenken) vorliegen würden. 
Die Jahreszahl ist nicht als M D IIII (= 1504), sondern als M D LIII (= 1553) zu lesen, und die Bezeichnung als PRAE-
TOR bezieht sich auf das Schultheißenamt, nicht auf eine militärische Funktion, während von dem Landgrafen, 
der Burg oder der Belagerung keine Rede ist. Aus der Kauber Familie Koch, zu der Mitte des 16. Jahrhunderts ein 
Zollschreiber sowie ein Heidelberger Professor gehörten (vgl. Kimpel, Kaub, S. 90), stammte mit Anton Koch einer 
der Bürgermeister von 1511 (vgl. HStA Wiesbaden, Best. 360: Stadt- und Gemeindearchive, 258: Kaub, Nr. 942: 
Bürgermeisterrechnung der Stadt Kaub Jg. 1511, fol. 1).

107 Zitate Vogel, Beschreibung, S. 641; Wund, Beschreibung, S. 530 Anm. 82; von Stramberg, Antiquarius, S. 164.

108 Zitate Schulte vom Brühl, Schlösser, S. 100; Vogt, Geschichten, S. 141; Häusser, Geschichte, S. 481. Ganz ähnlich 
fasste es noch Weidenbach, Burg, S. 322: „So endete diese durch die Treue und den Muth der Cauber denkwürdige 
Belagerung, deren Andenken die Stadt in Reimen pries, die noch heute auf einer Steinplatte an dem nun auch seit 
Anfang des Jahres 1867 aufgehobenen Rheinzollamte zu lesen sind.“

Das Kauber Denkmal dient dem Erinnern 
mit einer zweifachen Botschaft, die sich auf 
zwei historisch-räumliche Größen richtet: sie 
dient 1. mit dem Blick auf Kaub der lokalen 
Ereigniserinnerung und der Selbstvergewis-
serung, einschließlich der Selbstzuordnung 
zur Pfalzgrafschaft, und sie dient 2. mit 
dem Blick auf die Pfalzgrafschaft dem Herr-
scherlob und einer Identifikation mit dem 
als Vaterland emotionalisierten Fürsten-
staat. Während diese beiden Dimensionen 
der Denkmalfunktion durchaus in Teilen an 
spätmittelalterliche Vorbilder bzw. Diskurse 
anschließen, kann das Gesamtdenkmal als 
ungewöhnlicher Ausdruck „moderner“ Ideen 
aus einer Übergangszeit gelten. Es bietet 
damit einen Zugang zur zeitgenössischen 
Geschichtskultur im Sinne der Verarbeitung 
von lokalen historischen Erfahrungen und 
Zugehörigkeits- bzw. Identitätsfragen.105

Dass eine Bedeutungsdimension des Denk-
mals unmittelbar auf die Stadt und die Be-
lagerung von 1504 bezogen ist, liegt auf 
der Hand. In dieser Hinsicht ist es in Kaub 
einzigartig, sieht man von der Bauinschrift 
auf Burg Gutenfels ab, die aber nur indirekt 
und unausgesprochen in einem Zusammen-
hang mit der Belagerung steht.106 Schon die 
ältere Literatur war sich über diesen Bezug 

einig, wenngleich sich zwei Sichtweisen auf 
die Tafel beobachten lassen: Die einen Au-
toren behandelten sie eher positivistisch 
als „Nachricht“, in der die „Geschichte“ der 
Belagerung festgehalten oder „verewigt“ 
wurde.107 Mit stärkerem Bewusstsein für die 
Denkmalfunktion vermuteten andere, sie sei 
„zum Angedenken an die so ruhmvoll über-
standene Belagerung“ errichtet worden, oder 
meinten, „die Bürger von Caub ehrten ihren 
Muth durch folgende Reime“, in denen sich 
„der siegesfrohe Uebermuth“ ausdrücke.108 
Diese beiden älteren Sichtweisen sind je-
doch einzuschränken bzw. zu differenzieren: 
Wie bereits dargestellt, enthält der Inschrif-
tentext eben keine Ereignisgeschichte der 
Belagerung, die sich als historiografische 
Dokumentation verstehen ließe; und auch 
die Bürger, ihr Sieg, ihr Mut oder ihr Ruhm 
werden in dem Text mit keinem Wort er-
wähnt. Was aber war die auf Kaub bezogene 
Botschaft?
Zunächst ermöglichten der Standort, die 
Größe und die Sprache eine allgemeine, breite 
Rezeption der Tafel. Der stadtherrliche Ver-
waltungskomplex war ein Zentralort für das 
öffentliche Leben der Stadt, und die Anbrin-
gung an einer Mauer sorgte dafür, dass die 
Tafel nie für Bürger oder Besucher verschlos-
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Abb. 6: Die beiden steinernen Geschützkugeln 
unterhalb der Tafel
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz 

(Foto: Astrid Garth)

sen war. Die Größe der Tafel machte sie weit-
hin gut sichtbar, die der Buchstaben machte 
sie gut lesbar. Die Wahl der Volkssprache 
diente gleichfalls der Öffentlichkeitswirkung, 
denn „allgemeine Zugänglichkeit verlangte 
allgemeine Verständlichkeit“.109

Inhaltlich bot die Inschrift der städtischen 
Öffentlichkeit zuerst einmal „historische 
Fakten“, die eine lokale Erinnerung ermög-
lichten, insbesondere die Benennung des 
Ereignisses und des Angreifers sowie die ge-
naue Datierung und die Belagerungsdauer. 
Die im Text referenzierten Geschützkugeln 

109 Vgl. mit Blick auf die Denkmäler Pfalzgraf Friedrichs des Siegreichen Neumüllers-Klauser, Schlachten, S. 195.

110 Vgl. die Beispiele aus dem 15. bis 17. Jahrhundert bei Graf, Schlachtengedenken Stadt, S. 93. Mit Graf, Schlachten-
gedenken Spätmittelalter, S. 67, lassen sich „Inschriften, Gedächtnistafeln, Ereignisbilder, auch gegenständliche 
Erinnerungszeichen wie eingemauerte Kanonenkugeln“ zu dem „Kranz von Erinnerungsmedien“ zählen, der sich im 
städtischen Schlachtengedenken häufig um das erinnerte Ereignis legte. Dabei stand die Präsentation feindlicher 
Geschützkugeln auch in der Nähe einer „Repräsentation der dinglichen Beutegegenstände“, wie sie bei anderen 
Schlachtendenkmälern vorkam, vgl. Neumüllers-Klauser, Schlachten, S. 195.

111 Vgl. Ramona Baltolu, Mirjam Goeth, Tanja Kohwagner-Nikolai, Christine Steininger, Die Inschriften der Stadt 
Landshut (Die Deutschen Inschriften, 109), Wiesbaden 2022, S. 259 Nr. 207.

112 Graf, Schlachtengedenken Stadt, S. 104.

dienten der Authentifizierung des Berichts, 
sie verankerten das erinnerte Ereignis mit-
hilfe sicht- und greifbarer Objekte in der 
Gegenwart des Betrachters. Die Nutzung 
feindlicher Geschosse zur mahnenden, mit-
unter triumphalen Erinnerung war ein häu-
figes Phänomen in Spätmittelalter und 
Frühneuzeit.110 Aus dem Krieg von 1504 ist 
etwa die Einmauerung einer Eisenkugel an 
einem Landshuter Bürgerhaus überliefert.111 
Allerdings verlangten solche Objekte nach 
einer „narrativen Ergänzung“, um über-
haupt als „Erinnerungszeichen“ verstanden 
zu werden.112 Im Falle der Kauber Inschrift 
fallen diese Erläuterungen sehr ausführlich 
aus. Über das von den Gegnern verschosse-
ne Kriegsmaterial wird mit exakt wirkenden 
Zahlen Rechenschaft abgelegt. Hinter die-
sen Zahlen steht ein heftiger, nahezu dauer-
hafter Beschuss, der offenbar großen Ein-
druck bei den Belagerten hinterlassen hat. 
Der breite Raum, der die Behandlung der Ge-
schosse in der Inschrift einnimmt, spiegelt 
zweifellos diese einprägsame Erfahrung wie-
der, und wohl auch die Erleichterung und den 
trotzigen Stolz jener, die sie durchgestanden 
hatten. Die inschriftliche Nachvollziehbar-
keit des Kugelhagels erleichterte es zugleich 
den Nachgeborenen, sich in die Belagerten 
hineinzuversetzen und sich mit der bedroh-
ten Stadt zu identifizieren. 
Identitätsstiftend wirkte besonders die Er-
folgsbotschaft über die Abwehr der Gegner. 
Für die städtische Nachwelt wurde damit 
nicht nur ein historischer Sieg dokumentiert, 
sondern auch ein Exempel für die Zukunft 
geboten. Eine grundlegende Funktion des 
spätmittelalterlichen Schlachtengedenkens 
ist es, dass hierbei „städtische Identität als 
bedrohte und verteidigte Identität präsen-
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tiert“ wird, um durch diese „äußere Bedro-
hung in einer differenzierten städtischen 
Gesellschaft ein gruppenübergreifendes Wir-
Bewußtsein oder einen gesamtstädtischen 
Eigendiskurs entstehen“ zu lassen.113 Das 
kann gleichfalls für das Kauber Denkmal vor-
ausgesetzt werden.
Dagegen erfüllt die Tafel eine andere spät-
mittelalterliche Grundfunktion des städti-
schen Schlachtengedenkens in keiner Weise, 
nämlich die liturgische Memoria. Denkmäler 
für Kriege und Belagerungen folgten im Mit-
telalter vorwiegend den Erfordernissen einer 
religiösen Memorialkultur, das „Schlachten-
gedenken ist zunächst liturgische Memoria 
für die Gefallenen“.114 Davon ist das Kauber 
Denkmal weit entfernt, hier geht es um eine 
rein historische Ereigniserinnerung ohne je-
des Totengedenken. Die „Stadt als Erinne-
rungsgemeinschaft“ wird hier über profanes 
Gedenken konstituiert.115 Als religiöser Bezug 
erscheint überhaupt nur die Zuschreibung 
des Sieges (auch) an Gottes Gnade. 
Solche weltlichen Denkmäler sind im Spät-
mittelalter eine Neuheit und lange eine 
Seltenheit.116 Ausgerechnet in der Pfalzgraf-
schaft finden sich einige der frühesten Bei-
spiele. So ließ Kurfürst Friedrich I. nach der 
siegreichen Schlacht bei Seckenheim 1462 
auf dem Schlachtfeld ein freistehendes Ge-
denkkreuz errichten, bei dem nicht nur die 
Formgebung neuartig war, sondern überdies 
die Memoria von der Ereigniserinnerung in 
den Hintergrund gedrängt wurde. Das zum 

113 Zitate Graf, Schlachtengedenken Spätmittelalter, S. 66, 69. „Belagerungsbeschreibungen lassen sich somit als 
Inventar der ‚ideologischen Rüstkammer‘ der Städte auffassen“, vgl. Graf, Schlachtengedenken Stadt, S. 95.

114 Solches Gedenken war demnach „öffentliche Demonstration einer Sakralgemeinschaft“, vgl. Graf, Schlachten-
gedenken Spätmittelalter, S. 64 f., sowie auch Graf, Schlachtengedenken Stadt, S. 88 f.

115 Graf, Schlachtengedenken Spätmittelalter, S. 65. Die Überlieferung lässt leider nicht erkennen, ob in Kaub ein 
regelmäßiges rituelles Schlachtengedenken zelebriert wurde, wie es bei Festen zu Ehren des Stadtpatrons oder an 
dem inschriftlich genannten Datum des Belagerungsbeginns denkbar wäre. Vgl. zu solchen Anlässen, mit denen 
die Geschlossenheit der Kriegszeit wiederholt inszeniert werden konnte, Graf, Schlachtengedenken Spätmittel-
alter, S. 65 f.; Graf, Schlachtengedenken Stadt, S. 89. Damit muss auch offenbleiben, ob es in Kaub Gelegenheiten 
gab, bei denen wie in anderen dokumentierten Fällen die Inschriften öffentlich verlesen wurden, vgl. Neumüllers-
Klauser, Schlachten, S. 188 f.

116 Vgl. Scharf, Kunstgeschichte, S. 65, der in der Kölner Reliefplatte an der Ulrepforte (errichtet um 1360 in Geden-
ken an einen Sieg 1268) „das erste öffentliche Ereignisdenkmal mit weltlich-historischem Inhalt“ sieht. Vgl. auch 
ebd., S. 97 f., sowie Keller, Denkmal, Sp. 1278, für den sich im nordalpinen Raum „vor der Regierungszeit Kaiser 
Maximilians I. nur vereinzelte“ profane Denkmäler finden lassen. 

117 Zitat Neumüllers-Klauser, Schlachten, S. 192. Vgl. zu den Denkmälern Friedrichs ebd., S. 191–195.

118 Vgl. Scholz, Inschriften, S. 66 f. Nr. 89.

gleichen Anlass in der Heidelberger Heilig-
geistkirche entstandene Siegesmonument 
lieferte zwar einen ausführlichen „Ereignis-
bericht“, hatte aber keine „Memoria-Funk-
tion im liturgischen Sinn“.117 In diese Reihe 
lässt sich auch die Bensheimer Steintafel zur 
dortigen Belagerung im Jahr 1504 stellen. 
Wie beim Kauber Denkmal ist in Bensheim 
keine liturgische Memorialfunktion angelegt, 
sondern eine historische Ereigniserinnerung. 
Allerdings zeigt sich zwischen beiden Tafeln 
ein großer Unterschied: In Bensheim, das in 
der dortigen Gedenkinschrift ohne nament-
liche Nennung selbst nur als „deise stad“ 
erscheint, fehlt jeder Verweis auf einen grö-
ßeren Bezugsrahmen, der über das lokale 
Geschehen hinausweist.118 In Kaub hingegen 
bezieht sich die Inschrift auf „die Pfalz“ als 
ein größeres Ganzes, von dem die Stadt ei-
nen Teil ausmacht.
Mit dieser Zuschreibung von Zugehörigkeit 
wird die identitätsstiftende Wirkung erwei-
tert. Es geht – anders als im Schlachten-
gedenken der spätmittelalterlichen Stadt 
üblich – nicht nur um eine Bedrohung der 
Stadt, sondern auch um eine Bedrohung 
ihrer territorialen Zugehörigkeit. Die Erfolgs-
botschaft, dass die Feinde „Kaub bei der 
Pfalz bleiben lassen mussten“, stellt weniger 
die städtische Freiheit in den Vordergrund, 
als die Integrität des Fürstenstaats und sei-
ner Bestandteile. Es ist demnach nicht nur 
eine Kauber Identität, sondern zugleich eine 
Kurpfälzer Identität, die in dem entworfenen 



50 Raoul Hippchen

Szenario bedroht und verteidigt wird. Das 
hier implizierte „Wir“ erfasst über die Stadt 
hinaus das fürstliche Territorium. Beide Iden-
titäten gehen sprachlich im Vaterland auf, 
dessen Erhalt in der Inschrift beschworen 
wird.
Die erste, lokale Bedeutungsdimension des 
Denkmals geht mit dem Bekenntnis zur 
„Pfalz“ in die zweite über, die sich auf den 
Fürsten und sein Herrschaftsgebiet bezieht. 
Ein erster Aspekt ist dabei das Fürstenlob. 
Die Hervorhebung der fürstlichen Bautätig-
keit ist nicht nur von Interesse für eine lokale 
Erinnerung, vielmehr schreibt sie dem Bau-
herrn implizit die Eigenschaften der Tätigkeit 
und Voraussicht zu, die zum Tugendkatalog 
des Fürsten zu rechnen sind. Eine Hervor-
hebung ist die namentliche Nennung des 
bautätigen Kurfürsten in einer sonst auf Per-
sonennamen verzichtenden Inschrift. Dabei 
wird in diesem Zusammenhang nicht auf die 
Zeitebene der Belagerung rekurriert, sondern 
auf eine noch jüngere Vergangenheit. Nicht 
der zur Zeit der Belagerung regierende Pfalz-
graf Philipp findet Erwähnung, sondern sein 
seit kurzem amtierender Nachfolger Ludwig 
V. wird mit der Erfolgsbotschaft und dem 
Schlachtengedenken verbunden.119 Das auf 
vergangene Taten begründete Fürstenlob ist 
vorrangig auf die Gegenwart (und Zukunft) 
gerichtet, es ist nicht Teil der historischen 

119 Zum gemeinsamen Schlachtengedenken von Stadtgemeinden und Stadtherren vgl. auch Graf, Schlachtengeden-
ken Stadt, S. 85.

120 Nach Scharf, Kunstgeschichte, S. 20, lässt sich die „vorrangige Aufgabe“ vormoderner Denkmäler in der „Legitima-
tion“ („aus der Vergangenheit“), „Repräsentation“ („in der Gegenwart“) und/oder „Tradition“ („in die Zukunft“) von 
„Herrschaft“ verstehen. 

121 Ernst Schubert, Der rätselhafte Begriff ‚Land‘ im späten Mittelalter und in der frühen Neuzeit, in: Concilium medii 
aevi 1, 1998, S. 15–27, hier S. 16. Vgl. dazu auch Klaus Graf, Das ‚Land‘ Schwaben im späten Mittelalter, in: Peter 
Moraw (Hg.), Regionale Identität und soziale Gruppen im deutschen Mittelalter (Zeitschrift für historische For-
schung, Beiheft 14), Berlin 1992, S. 127–164, hier S. 163, der zur prinzipiellen Unabhängigkeit von räumlichen 
Identitätsbegriffen und Herrschaft formuliert: „Regionen sind keine naturräumlichen Einheiten, sondern Tradi-
tionstatbestände, deren historisch begründete Bedeutung und Geltung nicht zur Disposition von Machthabern 
steht.“

122 Vgl. zu dieser Formulierung von František Graus Matthias Werner, Zur Einführung, in: Matthias Werner (Hg.), Spät-
mittelalterliches Landesbewußtsein in Deutschland (Vorträge und Forschungen, 61), Ostfildern 2005, S. 7–15, 
hier S. 10. Für die Zeit der Burgunderkriege lässt sich feststellen, dass „räumliche Vorstellungen, zum Teil emotio-
nal besetzt, eine wichtige Rolle spielen“, dass aber diese „Territorialisierung“ nicht vorranging entlang politisch-
herrschaftlicher Grenzziehungen verläuft (und sich nie auf das Reich als Ganzes bezieht), vgl. Claudius Sieber-
Lehmann, Spätmittelalterlicher Nationalismus. Die Burgunderkriege am Oberrhein und in der Eidgenossenschaft 
(Veröffentlichungen des Max-Planck-Instituts für Geschichte, 116), Göttingen 1995, S. 171. 

123 „Das Fürstentum also begann im 15. Jahrhundert den Begriff des Landes für sich zu beanspruchen“, wobei es sich 
dabei weniger um eine begriffliche Usurpation handelte, sondern „um die sprachliche Wiederspiegelung eines all-
mählich sich vollziehenden verfassungsgeschichtlichen Prozesses“, der auch zur Vorstellung der „Landesobrigkeit“ 
führte, vgl. Schubert, Begriff, S. 24. Für die Wahrnehmung räumlicher Einheiten stellt sich damit nach Werner, 
Einführung, S. 13, stets die Frage, „inwieweit der Verdichtung territorialer Herrschaft und der Formierung meist 
dynastisch bestimmter neuer Herrschaftsgebilde im Spätmittelalter jeweils auch die Herausbildung eines stärker 
raum- und dynastiebezogenen Bewußtseins entsprach“.

Ereigniserinnerung zum Jahr 1504.120 Die 
Kauber Tafel ist in dieser Hinsicht auch ein 
Denkmal für den regierenden Fürsten.
Als Teil der Ereigniserinnerung erscheint 
hingegen die Gegenüberstellung zweier herr-
schaftlich-territorialer Einheiten: „he en 
die lantgraǔeschafft“ als „frembde ge t“ und 
erfolgloser Angreifer, gegenüber der „paltz“ 
als siegreich verteidigtes „vatter landt“. Sehr 
deutlich zeigt sich hier eine Identifikation 
mit dem einen Fürstenstaat in Abgrenzung 
zu einem anderen. 
Die landesgeschichtliche Forschung hat 
zurecht betont, dass gerade mit Blick auf 
zeitgenössische Wahrnehmungen „die Auf-
fassung, das spätmittelalterliche Deutsch-
land wäre aus Territorien zusammengesetzt 
gewesen, nicht zu halten“ ist.121 Zahlreiche 
Landesbegriffe und regionale Identitäten ver-
liefen quer zu den fürstlichen Herrschaftsbe-
reichen. Gleichwohl setzte im späten Mittel-
alter nicht nur eine Territorialisierung der 
(zunehmend flächenstaatlich verstandenen) 
Herrschaft ein, sondern eine allmähliche 
„Territorialisierung des Bewusstseins“.122 Sie 
brachte die Ausbildung von neuen oder neu 
besetzten Landesbegriffen, die sich verstärkt 
an fürstlichen Territorien orientierten.123 An 
diesem Prozess waren nicht zuletzt (histo-
riografische) Geschichtsbilder beteiligt, die 
„l’existence d’un lien à la fois immémorial et 
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providentiel entre une terre, un peuple et une 
dynastie de princes“ behaupteten.124 Eine 
solche „Öffentlichkeitsarbeit“ im Sinne der 
Konstruktion eines mit der Dynastie verbun-
denen Landes lässt sich nicht zuletzt in der 
Landgrafschaft Hessen in der Zeit um 1500 
beobachten.125 Zur gleichen Zeit wurden 
im Herzogtum Lothringen Denkmäler des 
Schlachtengedenkens (hier bezogen auf den 
Abwehrkampf gegen den Burgunderherzog 
Karl den Kühnen) bewusst eingesetzt, um 
über die Erinnerungskultur auf regionale bzw. 
kollektive Identitäten einzuwirken.126 Wie bei 
den städtischen „Erinnerungsgemeinschaf-
ten“ war auch hier „Bedrohung von außen, 
gezwungenermaßen vorgenommene Abgren-
zung gegen andere Gruppen für das einset-
zende Bewußtsein einer kollektiven Identität 
von fundamentaler Bedeutung“.127 In Kaub 
kam es unter dem Eindruck der Belagerung 
zumindest bei den lokalen Funktionseliten 
zu einer solchen Identifikation mit dem Fürs-
tenstaat, die dann in der Tafel ihren media-
len Ausdruck fand.
Dafür spielte die exponierte Grenzlage der 
Stadt zweifellos eine Rolle.128 Kaub war ein 

124 Vgl. Jean-Marie Moeglin: L’histoire des princes et la cristallisation du sentiment d’identité régionale. Du comté de 
Toulouse au landgraviat de Hesse (XIIIe–XVe siècles), in: Chantal Grell, Werner Paravicini, Jürgen Voss (Hg.), Les 
princes et l’histoire du XIVe au XVIIIe siècle (Pariser historische Studien 47), Bonn 1998, S. 13–42, hier S. 14, der 
zur „staatstragenden“ Funktion solcher Geschichtsbilder meint: „L’historiographie pouvait ainsi faire partie des 
fondements idéologiques importants de l’Etat princier de l‘epoque moderne.“

125 Vgl. Moeglin, Histoire, S. 32–41. 

126 Vgl. Christoph Brachmann, Memoria, Fama, Historia. Schlachtengedenken und Identitätsstiftung am lothringi-
schen Hof (1477–1525) nach dem Sieg über Karl den Kühnen, Berlin 2006, S. 342–346. 

127 Brachmann, Memoria, S. 345. Bis heute bilden „Schlachten vielfach Kristallisationspunkte nationalen Bewußt-
seins“, vgl. Graf, Schlachtengedenken Stadt, S. 84.

128 Zur Wahrnehmung und Behauptung von „Grenzen“ im Spätmittelalter vgl. Schubert, Begriff, S. 19 f., 26, und 
dagegen Eduard Sebald, Fluss, Land, Stadt, Burg, Zoll. Spätmittelalterliche Bau- und Territorialpolitik am Mittel-
rhein, in: Hauke Horn, Matthias Müller (Hg.), Gotische Architektur am Mittelrhein. Regionale Vernetzung und 
überregionaler Anspruch (Phoenix, 5), Berlin 2020, S. 103–115, hier S. 115.

129 Es ist naheliegend, dass das „verdichtete Reich“ in der Zeit um 1500 allgemein die Entstehung von „regionaler 
Identität“ förderte, vgl. Friedrich Battenberg, Einungen mindermächtiger Stände in der hessischen Wetterau. Ein 
Beitrag zur Identitätsbildung in einer königsnahen Landschaft, in: Peter Moraw (Hg.), Regionale Identität und 
soziale Gruppen im deutschen Mittelalter (Zeitschrift für historische Forschung, Beiheft 14), Berlin 1992, S. 103–
125, hier S. 125. Zur Einwirkung von territorialen Gegensätzen auf die Abgrenzung von Landesidentitäten vgl. 
auch (am Beispiel Pfalz/Kraichgau und Württemberg/Schwaben) Graf, Land, S. 137.

130 So findet sich der früheste Beleg für den Begriff „Vaterland“ in den digitalisierten Editionen des Webportals 
„Deutsche Inschriften Online“ für das Jahr 1542 in der heute verlorenen Bauinschrift des jüngeren Donautors zu 
Ingolstadt, vgl. Christine Steininger, Die Inschriften der Stadt Ingolstadt (Die Deutschen Inschriften, 99), Wies-
baden 2017, Nr. 164, URL: www.inschriften.net, urn:nbn:de:0238-di099m018k0016402 [zuletzt aufgerufen am 
10.05.2023].

131 Vgl. Werner Besch, „Vaterland“. Eine semantische Studie anhand älterer Quellen, in: Helmut Heinze (Hg.), Die 
Lektüre der Welt: zur Theorie, Geschichte und Soziologie kultureller Praxis. Festschrift für Walter Veit, Frankfurt 
2004, S. 177–186, hier S. 177 f.; Sieber-Lehmann, Nationalismus, S. 163–171.

kurpfälzischer „Außenposten“, durch den 
Rhein von dem pfalzgräflichen Bacharach 
getrennt und ansonsten von hessischen 
und kurmainzischen Orten umgeben. Die 
Erfahrung der Bedrohung durch den hessi-
schen „Entfremdungsversuch“ dürfte gerade 
in dieser Lage zwischen den Territorien be-
wusstseinsbildend und abgrenzend gewirkt 
haben.129 Hier stand viel auf dem Spiel, und 
dennoch wurde gerade hier ein letzter Ab-
wehrerfolg gefeiert, während der Krieg von 
1504 sonst für die Pfalzgrafschaft alles an-
dere als erfolgreich verlaufen war. 
Diese Konstellation erklärt auch die Ver-
wendungsweise des Vaterlandsbegriffs im 
Kauber Denkmal. Sie ist schon dadurch be-
merkenswert, dass das deutsche Wort „Va-
terland“ – anders als das lateinische „patria“, 
für das es als Übersetzungsmöglichkeit dient 
– in Inschriften sonst kaum vor der Mitte des 
16. Jahrhunderts belegt ist.130 Der Begriff 
meint lange Zeit vorrangig einen persönlich-
heimatlichen Raum, etwa den Geburtsort 
bzw. die Vaterstadt, und kann zudem auf das 
Himmelreich Gottvaters bezogen werden.131 
Semantische „Ausweitungen auf ein ‚Größe-
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res‘“ mit weltlichem Bezug erfolgen bis ins 
19. Jahrhundert selten und dann vor allem 
in der Konfrontation „mit politischen oder 
kulturellen ‚Gegenwelten‘“.132 Ein zeitnahes 
Beispiel dafür ist etwa Luthers „gesamtdeut-
sche“ Begriffsverwendung angesichts der 
„Türkengefahr“.133 Gerade um 1500 lässt sich 
allerdings von fürstlich-höfischer Seite – un-
ter dem Einfluss humanistischer Ideen – ein 
Interesse am Vaterlandskonzept beobach-
ten, wenn der Titel eines „pater patriae“ neu 
rezipiert und auf eigene Herrschaftsgebiete 
bezogen wird.134 
Im Falle der Kauber Gedenkinschrift war das 
Größere der Territorialstaat des Pfalzgra-
fen.135 Dabei gab es für die Pfalzgrafschaft – 
zumindest im Umfeld des Heidelberger Hofes 
– seit dem Wirken des Humanistenkreises 
um Friedrich den Siegreichen eine propagan-
distische Tradition, die den Fürsten, seine 
„Sorge für den Staat“ und seinen Kampf für 
die „patria“ miteinander verband.136 Män-

132 Besch, Vaterland, S. 180.

133 Vgl. Besch, Vaterland, S. 179.

134 Vgl. Oliver Auge, Der Fürst als „pater patriae“. Zur Wiederbelebung eines Herrschertitels an der Wen-
de vom Mittelalter zur Frühen Neuzeit, in: Oliver Auge, Gabriel Zeilinger, Ralf-Gunar Werlich (Hg.), 
Fürsten an der Zeitenwende zwischen Gruppenbild und Individualität. Formen fürstlicher Selbstdar-
stellung und ihre Rezeption (1450–1550) (Residenzenforschung, 22), Ostfildern (2009), S. 77–102.  
Auge, Oliver. (2009) - In: Fürsten an der Zeitenwende zwischen Gruppenbild und Individualität S. 77-102.

135 Es handelt sich demnach um ein frühes Beispiel des „personalen territorial-regionalen Vaterlandsbegriffes“, wie er 
bis in das 19. Jahrhundert vorherrschend ist, vgl. Besch, Vaterland, S. 182.

136 Vgl. Müller, Fürst, S. 42.

137 Jean-Marie Moeglin, Land, Territorium und Dynastie als Bezugsrahmen regionalen Bewußtseins am Beispiel 
Flanderns, in: Matthias Werner (Hg.) Spätmittelalterliches Landesbewußtsein in Deutschland (Vorträge und For-
schungen, 61), Ostfildern 2005, S. 17–52, hier S. 19.

138 Bernd Schneidmüller, Regionale Identität und soziale Gruppen im deutschen Mittelalter. Zur Einführung, in: Peter 
Moraw (Hg.), Regionale Identität und soziale Gruppen im deutschen Mittelalter (Zeitschrift für historische For-
schung, Beiheft 14), Berlin 1992, S. 9–13, hier S. 10. Ihre Tendenz zur Orientierung am Fürstenstaat entwickelten 
sie als Angehörige von „territorialen Eliten, deren sozialer und politischer Vorrang mit der Behauptung des Territo-
rialstaats eng verbunden“ war, vgl. Moeglin, Land, S. 20.

139 Vgl. Schneidmüller, Identität, S. 10, der ausführt: „Bewußtsein von solcher Heimat, womöglich noch auf politische 
Verbände bezogen, wirkte identitätsstiftend und resultierte aus geographischen und historisch-politischen Er-
fahrungen.“

140 Vgl. Graf, Land, S. 130, sowie zum „amor patriae“ als „moralische Pflicht“ Dieter Mertens, „Landesbewußtsein“ 
am Oberrhein zur Zeit des Humanismus, in: Gerhard Faix, Franz Quarthal (Hg.), Die Habsburger im deutschen 
Südwesten. Neue Forschungen zur Geschichte Vorderösterreichs, Stuttgart 2000, S. 199–216, hier S. 204. Ein 
besonders aussagekräftiges Beispiel ist die Mahnung an die „exklusive moralische Verpflichtung“ gegenüber dem 
(schwäbischen) Vaterland, mit der Kaiser Friedrich III. die Stände zum Anschluss an den Schwäbischen Bund 
drängte, vgl. Dieter Mertens, Spätmittelalterliches Landesbewußtsein im Gebiet des alten Schwaben, in: Matthias 
Werner (Hg.) Spätmittelalterliches Landesbewußtsein in Deutschland (Vorträge und Forschungen, 61), Ostfildern 
2005, S. 93–156, hier S. 109.

141 Wenn Besch, Vaterland, S. 181, feststellt, in der Vormoderne sei „die Bezeichnung generell ohne Ideologie“ erfolgt, 
mag das mit Blick auf die moderne Begriffsgeschichte im Sinne eines Qualitätsunterschieds haltbar sein. Aller-
dings war der Begriff eben schon um 1500 insofern nicht ideologiefrei, als er normative Wirkung in Identitäts-
fragen beanspruchen konnte. Er gehörte vielmehr in „das System der Ordnungsbegriffe, derer die Demonstration 
einer kollektiven Identität der Einwohner eines Landes bedarf“, vgl. Moeglin, Land, S. 18.

nern wie Johann von Germersheim und den 
Kauber Ratsherren waren solche Perspekti-
ven sicher nicht fremd. Sie können vielmehr 
zu den typischen „Trägerschichten“ gezählt 
werden,137 die „politische Identitäten, auf 
geographische Räume bezogen und histo-
risch“ verankert, „geprägt und propagiert“ 
haben.138 
Der Bezug auf das Vaterland enthielt durch-
aus eine spezifische Wirkung bzw. Intention. 
Gerade durch die ursprünglich enge persön-
lich-heimatliche Bedeutung war der Begriff 
mit einem „positiv erfahrenen Lebenskreis“ 
verbunden.139 Zugleich enthielt er eine „nor-
mative Festlegung über das Verhältnis zum 
Land“ – denn Vaterlandsliebe konnte bereits 
um 1500 als Selbstverständlichkeit erwartet 
bzw. eingefordert werden.140 Die darin an-
gelegte Vereinnahmung lag sicher in der Ab-
sicht der für das Denkmal verantwortlichen 
Akteure.141 Mit dem Denkmal schufen sie 
einen geschichtskulturellen Beitrag zu einem 
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kurpfälzischen „Landesdiskurs“,142 mit dem 
sie Kaub eindeutig zuordneten und ein Ex-
empel dafür lieferten, wie man das Vaterland 
mit Gottes Hilfe und „wehrhafter Hand“ er-
halten sollte. Wie im Fall der zeitnahen Loth-
ringischen Schlachtendenkmäler kann man 
diese „Öffentlichkeitsarbeit“ durchaus als 
„gezielte Propaganda“ verstehen.143 Dabei 
wurde die jüngste Vergangenheit mit einer 
politischen Absicht erinnert und dargestellt, 
um gegenwarts- und zukunftsrelevante Vor-
stellungen zu legitimieren und zu vermitteln.
Die zweifache Botschaft des Denkmals rich-
tete sich dabei nicht nur auf ein „Innen“, auf 
ein Publikum in Kaub und in der Pfalzgraf-
schaft, das sich als Teil der konstruierten 
kollektiven Identität angesprochen fühlen 
sollte. Vielmehr adressierte sie auch das 
„Außen“, vor allem jene „Anderen“, von denen 
man sich in der Gedenkinschrift abgrenzte. 
Durch ihren Standort war die Tafel nicht 
nur gut zugänglich, sondern neben einer der 
Pforten an der rheinseitigen Stadtmauer im 

142 Graf, Land, S. 128 f.

143 Vgl. Brachmann, Memoria, S. 351.

144 Herrmann, Landsknechtlied, S. 122.

wörtlichen Sinne nach außen gerichtet. Dort 
korrespondierte sie mit dem pfalzgräflichen 
Wappen über dem Durchgang. Wer wie die 
meisten auswärtigen Besucher per Schiff 
nach Kaub kam bzw. sich vom Rhein aus 
der Stadt näherte, konnte dieses mehr als 
mannshohe Denkmal kaum übersehen. Die-
se Außenwirkung ist schon deswegen sinn-
fällig, weil der Landgraf von Hessen während 
der Friedensverhandlungen noch lange nach 
Kriegsende die Stadt Kaub als Kompensation 
beanspruchte. Das Denkmal demonstrierte 
gegenüber solchen Begehrlichkeiten dauer-
haft, wohin Kaub gehören sollte. Ein solches 
wehrhaftes, in die Zukunft gerichtetes Lan-
desbewusstsein, für das der Sieg bei Kaub die 
Richtung angab, findet sich ähnlich bei dem 
dichtenden Landsknecht, der in einer der 
letzten Strophen seines Liedes sang: „Got 
sterck den edeln frommen Knechten ire Ere / 
vnd der edeln Pffaltz besunder, / das sie iren 
Vihant morgen Wiederstandt thun, / als sie 
haben gethan vor Cube diesen Sommer.“144 

4. Schlussbemerkung
Insgesamt erweist sich die Kauber Steintafel 
als ein spannendes Zeugnis historischer und 
geschichtskultureller Prozesse. Ihr Inhalt ist 
durchaus modern: Eine historische Ereignis-
erinnerung (ohne Rückbezug auf liturgische 
Gefallenenmemoria) verbindet sich hier 
mit einer Identitätsstiftung für die Stadt 
und den Fürstenstaat, die durch den Vater-
landsbezug eine normative Wirkung erhält. 
Ihre Form verbindet Tradition mit Moderni-
tät: die beschriftete Tafel und das Element 
der Trophäen- und Geschosspräsentation 
schließen an spätmittelalterliche Gepflo-
genheiten an, die durchkomponierte Schrift 
hingegen zeigt nebeneinander seltene „alt-
modische“ wie auch sehr „neumodische“ Va-
rianten. Insgesamt begegnet mit den Tafeln 

von Kaub und Bensheim ein neuartiger und 
ungewöhnlicher Typ des profanen Denkmals, 
der im Kauber Fall zugleich Entwicklungen 
des zeitgenössischen Identitäts- und Lan-
desdiskurses innerhalb einer städtisch-herr-
schaftlichen Elite greifbar macht. Mit dem 
Denkmal in Kaub ist ein bemerkenswerter 
Erinnerungsort für eine inzwischen selbst 
historische Geschichtswahrnehmung des 
frühen 16. Jahrhunderts überliefert. Sie ist 
ein Beispiel dafür, dass es für die Landes-
geschichte durchaus gewinnbringend sein 
kann, solche geschichtskulturellen Phäno-
mene einzubeziehen, wie sie sich in Denkmä-
lern und Inschriften manifestieren – und sei 
es in nur zwanzig Zeilen.
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Die Kreuzigungstafel im Andernacher Pfarrhaus
Eine Stiftung der Katharina Zieglein für ihren 
verstorbenen Ehemann Johannes Kurtzrock?
Stefan Heinz

1 DI 111 = Die Inschriften des Landkreises Mayen-Koblenz I (ehem. Lkrs. Koblenz mit Andernach), ges. und bearb. 
von Eberhard J. Nikitsch (Die Deutschen Inschriften, Bd. 111), Wiesbaden 2021, Nr. 302.

2 Hier vor allem Paul Lehfeldt, Die Bau- und Kunstdenkmäler des Regierungsbezirks Coblenz. Beschrieben und 
zusammengestellt im Auftrage und mit Unterstützung des Provinzialverbandes der Rheinprovinz (Die Bau- und 
Kunstdenkmäler der Rheinprovinz, Bd. 1), Düsseldorf 1886, S. 361 mit Hinweis auf Gerhard Terwelp, Geschichte 
des Klosters unserer lieben Frau zum h. Thomas bei Andernach, in: Programm des Progymnasiums zu Andernach 
für das Schuljahr 1880/81, Andernach 1881, S. 21. – Aufgegriffen bei: Die Kunstdenkmäler des Kreises Mayen, 
bearb. von Josef Busley/Heinrich Neu (Die Kunstdenkmäler der Rheinprovinz, Bd. 17), Düsseldorf 1941, Ndr. 1983, 
Bd. 1, S. 123.

3 Mein Dank gilt daher den Kolleginnen und Kollegen der Mainzer Arbeitsstelle des Projektes „Die Deutschen In-
schriften“ der Akademie der Wissenschaften und der Literatur, insbesondere Dr. Susanne Kern, Dr. Eberhard Ni-
kitsch und PD Dr. Michael Oberweis.

Eine überaus qualitätvolle Tafelmalerei mit 
der Darstellung einer Kreuzigungsszene be-
findet sich im Pfarrhaus von Andernach 
(Abb. 1). Lange von der Forschung nicht zur 
Kenntnis genommen, hat sie erst jüngst 
durch Eberhard Nikitschs Inventarisierung 
im Zuge der Edition der „Deutschen Inschrif-
ten“ Aufmerksamkeit erlangt.1 Zu Recht 
konnte Nikitsch einen von der älteren For-
schung postulierten Zusammenhang mit der 
Meisterin des Augustinerinnenklosters in 
Andernach, Katharina (IV.) von Deusternach, 
ausschließen,2 nicht zuletzt durch die „merk-
würdige Wappenkonstellation“. Im Zuge der 

weiteren Edition der Inschriften im benach-
barten Landkreis Cochem-Zell können nun 
einige Erkenntnisse zu dieser Tafel ergänzt 
werden, die besonders die drei Wappen am 
Fuße des Kreuzes betreffen.3

Die querrechteckige Tafelmalerei misst 167 x 
88 cm und zeigt die Kreuzigung Christi mit 
den beiden Schächern vor einer weiten Land-
schaft mit einer ausdifferenzierten Stadt-
silhouette im Hintergrund. Direkt unter 
dem Kreuz stehen Maria und Johannes und 
außen neben den Kreuzen der Schächer die 
beiden Heiligen Katharina links und Mag-
dalena rechts, jeweils mit ihren Attributen 

Abb. 1: Kreuzigung Christi mit den Heiligen Katharina und Magdalena, Andernach, Pfarrhaus Tafelmalerei 
Foto: Akademie der Wissenschaften und der Literatur Mainz (Astrid Garth)
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Rad bzw. Salbgefäß. Während die Komposi-
tion mit den gestikulierenden, aber letztlich 
statuarisch wirkenden Figuren formal ver-
gleichsweise konservativ bleibt, zeugt die 
Farbgebung, insbesondere im Inkarnat, den 
Gewändern und dem dramatisch verdunkel-
ten Himmel vom Können des unbekannten 
Malers.
Zwei lateinische Inschriften stehen unten 
links und rechts. Ihre nicht umlaufende 
Rahmung spricht für eine Beschneidung der 
Tafelmalerei am unteren Rand, wo Reste 

4 Zur epigraphischen Analyse und zum inhaltlichen Kontext der rechten Mahninschrift vgl. DI 111, Nr. 302.

5 Die bereits 2001 von Laux als Desiderat erkannten Bezüge („Lohnenswert wäre eine Untersuchung der Beziehun-
gen Andernacher Familien nach Koblenz vice versa.“) können in dieser Studie nur angerissen werden. Vgl. Stephan 
Laux, Reformationsversuche in Kurköln (1542–1548). Fallstudien zu einer Strukturgeschichte landstädtischer 
Reformation (Neuss, Kempen, Andernach, Linz), Münster 2001, S. 282, Anm. 93.

einer weiteren Zeile erahnt werden können, 
die jedoch zu wenig Substanz für eine Ana-
lyse bieten. Zu lesen ist links VIXIT ANNIS 
. 73 . OBŸT . 4 . KAL(ENDAS) MAŸ ANNO 
SALVTIS 1595 (Er/Sie lebte 73 Jahre, starb 
an den vierten Kalenden des Mai, also dem 
28. April, im Jahr des Heils 1595), während 
rechts MORIENDVM MVNDO VT VIVATVR 
DEO [---] (Man stirbt in der Welt, damit in 
Gott gelebt wird) steht.4 Da in der ersten 
Inschrift kein Name angegeben ist, war bis-
lang unbekannt, wem diese Malerei galt. Es 
musste sogar offenbleiben, ob es sich um 
einen Mann oder eine Frau handelt, weil 
es im Latein kein Personalpronomen in der 
dritten Person gibt. Die drei – und nicht 
wie Lehfeld schreibt, „zwei“ – Wappen lie-
fern dazu einige entscheidende Hinweise, 
die uns mitten in die Verwandtschaftsver-
hältnisse von bedeutenden Koblenzer und 
Andernacher Familien der Frühen Neuzeit 
führen.5

Die drei Wappen zeigen von links nach 
rechts ein rotes springendes Pferd auf wei-
ßem Grund, eine goldene Glocke auf grü-
nem Grund sowie drei rote Löwenmasken 
auf Gold 2:1 mit grünem Querbalken. Es 
handelt sich nicht unbedingt um weitver-
breitete Wappenbilder, doch können sie 
über einen Umweg entschlüsselt werden: 
Die beiden äußeren Wappen der Tafelma-
lerei finden sich im Kontext einer Ahnen-
probe auf einer fragmentarisch erhaltenen 
Grabplatte, die in der ehemaligen Stifts-
kirche St. Castor in Karden, der heutigen 
Pfarrkirche, aufbewahrt wird. Das erste 
(heraldisch rechte) Wappen ist zudem auf 
einer zweiten Platte, ebenfalls an der ersten 
Stelle, erkennbar. Aufgrund ihres durch Ab-
tretung stark gestörten Bestandes wurden 
diese beiden Basaltplatten von der For-
schung bislang vollständig ignoriert. We-
der in Paulys Publikation in der Germania 
Sacra-Reihe noch in Wackenroders Kunst-

Abb. 2: Grabplatte des Scholasters Jodokus 
Zieglein († 1588), Karden, St. Castor
Foto: Akademie der Wissenschaften und der Literatur 

Mainz (Astrid Garth)



57Die Kreuzigungstafel im Andernacher Pfarrhaus

denkmäler-Inventarband finden sie Erwäh-
nung.6 Die Grabmäler, die heute beide im 
Turmuntergeschoss vor die Wand gestellt 
sind, erinnern einerseits an den 1588 ver-
storbenen Scholaster Jodokus Zieglein (Abb. 
2) und andererseits an ein namentlich nicht 
bekanntes weibliches Mitglied der Familie. 
Es handelt sich um die Frau eines Bartho-
lomäus Zieglein, mutmaßlich um Marga-
rethe geb. Eschenfelder (Abb. 3). Trotz des 
schlechten Erhaltungszustandes der Denk-
mäler ist auf beiden Grabplatten das obere 
Wappen der linken (also heraldisch rechten) 
Seite erhalten. In beiden Fällen ist ein nach 
rechts springendes Pferd erkennbar, das im 
prominentesten Schild für den Großvater 
väterlicherseits steht, hier Johannes Zieg-
lein. Die Zieglein’sche Wappenfigur kann an 
mehreren Orten in der Rhein-Mosel-Region 
nachgewiesen werden, darunter auf dem ge-
malten Epitaph des 1593 verstorbenen Ko-
blenzer Kanonikers Jakob Zieglein, das sich 
in der dortigen Kirche St. Kastor befindet.7 
Dass seine Grabplatte das Wappen eben-
falls abbildet, ist selbsterklärend.8 Da neben 
dem Epitaph und der Platte zusätzlich sein 
umfangreiches Testament erhalten ist, ken-
nen wir sogar Jakobs sieben Geschwister und 
ausschnitthaft die Familienverhältnisse ins-
gesamt.9 Daher kann das Wappen auch bei 
weiteren Nachkommen und Verwandten auf 
deren Denkmälern identifiziert werden, z. B. 
bei seiner Nichte Philippa.10 Ehemals vorhan-
den war es zweifellos ebenfalls am Denkmal 
für seinen 1613 verstorbenen Neffen Bartho-
lomäus Zieglein, von dem jedoch nur noch 

6 Vgl. Ferdinand Pauly, Das Stift St. Kastor in Karden an der Mosel (Germania Sacra N.F., Bd. 19), Berlin (u. a.) 1986. 
– Die Kunstdenkmäler des Landkreises Cochem, bearb. von Ernst Wackenroder (Die Kunstdenkmäler von Rhein-
land-Pfalz, Bd. 3). München (u. a.) 1959, Ndr. München (u. a.) 1984.

7 Zum Denkmal vgl. Karl-Heinz Reif, Triptychon, Testament und Verwandtschaft des Jakob Zieglein von Andernach, 
in: Mitteilungen der Westdeutschen Gesellschaft für Familienkunde 73/74, 1985/86, S. 91–97. – Zur jüngsten 
Restaurierung 2017 vgl. http://www.sankt-kastor-koblenz.de/wp-content/uploads/2021/06/Das-Zieglein.pdf 
[letzter Zugriff am 12.05.2023].

8 Eberhard Nikitsch, Neu entdeckte Grabdenkmäler, in: Günther Stanzl/Walburg Boppert (Hg.), St. Kastor in Kob-
lenz: Ausgrabungen und Bauuntersuchungen 1985–1990 (Denkmalpflege in Rheinland-Pfalz. Forschungsberich-
te, Bd. 3), Worms 1998, S. 344–373, hier S. 351–353, Nr. 9.

9 Landeshauptarchiv Koblenz (LHAKo), Best. 117, Nr. 411. – Auswertung bei Reif, Triptychon, S. 94–95.

10 DI 79 = Die Inschriften des Rhein-Hunsrück-Kreises II (ehem. Lkrs. Simmern und westlicher Teil des ehem. Lkrs. St. 
Goar), ges. und bearb. von Eberhard J. Nikitsch (Die Deutschen Inschriften, Bd. 79), Wiesbaden 2010, Nr. 129.

11 DI 79, Nr. 143. – Möglicherweise ist er jener Bartholomäus, dessen Frau den oben erwähnten Grabstein in Karden 
erhalten hat.

das Feld mit der Inschriftentafel erhalten 
ist.11 Ähnliches gilt für den im Zweiten Welt-
krieg zerstörten Marienaltar in der Dauner 
Pfarrkirche St. Nikolaus, von dem nicht mehr 

Abb. 3: Grabplatte der Ehefrau des Bartholomäus 
Zieglein († um 1610), Karden, St. Castor
Foto: Akademie der Wissenschaften und der Literatur 

Mainz (Astrid Garth)
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als die Inschrift „Hoc altare erex. Joh. Balt. 
Bolen et Gert, nata Zieglein a. 1670“ überlie-
fert ist.12 In Karden selbst kann aufgrund die-
ser familiären Vergleichsobjekte schließlich 
ein Gemälde im Stiftsmuseum dem 1588 
verstorbenen Scholaster Jodokus Zieglein zu-
geordnet werden, über dessen Auftraggeber 
bislang ebenfalls Unklarheit herrschte: 1576 
ließ das Kapitel von St. Castor als gemeinsa-
me Stiftung Dorsalien für das Chorgestühl 
mit einem 20-teiligen Bilderzyklus (zwölf 
Apostel, vier Kirchenväter, Maria und Chris-
tus Salvator sowie die Evangelisten Markus 
und Lukas) bemalen. Einige Dignitäre ließen 
dort ihr Wappen anbringen, darunter Propst 
Wolfgang von Eltz-Kempenich und Dekan 
Christoph Moeskopf aus Boppard.13 Ein bis-
her nicht identifiziertes Wappen aus der 
Reihe zeigt zu Füßen des hl. Jacobus jenes 
springende Pferd in Rot auf weißem Grund 
und kann somit nun zweifelsfrei als Stiftung 
des Jodokus Zieglein angesprochen werden. 
Wie es zu dieser Wappenfigur kam, ist unklar, 
jedenfalls dürften die Andernacher Schöf-
fensiegel von Melchior und Johann Zieglein 
ebenfalls ein Pferd zeigen.14

An der Grabplatte des Kardener Scholasters 
(Abb. 2) hat sich neben dem Zieglein-Wap-
pen auch der untere linke (heraldisch rech-
te) Schild der Großmutter väterlicherseits 
erhalten. Und dieser Befund liefert den ent-
scheidenden Bezug zwischen Andernach 
und Karden. Zu erkennen sind zweifelsfrei 
drei Löwenmasken 2:1 mit einem deutlichen 
Querbalken. Es handelt sich folglich um ex-
akt jenes Wappenbild, das farbig im äußeren 

12 Text nach Wilh[elm] Hoersch, Beschreibung des Pfarrbezirks Daun insbesondere Geschichte der Grafen von Daun 
zu Daun, Daun 1877, S. 86. – Vgl. auch: Die Kunstdenkmäler des Kreises Daun, bearb. von Ernst Wackenroder (Die 
Kunstdenkmäler der Rheinprovinz, Bd. 12.3), Düsseldorf 1928, S. 47.

13 Gisela und Winfried Willicks, Der Kardener Bilderzyklus und seine Stifter, in: Jahrbuch für den Kreis Cochem-Zell, 
2004, S. 156–159.

14 Und nicht eine „Ziege“, wie Schwab in Vermutung eines redenden Wappens meinte. Vgl. Johannes Schwab, Ludwig 
Hillesheim, Humanist und Bürgermeister von Andernach im 16. Jahrhundert, Andernach 1906, S. 59. – Abbildung 
der Siegel ebd., im Anhang.

15 Zu den politisch aktiven, frühneuzeitlichen Koblenzer Bürgerfamilien vgl. Klaus Eiler, Stadtfreiheit und Landes-
herrschaft in Koblenz. Untersuchungen zur Verfassungsentwicklung im 15. und 16. Jahrhundert (Geschichtliche 
Landeskunde, Bd. 20), Wiesbaden 1980, passim.

16 Beispielsweise angehängt an LHAKo, Best. 53C025, Nr. 467.

17 Rolf Zobel, Wappen an Mittelrhein und Mosel, Norderstedt 2009, Taf. 178 (Clinge zu Koblenz). – Online abgebil-
det unter https://www.heraldik-wiki.de/index.php?title=Wappen_in_Rheinland-Pfalz_(Zobel)#/media/Datei:F-
105-ko-kor.jpg [letzter Zugriff am 12.05.2023].

rechten Wappen der Andernacher Tafelmale-
rei zu sehen ist. Jenseits von Andernach und 
Karden ist es kaum nachweisbar und erklärt 
sich vorrangig aus der Genealogie: Wir wis-
sen, dass der Großvater des Koblenzer Kano-
nikers Jakob sowie seines Kardener Vetters 
Jodokus mit Namen Augustin Zieglein hieß 
und mit einer Margarethe Kling verheiratet 
war. Sie stammte aus einer wohlhabenden 
Koblenzer Familie, die mehrere Schöffen und 
Ratsmitglieder stellte, und war die Schwes-
ter von Bernhard und Ludwig Kling, der sei-
nerseits eine Tochter des Johann Zieglein ge-
heiratet hatte.15 Das Wappen dieser Familie 
Kling (auch Clinge oder Clingen) war bislang 
nur durch eine Umzeichnung des Archivars 
Leopold von Eltester bekannt, die wohl auf 
einem Siegelabdruck basiert und – vermut-
lich aufgrund der plattgedrückten Vorlage 
– recht ungenau blieb.16 Sie zeigt drei recht 
zoomorphe Formen (2:1), die an Wimpern-
tierchen erinnern, mit einem Querbalken. 
Dergestalt fand das völlig unkanonische 
Wappenbild jedenfalls den Weg in die über-
aus wichtige Wappensammlung von Rolf 
Zobel.17 Die Ungenauigkeit der Umzeichnung 
kann nun durch die beiden Belege in Karden 
und Andernach korrigiert und konkretisiert 
werden: Bei den Wimperntierchen handelt 
es sich schlichtweg um Löwenmasken, ein 
gängiges Wappenbild.
Lassen sich die engen verwandtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den beiden Familien 
auch auf die Stiftung der Andernacher Tafel 
übertragen? Die ungewöhnliche Wappenan-
ordnung mit drei Schilden bleibt schließlich 
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erklärungsbedürftig. Hier liefert der dritte 
– prominent mittig vor den Kreuzstamm ge-
setzte – Schild zumindest eine Hilfestellung: 
Bei der Glocke handelt sich um das heraldi-
sche Zeichen einer weiteren einflussreichen 
Andernacher Familie, den Kurtzrock. Das Ge-
schlecht ist später besonders wegen seiner 
Aktivität im norddeutschen Postwesen im 
17. und 18. Jahrhundert bekannt.18 Die Fami-
lie soll ursprünglich aus Thüringen stammen, 
ist allerdings bereits im 16. Jahrhundert 
auch in Hessen nachzuweisen. Nach einer 
Wappenmehrung im 17. Jahrhundert erhielt 
das barocke Familienwappen zwar weitere 
Bestandteile, doch blieb die Glocke das zen-
trale Element. Sie zierte bereits das Siegel 
von Johann Kurtzrock aus Andernach,19 mit 
dem der gesellschaftliche Aufstieg der Fami-
lie im 16. Jahrhundert Fahrt aufgenommen 
hatte: Johann Kurtzrock wurde 1547 No-
tar in Koblenz, erwarb das Bürgerrecht und 
blieb bis 1559 Ratsherr. 1560 zog er nach 
Andernach, wurde 1572 Schöffe und 1575 
Schultheiß. Man weiß, dass er vor dem 20. 
Juli 1595 verstorben sein muss, da an die-
sem Datum Johann Adam Merl dem Stadt-
rat als Nachfolger präsentiert wurde. Zudem 
ist aufgrund einer Zeugenaussage von 1580 
bekannt, dass er im hessischen Homberg an 
der Efze im Jahr 1522 geboren wurde.20 Es 
ist auffällig, dass diese Lebensdaten sehr ex-
akt mit der Inschrift der Andernacher Tafel 
(VIXIT ANNIS . 73 . OBŸT . 4 . KAL(ENDAS) 
MAŸ ANNO SALVTIS 1595) korrespondieren, 
denn Johann Kurtzrock lebte 73 Jahre und 
starb im Frühjahr 1595. Daher kann kaum 
ein Zweifel bestehen, dass mit der Anderna-
cher Tafelmalerei an den berühmten Schult-
heißen erinnert werden sollte.
Zwei davon abhängige Fragen schließen sich 
unvermeidlich an: Einerseits ist offen, wie die 

18 Erhard Welzel, Kaiserliche Postbeamte Kurtzrock in Hamburg und Lübeck, in: Post- und Telekommunikationsge-
schichte Regionalbereich Nord, Heft 1, 1999, S. 80–90.

19 Vgl. z. B. sein Siegel an LHAKo, Best. 128, Nr. 495.

20 Peter Arnold Heuser, Prosopografie der kurkölnischen Zentralbehörden. Tl. 1: Die gelehrten rheinischen Räte 
1550–1600. Studien- und Karriereverläufe, soziale Verflechtung (Forts.), in: Rheinsche Vierteljahrsblätter 67, 
2003, S. 37–103, hier S. 77–81. – Peter Schössler, Die kurtrierische Beamtenfamilie Deungen und ihr familiäres 
Umfeld im 16. Jahrhundert. Eine genealogische Quellenstudie zu den Familien Deungen, Gutmann, Britte, Sirck, 
Sinzig, Enschringen und Seel im Spannungsfeld zwischen Reformation und Gegenreformation, in: Jahrbuch für 
westdeutsche Landesgeschichte 35, 2009, S. 215–284, hier S. 277–278.

beiden anderen Wappen dazu in Bezug ge-
setzt werden können. Andererseits stellt sich 
die Frage, von wem und aus welchem Anlass 
die Tafelmalerei in Auftrag gegeben wurde. 
Und möglicherweise sind beide Punkte mit-
einander verknüpft.
Johannes Kurtzrock war insgesamt vier Mal 
verheiratet, seine letzte Ehe schloss er am 
8. Februar 1589 mit Katharina Zieglein. Für 
sie war es die zweite Ehe, nachdem ihr ers-
ter Mann Peter Steuß bereits vor 1576 ver-
storben war. Sie lebte nach dem Tod Kurtz-
rocks 1595 noch einige Jahre als Witwe in 
Andernach, bevor sie am 16. August 1600 
den Gewürzhändler Arnold Solenmacher 
heiratete und nach Koblenz zog, wo sie sich 
1606 letztmals in den Quellen nachweisen 
lässt. Vor diesem Hintergrund würde eine 
Stiftung in Erinnerung an den verstorbenen 
Ehemann in der zweiten Hälfte der 1590er 
Jahre sehr gut passen. Aus der Ehe war ein 
gemeinsamer Sohn namens Franz Dietrich 
Kurtzrock hervorgegangen, der 1598 noch 
unmündig war, als Katharina den Anderna-
cher Hospitalsmeistern eine Rente verkauf-
te. Als Vormund von Franz Dietrich war Lud-
wig Kurtzrock (ein Bruder des Verstorbenen) 
eingesetzt, wobei der Vorname auf seinen 
Taufpaten Franz Römer zurückgeht, der mit 
der bereits erwähnten Philippa Zieglein ver-
heiratet war. Ob die Gemäldestiftung mit 
dem Rentenverkauf an die Hospitalsmeister 
im Zusammenhang steht, ist zwar durchaus 
möglich, aber nicht bewiesen.
Davon unabhängig spricht grundsätzlich 
nichts gegen eine Stiftung durch Katharina 
Zieglein, deren Familienwappen an der heral-
disch ersten Position zu finden ist. Um die 
heraldisch eher ungewöhnliche Dreierreihe 
aufzulösen, können – aufgrund der fehlen-
den weiteren Inschriften – jedoch allenfalls 
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Vermutungen angestellt werden, bei denen 
besonders das Kling-Wappen auf der gegen-
überliegenden Seite zu einer argumentativen 
Bremse wird:
Die seltene Dreierkombination von Familien-
wappen wird bei Grabmälern und Epitaphien 
gemeinhin dann als Möglichkeit herangezo-
gen, wenn bereits zuvor verstorbene Partner 
in die Memoria einzubinden sind. Ein zeit-
nahes Beispiel befindet sich in der Oppen-
heimer Katharinenkirche. Die dortige Grab-
platte für Johann Melchior Meyel († 1598) 
präsentiert in der oberen Hälfte in einem 
Kranz dessen Wappen, das von dem seiner 
beiden Frauen Elisabeth Pletz und Anna 
Schuler flankiert wird.21 Nur unwesentlich 
später entstand ein Epitaph in der ev. Pfarr-
kirche von Dorheim (Friedberg). Dort hält ein 
Engel in der Bekrönung eine Dreierreihe von 
Wappenschilden. Das Wappen des 1613 ver-
storbenen Johannes Martinius (auch: Mar-
tinus) steht zwischen denen seiner beiden 
Ehefrauen, Katharina Well aus Friedberg und 
seiner zweiten Gattin, ebenfalls mit Namen 
Katharina, jedoch unbekannter Herkunft.22

Katharina Ziegleins erster Mann, im Übri-
gen auch in seinem Amt als Andernacher 
Schultheiß der Vorgänger von Kurtzrock, 
war bekanntlich Peter Steuß. Heraldisch 
passt dies nicht, denn das Familienwappen 
des aus Trier stammenden Steuß zeigt eine 
gesichtete Sonne mit Kreuz im Obereck. Es 
ist beispielsweise am Haus Dietrichstraße 
4 in Trier nachgewiesen.23 Ihr dritter Mann, 
der Gewürzhändler Arnold Solenmacher, mit 
dem sie Andernach verließ, starb 1608 in 
Koblenz, wo auch seine Grabinschrift über-
liefert ist.24 Bereits dieses späte Todesdatum 
schließt ihn auf der Tafelmalerei aus, zumal 
das Familienwappen – in Blau drei goldene 

21 DI 23 = Die Inschriften der Stadt Oppenheim, ges. und bearb. von Siegrid Düll (Die Deutschen Inschriften, Bd. 23), 
Wiesbaden 1984, Nr. 232.

22 Den Hinweis auf das Denkmal verdanke ich meinem Kollegen PD Dr. Michael Oberweis, in dessen Untersuchungs-
gebiet (Wetteraukreis) sich das Stück befindet.

23 Vgl. Kai Seebert, Der Meister des Trierer Metzenhausengrabmals und sein Werk. Studien zu einem wenig beach-
teten Hauptmeister der deutschen Renaissance, Berlin 2021, S. 400–401, Nr. C14. – DI 71 = Die Inschriften der 
Stadt Trier. Bd. 2: 1501–1674, ges. und bearb. von Rüdiger Fuchs (Die Deutschen Inschriften, Bd. 71), Wiesbaden 
2012, Tl. 1, S. 9 mit Anm. 3. – Abbildung bei Bernhard Peter, Photos schöner alter Wappen, Nr. 1641 (http://www.
welt-der-wappen.de/Heraldik/Galerien2/galerie1641.html) [letzter Zugriff am 12.05.2023].

24 Christian von Stramberg, Denkwürdiger und nützlicher rheinischer Antiquarius, welcher die wichtigsten und an-
genehmsten geographischen, historischen und politischen Merkwürdigkeiten des ganzen Rheinstroms […] dar-
stellt, Koblenz 1845–1871, Abt. 1, Bd. 2, Koblenz 1853, S. 200. – Dort auch der Text der Grabplatte seiner 1564 
verstorbenen ersten Gattin Sophia Werl.

Sterne 2:1 – mehrfach überliefert und kaum 
zu verwechseln ist. Der dritte Schild meint 
also keinesfalls einen weiteren Ehemann von 
Katharina.
Die umgedrehte Ausgangssituation, dass 
nämlich die äußeren beiden Wappen Ehefrau-
en von Kurtzrock meinen, bietet heraldisch 
gleich mehrere Fallstricke. Wie erwähnt war 
Kurtzrock vier Mal verheiratet. Vor der Hoch-
zeit mit Katharina Zieglein 1589 hatte er in 
erster Ehe Margaretha von Merl, in zweiter 
Magdalena Kurtzer von Cochem und in dritter 
Anna Viernickel aus Koblenz geheiratet. Ob-
wohl die Wappen – oder teilweise wohl eher 
Hausmarken – der drei anderen Damen nicht 
sicher dokumentiert sind, wäre eine Ähnlich-
keit mit dem Kling-Wappen die Vorausset-
zung, um zumindest eine Verwechslung zu 
attestieren. Selbst für diesen unwahrscheinli-
chen Fall gibt es eine ganze Reihe von Gegen-
argumenten: Warum ist nur eine der drei prä-
sent? Warum befindet sich die überlebende, 
vierte Ehefrau an der prominenten heraldisch 
rechten Stelle, wenngleich ihr in solchen Fäl-
len allgemein die Position heraldisch links 
zukommt (und kanonisch die verstorbene 
erste Frau dementsprechend an erster Stelle 
steht)? Warum sollte die mutmaßlich hinter 
dem Auftrag stehende Auftraggeberin Ka-
tharina Zieglein sich überhaupt zu einem sol-
chen Schritt entschließen? Alle diese Gründe 
sprechen – zumindest auf der Basis der bisher 
bekannten Fakten – gegen eine Integration 
verstorbener Ehepartner bei der Konstellation 
der Wappen. 
Heraldisch ist eine solche Dreierkombination 
von Wappen allerdings abseits davon letzt-
lich wenig bekannt. Dabei ist nicht einmal 
vollends auszuschließen, dass das Kling-
Wappen gar nicht aus einem verwandt-
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schaftlichen Kontext gewählt wurde, obwohl 
derartige Überlegungen stets konstruiert 
wirken. Denkbar wären zwar verschiedene 
Erklärungsmuster, von denen keine wirklich 
überzeugen kann. Vorstellbar wäre allenfalls 
eine Anordnung, in der das Wappen des Ver-
storbenen in der Mitte platziert wurde und 

25 Eindeutig ist beispielsweise das Dokument bezüglich des Erbstreits um Lucias Vater Lamprecht Merl, wo auch die 
gemeinsamen Kinder Melchiors genannt werden (LHAKo, Best. 56, Nr. 2650). Vgl. dazu Schössler, Beamtenfami-
lie, S. 273, Anm. 306.

die elterlichen Wappen der Stifterin dieses 
flankieren. Dieser – bislang nur theoretisch 
vorhandenen – Annahme widerspricht wie-
derum der Name Kling, dem das dritte Wap-
pen zugeordnet werden kann, da Kathari-
na sehr plausibel als Tochter von Melchior 
Zieglein und Lucia Merl gilt.25 Das dritte 

Abb. 4: Jan Sadeler, Kreuzigung Christi nach Maarten de Vos, Kupferstich
Foto: Archiv des Verfassers
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Wappen als Teil der Urgroßeltern (Augustin 
und Margarethe) anzunehmen, würde zwar 
genealogisch passen, wäre aber sehr weit 
gegriffen. Dass Katharinas Vater Melchior 
mehr als einmal verheiratet war und sie so-
mit die Tochter aus einer anderen Ehe – mut-
maßlich mit einer Kling – wäre, wird durch 
Quellen nicht gestützt und erscheint nicht 
alleine deswegen als gewagte Schlussfol-
gerung. Ähnlich spekulativ ist, dass es zwei 
Katharina Ziegleins in dieser Generation 
gab, von denen eine die Tochter Melchiors 
war und eine zweite die Tochter von Ludwig 
Kling, der bekanntlich eine namentlich nicht 
bekannte Schwester Melchiors geheiratet 
hatte. Das würde zudem nach einer Erklä-
rung verlangen, warum das Zieglein-Wappen 
heraldisch rechts stehen sollte. Die etwas re-
duzierte Kreativität des 16. Jahrhunderts bei 
der Wahl von Vornamen lässt im Gegenzug 
auch die Möglichkeit zu, dass die vier Ehen 
des Johann Kurtzrock vielleicht nicht alle 
auf ihn allein zu beziehen sind, sondern auf 
den gleichnamigen Zollschreiber, der bereits 
am 15. Dezember 1588 starb.26 Die Ehe zwi-
schen Johann Kurtzrock und Katharina Zieg-
lein liefert nichtsdestotrotz die offensicht-
lichsten Argumente, die Witwe als Stifterin 
der Tafel in Betracht zu ziehen. Ihre Familie 
hat mehrfach in dieser Zeit in Kunst inves-
tiert. Das prachtvolle, 1593 gemalte Epitaph 
ihres Onkels Jakob in der Koblenzer Kastor-
kirche wurde bereits erwähnt. Auch ihr Neffe 
Johann Jakob Zieglein, der als Karthäuser-
mönch in Koblenz starb, stiftet in seinem 
1592 aufgesetzten Testament 200 Taler an 
die „pfarkirch zu Andernach“, zur Errichtung 
„eines newen hohen altars“.27

Stilistisch ist einer Datierung zwischen dem 
Tod Kurtzrocks (1595) und ihrem Wegzug 

26 Das genaue Verwandtschaftsverhältnis ist noch offen, beide jedenfalls genannt in LHAKo, Best. 128, Nr. 495.

27 LHAKo, Best. 612, Nr. 2632. – Bei Schwab, Hillesheim, S. 63 kurz erwähnt. Dort wird Johann Jakob Zieglein jedoch 
fälschlicherweise als Sohn Melchiors angenommen. Er war indes, wie aus dem Testament hervorgeht, der Sohn 
von Caspar Zieglein und Maria Jacobea, geb. Senheim.

28 Exemplar: Wolfenbüttel, HAB, Inv. Nr. Graph. A1: 2377e. – Vgl. dazu Hollstein, Dutch and Flemish Etchings, Engra-
vings and Woodcuts ca. 1450–1700. Bd. 21–22 (Ägidius Sadeler bis Raphael I. Sadeler), Amsterdam 1980, Bd. 21, 
S. 120, Nr. 249.

29 Köln, ehem. WRM, Inv. Nr. 2360, nach der Abbildung im Rheinischen Bildarchiv 11661.

30 Vgl. exemplarisch Stefan Heinz, Copy and paste? Zur Rezeption von Altdorfers Druckgrafik in der Reliefskulptur 
des Mittelrheins, in: Christoph Wagner/Oliver Jehle (Hg.), Albrecht Altdorfer. Kunst als zweite Natur (Regensbur-
ger Studien zur Kunstgeschichte, Bd. 17), Regensburg 2012, S. 189–197.

aus Andernach (1600) jedenfalls nicht zu 
widersprechen. Erhärtet wird diese These 
durch die Heiligenfiguren, die der Kreuzigung 
beiwohnen, nicht zuletzt durch die – pas-
send zum Wappen heraldisch rechts posi-
tionierte – Katharina. Was aber ist mit den 
anderen drei Figuren? Freilich müssen weder 
Maria und Johannes unter einer Kreuzigung 
erklärt werden noch die beiden Assistenz-
figuren Katharina und Magdalena. Es sind 
ebenso beliebte wie prominente Heilige. Be-
merkenswert ist diese Auswahl dennoch, 
da die formale Komposition der Kreuzigung 
auf einer Kupferstich-Vorlage basiert, in der 
die vier Figuren eben nicht vorhanden sind. 
Der zugrundeliegende Stich stammt aus der 
umfangreichen Produktion, die der flämi-
sche Stecher Jan Sadeler auf der Grundlage 
von Zeichnungen des Maarten de Vos schuf 
(Abb. 4).28 Der Maler übernahm keineswegs 
die gesamte Komposition, sondern nur die 
drei Figuren an den Kreuzen sowie die meis-
ten Details der Stadtlandschaft im Hinter-
grund. Die Szenen unter dem Kreuz, die im 
Stich vorrangig den Soldaten gewidmet sind, 
während Maria und Johannes dort zurück-
gesetzt in den Hintergrund rücken, lässt der 
Maler in Andernach gleichermaßen weg. Ein 
zeitgleich entstandenes Kölner Gemälde, das 
wohl 1943 verkauft worden ist,29 geht ähn-
lich selektiv mit der Vorlage um. Unter Bei-
behaltung der Kreuzigungsgruppe ergänzt 
der Maler dort beispielsweise Engel, die das 
Blut Christi auffangen, und arrangiert die 
Figurengruppen im Detail gänzlich anders. 
Graphisches Vorlagenmaterial bietet grund-
sätzlich diese Möglichkeit der Adaption, die 
jedoch nicht ohne den Auftraggeber zustan-
de kommt.30 In der Tafelmalerei in Ander-
nach besteht die Anpassung darin, dass so-
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wohl Maria und Johannes als auch Katharina 
und Magdalena eine starke Bedeutung beige-
messen wurde. Dass Magdalena zudem nicht 
aktiv in der Szene interagiert, z. B. durch das 
vielfach zu findende Knien am Kreuzesfuß, 
sondern statuarisch als Einzelfigur inszeniert 
wird, lässt auf eine bewusste Anordnung 
schließen, die alle vier Figuren gleichwertig 
behandelt. Eine dezidierte Anpassung in den 
Kontext der Stiftung scheint offensichtlich 
intendiert. So sind durch diesen Schritt die 
Namenspatrone von Katharina Zieglein und 
Johannes Kurtzrock präsent. Erwähnens-
wert ist darüber hinaus, dass Johannes und 
Magdalena die Namenspatrone der Eltern 
des Verstorbenen sind (Johannes Kurtzrock 
d. Ä. und Magdalena Bongardt). Die heilige 
Magdalena als kompositorisches und ikono-
graphisches Pendant zu Katharina verführt 
noch zu dem weiteren Analogieschluss. Es 
wäre naheliegend, die Heiligenfigur gleicher-
maßen auf das Wappen zu beziehen. Da die 
dahingeschiedenen Ehefrauen in der heral-
dischen Dreierreihe aus guten Gründen be-
reits ausgeschlossen wurden, kommt damit 
auch Kurtzrocks zweite, 1576 verstorbene 
Frau Magdalena Kurtzer, die Tochter des Co-
chemer Schöffen Christoph Kurtzer, nicht in 
Frage. Nicht nur das Fehlen der ersten und 
dritten Gattin widerspricht dieser These, das 
– nun bereits mehrfach Überlegungen durch-
kreuzende – Kling-Wappen macht sie eben-
falls erneut zunichte. Konsequent zu Ende 
gedacht: wenn also die Darstellung der Mag-
dalena auf der Tafel auf das Kling-Wappen 
zu beziehen ist, wäre eine Magdalena Kling 
am Ende des 16. Jahrhunderts ausfindig zu 
machen – idealerweise mit persönlichem 

31 Schössler, Beamtenfamilie, S. 270, Anm. 285. – Gabriel war das siebte der acht Kinder von Ambrosius Dapperich 
und Anna Hensel. Die anderen Paten stammten zwar alle aus der Koblenzer Oberschicht, doch findet sich weder 
der Name Kling noch eine weitere Nennung von Zieglein.

32 Besser erforscht ist die Situation für die Zeit um 1500. Vgl. u. a. Martina Knichel, Klerus in Koblenz, in: Sigrid 
Schmitt/Sabine Klapp (Hg.), Städtische Gesellschaft und Kirche im Spätmittelalter (Geschichtliche Landeskun-
de, Bd. 62), Stuttgart 2008, S. 75–80, hier S. 79.

33 Nachweise bei Karl-Heinz Reif/Hermann Müller, Familienbuch der Stadt Koblenz von 1600 bis 1670, Koblenz 
1982, S. 165 und S. 489.

34 Mehrere Nachweise bei Karl-Heinz Reif/Hermann Müller, Familien- und Bürgerbuch der Stadt Andernach von 
1600 bis 1700, Koblenz 1983, S. 515.

35 Wolfgang P. Fischer, Das älteste Andernacher Schützenbuch von 1426 bis 1656. Ein Beitrag zum 650jährigen Ju-
biläum der Schützenbruderschaft, Andernach 2008, hier S. 222 bezüglich der Bezahlung des Kirchherrn Ludwig 
Klinge.

oder familiärem Bezug zu den Familien Zieg-
lein und Kurtzrock. Eine Koblenzerin namens 
Magdalena Zieglein ist namentlich zumin-
dest 1582 nachweisbar, als Taufpatin des 
Gabriel Dapperich.31 Ihre Position im weitver-
zweigten Stammbaum ist jedoch noch völlig 
ungeklärt.
Das Problem wird sich vorerst kaum eindeu-
tig lösen lassen, weil die Familiengeschichte 
der Kling von Koblenz weit weniger gut er-
forscht ist, besonders für die zweite Hälfte 
des 16. Jahrhunderts.32 Mit dem Tod von 
Bernhard und Ludwig Kling während der Ko-
blenzer Epidemie von 1540/41 verliert die 
Familie an Bedeutung. Inwiefern der 1606 
im Koblenzer Bruderschaftsbuch genann-
te Anton Klingh, der mit seiner Frau Maria 
1602 den Sohn Jakob und 1605 die Tochter 
Anna-Maria taufen ließ, ein Nachfahre war, 
ist beispielsweise offen.33 Gleichermaßen ist 
festzuhalten, dass der Name in Andernach 
zu diesem Zeitpunkt nicht mehr präsent 
ist, insbesondere nicht im Zusammenhang 
mit den direkten Nachfahren von Johannes 
Kurtzrock.34 Im ältesten Andernacher Schüt-
zenbuch, das eine erstklassige Quellenbasis 
für die wichtigsten Andernacher Familien 
zwischen 1426 und 1656 bereithält, er-
scheint der Name nur in einem Fall und zwar 
in einem anderen Kontext.35

Künstler und exakter Bestimmungsort der 
Malerei bleiben teilweise im Dunkel. Die 
geographische Nähe zur übergeordneten 
Metropole Köln spricht zunächst für einen 
Kölner Meister. Die Verwendung einer in 
Köln entstandenen Kupferstichvorlage mag 
ein zusätzliches Indiz sein, das jedoch nicht 
überbewertet werden sollte, schließlich liegt 
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eine der hervorstechenden Eigenschaften 
von graphischen Vorlagen in der leichten 
Reproduzierbarkeit über größere Entfer-
nungen. Nicht außer Acht gelassen werden 
darf dabei die Bedeutung von Andernach als 
Schnittstelle an der kurtrierisch-kurkölni-
schen Grenze, mit guten Kontakten zu den 
beiden Städten Köln und Koblenz. Mehrere 
versierte Künstler waren in der zweiten Hälf-
te des 16. Jahrhunderts in der Region tätig, 
erwähnt sei nur der aus Flandern stammen-
de und in Koblenz wohnhafte Maler Johann 
le Roy, der 1576 den prachtvollen Kaiseraltar 
schuf.36 Stilistisch weicht dessen Malweise 
zwar von der Tafelmalerei im Pfarrhaus ab, 
doch ist eine Entstehung im weiteren Werk-
stattkontext nicht völlig undenkbar.37 Kunst-
geographisch verweist die Malweise jeden-
falls in dieselbe Richtung und unterscheidet 
sich deutlich von den Malern, die um 1590 in 
Köln tätig sind.
Für welche kirchliche Einrichtung die Tafel 
ursprünglich gestiftet wurde, bleibt aufgrund 
des Fehlens eindeutiger Quellen ebenso of-
fen, wenngleich der grundsätzliche Bestim-
mungsort Andernach außer Frage steht. Die 
detaillierte Provenienz ist ungleich schwieri-
ger und noch vollends ungeklärt. Aufgrund 
der vergleichsweise dichten Sakraltopo-
graphie Andernachs im Innenstadtbereich 
und im Umland ergeben sich zahlreiche 
Möglichkeiten.38 Die recht allgemeingültige 
Ikonographie der Kreuzigung bietet für eine 
Zuordnung keinen direkten Anhaltspunkt. 

36 DI 111, Nr. 248.

37 Zu weiteren Namen in den Quellen vgl. Fritz Michel, Coblenzer Maler und Glasbrenner im späten Mittelalter, in: 
Rheinische Heimatblätter 1, 1924, S. 119–125.

38 Vgl. den Überblick bei Wolfgang Redwanz, Klöster und Orden in Andernach vor der Säkularisierung – vom Mittel-
alter bis 1802, in: Stefan Dumont/Ricarda Giljohann/Frederik Simon (Hg.), 800 Jahre Mariendom und Michaels-
kapelle. GottesOrte in der Stadt Andernach, Regensburg 2019, S. 310–334.

39 Vgl. Frederik Simon, Das Kloster unserer Lieben Frauen von St. Thomas vor den Mauern der Stadt Andernach, in: 
Dumont/Giljohann/Simon, 800 Jahre, S. 449–455.

40 LHAKo, Best. 612, Nr. 2632.

41 Vgl. Claudia Gesell, Die Hospitalkapelle des St. Nikolausstifts in Andernach, in: 750 Jahre Stiftung St. Nikolaus-
Stiftshospital in Andernach, hg. von der Stiftung St. Nikolaus-Stiftshospital Andernach, Andernach 2000, S. 
275–316.

Der Versuch, in den Gebäuden des Gemälde-
Hintergrundes das eine oder andere Ander-
nacher Bauwerk erkennen zu wollen, ist zwar 
verführerisch, aber gleichermaßen riskant, 
da sie sich größtenteils in der graphischen 
Vorlage finden. Dort flankieren sie das Kreuz 
des Schächers, sind auf der Tafelmalerei je-
doch in die Bildmitte gerückt. Die übrigen 
Teile der Stadtlandschaft sind so allgemein, 
dass es kaum Anhaltspunkte für eine kon-
krete lokale Zuordnung gibt. Selbst das ein-
gangs erwähnte Augustinerinnenkloster39 
ist als Bestimmungsort keineswegs aus-
geschlossen, sollte Lehfeldts Versuch eines 
Bezugs 1886 auf einer plausiblen mündli-
chen Überlieferung basieren. Nicht vollends 
ausgeschlossen werden sollte zudem die 
Andernacher Hospitalkapelle St. Nikolaus, 
wo wahrscheinlich Caspar Zieglein und seine 
Frau bestattet waren. Deren Sohn Johann Ja-
kob stiftete testamentarisch 1592 jedenfalls 
300 Taler an die Institution, für ein Jahrge-
dächtnis („vor meine beide Eltern seligen ein 
Seelmeß“), an dem auch „zwölff bedürfftigen 
haußarmen“ teilnehmen sollten.40 Über den 
1841 abgerissenen Bau, zu dem ein Fried-
hof gehörte, ist zwar wenig bekannt, doch 
erfolgte 1582, also kurz vor der Stiftung 
der Tafelmalerei, ein Neubau.41 Wahrschein-
licher ist indes ohnehin eine Stiftung im 
stadtpolitischen Kontext an die Pfarrkirche, 
den heutigen Mariendom, wo das Bild im 19. 
Jahrhundert schließlich noch im Chor an der 
Nordseite hing.
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Freiherr Ludwig von Gienanth – der Aufstieg 
eines pfälzischen Notabeln und Industriellen 
(1767–1848)

1 Zu seiner Person: Curt von Gienanth, Die Geschichte der Familie Guinand 1655–1950, Heidelberg 21952; Burk-
hard Wedemeyer, Ludwig Freiherr von Gienanth, in: Kurt Baumann (Hg.), Pfälzer Lebensbilder, Bd. 1, Speyer 1964, 
S. 167–190; ders., Gienanth, Johann Michel Ludwig, in: Neue Deutsche Biographie, Bd. 6, Berlin 1964, S. 372 f.; 
Ulrich von Gienanth, 250 Jahre Eisenwerk Eisenberg. Die Geschichte der Eisengießer-Familie Gienanth, Eisenberg 
1986; Hannes Ziegler, Historische Streifzüge. Pfälzer Portraits aus dem 19. Jahrhundert, Landau 1992, S. 93–143; 
Paul Warmbrunn, Ludwig von Gienanth – Pfälzischer Industriepionier und Politiker zwischen Französischer und 
1848/49er Revolution, in: Mitteilungen des Historischen Vereins der Pfalz 104, 2006, S. 291–310.

Gabriele B. Clemens

Als Ludwig Gienanth in Hochstein bei Winn-
weiler 1767 geboren wurde, deutete wenig 
darauf hin, dass der jüngste Sohn einer 
Eisenherstellerfamilie es im Laufe seines 
langen Lebens zu einem der reichsten Unter-
nehmer der Pfalz bringen würde. Seine Vor-
fahren waren im 17. Jahrhundert aus der 
Westschweiz in die Pfalz eingewandert und 
bauten dort über mehrere Generationen 
eine Eisenhüttendynastie auf. Als jüngster 
Sohn konnte sich Ludwig keine Hoffnungen 
auf die Übernahme eines der väterlichen Be-
triebe machen, dies blieb seinen älteren Brü-
dern vorbehalten. Dennoch durchlief er, wie 
seine Geschwister, eine sehr gute, zunächst 
theoretische, dann praktische Ausbildung. 
Er besuchte die Lateinschule in Grünstadt, 
dann die Kameralhochschule in Kaiserslau-
tern und schließlich die Universität Heidel-
berg, wo er Staats- und Volkswirtschaften 
studierte. Daran schloss sich eine praktische 
Ausbildung im Harz an der Bergakademie 
in Clausthal an, wo er 1791 das Ingenieurs-
examen ablegte. Noch im selben Jahr stieg 
er als Unternehmer in die Eisenverhüttung 
ein. Gienanth pachtete vom Großen Rat der 
Stadt Bern ein Eisenwerk. Doch seine Versu-
che, in der Schweiz erfolgreich zu wirtschaf-
ten, brach er nach nur zwei Jahren wieder 
ab, weil sich in der Pfalz aufgrund des frühen 
Tods seines Bruders Johann Gideon und sei-
nes Stiefbruders Friedrich Jakob die Erbfolge 
verändert hatte. In diesen politisch äußerst 
schwierigen Zeiten übernahm Ludwig Gie-
nanth die väterlichen Eisenschmelzen.1 
Die Auswirkungen der Französischen Re-

volution, die das Nachbarland 1789 in den 
Grundfesten erschütterten, waren auch in 
der Pfalz zu spüren. Mit Maueranschlägen 
und Pamphleten wurde zum Widerstand 
gegen die Fürsten aufgerufen. Nachdem 
die französische Nationalversammlung am 
4./5. August 1789 die Privilegien des Adels 
aufgehoben hatte, wagten die Bauern in 
den Gebieten der Südpfalz den offenen Auf-
stand. Besonders revolutionär gestalteten 
sich die politischen Verhältnisse im franzö-

Ludwig Freiherr von Gienanth
LA Sp Best. T 89 Nr. 837
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sischen Landau oder in Mainz, wo es einen 
kurzfristigen Versuch gab, eine Republik zu 
etablieren.2 Einige Territorien nutzten ihre 
traditionellen Bindungen an Frankreich zur 
Loslösung vom Reich. Die Einwohner in den 
Zweibrückischen Ämtern Schaumburg und 
Püttlingen, die früher zu Frankreich gehört 
hatten, ersuchten im Dezember um „Re-
union“ und im Februar 1793 stellte die Re-
publik sie unter ihren Schutz. Ein Gesuch der 
Gemeinde St. Ingbert wurde hingegen von 
der Nationalversammlung abgelehnt.3 Di-
rekt wurde die Pfalz durch die französische 
Kriegserklärung an Österreich involviert, 
der sich Preußen als Koalitionspartner an-
schloss. Die Revolutionstruppen konnten 
jedoch nicht nur die Angriffe abwehren, 
sondern eroberten im Gegenzug das Links-
rheinische. In den ersten Jahren nach der 
Besetzung wechselten sich in rascher Folge 
häufig rivalisierende militärische und zivile 
Verwaltungsorganisationen ab.4 Die Bevöl-
kerung litt unter Truppendurchzügen, hohen 
Kontributionen sowie Fourragelieferungen. 
Die Verwirklichung französischer Parolen wie 
„Liberté, Egalité, Fraternité“ (Freiheit, Gleich-
heit, Brüderlichkeit) oder „Guerre aux palais, 
paix aux chaumières“ (Krieg den Palästen, 
Friede den Hütten) ließ auf sich warten. 
Nach weiteren Niederlagen gegen die Revolu-
tionstruppen traten Preußen (1795) und Ös-
terreich (1797) im Frieden von Campoformio 
alle linksrheinischen Gebiete in Geheimarti-
keln an Frankreich ab. Zuvor war die Region 
ein territorialer Flickenteppich. Die Unterta-
nen gehörten zuvor u. a. zum Kurfürstentum 
Mainz, zur Grafschaft Nassau-Saarbrücken, 
zur Reichsgrafschaft derer von der Leyen, 

2 Michael Martin, Revolution in der Provinz. Die Französische Revolution in Landau und der Südpfalz, Landau 1995. 
Franz Dumont, Die Mainzer Republik von 1792/93. Studien zur Revolutionierung in Rheinhessen und der Pfalz, 
Alzey 21993.

3 Johannes Schmitt, Die Saarregion zur Zeit der Französischen Revolution und im Französischen Kaiserreich (1789–
1815), in: Das Saarland. Geschichte einer Region, hg. von Hans-Christian Herrmann und Johannes Schmitt, St. 
Ingbert 2012, S. 61–111, hier S. 78 f.

4 Jacques Godechot, Les Commissaires aux armées sous le Directoire. Contribution à l’étude des rapports entre 
les pouvoirs civils et militaires, Paris 1941; Max Braubach, Vom Westfälischen Frieden bis zum Wiener Kongreß 
(1648–1815), in: Rheinische Geschichte, hg. von Franz Petri und Georg Droege, Düsseldorf 1976, S. 219–365; Ti-
mothy Charles William Blanning, The French Revolution in Germany. Occupation and Resistance in the Rhineland 
1792–1802, Oxford 1983. Blanning überzeichnet in seiner Arbeit die Situation völlig, indem er die Haltung der 
Bevölkerung gegenüber den Franzosen als Widerstand kennzeichnet, dabei verhielt sie sich mehrheitlich passiv, 
und gerade in intellektuellen Kreisen herrschte partiell begeisterte Aufbruchstimmung, als die Franzosen die über-
kommenen Strukturen des Alten Reiches im Linksrheinischen hinwegfegten.

manche zum Herzogtum Pfalz-Zweibrücken, 
und zwischen all diesen kleinen Staaten gab 
es Zollbarrieren. Nach Jahren des Verwal-
tungschaos und großen finanziellen Belas-
tungen begann 1798 der systematische Neu-
aufbau der Verwaltung nach französischem 
Muster. Das Gebiet wurde wie in Frankreich 
in Departements untergliedert. Die links-
rheinische Pfalz gehörte zum Donnersberg-
Departement mit Mainz als Hauptstadt. 
Weitere Verwaltungseinheiten bildeten die 
Arrondissements Mainz, Kaiserslautern, 
Speyer und Zweibrücken, die Kantone und 
die Bürgermeistereien (Mairien).  So wurde 
etwa Winnweiler zum Hauptort des gleich-
namigen Kantons. Von grundlegender Be-
deutung war die auf dieser Einteilung auf-
bauende Neuorganisation des Justiz- und 
Verwaltungswesens, die Regierungskom-
missar François Joseph Rudler gemäß den 
Weisungen des Pariser Direktoriums durch-
führte, ferner die Übernahme der französi-
schen Gerichtsordnung, der Gewerbefreiheit, 
der Aufbau einer modernen Verwaltung und 
die Reform des Steuersystems sowie die 
Abschaffung der Feudalrechte und damit 
einhergehend die Aufhebung des Zehnten. 
Die Zunftordnung wurde aufgehoben, was 
große Auswirkungen für das Handwerk hat-
te. Durch die Eingliederung des Linksrheini-
schen in die Republik stand den Kaufleuten 
nun ein Markt mit rund 25 Millionen Konsu-
menten offen, die Grenzen der Kleinstaaterei 
waren zumindest in westlicher Richtung auf-
gehoben. In dieser Zeit wurden die katholi-
sche Kirche und der Adel entmachtet und sie 
verloren ihren Feudalbesitz. Man kann das 
Jahr 1798 für die linksrheinischen Gebiete 
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als Epochenjahr bezeichnen, da umwälzende 
Reformen Veränderungen in nahezu allen Le-
bensbereichen bedingten und Neues an die 
Stelle überkommener Traditionen gesetzt 
wurde.5 Erst diese radikale Beseitigung ver-
alteter Privilegien, verbunden mit der recht-
lichen Gleichstellung aller Bürger und der 
Einführung eines den Ansprüchen einer mo-
dernen Gesellschaft gewachsenen Rechts-
systems bildeten gemeinsam mit der Gewer-
befreiheit wesentliche Voraussetzungen für 
die weitere gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Entwicklung der Pfalz. Ab dem Frieden 
von Lunéville (9. Februar 1801) gehörten die 
linksrheinischen Departements auch staats-
rechtlich zum französischen Empire, und es 
galten fortan dieselben Gesetze wie in In-
nerfrankreich. Es gab keine nennenswerten 
Probleme bei der Herrschaftsdurchsetzung, 
alte und neue Eliten kooperierten. Volksauf-

5 Jürgen Müller, 1798 – Das Jahr des Umbruchs im Rheinland, in: Rheinische Vierteljahrsblätter 62, 1998, S. 205–
237.

6 Gabriele B. Clemens, Franzosenfreunde, Kollaborateure oder Patrioten? Die saarländischen Notabeln in Zeiten 
disruptiven Wandels, in: Eva Kell, Sabine Penth (Hg.), Vom Empire zur Restauration. Die Saarregion im Umbruch 
1814–1820, Saarbücken 2016, S. 163–187.

stände blieben aus.6 
Der junge Ludwig Gienanth übernahm die 
väterlichen Eisenschmelzen, als die französi-
schen Truppen das Land besetzten, worauf-
hin die Produktion und der Handel förmlich 
zusammenbrachen. 1787 hatte der Vater 
die Werke in Hochstein, die Wattenheimer 
Schmelze in Altleiningen und das Eisenwerk 
in Trippstadt an seine Brüder übergeben. 
Sie waren entweder von Adligen gepachtet 
oder befanden sich im Erbbestand. Bei die-
ser Rechtsform hatten die Hüttenbetreiber 
die Produktionsstätten mit ihrem Geld auf 
adligem Grund errichtet. Das Obereigentum 
blieb jedoch immer dem Adel vorbehalten. 
So hatten die Grafen von Leinigen das Wat-
tenheimer Werk verpachtet. Das Eisenwerk 
mit Hochofen und den Hammer in Tripp-
stadt südlich von Kaiserslautern hatte noch 
der Vater Johann Jakob Gienanth in dreißig-

Innenansicht des von Schmiedemeister Gienanth geplanten Hammerwerks bei Ramsen
LA Sp Best. W 1 Nr. 17532



68 Gabriele B. Clemens

jährigem Temporalbestand übernommen. 
Die Werke, die sich im Erbbestand befanden, 
galten als Privatbesitz und wurden von den 
französischen Beamten nicht angetastet. 
Alle Minen und Eisenwerke, die sich zuvor 
im Besitz des Feudaladels befanden, wurden 
jedoch im Zuge der Mediatisierung verstaat-
licht und in den nächsten Jahren sukzessive 
verkauft oder blieben in staatlicher Hand, 
wie die meisten Kohlegruben an der Saar. 
Der französische Regierungskommissar 
Rudler ordnete das Berg- und Hüttenwesen 
in den linksrheinischen Departements neu 
und richtete dafür in Saarbrücken eine Spe-
zialverwaltung ein.7 Um sich einen Überblick 
über den Zustand der Gruben und Hütten zu 
machen, wurde zunächst eine große Frage-
bogen-Aktion durchgeführt.8

Für die Eisenproduzenten brachen nach 
den vorübergehenden Einbrüchen aufgrund 
der Revolutionskriege goldene Jahre an. Die 
Werke, die im 19. Jahrhundert den Regionen 
Hunsrück, Pfalz und Saar einen wirtschaft-
lichen Boom sondergleichen bescheren soll-
ten, wechselten in dieser Zeit den Besitzer. 
Die Loslösung von den feudalen Rechten 
ermöglichte privatwirtschaftliches Engage-
ment und große finanzielle Gewinne. Viele 
Unternehmer, die zuvor als Pächter immer 
in einer gewissen Abhängigkeit der adligen 
Grundbesitzer gewirtschaftet hatten, ergrif-
fen die Chance zum Kauf. Darüber hinaus 

7 Joseph Hansen, Quellen zur Geschichte des Rheinlandes im Zeitalter der französischen Revolution. 1780–1801, 
Bd. IV, Bonn 1938, S. 834.

8 Die Fragebögen lagern im Landeshauptarchiv Koblenz und sind bisher nicht systematisch ausgewertet worden. 

9 Robert Schmitt, Geschichte der Rheinböllerhütte, Köln 1961, S. 51–54.

10 Ralf Banken, Die Industrialisierung der Saarregion 1815–1914. Bd. 1: Frühindustrialisierung 1815–1850, Stuttgart 
2000, S. 225. In Kapitel 2.3. finden sich weitere instruktive Beispiele für die Besitzverhältnisse in der Eisenindus-
trie und den Übergang vom Feudal- zum Privatbesitz.

11 Napoleon hatte 1805 mit einer Abtretung von Nationalgütern im Wert von 20 Millionen Francs die Forde-
rungen seiner Heereslieferanten erfüllt. Alle von dieser Maßnahme betroffenen Güter befanden sich in den 
vier linksrheinischen sowie den benachbarten Wälder- und Niedermaas-Departements. Es handelte sich 
dabei meist um wertvolle Hofgüter. Die Armeelieferanten hatten natürlich keinerlei Interesse daran, gro-
ße Summen langfristig an Grund und Boden in der Provinz zu binden, und verkauften sie rasch weiter; vgl.  
Gabriele B. Clemens, Napoleonische Armeelieferanten und die Entstehung des Rheinischen Wirtschaftsbürger-
tums, in: Francia 24/2, 1997, S. 159–180.

12 Dies., Immobilienhändler und Spekulanten. Die sozial- und wirtschaftsgeschichtliche Bedeutung der Großkäufer 
bei den Nationalgüterversteigerungen in den rheinischen Departments (1800–1813), Boppard/Rhein 1995, hier 
S. 188; Archives Nationales, Paris, ET VII 576, Notar Postelle, Verkauf vom 21.3.1806.

13 L. Beck, Die Familie Remy und die Industrie am Mittelrhein, in: Annalen des Vereins für Nassauische Altertums-
kunde und Geschichtsforschung 35, 1905, S. 1–129, hier S. 78, Stammbaum II.

14 Gabriele B. Clemens (Hg.), Kreditbeziehungen und Netzwerkbildungen. Die soziale Praxis des Kredits, Trier 2008.

wurden die Erblehen (Bail emphythéotique) 
einfach aufgehoben und so in freies Eigentum 
verwandelt. So ging die Rheinböllerhütte an 
die Familie Puricelli über.9 In St. Ingbert kauf-
te die Witwe des 1802 verstorbenen Päch-
ters Philipp Heinrich Krämer das Eisenwerk 
für fast 22.000 Gulden.10 Und auch eines 
der größten Stahlimperien im 19. Jahrhun-
dert an der Saar verdankte die Gründung sei-
ner Hütte ebenfalls dem Verkauf von Domä-
nengut. 1806 begaben sich die Saarbrücker 
Brüder Stumm nach Paris zu Verhandlungen 
mit Armeelieferanten.11 Am 21. März kauften 
sie von dem Bankier Marc Antoine Michel le 
Jeune zwei Hüttenwerke und zwei Schmelz-
öfen im Wert von 305.500 Francs, gelegen in 
Neunkirchen, die ehemals dem Fürsten von 
Nassau-Saarbrücken gehört hatten.12

Zunächst galt es aber für Ludwig Gienanth 
die väterlichen Hütten Mitte der 1790er vor 
dem Ruin zu bewahren. Allein ein Familien-
kredit in Höhe von 150.000 Gulden, den 
ihm sein Schwager Johann Friedrich Remy 
gewährte, bewahrte ihn vor dem Verkauf sei-
ner Werke.13 Der Hüttenbesitzer des Werkes 
Rasselstein in Bendorf und weiterer Anlagen 
in Neuwied war mit seiner Schwester Hen-
riette verheiratet, und ohnehin wurden um 
1800 Kredite in dieser beachtlichen Höhe 
fast immer innerhalb der Familie vergeben.14 
So konnte Gienanth Jahre des völligen Still-
stands im Bergbau und der Verhüttung über-
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brücken. Doch bereits 1798 war der Produk-
tionstand von vor 1790 wieder erreicht, und 
der pfälzische Unternehmer expandierte nun 
in einem rasanten Ausmaß. 
Für die Erzeugung von Eisen bedarf es als 
Grundvoraussetzungen Wasser, Holz und Ei-
senerzadern, also Gesteinen, die mindestens 
20 Prozent Eisengehalt aufweisen, und alles 
war im Linksrheinischen reichlich vorhan-
den. Das Wasser lieferte die Energiequelle 
und die Wälder allen voran Eichen und Bu-
chen, das notwendige Material, um Holzkoh-
le herzustellen. Die Verhüttung erfolgte in 
Hochöfen und mit Hilfe von wasserbetriebe-
nen Blasebälgen, so wurde das Eisen flüssig 
gehalten und konnte weiterverarbeitet wer-
den. Bis in die Dreißigerjahre des 19. Jahr-
hunderts bestanden die Eisenhüttenwerke in 
der Pfalz aus Hochöfen für die Eisenschmel-
ze sowie Großhämmern oder Kleinhämmern. 
Die Abbaurechte für die Eisenadern mussten 
vom jeweiligen Landesherren erworben wer-
den, nach 1800 vergaben sie die Präfekten 
im Donnersberg-Departement. Gienanth 
sicherte mit dem Kauf von eigenen Eisen-
erz- und Kupfergruben seine Rohstoffbasis 
und erwarb neue Produktionsstätten: die 
Eisenwerke in Eisenberg (1800) und Tripp-
stadt (1804) sowie einige kleinere Hämmer. 
Um 1810 befanden sich im Donnersberg-De-
partement vier Eisenschmelzen, zehn Groß-
hämmer und sechs Kleinhämmer, von denen 
allein sieben Groß- und vier Kleinhämmer 
Gienanth gehörten. Gleichzeitig führte er 
neue Arbeitsmethoden ein und modernisier-
te seine Betriebe. Er richtete in Trippstadt ein 
Walzwerk und in Altleiningen einen Draht-
zug ein, um mit dem englischen Blech kon-
kurrieren zu können.15 Hinzu kam die Neuori-
entierung auf den französischen Markt, der 
von Napoleon geschützt wurde. Dieser hatte 
sich im Herbst 1799 an die Macht geputscht 
und regierte zunächst als erster Konsul, ab 

15 Rainer Loose, Eisengewinnung am Donnersberg. Studien zur Bevölkerung, Wirtschaft und Agrarstruktur eines his-
torischen Montanreviers 1800–1850, Winnweiler 1980, S. 19.

16 Wedemeyer, Gienanth, S. 175.

17 Bernard Bodinier, Éric Teyssier, L‘événement le plus important de la Révolution. La vente des biens nationaux 
(1789–1867) en France et dans les territoires annexés, Paris 2000.

18 Hierzu grundlegend: Säkularisation und Mediatisierung in den rheinischen Departements: 1803–1813. Edition 
des Datenmaterials der zu veräußernden Nationalgüter, hg. von Wolfgang Schieder, 5 Teile in 7 Bänden, Boppard/
Rhein 1991; Gabriele B. Clemens, Vielles familles et propriété neuve – Spéculations sur les biens nationaux dans 
les départements rhénans, in: La Révolution française 15, 2018, S. 1–18. 

Dezember 1804 als selbst gekrönter Kaiser 
sein Empire. In der Verwaltung führte er hie-
rarchische Strukturen ein, und die Depart-
ments wurden fortan von Präfekten und 
die Arrondissements von Unterpräfekten 
verwaltet, die direkt den Ministerien in Pa-
ris unterstanden. Die napoleonische Wirt-
schaftspolitik zielte darauf ab, gewerbliche 
Produktionsstätten zu fördern. Da Napoleon 
Großbritannien militärisch nicht besiegen 
konnte, versuchter er, die Seemacht durch 
die 1806 verordnete Kontinentalsperre zu 
ruinieren. Mit dieser Handelsblockade sollte 
das europäische Festland von britischen Pro-
dukten abgeriegelt werden. Darüber hinaus 
wurde die Fabrikation innerhalb des fran-
zösischen Kaiserreichs nicht nur durch den 
Wegfall der häufig überlegenen britischen 
Produkte, sondern auch mit Schutzzöllen 
und Handelsverträgen protegiert.
Gienanth beließ es nicht bei dem Ankauf 
von Produktionsstätten und Gruben, er er-
warb auch in einem erheblichen Ausmaß 
Wälder und landwirtschaftliche Nutzflä-
chen. So kaufte er  das Wambacher Hofgut 
und den Kießelhof in Ramsen, der früher den 
Bischöfen von Worms gehört hatte.16 Ferner 
ersteigerte der Unternehmer auf der Präfek-
tur in Mainz öffentlich angebotene Natio-
nalgüter. Die französische Zeit ermöglichte 
ohnehin einen exzeptionellen Spielraum für 
Investitionen. Es kam zu beachtlichen Trans-
ferprozessen von Feudalbesitz.17 Wie im re-
volutionären Frankreich wurden die zuvor 
beschlagnahmten und schließlich enteigne-
ten Güter der geistlichen Institutionen und 
des Feudaladels in den Jahren 1803–1813 
öffentlich auf den Präfekturen der vier links-
rheinischen Departements versteigert. In 
nur zehn Jahren wechselten über 14.000 
Immobilien den Besitzer für 67 Millionen 
Francs.18 „Seit die Welt besteht, ist Kauf und 
Verkauf nicht so oft vorgekommen wie seit 
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den letzten 20 Jahren.“19 Mit diesen Worten 
beschrieb der preußische Regierungsrat Jo-
hann Nepomuk von Schwerz 1816 die durch 
die französischen Nationalgüterverkäufe 
erfolgte Besitzumschichtung im Rheinland. 
Auf der Mainzer Präfektur ersteigerte ein 
Ludwig Gienauth insgesamt zehn Immobi-
lien, die sich mehrheitlich in der Nähe seiner 
Werke in Hochstein und Winnweiler befan-
den, für alles in allem 18.470 Francs.20 Diese 
Summe sieht auf den ersten Blick nicht sehr 
beeindruckend aus, aber wenn man bedenkt, 
dass ein Richter ein Jahresgehalt von 2000 
Francs bekam, erhielt sie doch ein größeres 
Gewicht. Verglichen mit den dominierenden  
Großkäufern ist diese Summe jedoch nicht 
so bemerkenswert, doch Gienanth kaufte 
landwirtschaftliche Güter nicht nur auf den 
staatlichen Auktionen.21 Auf den ersten Blick 
mag es ohnehin anachronistisch anmuten, 
wenn ein Eisenwerksbesitzer in einem erheb-
lichen Maß landwirtschaftliche Güter kauft, 
dabei waren Investitionen in diesem Sektor 
äußerst lukrativ und vor allem sicher. Die Na-
tionalgüterverkäufe boten den vermögenden 
traditionellen Führungsschichten des Anci-
en Regimes die Chance, ihre wirtschaftliche 
und soziale Stellung zu festigen und teilweise 
ganz erheblich zu steigern. Die revolutionäre 
Gesetzgebung befreite Grund und Boden von 
allen Feudallasten, womit sich sein Rechts-
charakter grundlegend wandelte. Er war zu 
einer freiveräußerlichen Ware geworden.22 In 
dem Moment, wo Grund und Boden zur Ware 
arrivierte, spielte er also keineswegs jene ein-
seitig unproduktive Rolle, die ihm lange Zeit 

19 Johann Nepomuk von Schwerz, Beschreibung der Landwirtschaft in Westfalen und Rheinpreußen, 2. Teil: Be-
schreibung der Landwirtschaft in Rheinpreußen, Stuttgart 1836, S. 172.

20 Schieder, Säkularisation, Bd. IV, Donnersberg-Departement. In dieser Edition der Versteigerungsakten wurde je-
dem Fall eine laufende Nummer zugewiesen (abgekürzt: LNR); Gienanth kaufte die Lose mit den Nummern: 11165, 
11167, 10466, 10482, 11178, 11245, 11249, 11251, 11358, und 11361 in Hochstein, Ramsen, Schweisweiler und 
Winnweiler. Ob er seinen Namen selbst als Gienauth angab, was französischer klingt, oder ob es der Schreiber so 
verstanden hatte, ist nicht zu klären.

21 Zu den dominierenden Immobilienhändlern, die Güter im Wert von mehreren 100.000 Francs kauften, häufig 
aber auch wiederverkauften: Clemens, Immobilienhändler und Spekulanten.

22 Auf diesen Sachverhalt hat Louis Bergeron in seinen Forschungen zu Frankreich nachdrücklich hingewiesen; vgl. 
Louis Bergeron, Die französische Wirtschaft und die Revolution, in: Helmut Berding/Etienne François/Hans-Peter 
Ullmann (Hg.), Deutschland und Frankreich im Zeitalter der Französischen Revolution, Frankfurt/Main 1989, S. 
121–139, hier S. 132. 

23 Vgl. ders., Biens nationaux, in: François Furet/Mona Ozouf u. a. (Hg.), Dictionnaire critique de la Révolution Fran-
çaise, Bd. 3: Institutions et créations, Paris 1992, S. 77–90. 

zugeschrieben wurde. Die verstärkte Mobili-
tät von Grund und Boden machte ihn viel-
mehr zu einem anpassungsfähigen Instru-
ment des wirtschaftlichen Aufschwungs.23 
Investitionen in Grundbesitz waren ohne-
hin die sicherste und profitabelste Form der 
Kapitalanlage zu Beginn dieses Säkulums. 
Die Preise für Agrarprodukte stiegen seit 
dem letzten Drittel des 18. Jahrhunderts 
kontinuierlich an. Zudem garantierte das 
Bevölkerungswachstum sichere Absätze. 
Deshalb nutzten auch Geschäftsleute aus 
krisenanfälligen Branchen die Möglichkeit, 
durch Grunderwerb ihre Gewinne zu konso-
lidieren. Zudem lassen sich um 1800 um-
fangreichere Modernisierungstendenzen 
für die Nutzung der landwirtschaftlichen 
Flächen finden. 
Ein weiterer Punkt, der den Wert von Im-
mobilienbesitz ausmachte, bestand in der 
Möglichkeit, Grundstücke als hypothekari-
sche Sicherheiten einzusetzen. So bekamen 
Handelsfirmen und Gewerbetreibende zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts einen Kredit allein 
mit Hilfe von Grundbesitz oder innerhalb der 
Familie. Deshalb waren auch die National-
güterkäufe früher Industrieller im Linksrhei-
nischen keineswegs von rein konservativer 
Gesinnung oder mangelndem Innovations-
willen bestimmt. Im Gegenteil, der Besitz 
von Grund und Boden bildete ein konstitu-
tives Element, um einer Firma das entspre-
chende finanzielle Rückgrat zu verleihen. Er 
stellte zudem eine mögliche Versicherung bei 
abflauenden Konjunkturen dar und konnte 
dabei in Einzelfällen sogar einen drohenden 
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Konkurs abwenden. Gienanth hatte diese 
Erfahrung nur wenige Jahre zuvor machen 
müssen. Doch nicht nur in den Jahren nach 
1800 investierten pfälzische Unternehmer 
hohe Summen in Grundbesitz, dieser Trend 
hielt während des gesamten Jahrhunderts 
ungebrochen an.
Des Weiteren kam dem Grundeigentum ein 
nicht hoch genug zu veranschlagender Pres-
tigewert zu. Erst der Besitz von Grund und 
Boden schaffte wirkliches gesellschaftliches 
Ansehen. Hierin spiegelt sich nicht zuletzt 
auch die Übernahme aristokratischer Le-
bensformen seitens des Bürgertums wider. 
Landbesitz war jedoch neben Sozialprestige, 
Hypothekensicherung und inflationsbestän-
diger Kapitalanlage noch ein weiteres Ele-
ment zu eigen: er entschied über die Teilhabe 
an politischer Mitbestimmung und Macht. 
Allein aus den 600 Höchstbesteuerten 
eines jeden Departements rekrutierte Na-
poleon seine politische Elite in Gremien wie 
Generalrat, Arrondissements- und Departe-
mentsräten, wobei der überwiegende Teil 
des Steueraufkommens auf die Grundsteuer 
entfiel. Immobilienbesitz bildete sowohl im 
napoleonischen Frankreich als auch in der 
bayerischen Pfalz die Grundlage der sozialen, 
ökonomischen und politischen Ordnung. 
Und Gienanth stand in seinem Departement 
an der absoluten Spitze jener Notabeln, die 
sich politisch engagierten. Schon ein kur-
zer Blick in die Edition „Grands Notables 
du Premier Empire“, herausgegeben vom 
„Centre National de la Recherche Scientifi-
que“ in Paris, belegt dies eindrücklich. Diese 
Reihe bietet für nahezu alle Departements 
des Kaiserreichs wertvolle Informationen 
über die Zusammensetzung der regionalen 
politischen Eliten, die auf zeitgenössischen 
Erhebungslisten basieren, in denen die ein-
flussreichsten und vermögendsten Männer 
verzeichnet wurden. Über Louis Gienanth 
ist zu entnehmen, dass er 1793, also kaum 

24 Richard Michel, Roger Dufraisse, Grands Notables du premiers Empire. Bd. 3: Bas-Rhin, Sarre, Mont-Tonnerre, 
Rhin et Moselle, Roër, Paris 1978, S. 72. 

25 Wedemeyer, Gienanth, S. 172.

26 Bei Karl Petersen handelt es sich um einen entschiedenen Anhänger der Prinzipien der Französischen Revolution, 
der 1793/1794 unter General Beauharnais diente und dann eine erfolgreiche Karriere als politischer Beamter im 
Arrondissement Kaiserslautern absolvierte; Michel, Dufraisse, Grands Notables, S. 85.

aus der Schweiz zurückgekehrt, der Gemein-
de Winnweiler als Bürgermeister vorstand. 
Am 23. Vendémiaire im Jahr X (15. Oktober 
1801) wurde er vom Präfekten Jean Bon 
Saint-André in den Departementsrat beru-
fen, aufgrund seiner Kompetenzen in Fragen 
von Industrie und Handel. Am 14. Floréal XI 
(4. Mai 1802) erfolgte seine Ernennung zum 
Generalrat, weil er aufgrund seines Reich-
tums größte Anerkennung genoss. Darüber 
hinaus gehörte er zu den Mitgliedern der 
Wahlkollegien. Weiterhin erfahren wir, dass 
der Unternehmer an dritter Stelle der 30 
Höchstbesteuerten des Donnersberg-De-
partements steht, was ein eindeutiger Reich-
tumsindikator ist.  Es trennen ihn auch nur 
wenige Francs von den Erstplatzierten.24

Vor allem im Departementsrat war Gie-
nanths wirtschaftliches Wissen gefragt. Die-
ses Gremium entschied über die Verteilung 
der direkten Steuern auf die Gemeindebe-
zirke des Departements und über eventu-
elle Verminderungsgesuche. Der Rat stand 
in direkter Korrespondenz mit der Pariser 
Regierung und vertrat dort die regionalen 
Interessen. In Arbeitsausschüssen wurde 
über Handel, Landwirtschaft, Industrie und 
Infrastruktur beraten. Folgen wir Gienanths 
Biographen, so pflegte der Präfekt Jean Bon 
Saint-André ein besonders vertrauensvolles 
Verhältnis zu Gienanth, wobei er vor allem 
seine Expertise in wirtschaftspolitischen 
Fragen schätzte.25 Das gilt wohl auch für den 
Unterpräfekten von Kaiserslautern,  Karl Pe-
tersen, in dessen Verwaltungsbezirk Winn-
weiler liegt.26 
Im Mainzer Departementsrat wurde neben 
der Verteilung der direkten Steuer immer 
wieder über das Problem des Holzmangels 
und den schlechten Zustand des Straßensys-
tems diskutiert. Die Ausfuhr von Holz sollte 
verboten, das Bauen mit Steinen und der Ab-
bau von Steinkohle gefördert werden. 1805 
vertraute der Präfekt Ludwig Gienanth als 
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Spezialkommissar die Oberaufsicht über den 
Straßenbau im Donnersberg-Departement 
an.27 Während die großen überregionalen 
Straßen, die „route de première classe“, auch 
Kaiserstraßen genannt,28 mit staatlichen 
Mitteln ausgebaut wurden, verpachtete der 
Präfekt die Errichtung der Nebenstrecken an 
Privatmänner, die dann Wegegelder einzie-
hen durften. Gienanth nutzte seine Funkti-
on, um gute Straßenverbindungen zwischen 
seinen Eisenwerken auszubauen, wobei er 
erhebliche Summen einsetzte. Er investier-
te insgesamt 150.000 Gulden in Wege, die 
Trippstadt, Kaiserslautern, Winnweiler und 
Hochstein miteinander verknüpften.29

Am Ende der napoleonischen Zeit produ-
zierte Ludwig Gienanth jährlich Eisen im 
Wert von einer halben Million Francs und 
beschäftigte rund 500 Arbeiter. Das be-
achtliche Produktionswachstum in seinen 
Hämmern und Hütten wurde während der 
letzten Monate des Empires erneut von den 
Ereignissen der großen Politik empfindlich 
unterbrochen.30 Napoleon scheiterte mit 
seiner Grand Armee im Russlandfeldzug, und 
es gelang den gegen ihn Verbündeten nach 
der Völkerschlacht bei Leipzig, die kaiserli-
chen Truppen von den deutschen Territorien 
zu verdrängen. Als die alliierten Einheiten zu 
Beginn des Jahres 1814 in das Linksrheini-
sche einzogen, wurden sie von den Pfälzern 

27 Ziegler, Historische Streifzüge, S. 67.

28 Im Donnersberg-Departement waren es die von Paris nach Mainz und die von Mainz nach Mannheim; R. Capot-
Rey, Le développement économique des pays sarrois sous la Révolution et l’Empire (1792–1815), Paris 1938, S. 
228.

29 Warmbrunn, Ludwig von Gienanth, S. 300.

30 Zu den Wachstumszahlen von 1809 bis 1813 vgl. Roger Dufraisse, Industrie et Commerce dans le Palatinat à 
l’époque française (1797–1813), in: Alois Gerlich (Hg.), Vom Alten Reich zu neuer Staatlichkeit. Kontinuität und 
Wandel im Gefolge der Französischen Revolution am Mittelrhein, Wiesbaden 1982, S. 104–131, hier S. 125.

31 Zu den enormen Belastungen im benachbarten Saarbrücken vgl. Michael Röhrig, „… daß die Einwohner der Ge-
gend von Saarbrücken alle Drangsale und Leiden des Kriegs schwer empfunden haben“. Zur Bedeutung und Aus-
wirkung der Truppendurchmärsche in den Umbruchsjahren 1814/1815 am Beispiel Saarbrücken, in: Eva Kell, Sa-
bine Penth (Hg.), Vom Empire zur Restauration, Die Saarregion im Umbruch 1814–1820, Saarbrücken 2016, S. 
187–212.

32 Vgl. hierzu die grundlegende Studie zu den benachbarten Departements: Pierre Horn, Le défi de l’enracinement 
napoléonien entre Rhin et Meuse (1810–1814). L’opinion publique dans les départements de la Roër, de l’Ourthe, 
des Forêts, et de la Moselle, Paris 2017.

33 Ute Planert, Der Mythos vom Befreiungskrieg. Frankreichs Kriege und der deutsche Süden: Alltag – Wahrnehmung 
– Deutung 1792–1841, Paderborn 2007.

34 Andreas Friedrich Georg Rebmann, Ansichten aus der Zeit für die Zukunft, o.O. 1816.

35 Dies belegt eindrücklich der Briefwechsel Rebmanns mit dem Trierer Gelehrten Hermes: Günther Volz, Briefe 
Andreas F.G. Rebmanns an Johann Job Hermes aus den Jahren 1815 und 1816, in: Mitteilungen des Historischen 
Vereins der Pfalz 57, 1959, S. 173–203.

kaum als Befreier empfangen und bejubelt, 
es wurden auch keine schwarz-rot-goldenen 
Fahnen geschwenkt. Wovon hätte man denn 
auch befreit werden sollen? Die Belastungen 
bei Truppendurchzügen sind immer enorm.31 
Und den preußischen und russischen Trup-
pen ging ohnehin kein guter Ruf voraus.32 
Doch der Mythos vom sogenannten Befrei-
ungskrieg hält sich hartnäckig, dabei handel-
te es sich um einen weiteren Kabinettskrieg. 
Es ging um Macht und Ländererwerb.33

Nach der Eroberung blieb die Region von 
bayerischen und österreichischen Truppen 
besetzt und eine „K.K. Österreichische und 
K. Baierische Gemeinschaftliche Landes-Ad-
ministrationskommission“ übernahm unter 
wechselnder Leitung vorübergehend die Ver-
waltung. Die Menschen in der Pfalz mussten 
nun über zwei Jahre darauf warten, wer denn 
nun die Herrschaft übernehmen würde. Ob 
„die Seelen hier zu Lande gebadet, gedarmt, 
gepreußt oder gar geösterreichert oder gar 
als Jetons zum Ausgleichen und Auffüllen 
verwandt“ würden,34 argwöhnte der Jurist 
Andreas Georg Friedrich Rebmann. Ge-
rüchte und Befürchtungen, dass es zu einer 
Refeudalisierung kommen könnte oder die 
Nationalgüterverkäufe rückgängig gemacht 
werden könnten, sorgten für Unruhe.35 Der 
bayerische Vertreter in der Landesadminist-
rationskommission, Freiherr Franz Xaver von 
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Zwackh-Holzhausen, bemühte sich, die Pfäl-
zer zu beruhigen.36 Im Falle einer Übernahme 
durch Bayern würde keine „Entnapoleonisie-
rung“ stattfinden. Im Königreich Bayern sah 
man aber am ehesten einen Garanten für 
das französische Erbe, auf jeden Fall eher als 
in Preußen. Der bayerische Staat hatte seit 
1808 eine Verfassung nach französischem 
Vorbild.37 
Maximilian  war so klug, die französischen 
Errungenschaften nicht anzurühren, und 
so wurde die Pfalz nicht einfach an Bayern 
angeschlossen.38 Schon am Tage der Besitz-
ergreifung verkündete er, dass die französi-
schen Gesetze weiterhin gelten würden. Die-
se Garantie wurde mehrfach wiederholt. Die 
am 26. Mai 1818 erlassene Verfassung Bay-
erns galt in der Pfalz nur mit Einschränkun-
gen. Die Pfälzer genossen so das Privileg, in 
einem Nebenstaat zu leben, dessen Rechts-
lage erheblich besser war als die des Haupt-
staates. Die Abschaffung des Feudalwesens, 
die Veränderungen in den Besitzstrukturen 
und der Grundsatz der gleichen Besteuerung 
blieben bestehen. Der Rheinkreis erhielt eine 
besondere Provinzialbehörde in Speyer. Die 
moderne Verwaltung und die als fortschritt-
lich geltende französische Rechts- und Ge-
richtsverfassung wurden übernommen. 
Ferner blieben die liberalen napoleonischen 
Codes, die bald als Rheinisches Recht be-
zeichnet wurden, in Kraft.39 Darüber hinaus 
„überlebte“ der Departementsrat in Gestalt 
eines Landrats mit beratender Funktion. 

36 Karl-Georg Faber, Die Rheinlande zwischen Restauration und Revolution. Probleme der rheinischen Geschichte 
von 1848 bis 1848 im Spiegel der zeitgenössischen Publizistik, Wiesbaden 1966, S. 34–55.

37 Dabei gilt vor allem Minister Montgelas als Begründer des modernen bayerischen Staates: Eberhard Weis, Mont-
gelas. Der Architekt des modernen bayerischen Staates 1799–1838, München 2005.

38 Max Spindler weist den jeweiligen bayerischen Königen eine zentrale Rolle für das Verhältnis zur Pfalz zu: Max 
Spindler, Die Pfalz in ihrem Verhältnis zum bayerischen Staat in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts (1953), 
in: ders., Erbe und Verpflichtung. Aufsätze und Vorträge zur bayerischen Geschichte, hg. von Andreas Kraus, Mün-
chen 1966, S. 280–300, hier S. 290.

39 Heiner Haan (Bearb.), Hauptstaat – Nebenstaat. Briefe und Akten zum Anschluss der Pfalz an Bayern 1815/1817, 
Koblenz 1977.

40 Gabriele B. Clemens, Franzosenfreunde, Kollaborateure oder Patrioten? Die saarländischen Notabeln in Zeiten 
disruptiven Wandels, in: Kell/Penth 2016, S. 163–187.

41 Karl Scherer, Zum Verhältnis Pfalz-Bayern in den Jahren 1816–1848, in: Hans Fenske (Hg.), Die Pfalz und Bayern 
1816–1956, Speyer 1988, S. 9–40, hier S. 14.

42 Fritz Dereser, Der Landrat der Pfalz im Vormärz, Ein Beitrag zur Geschichte der Entwicklung der deutschen Selbst-
verwaltung im 19. Jahrhundert, Diss. Phil. (masch.), Mainz 1954, S. 33; Friedrich Herbert Müller, Johann Friedrich 
Butenschoen und die „Neue Speyerer Zeitung“ (1816–1821). Zur deutschen Publizistik zwischen Französischer 
Revolution und Restauration in Deutschland, Speyer 1986.

Dafür kämpften in der benachbarten Rhein-
provinz die saarländischen Notabeln verge-
bens.40 Dieser Landrat entwickelte sich im 
Vormärz zu einer Arena des pfälzischen Li-
beralismus.41 Johann Friedrich Butenschoen, 
ein ehemaliger Revolutionär und bayerischer 
Regierungsrat, feierte in der von ihm ver-
legten „Neue Speyerer Zeitung“ den Landrat 
als eine Wohltat der bayerischen „Rheinlan-
de“.42 
Für Ludwig Gienanth galt es nicht nur, die 
Krisenjahre und einen tiefen Konjunktur-
einbruch zu überstehen, er musste auch 
wieder neue Absatzmärkte erschließen. Es 
ging nicht nur der zuvor bestehende große 
geschlossene Wirtschaftsraum verloren, der 
nun geschaffene Rheinkreis blieb eine sepa-
rate Provinz und am Rhein wurden Binnen-
zölle erhoben, die die Rohstoffeinfuhr und 
den Warenabsatz behinderten. Darüber 
hinaus war der Anteil des Rheinkreises an 
den bayerischen Staatsschulden höher als in 
den übrigen sieben Kreisen des Königreichs, 
und es wurde ein Zoll auf Waren aus dem 
Rheinkreis bei der Einfuhr in das altbayeri-
sche Staatsgebiet erhoben. Zwar wurde die 
französische Besteuerung übernommen, 
bayerische Steuern aber eingeführt, wenn 
sie höher waren. All dies führte natürlich zu 
Unmut in der Bevölkerung. Zudem kam es 
1816/1817 zu einer Klimakatastrophe, die 
auf den Ausbruch des Vulkans Tambora im 
Südpazifik zurückzuführen ist. Von der For-
schung wird er als stärkster Vulkanausbruch 
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der vergangenen 10.000 Jahre gewertet. 
Nach der gewaltigen Explosion im April 1815 
gelangten riesige Mengen Asche und Aero-
sole in die Stratosphäre, die über die Erde 
verteilt wurden und die Sonneneinstrahlung 
behinderten. Die Folge war ein sogenannter 
„vulkanischer Winter“, in dem die jährlichen 
Durchschnittstemperaturen um drei bis vier 
Grad sanken. Weltweit bewirkte der Vul-
kanausbruch eine mehrjährige Abkühlung, 
Ernteausfälle und Hungerjahre. Den Zeitge-
nossen waren diese Zusammenhänge selbst-
verständlich nicht bekannt. Diese Notsitu-
ation stellte die neuen Herrscher zu Beginn 
der Restauration vor eine erste ernsthafte 
Bewährungsprobe, da existenzielle Probleme 
gerne der Regierung angelastet wurden und 
werden.43

Ludwig Gienanth hat auch diese Krise nicht 
nur überwunden, er expandierte unter bay-
erischer Herrschaft bald weiter. Allen voran 
seine Waldkäufe waren außerordentlich. 
1813 kaufte er das Kisselwäldchen bei Eisen-
berg, 1820 den Breiten- und den Hauptstuh-
lerwald, 1822 den Kirchgeisbergerwald; in 
diesem Jahr umfasste sein Forstbesitz 1100 
Hektar im Wert von etwa 180.000 Gulden. 
Und die Ankäufe gingen weiter: 1833 er-
warb Gienanth den Trippstadter Wald für 
250.000 Gulden, 1841 den Finsterbrunner 
und 1846 schließlich den Landstuhler Wald. 
Alles in allem entfielen um die Jahrhundert-
mitte auf die Gienanths mit 4850 Hektar 
zwanzig Prozent des privaten Waldbesitzes 
in der Pfalz.44 So konnten sie die Brennstoff-
zufuhr für ihre Eisenhütten sichern. Seit dem 
Ende der 1820er Jahre setzte der Unterneh-
mer seine Söhne strategisch ein. August und 
Friedrich schlossen einen Vertrag über eine 
Interessensgemeinschaft ab. Sie hafteten 
gemeinsam für die Werke in Trippstadt und 
Eisenberg, die sie getrennt leiteten, jedoch 

43 Wolfgang Behringer, Tambora und das Jahr ohne Sommer. Wie ein Vulkan die Welt in die Krise stürzte, München 
2015; Senta Herkle (Hg.), 1816 – das Jahr ohne Sommer: Krisenwahrnehmung und Krisenbewältigung im Süd-
westen, Stuttgart 2019.

44 Ziegler, Historische Streifzüge, S. 69; Bruno Cloer, Ulrike Kaiser-Cloer, Eisengewinnung und Eisenverarbeitung in 
der Pfalz im 18. und 19. Jahrhundert, Mannheim 1984, S. 232–237. Auch die Eisenfabrikantenfamilien Stumm 
in Neunkirchen und Krämer in St. Ingbert investierten erhebliche Summen in Waldbesitz. Nach Einführung der 
Koksöfen wurden die Betriebe von der Holzkohle unabhängig und sie verkauften ihre Wälder wieder an den Staat; 
Bernd-Stefan Grewe, Der versperrte Wald. Resourcenmangel in der bayerischen Pfalz (1814–1870), Köln 2004, S. 
268–272.

45 Hansjörg Gruber, Die Entwicklung der pfälzischen Wirtschaft 1816–1834, Saarbrücken 1962, S. 52.

46 Baumann, Gienanth, S. 373.

mit gemeinsamen Generalbetriebsplänen 
führten.45 1835 zog sich Ludwig Gienanth 
auf seine letzte große Erwerbung zurück, 
nachdem er dem bayerischen König das Ei-
senwerk Schönau an der elsässischen Grenze 
für 80.000 Gulden abgekauft hatte. Seinen 
Söhnen überließ er die anderen Hüttenwer-
ke. Unter ihrer Leitung wurde Eisenberg nun 
zum Zentrum des Gienanthchen Imperiums. 
Während die Stummchen Werke und St. Ing-
bert zur Verhüttung mit Koks deutlich früher 
übergingen, wurde erst ab den 1860er und 
70er Jahren in Hochstein, Eisenberg, Tripp-
stadt und Schönau keine Holzkohle mehr 
verwandt.
Doch nicht nur wirtschaftlich konnte Ludwig 
Gienanth seine Erfolgsgeschichte fortsetzen, 
sondern auch gesellschaftlich und politisch. 
Anders als in der benachbarten Rheinpro-
vinz wurde der Departementsrat nicht ab-
geschafft, sondern fortgeführt unter der 
neuen Bezeichnung Landrat. Franz Xaver von 
Zwackh-Holzhausen, der erste Regierungs-
präsident des Rheinkreises, machte Gie-
nanth zum Präsidenten des Wahlkollegiums 
und Mitglied dieses Rates, der sich weiterhin 
aus den Höchstbesteuerten zusammensetz-
te. Sein politischer Einfluss sollte sich noch 
steigern, blieb er in der napoleonischen Zeit 
auf die Region beschränkt, so vertrat er sei-
nen Kreis in der ersten Kammer Bayerns. 
Gienanth wurde am 25. Dezember 1818 als 
erster Pfälzer zum lebenslänglichen Reichs-
rat der Krone ernannt und gleichzeitig in 
den persönlichen Adelsstand als Ritter erho-
ben.46 In dieser ersten Kammer der Reichs-
räte saßen Prinzen, die bayerischen Standes-
herren (diesen Adel gab es in der Pfalz nicht), 
Kronbeamte, hohe Würdenträger der beiden 
christlichen Konfessionen und wegen ihrer 
Verdienste vom König ernannte Personen. 
Die Pfälzer waren lediglich durch den Indust-
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riellen Ludwig von Gienanth und den Juristen 
Karl Friedrich von Heinz (ab 1845) vertreten, 
der 1848 kurzfristig als Justizminister im 
Märzministerium fungierte. Als politisches 
Forum nutzten die Pfälzer vor allem die zwei-
te Kammer, in der sie aber unterrepräsen-
tiert blieben. In München engagierte sich 
Gienanth im Steuer- und Innenausschuss. 
Der liberalen Bewegung und dem Hamba-
cher Fest stand er als Monarchist ablehnend 
gegenüber. Er war befreundet mit dem Mar-
schall Fürsten von Wrede, der 1832 in die 
Pfalz geschickt wurde, um nach dem Fest 
wieder Ruhe und Ordnung herzustellen.47

Gienanths wirtschaftlicher und politischer 
Aufstieg wurde 1835 durch die Erhebung in 
den Freiherrenstand gekrönt. Dieser Titel 
war vererbbar und ging an seine Nachkom-
men über. Die Familie hatte damit die ab-
solute gesellschaftliche Spitze in der Pfalz 
erreicht.48 Seine Kinder vernetzte der Fab-
rikant geschickt mit der gesellschaftlichen 
und staatlichen Elite. Von den drei Töchtern 
wurden zwei mit Adligen verheiratet: Amalie 
1829 mit dem Regierungsdirektor Friedrich 
Freiherr von Neimans in Speyer und Julie 
1835 mit dem Gutsbesitzer Gustav Johann 
Freiherr von Gemmingen-Steinegg in Bes-
senbach bei Aschaffenburg.49 1834 ehelich-
te Friedrich Caroline von Stichaner, die Toch-
ter des langjährigen Regierungspräsidenten 
und Nachfolgers Zwackhs in Speyer.50 
Es bleibt am Ende müßig zu spekulieren, wie 
sich das Familienunternehmen Gienanth 
ohne die französischen Reformen entwi-

47 Gabriele B. Clemens, Spielball der Mächte? Die Rheinpfalz und die internationale Politik, in: Martin Baus, Bern-
hard Becker, Jutta Schwan (Hg.), Bayern an der Blies. 100 Jahre bayerische Saarpfalz (1816–1919), St. Ingbert 
2019, S. 37–50, hier S. 46.

48 Zur Bedeutung des Adels im 19. Jahrhundert vgl. Heinz Reif, Adel, Aristokratie, Elite. Sozialgeschichte von oben, 
Berlin 2016.

49 Warmbrunn, Ludwig von Gienanth, S. 298.

50 Ziegler, Historische Streifzüge, S. 83; Winfried Müller, Stichaner, Franz Joseph Wigand von, in: Karl Bosel (Hg.), 
Bosls bayerische Biographie, Regensburg 1983, S. 755.

51 Warmbrunn, Ludwig von Gienanth, S. 300.

52 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24.9.2019, Nr. 222, S. 20.

53 Daron Acemoglu, Davide Cantoni, Simon Johnson, James A. Robinson, The Consquences of Radical Reform: The 
French Revolution, in: American Economic Review 101, 2011, S. 3286–3307.

ckelt hätte. Fakt ist, dass die Nationalgüter-
verkäufe  Gienanth zu einem der größten 
Grund- und Fabrikbesitzer der Pfalz mach-
ten.51 Natürlich ist  es auch nicht einfach, 
den Einfluss des französischen Regimes auf 
die Wirtschaft einer Region zu messen, vor 
allem dann nicht, wenn die Herrschaft von 
eher kurzer Dauer war (1797–1813). Doch 
trotz der kurzen Dauer brachte diese Zeit 
beträchtliche und bleibende Veränderun-
gen für die Rahmenbedingungen des wirt-
schaftlichen Lebens. 2019 wurde der Wirt-
schaftshistoriker Davide Cantoni von der 
Münchener Ludwig-Maximilians-Universität 
mit dem Gossen-Preis ausgezeichnet, dem 
wichtigsten Ökonomenpreis Deutschlands 
für Nachwuchswissenschaftler, verliehen 
vom Verein für Socialpolitik (VfS).52 Begrün-
det wurde die Preisverleihung unter anderem 
mit einem sehr gut rezipierten Aufsatz zu 
den wirtschaftlichen Folgen der Französi-
schen Revolution. Gemeinsam mit den Har-
vard-Ökonomen Daron Acemoglu und James 
A. Robinson analysierte Cantoni, wie sich 
die Besatzung von deutschen Ländern nach 
der Französischen Revolution auswirkte. Ihre 
Analyse kam zu folgenden Ergebnis: Die radi-
kalen institutionellen Reformen, die Entfeu-
dalisierung, das Aufbrechen von Barrieren 
und der liberalisierte Markt hatten langwir-
kende positive Konsequenzen: Sie führten zu 
schnellerem wirtschaftlichen Wachstum.53 
Gienanths Lebenswerk bestätigt diese These 
auf das glänzendste.
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Der Großherzog auf Besuch im Fürstentum 
Birkenfeld
Theatralität und bürgerliche Inszenierung als 
Mittel der Kommunikation im Rahmen einer 
Regentenreise im Jahr 18381

Bettina Johnen

1 Der Aufsatz basiert in der Hauptsache auf einem Kapitel der Dissertation: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit im 
Kontext der Revolution 1848/49 am Beispiel des Fürstentums Birkenfeld (Mainzer Beiträge zur Kulturanthropo-
logie/Europäischen Ethnologie, Bd. 26), Münster 2023, S. 176–183.

2 Vgl. Erika Fischer-Lichte, Einleitung. Theatralität als kulturelles Modell, in: Erika Fischer-Lichte, Christian Horn, 
Sandra Umathum u. a. (Hg.), Theatralität als Modell in den Kulturwissenschaften, Tübingen, Basel 2004, S. 7–26, 
hier S. 9; siehe auch: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 75–79.

3 Vgl. Erving Goffman, Wir alle spielen Theater. Die Selbstdarstellung im Alltag, München 13. Auflage 2013; Jürgen 
Raab, Erving Goffman (Klassiker der Wissenssoziologie, Bd. 6), Konstanz, München 2. Auflage 2014, S. 18 u. 
90–92; siehe auch: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 75–79.

4 Vgl. Timo Heimerdinger, Der Seemann. Ein Berufsstand und seine kulturelle Inszenierung (1844–2003), Köln 
2005, S. 22.

5 Vgl. Erika Fischer-Lichte, Einleitung, S. 7–26.

6 Mittheilungen aus Oldenburg zur Beförderung angenehmer Unterhaltung  
– Schreiben aus Birkenfeld vom 20. September 1838, 4. Jahrgang, Nr. 39 vom 29.09.1838, S. 155–157. 
– An den Großherzog und die Großherzogin von Oldenburg August und Cäcilie die Nymphe der Quelle,  
 4. Jahrgang, Nr. 40 vom 06.10.1838, S. 159. 
– Gesänge zur Feier der Anwesenheit I. I. K. K. Hoheiten des Großherzogs von der Großherzogin zu Birkenfeld,  
 4. Jahrgang, Nr. 40 vom 06.10.1838, S. 159–160. 
–  Einige Transparente bei der Illumination zu Birkenfeld am 28. August 1838 tragen folgende Inschriften,  
 4. Jahrgang, Nr. 40 vom 06.10.1838, S. 160.

In den historisch orientierten Kulturwissen-
schaften wird seit den 1980er Jahren das 
Konzept der Theatralität zur Untersuchung 
des Aufführungscharakters bestimmter 
Handlungen herangezogen.2 Der zunächst 
durch den amerikanischen Soziologen Erving 
Goffman formulierte Begriff der „Theatra-
lität“ benutzt das Theater als Modell oder 
Metapher für soziale Interaktion.3 Der Kul-
turanthropologe Timo Heimerdinger wies in 
seiner Studie zur kulturellen Inszenierung 
des Berufs des Seemanns darauf hin, dass 
sich durch Theatralität Fragen der Auf- und 
Vorführung sowie der Wirkungsabsicht der 
Darstellung klären ließen. Theatralität als 
kulturelles Modell untersucht somit den sze-
nischen Charakter von Handlungen sowie ih-
ren kommunikativen Inhalt. Dabei kann eine 
Szene sowohl ein Schauplatz, ein Vorgang 
oder eine Teileinheit eines theatralen Ereig-
nisses sein.4 Die Theaterwissenschaftlerin 

Erika Fischer-Lichte hob insbesondere den 
Aspekt der Aufführung hervor. Theatralität 
inszeniere Körperlichkeit als Aufführung mit 
dem Ziel einer bestimmten Wahrnehmung.5 
Im Folgenden soll anhand einer Quelle aus 
dem Jahr 1838 die Nutzung von Inszenierung 
und Theatralität durch Bürger zum Zweck 
der Kommunikation bestimmter Anliegen 
an den herrschenden Monarchen aufgezeigt 
werden. Bei der Quelle handelt es sich um 
mehrere Artikel aus der Zeitschrift „Mitthei-
lungen aus Oldenburg zur Beförderung ange-
nehmer Unterhaltung“, die Ende September 
und Anfang Oktober 1838 ausführlich über 
die Aktivitäten der Einwohner des Fürsten-
tums Birkenfeld während eines Besuchs von 
Großherzog August von Oldenburg (1783–
1853) berichtete.6 Die Zeitschrift erschien 
in den Jahren 1835 bis 1848 jeweils unter 
dem Haupttitel „Mittheilungen aus Olden-
burg“, während der Namenszusatz und der 
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Berichtsschwerpunkt variierten.7 Den Druck 
und Verlag übernahm die Schulzesche Buch-
handlung in Oldenburg. Der Erscheinungs-
rhythmus war wöchentlich am Samstag, 
für Abonnenten lag der Jahresbezugspreis 
bei 1 Taler Gold. Hinzu kamen 12 Groschen 
Courant (Silber) für den Austräger, der die 
Zeitschrift am Sonntagmorgen ins Haus 
brachte. Außerhalb der Stadt Oldenburg war 
ein Bezug per Post möglich.8 Redakteur der 
Zeitschrift war der oldenburgische Oberamt-
mann und Bibliothekar Christian Friedrich 
Strakerjan (1777–1848). Strakerjan gab zu-
dem die „Oldenburgischen Blätter“ und die 
„Oldenburgische Zeitung“ heraus. Überdies 
war er ab dem Jahr 1836 für die Zensur der in 
der Stadt Oldenburg erscheinenden Druck-
schriften zuständig. Politisch galt er als 
Verfechter des Obrigkeitsstaates mit pater-
nalistischen Zügen,9 was ein Grund für den 
Abdruck des ausführlichen Berichts über den 
Besuch des Großherzogs gewesen sein dürf-
te. Auch warb das Blatt um Zusendungen 
seiner Leser, verbunden mit der Warnung, 
dass mangelnde Teilnahme zu einer Einstel-
lung führen müsste. Schließlich enthielt die 
Einsendung aus dem Fürstentum Birkenfeld 
eine Reihe von Gedichten und Liedtexten, 
die unter den Berichtsschwerpunkt „Kunst 
und Kultur“ gut passten. Für alle fremden 
Texte in den Mittheilungen aus Oldenburg 
galt, dass der Name des Einsenders von der 

7 1837–1837: Mittheilungen aus Oldenburg über das Theater und andere Gegenstände der Unterhaltung. Der Be-
richtsschwerpunkt lag bei den Aufführungen des Stadttheaters Oldenburg. 1838–1841: Mittheilungen aus Olden-
burg zur Beförderung angenehmer Unterhaltung. Der Berichtsschwerpunkt lag bei Kunst, Kultur und Unterhal-
tung. 1842–1848: Mittheilungen aus Oldenburg. Ein vaterländisches Unterhaltungsblatt über alle Gegenstände 
aus dem gesellschaftlichen Leben, den Künsten und der Literatur. Der Berichtsschwerpunkt waren schönwissen-
schaftliche Berichte aus der Heimat und der Fremde, Gedichte, Charaden, Rätsel sowie Kirchennachrichten. Vgl. 
Mit dem Anfange des vierten Jahrgangs, in: Mittheilungen aus Oldenburg über das Theater und andere Gegen-
stände der Unterhaltung, 3. Jahrgang, Nr. 51 vom 23.12.1837, S. 203; Diese Zeitschrift wird auch im kommen-
den Jahre, in: Mittheilungen aus Oldenburg zur Beförderung angenehmer Unterhaltung, 7. Jahrgang, Nr. 51 vom 
18.12.1841, S. 103.

8 Vgl. Mit dem Anfange des vierten Jahrgangs, S. 203.

9 Hans Friedl, Christian Friedrich Strackerjan, in: Hans Friedl, Wolfgang Günther, Hilke Günther-Arndt, Heinrich 
Schmidt (Hg.), Biographisches Handbuch zur Geschichte des Landes Oldenburg, Oldenburg 1992, S. 708–709.

10 Vgl. Mit dem Anfange des vierten Jahrgangs S. 203.

11 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 155–157.

12 Titel der ersten Auflage 1956 in den USA. Die deutsche Übersetzung erschien 1969 unter dem Titel „Wir alle 
spielen Theater – Die Selbstdarstellung im Alltag“. Vgl. Jürgen Raab, Erving Goffman, S. 18 f.

13 Vgl. Erving Goffman, Wir alle spielen Theater, S. 3 u. 232 f.

14 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 345 f.

Redaktion mit Verschwiegenheit behandelt 
werden konnte.10 So blieb auch der Einsender 
des Berichts aus Birkenfeld ungenannt. Der 
Autor berichtete ausführlich über die drei-
tägigen Empfangsfeierlichkeiten im Fürsten-
tum Birkenfeld, neben einer Beschreibung 
der Geschehnisse werden auch zahlreiche 
dem Großherzog und der Großherzogin vor-
getragenen Texte wiedergeben. So entsteht 
durch die Quelle ein guter Eindruck von den 
szenischen Handlungen zur Begrüßung der 
Monarchen.11 Bei der Interpretation einer 
historischen Quelle unter Bezugnahme auf 
Theatralität ist zu beachten, dass bereits 
Erving Goffman bei der Einführung des Kon-
zepts der Theatralität in seinem Buch „The 
Presentation of Self in Everyday Life“12 auf 
einige Unzulänglichkeiten der Theater-Meta-
pher hinwies. Anders als das Theater habe 
das Leben keine Probe, seine Rollen seien 
„echt“ und interagierten ständig mit ande-
ren Personen.13 Dennoch hat sich das Kon-
zept als hilfreich für kulturwissenschaftliche 
Forschungen erwiesen. Als Forschungsper-
spektive lenkt Theatralität das Augenmerk 
auf szenische Handlungen innerhalb eines 
historischen Geschehens und hilft so, die ge-
sellschaftliche und kulturelle Rahmung des 
Geschehens zu deuten und ihren kommuni-
kativen Inhalt zu entschlüsseln.14

Großherzog August von Oldenburg (1783–
1853) reiste alle vier bis fünf Jahre in das 
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kleine Fürstentum Birkenfeld am südlichen 
Rand des Hunsrücks.15 Dort hatte sein Vater 
Herzog Peter I. (1755–1829) im Jahr 1817 im 
Zuge der Territorialverhandlungen des Wie-
ner Kongresses ein Gebiet mit etwa 20.000 
Untertanen in Besitz genommen. Da im 
Hauptort Birkenfeld einst die Residenz der 
Fürsten von Pfalz-Birkenfeld war, benannte 
Herzog Peter I. den Landstrich „Fürstentum 
Birkenfeld“.16 Das Großherzogtum Olden-
burg war im Jahr 1838 eine absolute Mon-
archie, eine Verfassung bestand nicht. Zur 
Verwaltung des Fürstentums Birkenfeld war 

15 Vgl. Alexander von Finckh, Die Verfassung und Verwaltung des Großherzoglich-Oldenburgischen Fürstenthums 
Birkenfeld am Schlusse einer 25jährigen Regierung-Periode, Oldenburg 1842, S. 9; Ludwig Starklof, Erlebnisse und 
Bekenntnisse, bearbeitet von Hans Friedl, in: Harry Niemann (Hg.), Ludwig Starklof 1789–1850. Erinnerungen. 
Theater, Erlebnisse, Reisen, Oldenburg 1986, S. 55–222, hier S. 167.

16 Vgl. Patent über die Besitznahme des Fürstenthums Birkenfeld vom 16. April 1817, in: August Erich Julius Barn-
stedt (Hg.), Sammlung der Gesetze, Verordnungen und allgemeinen Verfügungen für das Fürstenthum Birkenfeld 
vom Monat April 1817 (dem Eintritte der Großherzoglich Oldenburgischen Staats-Verwaltung) bis Ende des Jahres 
1830, Birkenfeld 1831, S. 1–2; Ludwig Kohli, Handbuch einer historisch-statistisch-geographischen Beschreibung 
des Herzogthums Oldenburg sammt der Erbherrschaft Jever und der beiden Fürstenthümer Lübeck und Birkenfeld. 
Zweiten Theils zweite Abtheilung, enthaltend die historisch-statistisch-geographische Beschreibung der Fürsten-
thümer Lübeck und Birkenfeld, Bremen 1825, S. 162–164; vgl. auch: Birgit Becker, Erwin Schaaf, Geschichte des 
Fürstentums Birkenfeld von 1817 bis 1848/49 (Landesgeschichte in der Schule, Bd. 1), Koblenz 1990, S. 54–60; 
Hans Peter Brandt, Der Landesteil Birkenfeld, in: Albrecht Eckhardt (Hg.), Geschichte des Landes Oldenburg. Ein 
Handbuch, Oldenburg 1987, S. 591–636; Hans Peter Brandt, Von der oldenburgischen Provinz zum preußischen 
Landkreis Birkenfeld, Idar-Oberstein 1987, S. 20 f.; Otto Conrad, Die Territorialgeschichte des Landkreises Birken-
feld, in: Kurt Becker (Hg.), Heimatchronik des Landkreises Birkenfeld (Heimatchroniken der Städte und Kreise des 
Bundesgebietes, Bd. 24), Köln 1961, S. 33–78, hier S. 69–73; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 27–34.

17 Vgl. Landesherrliche Verordnung über die Errichtung der Regierung im Fürstenthum Birkenfeld vom 2. September 
1817, in: August Erich Julius Barnstedt (Hg.), Sammlung der Gesetze, Verordnungen und allgemeinen Verfügun-
gen für das Fürstenthum Birkenfeld vom Monat April 1817 (dem Eintritte der Großherzoglich Oldenburgischen 
Staats-Verwaltung) bis Ende des Jahres 1830, Birkenfeld 1831, S. 6–19; vgl. auch Hans Peter Brandt, Vormärz und 
1848er Revolution in den Fürstentümern Lichtenberg und Birkenfeld, in: Helmut Renner, Hans Peter Brandt, Al-
brecht Eckhardt, Axel Redmer (Hg.), Vormärz und 1848er Revolution an der oberen Nahe. Vorträge zum 150-jäh-
rigen Jubiläum 1998/99 (Schriftenreihe der Volkshochschule im Kreis Birkenfeld, Bd. 33), Birkenfeld 2002, S. 
61–132, hier S. 68 f.; Hans Peter Brandt, Die Regierungspräsidenten in Birkenfeld (Schriftenreihe der Kreisvolks-
hochschule Birkenfeld, Bd. 22), Birkenfeld 1990, S. 10–43; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 112–125.

eine Regierung eingesetzt worden, deren 
Mitglieder zumeist aus dem oldenburgischen 
Hauptland in die Exklave entsandt wurden. 
Verwaltung und Justiz waren nicht getrennt, 
die Regierung war zugleich Exekutive und für 
die Rechtspflege in zweiter Instanz zustän-
dig. Trotz der geringen Einwohnerzahl war 
das Fürstentum in kleinere Verwaltungsein-
heiten unterteilt: Unterhalb der Regierung 
bestanden die drei Ämter Birkenfeld, Ober-
stein und Nohfelden, die wiederum in jeweils 
drei Bürgermeistereien eingeteilt waren.17 
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Ebenso wie sein Vater Peter I. regierte Groß-
herzog August sein Land im Geist des aufge-
klärten Absolutismus. Er sah sich in der Rolle 
des wohlwollenden Landesvaters, lehnte 
aber eine politische Mitwirkung seiner Bürger 
ab.18 Zu den Merkmalen dieser Regierungs-
weise gehörten eine sparsame Hofhaltung, 
Pflichtbewusstsein, Fleiß und das Ziel, das 

18 Vgl. Hans Friedl, Paul Friedrich August, Großherzog von Oldenburg, in: Hans Friedl, Wolfgang Günther, Hilke Gün-
ther-Arndt, Heinrich Schmidt (Hg.), Biographisches Handbuch zur Geschichte des Landes Oldenburg, Oldenburg 
1992, S. 553–555; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 386–388.

19 Vgl. Walter Demel, Absolutismus, Aufgeklärter (Deutsche Territorien), in: Helmut Reinalter (Hg.), Lexikon zum 
aufgeklärten Absolutismus in Europa. Herrscher – Denker – Sachbegriffe, Wien, Köln, Weimar 2005, S. 29–35; 
Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 133–144.

Wohl und Glück der Untertanen zu mehren.19 
Großherzog August hielt für gewöhnlich zwei 
Mal wöchentlich eine öffentliche Audienz. Er 
sprach dabei für zwei Stunden persönlich mit 
seinen Untertanen, unabhängig vom gesell-
schaftlichen Rang. Nur bei starken Dialekt-
sprechern holte er einen Beamten für eine 
Übersetzung dazu. Häufig gewährte er bei 

Abbildung 1: Ausschnitt aus der Karte „Das Grossherzogthum Oldenburg“ von Christoph Fembo, 
Nürnberg 1823 Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek - Niedersächsische Landesbibliothek Hannover Signatur: Mappe 

XVIII, N, 1: Karte „Das Grossherzogthum Oldenburg“ von Christoph Fembo, Nürnberg 1823. Kupferstich, Maßstab 

circa 1:280.000. Scan 2018. Lizenz: No Copyright - Public Domain Marked. http://digitale-sammlungen.gwlb.de/

resolve?PPN=100623042 [letzter Zugriff am 30.05.2023]
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entsprechenden Bitten aus fürstlicher Gna-
de eine finanzielle Unterstützung.20 Sein Ka-
binettssekretär Ludwig Starklof berichtete, 
dass er über die Jahre mehrere tausend Taler 
gutwillig an Bittsteller auszahlte.21

Bei den Besuchen des Großherzogs im Fürs-
tentum Birkenfeld wurden täglich Audienz-
stunden abgehalten.22 Der Birkenfelder Re-
gierungspräsident Laurenz Hannibal Fischer 
(1784–1868) berichtete rückblickend: „[…] 
es war auch gewiß kein Einwohner dem ir-
gendwo der Schuh drückte, der nicht die 
Gelegenheit mit der ausgedehntesten Frei-
heit benutzt hätte.“23 Der Kontakt zu seinen 
Untertanen im Rahmen einer Audienz war si-
cherlich nur ein Grund für die regelmäßigen 
Regentenreisen nach Birkenfeld. Großherzog 
August absolvierte jeweils ein Exkursionspro-
gramm im Fürstentum Birkenfeld, bei dem 
er sich vor Ort ein Bild von den Zuständen 
in seiner Exklave machte. Zudem kontrol-
lierte er bei seinen Besuchen die örtliche 
Verwaltung.24 Die persönliche Oberaufsicht 
über die Vorgänge im Herrschaftsbereich ist 
ebenfalls ein Merkmal des aufgeklärten Ab-
solutismus.25 Bei seiner Reise im Jahr 1838 
war Birkenfeld zudem ein Zwischenstopp auf 
dem Weg zu Verwandten der Großherzogin 

20 Vgl. Alexander von Finckh, Die Verfassung und Verwaltung, S. 9; Eduard Vehse, Geschichte der deutschen Höfe seit 
der Reformation. Bd. 38: Geschichte der kleinen deutschen Höfe. Vierther Theil, Hamburg 1856, S. 42 f.; Bettina 
Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 175

21 Vgl. Ludwig Starklof, Erlebnisse und Bekenntnisse, S. 120.

22 Vgl. Alexander von Finckh, Die Verfassung und Verwaltung, S. 9; Laurenz Hannibal Fischer, Der Patrimonial-Staat 
und die Demokratie. Väterlichkeit oder Volkswillen? Ein Beitrag aus dem praktischen Staatsleben, Jena 1849, S. 
109; o. A. (=Reinhard von Dalwigk zu Lichtenfels), Kurzer Abriß der Geschichte des Fürstentums Birkenfeld unter 
besonderer Berücksichtigung seiner wehrpflichtigen Mannschaft, Oldenburg 1906, S. 9; Ludwig Starklof, Erleb-
nisse und Bekenntnisse, S. 100 u. 167.

23 Laurenz Hannibal Fischer, Der Patrimonial-Staat und die Demokratie, S. 109.

24 Vgl. Deutschland: Großherzogtum Oldenburg Birkenfeld – 14tägiger Aufenthalt des Großherzogs 1844, Allgemei-
ne Zeitung Augsburg, Nr. 244 vom 31.08.1844, S. 1950; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 199 f.

25 Vgl. Walter Demel, Absolutismus, S. 30.

26 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156 f. Amalie Marie Friedericke von Oldenburg (1818–1875), eine der Töchter 
von Großherzog August, hatte 1836 König Otto von Griechenland geheiratet. Amalie stammte aus einer früheren 
Ehe des Großherzogs, Großherzogin Cäcilie war ihre Stiefmutter. Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 416; 
Hermann Lübbing, Amalie (Amalia, Amelie) Marie Friederike, Herzogin von Oldenburg, Königin von Griechenland, 
in: Historische Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften (Hg.), Neue Deutsche Biographie, 
Band 1: Aachen–Behaim, Berlin 1953, S. 237–238.

27 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156 f.; siehe auch: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 176.

28 Vgl. Timo Heimerdinger, Der Seemann, S. 22.

29 Schreiben aus Birkenfeld, S. 156.

30 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156.

Cäcilie (1807–1844) in Süddeutschland und 
zu einem Treffen mit der Königin von Grie-
chenland in der Schweiz.26

Großherzog August kam gemeinsam mit sei-
ner Gemahlin Cäcilie am 26. August 1838 
mit der Kutsche im Fürstentum Birkenfeld 
an. Schon an der Landesgrenze wurde er 
von Vertretern der örtlichen Behörden be-
grüßt. Fast alle entlang der Wegstrecke ge-
legenen Ortschaften hatten Ehrenpforten 
errichtet, um die Kutsche mit dem Monar-
chenpaar zum Anhalten zu bewegen.27 Unter 
der Forschungsperspektive der Theatrali-
tät gesehen, bilden diese Ehrenpforten die 
„Bühne“ oder den Schauplatz für die nun 
folgende Darbietung.28 An der Aufführung 
anlässlich der Durchreise des Großherzogs 
und seiner Gemahlin nahm die gesamte Ge-
meinde teil. Entlang der Landstraße standen 
die Dorfbewohner und schwenkten Fahnen 
in den Landesfarben, auf denen der Name 
der Ortschaft vermerkt war. An der Ehren-
pforte überreichten festlich geschmückte 
„Schnittermädchen“29 einen Erntekranz.30 
Dass junge Frauen eine dekorative Rolle bei 
öffentlichen Anlässen und Inszenierungen 
übernehmen, ist für das 19. Jahrhundert 
charakteristisch. Allerdings blieben sie häu-
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fig auf ein rein schmückendes Element der 
Inszenierung beschränkt.31 Das Überreichen 
eines Erntekranzes scheint Ende des Monats 
August naheliegend, die Form des Kranzes 
steht zudem symbolisch für Ehrung und 
Ruhm. Als Geschenk drückt er Hochachtung 
aus.32 Die Wirkungsabsicht der Aufführung 
„Kranzüberreichung durch Jungfrauen“ war 
für den Betrachter des 19. Jahrhundert so 
eindeutig, dass sich alle Ortschaften mit Eh-
renpforten für diese Inszenierung entschie-
den. In den Städten Oberstein und Birken-
feld wurde jeweils neben dem Kranz auch ein 
für diesen Anlass verfasstes Gedicht über-
geben. Für die Stadt Birkenfeld übernahmen 
dies „eine Schaar weißgekleideter und mit 
Blumen geschmückter Mädchen“,33 die das 
Gedicht zusammen mit einem Kranz aus Im-
mergrün, Ähren und Kornblumen auf einem 
roten Samtkissen präsentierten:34

„Seyd uns, Erhab’ne, willkommen! Euch klopfen 
die Herzen entgegen! 
Tief aus der innersten Brust kam jener jubeln-
de Gruß Liebe! – So heißt das Band, was Thron 
und Hütte verbindet, Enger, als jedlicher Eid 
Fürsten und Völker vereint. 
Herrscher! Bei welchem das Volk nur Güte und 
Milde gefunden, 
Ewig knüpft uns an Dich ungeheuchelter Dank. 
Fürstin! Die Du durch Anmuth und Huld den 
Kleinsten entzückest, 
Freudig neigt sich zu Dir unser vertrauendes 

31 Vgl. Rüdiger Hachtmann, Epochenschwelle zur Moderne. Einführung in die Revolution von 1848/49 (Historische 
Einführungen, Bd. 9), Berlin 2002, S. 152 f., vgl. auch Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 176.

32 Vgl. Daniel Randau, Blumenkranz, in: Günter Butzer, Joachim Jacob (Hg.), Metzler Lexikon literarischer Symbole, 
3. Auflage Stuttgart 2021, S. 84 f.

33 Schreiben aus Birkenfeld, S. 156.

34 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 155 f.

35 Schreiben aus Birkenfeld, S. 155.

36 Vgl. Hubertus Büschel, Untertanenliebe. Der Kult um deutsche Monarchen 1770–1830 (Veröffentlichungen des 
Max-Planck-Instituts für Geschichte, Bd. 220), Göttingen 2006, S. 308–361; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, 
S. 176–179.

37 Vgl. Ulrike Döcker, Die Ordnung der bürgerlichen Welt. Verhaltensideale und Praktiken im 19. Jahrhundert (His-
torische Studien, Bd. 13), Frankfurt, New York 1994, S. 103–119 u. 141–148; Manuel Frey, Der reinliche Bürger. 
Entstehung und Verbreitung bürgerlicher Tugenden in Deutschland, 1760 bis 1860 (Kritische Studien zur Ge-
schichtswissenschaft, Bd. 119), Göttingen 1997, S. 327–331; Claudia Gottfried, Kerstin Kraft, Christiane Syré, 
Kleider machen Leute. Kleidung als Abbild bürgerlicher Werte und Tugenden, in: Landschaftsverband Rheinland 
(Hg.), Kleider machen Leute. Bürgerliche Moden des 19. Jahrhunderts, Euskirchen, Ratingen 2002, S. 2–17, hier  
S. 2–4 u. 12–14; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 176 f.

Herz. 
Dankbar verehren wir heute der Vorsehung 
heilige Wege, 
Die, Cäcilie, Dich uns zur Herrscherin gab. 
Denn von dem herrlichen Samen, den einst 
Dein Urahn hier streute, 
Siehst Du, von August gepflegt, ringsum die 
reifende Saat. 
Drum empfanget vereint die Zeichen des heu-
rigen Segens, 
Die zu Kränzen des Danks unsere Liebe euch 
flocht. 
Kindlich ist das Geschenk, doch hat es ernste 
Bedeutung – 
Was die Liebe geweiht, wird nicht die Liebe 
verschmäh’n.“35

Der Empfang in der Stadt Birkenfeld huldigte 
einerseits dem Herrscherpaar, andererseits 
diente er zur Selbstdarstellung der Bürger in 
der Beamtenstadt Birkenfeld.36 Anders als 
die festlich geschmückten Schnittermäd-
chen aus den Dörfern trugen die Töchter der 
Stadt Birkenfeld weiße Kleider, die bürger-
liche Werte wie Reinlichkeit, Ordnung und 
Anstand widerspiegelten. Auch stellte die 
weiße Festtagskleidung hinreichende öko-
nomische Mittel heraus,37 während bei den 
Mädchen aus dem Dorf schon durch die Be-
zeichnung als Schnittermädchen auf die Not-
wendigkeit körperlicher Arbeit hingewiesen 
wurde. Die lyrische Form eines Gedichtes 
wies auf ein entsprechendes Bildungsniveau 
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der „treuen Bürger von Birkenfeld“38 hin, die 
ihre Verse den königlichen Hoheiten widme-
ten. Das Verfassen von Gedichten war Teil 
der bürgerlichen Schreiberziehung; die Er-
ziehung zur Fürstenliebe im Dreiklang Gott, 
Fürst und Vater war ebenso im Bürgertum 
verbreitet.39 Auch die inhaltlichen Aussagen 
des Gedichts waren mit Bedacht gewählt. 
Der Vorstand der Stadt Birkenfeld plante, 
dem Großherzog im weiteren Verlauf seines 
Besuchs eine recht umfangreiche Bitt- und 
Beschwerdeschrift zu übergeben.40 Damit 
die Kritik an den herrschenden Verhältnis-
sen keine negativen Auswirkungen hatte, be-
tonte das Gedicht Liebe, Verbundenheit und 
Dank gegenüber dem Großherzog. Zugleich 
wurde eine Art Gegenleistungsverhältnis 
ausgedrückt, da man im Gegenzug Güte und 
Milde erwartete.41 Die Ansprache der Groß-
herzogin Cäcilie bezog sich auf ihre dynasti-
sche Verbindung mit dem Hause Baden, das 
vor der Französischen Revolution über ein 

38 Schreiben aus Birkenfeld, S. 155.

39 Vgl. Hubertus Büschel, Untertanenliebe, S. 195 f. u. 295–300; Rebekka Habermas, Selbstreflexion zwischen Er-
fahrung und Inszenierung. Schreiben im Bürgertum um 1800, in: Sonja Häder, Heinz-Elmar Tenorth (Hg.), Der Bil-
dungsgang des Subjekts. Bildungstheoretische Analysen, Weinheim, Basel 2004, S. 30–47; hier S. 30 f. u. 38–44; 
Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 167–169 u. 177 f.; Bernhard Müller-Wirthmann, Margarete Gröner, Vater, 
in: Münchner Stadtmuseum (Hg.), Vater, Mutter, Kind. Bilder und Zeugnisse aus zwei Jahrhunderten, München 
1987, S. 24–53, hier S. 22 u. 44; Reiner Wild, Die Vernunft der Väter. Zur Psychographie von Bürgerlichkeit und 
Aufklärung in Deutschland am Beispiel der Literatur für Kinder (Germanistische Abhandlungen, Bd. 61), Stuttgart 
1987, S. 287 f.; vgl. hierzu auch: Heinrich Pestalozzi, Die Abendstunde eines Einsiedlers, in: Emilie Bosshart, Ema-
nuel Dejung, Lothar Kempter, Hans Stettbacher (Hg.), Heinrich Pestalozzi. Gesammelte Werke in zehn Bänden. 
Band 8: Die Abendstunde des Einsiedlers. Meine Nachforschungen über den Gang der Natur in der Entwicklung 
des Menschengeschlechtes. Reden an mein Haus (Wiedergegeben nach dem Erstdruck in der Zeitschrift „Ephe-
meriden der Menschheit“ (Mai 1780), 1 (5. Stück), S. 513–543), Zürich 1946, S. 1–23, hier S. 15 f. 

40 Bei den insgesamt 13 Punkten ging es u. a. um die Höhe des Schulgelds, um Waldnutzungsrechte, um das Armen-
wesen, um die Verwendung bestimmter Steuergelder, um Straßen- und Wegebau, um die Wiedereinführung eines 
Viehmarkts, um die Nutzung der Mineralquelle bei Hambach, um Feldfrevel, die Kosten der Landesvermessung 
und eine gesetzliche Regelung zur Wiesenbewässerung. Vgl. Unterthänigste Vorstellung des Vorstands der Stadt 
Birkenfeld 1838, LHA Ko Best. 393 Nr. 754, S. 17–83; vgl. auch Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 183–188.

41 Vgl. Hubertus Büchel, Untertanenliebe, S. 195 f. u. 324–326; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 178 f.

42 Vgl. Birgit Becker, Erwin Schaaf, Geschichte des Fürstentums Birkenfeld, S. 57 f.; Otto Conrad, Die Territorial-
geschichte des Landkreises Birkenfeld, S. 38–67; Stefan Hartmann, Großherzogtum Oldenburg, in: Thomas Klein 
(Hg.), Grundriß zur deutschen Verwaltungsgeschichte. Band 17: Hansestädte und Oldenburg, Marburg 1978,  
S. 136–243, hier S. 231; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 178 f. u. 391 f.; Ludwig Kohli, Handbuch, S. 162–
164; o. A. (Lichtenfels), Kurzer Abriß der Geschichte des Fürstentums Birkenfeld, S. 5; Christoph Friedrich Up-
mann, Beiträge zur Geschichte des Fürstenthums Birkenfeld, in: Gerhard Schneemann (Hg.), Jahresbericht der 
Gesellschaft für nützliche Forschungen zu Trier über die Jahre 1861 und 1862, Trier 1864, S. 37–64, hier S. 39–64.

43 Vgl. Hubertus Büschel, Untertanenliebe, S. 195 f. u. 295–300; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 167–169 u. 
179. 

44 Schreiben aus Birkenfeld, S. 155.

45 Vgl. Wolfgang Hey, Die Geschichte des Schlosses. Von der Erbauung (1819–1821) bis zur Restaurierung (1995–
2002), in: Landkreis Birkenfeld (Hg.), Das Oldenburgische Schloss Birkenfeld, Idar-Oberstein 2002, S. 4–16, hier 
S. 4–8.

Teilgebiet des Fürstentums geherrscht hat-
te.42 Bemerkenswert sind die letzten beiden 
Zeilen des Gedichts, die einerseits die Rolle 
von Großherzog August als Vater gegenüber 
seinen Landeskindern betonen und ander-
seits deutlich machen, dass das kindliche 
Liebesgeschenk in Form von Gedicht und 
Kranz eine Gegenliebe seitens des Herr-
schers einforderte:43

„Kindlich ist das Geschenk, doch hat es ern-
ste Bedeutung – 
Was die Liebe geweiht, wird nicht die Liebe 
verschmäh’n.“44  

Während seiner Aufenthalte im Fürstentum 
Birkenfeld bewohnte der Großherzog von Ol-
denburg das als „Neues Schloss“ bezeichnete 
Regierungs- und Residenzgebäude. Der Re-
präsentationsbau wurde 1819 bis 1821 auf 
einer Anhöhe am Rande der Stadt Birkenfeld 
errichtet.45 Neben den Geschäftsräumen für 
die Verwaltung waren in dem Gebäude eine 
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Wohnung für den Regierungsdirektor bzw. 
Regierungspräsidenten sowie in der Beleta-
ge eine standesgemäße Unterkunft für die 
großherzogliche Familie untergebracht.46 Die 
Möbel für die fürstliche Wohnung hatte die 
Mainzer Schreinerei Knussmann gefertigt, 
die auch die nassauischen Schlösser in Bieb-
rich und auf der Platte ausgestattet hatte. 
Die renommierte und auf die Bedürfnisse 
des Adels spezialisierte Schreinerei fertigte 
für das Neue Schloss Möbel im Stil des Bie-
dermeier. Lokale Schreiner aus dem Fürsten-
tum Birkenfeld wurden nicht beauftragt.47

Das auch „Oldenburgisches Schloss“ ge-
nannte Gebäude ist ein Beispiel für einen 
kleinen fürstlichen Repräsentativbau aus 

46 Vgl. Hans Peter Brandt, Die Oldenburger Zeit im Birkenfelder Land, in: Landkreis Birkenfeld (Hg.), Das Olden-
burgische Schloss Birkenfeld, Idar-Oberstein 2002, S. 18–29, hier S. 18; Otto Conrad, Die Territorialgeschichte 
des Landkreises Birkenfeld, S. 72–74; Stefan Hartmann, Großherzogtum Oldenburg, S. 231–242; Wolfgang Hey, 
Die Geschichte des Schlosses, S. 4; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 126–128; Landratsamt Birkenfeld, Der 
Landkreis Birkenfeld. Geschichte, Struktur, Verwaltung, Birkenfeld 2. Auflage 1970, S. 39.

47 Vgl. Wolfgang Hey, Die Geschichte des Schlosses, S. 8 u. 16; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 129; Heidrun 
Zinnkann, Mainzer Möbelschreiner der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts (Schriften des Historischen Museums 
Frankfurt am Main, Bd. 17), Frankfurt am Main 1985, S. 143–149.

48 Vgl. Volker Himmelein, Die Selbstdarstellung von Dynastie und Staat in ihren Bauten. Architektur und Kunst in 
den Residenzen Südwestdeutschland, in: Kurt Andermann (Hg.), Residenzen. Aspekte hauptstädtischer Zentrali-
tät von der Frühen Neuzeit bis zum Ende der Monarchie (Oberrheinische Studien, Bd. 10), Sigmaringen 1992,  
S. 47–58, hier S. 47–49; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 126–129.

49 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 126–129.

dem ersten Viertel des 19. Jahrhunderts. Der 
klassizistische Bau steht in einem Park auf 
einer kleinen Anhöhe, der bergan verlaufen-
de Zuweg betont die Größe des Hauses. Auch 
die Lage außerhalb der Stadt und oberhalb 
der sonstigen Stadtbebauung symbolisier-
te die soziale Distanz der dort arbeitenden 
und residierenden Personen gegenüber den 
Bewohnern Birkenfelds.48 Durch die For-
schungsbrille der Theatralität betrachtet, 
ist das Schloss in Birkenfeld eine „Bühne“ für 
den Herrscher und seine örtliche Regierung. 
Hier wurde alltäglich die Arbeit der olden-
burgischen Verwaltung inszeniert, beim Be-
such des Regenten fanden hier die Audien-
zen statt.49 Diesen für die oldenburgische 

Abbildung 2: Vorderansicht des Regierungsgebäudes in Birkenfeld, 2007 Foto: Bettina Johnen
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Herrschaft für das Fürstentum Birkenfeld 
geschaffenen Schauplatz nutzten die Bürger 
der Stadt Birkenfeld am ersten Abend des 
Fürstenbesuchs für sich aus. 
Sie zogen in der Dunkelheit mit einem Fa-
ckelzug zum Schloss. Der beleuchtete Tross 
war von der Anhöhe sicherlich gut zu beob-
achten, wie er sich langsam dem Gebäude 
näherte. Unter den Fenstern der Fürsten-
wohnung wurde von den Bürgersöhnen und 
-töchtern dann ein mehrstimmiger Gesang 
mit mehreren selbstgedichteten Liedern 
vorgetragen.50 Auch die Gesänge sind an die 
Zeitschrift „Mittheilungen aus Oldenburg“ 
übermittelt worden und wurden eine Woche 
nach dem Bericht über den Fürstenbesuch 
ebenfalls darin abgedruckt.51 Die Lieder drü-
cken nicht nur Huldigung an den Großherzog 
aus, sondern auch Erwartungen an die Re-
gentschaft, so z. B. die Strophen:52

 

50 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156; siehe auch: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 179 f.

51 Vgl. Gesänge zur Feier 1838, S. 160.

52 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 179 f.

53 Gesänge zur Feier 1838, S. 160.

„Wo die Bürger, fest umwunden 
Von der Eintracht Rosenband 
Und durch Biedersinn verbunden 
Traulich stehen Hand in Hand: 
Da ist der Himmel, es tönt unser Sang 
Aufwärts zum Höchsten in Jubel und Dank. 

Wo ein Fürst mit Liebe waltet, 
Recht und Frieden aufrecht hält, 
Wo sich Ordnung festgestaltet, 
Freiheit zum Gesetz gesellt: 
Da ist der Himmel, es tönt unser Sang 
August dem Guten in Jubel und Dank.“53

Die Bürger von Birkenfeld brachten mit den 
Mitteln der Theatralität gekonnt ihre The-
men und Bedürfnisse an, zugleich hielten 
sie sich an den vorgegebenen politischen 
Rahmen der absoluten Monarchie. Durch In-
szenierung und Gesang zeigten sie einerseits 
ihr Einverständnis mit der bestehenden ge-
sellschaftlichen Ordnung, andererseits spra-
chen sie ihre Vorstellungen von einem fried-

Abbildung 3: Zuweg zum Regierungsgebäude in Birkenfeld, 2007 Foto: Bettina Johnen
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lichen, geordneten Rechtsstaat mit einer 
gewissen Freiheit geschickt an.54 
Besonders deutlich zeigte sich der Aspekt 
der Aufführung als inszenierte Körperlich-
keit mit einer kommunizierten Botschaft am 
zweiten Tag der Regentenreise. Der Stadt-
vorstand der Stadt Birkenfeld empfing an 
diesem Tag den Großherzog und die Groß-
herzogin außerhalb der Stadt am Hamba-
cher Mineralbrunnen.55 Er ist einer von zwei 
Sauerbrunnen im Fürstentum Birkenfeld, die 
zweite Quelle entspringt etwa fünf Kilometer 
von Hambach entfernt in Schwollen. Ludwig 
Kohli verglich in seiner Landesbeschreibung 
das Wasser der beiden Brunnen mit dem be-
kannten Heilwasser aus Pyrmont. Tatsäch-
lich bestand im 18. Jahrhundert am Ham-
bacher Sauerbrunnen eine Badeanstalt und 
das Heilwasser wurde in Tonkrügen bis nach 
Lothringen und Russland geliefert. Der Heil-
wasserversand brachte jährlich 500 bis 600 
Gulden ein. Markgraf Karl Friedrich von Ba-
den (1728–1811) erbaute neben dem Brun-
nen ein Haus, das zeitweise von Erbprinz Karl 
Ludwig (1755–1801) bewohnt wurde. Der 
Kurbetrieb blieb allerdings bescheiden und 
die Französische Revolution beendete die 
Nutzung des Brunnens. Das markgräfliche 
Haus wurde 1796 verkauft, das Badehaus 
beim Brunnen zu Wohnzwecken umfunk-
tioniert und schließlich abgerissen.56 Der 
Vorstand der Stadt Birkenfeld erhoffte sich 
1838 vom Großherzog den Bau einer neuen 
Badeanstalt am Hambacher Mineralbrun-
nen.57 Ein erneuter Kurbetrieb im Fürsten-

54 Vgl. Claudia Gottfried, Kerstin Kraft, Christiane Syré, Kleider machen Leute, S. 2; Manfred Hettling, Stefan-Ludwig 
Hoffmann, Einleitung: Zur Historisierung bürgerlicher Werte, in: dies. (Hg.), Der bürgerliche Wertehimmel. Innenan-
sichten des 19. Jahrhunderts, Göttingen 2000, S. 7–21, hier S. 7–21; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 179 f.

55 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156; vgl. auch: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 180–184.

56 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 100–102; Ludwig Kohli, Handbuch einer historisch-statistisch-geogra-
phischen Beschreibung, S. 167 u. 185; Konrad Schneider, Der Mineralwasserversand und seine Gefäßproduktion 
im rheinisch-hessischen Raum vom 17. bis zum Ende des 19. Jahrhunderts (Veröffentlichungen der Gesellschaft 
für Historische Hilfswissenschaften, Bd. 5), Koblenz 2000, S. 23–28, 51 u. 60–62 sowie 75; Ludwig Starklof, 
Journal meiner Reise nach Birkenfeld und Oberstein 1816. Mit einer Kurzbiographie des Verfassers und einigen Er-
läuterungen von Hans Peter Brandt, Idar-Oberstein 3. Auflage 1982, S. 23; Friedrich von Weech, Großherzogliches 
Haus Baden, in: ders. (Hg.), Badische Biographien. Erster Theil, Heidelberg 1875, S. 16–28, hier S. 18.

57 Vgl. Unterthänigste Vorstellung des Vorstands der Stadt Birkenfeld 1838, LHA Ko Best. 393 Nr. 754, S. 15–83; vgl. 
auch Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 183–188.

58 Vgl. Eugen Caspary, Norbert Zabel, Kurwesen in Niederselters im 18. Jahrhundert, in: Ulrich Eisenbach, Gerd Hardach 
(Hg.), Reisebilder aus Hessen. Fremdenverkehr, Kur und Tourismus seit dem 18. Jahrhundert (Schriften zur hessi-
schen Wirtschafts- und Unternehmensgeschichte, Bd. 5), Darmstadt 2001, S. 37–45, hier S. 42; Ute Mayer, Die 
Bäder Langenschwalbach und Schlangenbad im Taunus. Vom Luxusbad zum Kassenbad, in: Ulrich Eisenbach, Gerd 
Hardach (Hg.), Reisebilder aus Hessen. Fremdenverkehr, Kur und Tourismus seit dem 18. Jahrhundert (Schriften zur 
hessischen Wirtschafts- und Unternehmensgeschichte, Bd. 5), Darmstadt 2001, S. 23–36, hier S. 24.

tum Birkenfeld war wirtschaftlich attraktiv, 
Kur- und Heilwasserorte hatten vornehmlich 
adlige oder wohlhabende Besucher.58 Der 
Fürstenbesuch an der Hambacher Mineral-
quelle war gut vorbereitet: Die Stadt hatte 
einen Pavillon errichtet und die umliegenden 
Promenaden für einen Spaziergang herge-
richtet. Die Ankunft des Großherzogs und 
der Großherzogin an der Quelle wurde von 
Freudenschüssen begleitet. Drei als Wasser-
nymphen verkleidete junge Frauen reichten 
dem Monarchenpaar Becher mit dem Heil-
wasser. Auch die Becher waren eigens für 
diesen Zweck hergestellt worden und hatten 
jeweils ein Monogramm mit den Buchstaben 
A und C unter einer Krone. Die Becher als 
Geschenk sollten eine nachhaltige Wirkung 
entfalten, erinnerten sie doch an das Heil-
wasser und den Wunsch nach einer Bade-
anstalt. Die Nymphen brachten ein Gedicht 
dar, in dem es u. a. hieß:

„Aber im Sturme der Zeit vergaß man die 
arme Najade;
Obdachlos – nahm in den Schoß Mutter Erde 
mich auf.
Meinen verwais’ten Altar zertrümmerten 
rohe Barbaren, 
Zu der Vergessenen fand kaum noch ein Be-
sucher die Spur. 
Doch in der Tiefe bewahrt’ ich des Vaters 
Oceanus Gabe 
Treulich dem bess’ren Geschlecht und einer 
schöneren Zeit. 
Und die Schaale, die ich der fürstlichen Mut-
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ter einst reichte, 
Unverfälscht bring’ ich sie Dir, fürstliche 
Tochter, heut’ dar. 
Wenn Euch der Becher gelabt, so gedenket 
der leidenden Menschheit. 
Nehmet der Nymphe Euch an, schützet den 
heiligen Quell!“59

Angesprochen wurde Großherzogin Cäcilie, 
die eine Urenkelin des Errichters der nun 
zerfallenen Brunnenanlage war. Cäcilie war 
mütterlicherseits mit dem Hause Baden ver-
wandt, ihr Urgroßvater Karl Friedrich von 
Baden war der letzte badische Fürst im Bir-
kenfelder Raum vor der Zugehörigkeit des 
Gebiets zu Frankreich. Cäcilie hatte eine star-
ke Verbindung zu ihrer badischen Verwandt-
schaft. Sie war eine geborene Prinzessin von 
Schweden, nach der Scheidung ihrer Eltern 
wuchs sie u. a. im badischen Bruchsal auf.60 
Die Ansprache in Gedichtform entsprach 
einerseits dem Aufführungscharakter der 
Darbietung durch die Nymphe der Heilquelle, 
andererseits brachte das Gedicht die Ange-
sprochene nicht in die Verlegenheit, antwor-
ten zu müssen. Einer Aufführung konnten 
Großherzog und Großherzogin als Publikum 
schweigend folgen, während eine direkte An-
sprache eine Reaktion eingefordert hätte.61 
Das Gedicht spiegelt durch die Verweise auf 
die griechische Antike bürgerliche Bildung 
wider.62 Eine Najade ist eine Quellnymphe, 
in der griechischen Mythologie eine göttliche 
Macht, die einer Quelle vorsteht. Nymphen 
werden häufig mit heilendem Wasser in Ver-

59 An den Großherzog und die Großherzogin die Nymphe der Quelle, S. 159.

60 Vgl. Hans Friedl, Caecilie, Großherzogin von Oldenburg, in: Hans Friedl, Wolfgang Günther, Hilke Günther-Arndt, 
Heinrich Schmidt (Hg.), Biographisches Handbuch zur Geschichte des Landes Oldenburg, Oldenburg 1992,  
S. 121–122; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 391 f.; o. A., Cäcilie, Großherzogin von Oldenburg, geborne 
Prinzessin von Schweden, in: Bernhard Friedrich Voigt (Hg.), Neuer Nekrolog der Deutschen. 22. Jahrgang 1844, 
Ersther Theil, Weimar 1846, S. 68–77.

61 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 176–183.

62 Zur Bedeutung von Bildung als Teil der kulturellen Praxis des Bürgertums vgl. u. a. Wolfgang Kaschuba, Deutsche 
Bürgerlichkeit nach 1800. Kultur als symbolische Praxis, in: Jürgen Kocka (Hg.), Bürgertum im 19. Jahrhundert. 
Deutschland im europäischen Vergleich. Eine Auswahl. Band II: Wirtschaftsbürger und Bildungsbürger, Göttingen 
1995, S. 92–127, hier S. 112–117. 

63 Vgl. Leo Bloch, Nymphen, in: Wilhelm Heinrich Roscher (Hg.), Ausführliches Lexikon der griechischen und  
römischen Mythologie, 3. Band, 1. Abtheilung: Nabaiothes–Pasicharea, Leipzig 1902, Sp. 500–567, insbesondere  
Sp. 507–509.

64 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156; vgl. auch: Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 180.

65 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 157; Arthur Mehlstäubler, Der Nachtwächter wurde arbeitslos. Zur Geschichte 
der Außenbeleuchtung, in: Gisela Grasmück (Hg.), Die elektrisierte Gesellschaft, Karlsruhe 1996, S. 117–122.

66 Einige Transparente bei der Illumination, S. 160.

bindung gebracht.63 Anschließend ging die 
Gesellschaft auf den frisch gereinigten und 
geebneten Promenaden spazieren, um den 
Ausblick auf das bewaldete Mittelgebirge zu 
genießen.64

Am dritten Tag, dem 28. August, wurden die 
Feierlichkeiten zum Empfang des Großher-
zogs mit einer allgemeinen Beleuchtung der 
Stadt Birkenfeld abgeschlossen. In einer Zeit, 
in der lediglich Großstädte über eine nächtli-
che Straßenbeleuchtung verfügten, war eine 
Stadtillumination ein Ereignis. Die Bewohner 
beleuchteten nicht nur ihre Häuser und Stra-
ßen, sondern hängten auch Transparente 
mit Botschaften an den Großherzog auf.65 
Bei der Stadtillumination handelte sich zwar 
auch um eine bürgerliche Inszenierung, aller-
dings ohne den die Theatralität prägenden 
Aspekt der körperlichen Aufführung. Wie bei 
den vorhergehenden Aufführungen, verban-
den aber auch die Transparente eine Huldi-
gung des Monarchen mit konkreten Wün-
schen. So thematisiert der Reim 

„Heil unserm Fürsten, Heil! 
Dem ist sein Land nicht feil. 
Heil, August, Heil! 
Nicht für die ganz Welt, 
Gäb’ er sein Birkenfeld; 
Er braucht kein fremdes Geld. 
Heil, August Heil!“66

damals aktuelle Befürchtungen, Großherzog 
August könnte das ungünstig zum olden-
burgischen Hauptland gelegene Fürstentum 
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Birkenfeld gegen eine Rentenzahlung an 
Preußen abgeben. Erst vier Jahre zuvor war 
das benachbarte Fürstentum Lichtenberg 
gegen eine Jahresrente von 80.000 Talern 
von Sachsen-Coburg und Gotha an Preußen 
verkauft worden.67 Am 29. August reiste be-
reits Großherzogin Cäcilie aus Birkenfeld ab. 
Großherzog August verbrachte insgesamt 
zwei Wochen im Fürstentum Birkenfeld und 
absolvierte ein tägliches Programm aus Au-
dienzen, Besichtigungen und Regierungsge-
schäften.68

Mit den Mitteln der Inszenierung und einer 
Aufführung machten die Bürger von Birken-
feld während der dreitägigen Empfangsfeier-
lichkeiten geschickt auf ihre Anliegen auf-
merksam. Sie blieben dabei innerhalb der 
gegebenen politischen Rahmung von absolut 
regierenden Monarchen und Untertanen, ihre 
Huldigungen gegenüber Großherzog August 
bestätigten die Machtverhältnisse. Zugleich 
versetzten die Anerkennung der Herrschaft 
des Großherzogs und die Bekundungen von 
Untertanentreue und Verehrung die Bewoh-
ner des Fürstentums Birkenfeld in die Lage, 
auf Missstände aufmerksam zu machen und 
Wünsche zu äußern. Das Selbstverständ-
nis des nach den Prinzipien des aufgeklär-
ten Absolutismus regierenden Großherzogs 
verlangte es, gegenüber seinen Untertanen 
Gnade und Fürsorge zu zeigen und nach de-
ren Wohl zu streben.69 Der ausführliche Be-
richt für die „Mittheilungen aus Oldenburg“ 
ist auch als nochmalige Bestärkung der im 
Fürstentum Birkenfeld geäußerten Bitten 
zu verstehen. Das bürgerliche Blatt mit den 

67 Vgl. Hans Peter Brandt, Von der oldenburgischen Provinz, S. 10–13 u. 21; Hans Peter Brandt, Die Oldenburger 
Zeit im Birkenfelder Land, S. 18; Dietmar Flach, Die sachsen-coburger Exklave Lichtenberg (1816–1834). Be-
trachtungen zu Land und Herrschaft in der Frühphase des Deutschen Bundes, in: Michael Gockel; Volker Wahl 
(Hg.), Thüringische Forschungen. Festschrift für Hans Eberhardt zum 85. Geburtstag, Weimar, Köln, Wien 1993, 
S. 355–386, hier S. 384; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 220 u. 341.

68 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 156 f. 

69 Vgl. Hubertus Büschel, Untertanenliebe, S. 308–351; Walter Demel, Absolutismus, S. 29–35; Bettina Johnen, Volk 
und Obrigkeit, S. 312–318.

70 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 157. 

71 Vgl. Schreiben aus Birkenfeld, S. 157; vgl. auch Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 182 f.

72 Schreiben aus Birkenfeld, S. 157.

73 So verweist die Bittschrift des Vorstands der Stadt Birkenfeld auf einige Punkte, die bereits in den Vorjahren als 
Bitte geäußert wurden. Vgl. Unterthänigste Vorstellung des Vorstands der Stadt Birkenfeld 1838, LHA Ko Best. 
393 Nr. 754, S. 17–83; vgl. auch Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 183–187.

Schwerpunkten Literatur, Kunst und Kultur 
machte die Birkenfelder Wünsche in der Re-
sidenzstadt bekannt und wurde sicherlich 
auch von Staats- und Hofbeamten rezipiert. 
Und auch für den unbekannten Schreiber 
aus dem Fürstentum Birkenfeld galt, dass 
Fürstenlob und Forderung zusammengehör-
ten: Er beendet seinen Artikel mit der Bitte 
um Trennung von Verwaltung und Justiz so-
wie um Verbesserungen bei der Gemeindege-
setzgebung.70

Der Großherzog als absoluter Herrscher 
war zugleich Gesetzgeber und Herr über die 
Staatskasse. Damit war er in der Lage, die 
öffentlichen Verhältnisse zu verbessern und 
den Wünschen der Bittsteller zu entspre-
chen. Dabei schien die Bevölkerung nicht 
zu erwarten, dass ihre Forderungen im Ge-
samten umgesetzt werden. Auch eine ableh-
nende Haltung wurde zunächst akzeptiert, 
sofern der Monarch die Anliegen ernsthaft 
anhörte und abwog.71 So heißt es gegen Ende 
des Artikels „Schreiben aus Birkenfeld vom 
20. September 1838“: „Dankbar haben wir 
die Freundlichkeit und die Herablassung des 
guten Fürsten bewundert, und wenn auch 
noch Manches in den öffentlichen Verhält-
nissen zu wünschen übrig bleibt, so wissen 
wir uns doch zu bescheiden, daß es außer der 
Macht auch des besten Fürsten liegt, Alles 
allein und auf einmal zu vollführen.“72

Gegebenenfalls wurde der gleiche Wunsch 
später erneut geäußert.73 Der meist im fernen 
Oldenburg residierende Monarch diente als 
Projektionsfläche für Hoffnungen und Wün-
sche, seine aufgeklärte Herrschaft ließ auf ste-
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tige Verbesserung der Verhältnisse hoffen.74 
Auch wenn die Badeanstalt am Hambacher 
Gesundbrunnen mit Wirtschaftsförderung, 
Gesundheitsförderung und Bau öffentlicher 
Einrichtungen durchaus in ein aufgeklärtes 
Herrschaftsprogramm gepasst hätte, wurde 
Großherzog August hier nicht tätig. Denn 
der absolute Monarch agierte nicht auf 
Grundlage von gesetzlichen Verpflichtun-
gen, sondern durch fürstliche Gnade, die ein 
Willkürakt war. Dabei blieb bei aller Nahbar-
keit75 und „Herablassung“76 durch Reise und 
Audienzen immer das Machtverhältnis zwi-
schen Herrscher und Untertanen bestehen. 
Der Akt der Gnade galt niemals einem sozial 
Gleichgestellten, sondern einem Unterta-
nen.77 Die Birkenfelder griffen aber die ihnen 
angebotenen Rollen geschickt auf und be-
tonten durch Jubel, Gedichte, Gesänge, klei-

74 Vgl. Erving Goffman, Wir alle spielen Theater, S. 48–65; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 181 f. u. 345 f.

75 Vgl. Einige Transparente bei der Illumination, S. 160.

76 Schreiben aus Birkenfeld, S. 157.

77 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 315 f.; vgl. auch Gnade, in: Digitales Wörterbuch der deutschen Spra-
che, https://www.dwds.de/wb/Gnade [letzter Zugriff am 29.05.2023].

78 Vgl. Erving Goffman, Wir alle spielen Theater, S. 48–65; Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 181 f. u. 345 f. So 
wurde z. B. das geforderte Gesetz für den Bereich der Wiesenbewässerung erlassen. Vgl. Bettina Johnen, Volk und 
Obrigkeit, S. 187 f.

79 Vgl. Bettina Johnen, Volk und Obrigkeit, S. 181 f. u. 345 f.

ne Geschenke und Aufführungen ihre Unter-
tanenliebe. Durch die Selbstdarstellung als 
treue Landeskinder verpflichteten sie den 
Großherzog auf die Rolle des wohlwollenden 
und gnädigen Landesvaters. Somit konnten 
sie trotz der geringen Einflussmöglichkeiten 
in einer absoluten Monarchie ihre Interessen 
artikulieren und hatten damit zumindest 
teilweise Erfolg.78 Der Forschungsansatz der 
Theatralität verdeutlicht den kommunikati-
ven Inhalt der Herrscherhuldigungen in Form 
von szenischen Aufführungen. Er zeigt dabei, 
dass die vermeintlich unbedarften Unter-
tanen in dem kleinen Hunsrück-Fürstentum 
unter Anerkennung der bestehenden politi-
schen und gesellschaftlichen Rahmung ge-
schickt ihre eigenen Interessen verdeutlich-
ten und zu wahren suchten.79





91Die Katholische Kirche und die Fastnacht in Mainz

Von der „Zerstörung der Unschuld“ zur „wahren 
Freude“
Die Katholische Kirche und die Fastnacht in Mainz 
zwischen 1925 und 1955

1 Mainzer Fastnacht e. G., o. J. URL: https://mainzer-fastnacht.de/mainzer-fastnacht/historie/fastnacht-und-kir-
che [letzter Aufruf am 07.06.2023].

2 Grußwort des Mainzer Bischofs Peter Kohlgraf, in: Heinz Heckwolf, Im Dom un uff de Gass, Bad Kreuznach 2021, 
S. 9–12, hier S. 9.

3 Vgl. Hans Günther Hockerts, Die Sittlichkeitsprozesse gegen katholische Ordens Angehörige und Priester 1936/37 
(Veröffentlichungen der Kommission für Zeitgeschichte, Reihe B: Forschungen, Bd. 6), Mainz 1971, S. 48–61. 

Maylin Amann

Auf der Website der Diözese Mainz findet 
sich unter der Rubrik „Humor“ derzeit eine 
direkte Verlinkung zur Mainzer Fastnacht. 
Auch auf der Homepage der Mainzer Fast-
nacht e.G. wird auf den katholischen Ur-
sprung des Brauchtums verwiesen: „Die 
‚Fastnacht‘ ist schon ihrem Namen nach 
eng mit dem Christentum verbunden: Sie 
nimmt direkten Bezug auf die Zeit vor der 
sechswöchigen Fastenzeit, die in der Nacht 
vom Aschermittwoch beginnt und auf das 
Osterfest vorbereitet. Die umfangreiche Ge-
schichte der Fastnacht und der Kirche geht 
in Deutschland bis weit ins Mittelalter zu-
rück.“1

Eine Aussage des Mainzer Bischofs Peter 
Kohlgraf aus dem Jahr 2021 bestätigt die 
enge Verbindung von Kirche und Fastnacht: 
„Mainz ohne Dom ist unvorstellbar, selbst 
für die Menschen, die den katholisch-christ-
lichen Glauben nicht teilen. Und natürlich 
gehört die Fastnacht als ‚fünfte Jahreszeit‘ 
dazu […]. Nicht allen ist bewusst, wie eng 
Fastnachtsbräuche, Kirche und das Kirchen-
jahr zusammenhängen.“2

Doch: War das wirklich schon immer so? Gab 
es immer eine solch uneingeschränkte Beja-
hung von Fastnacht und Karneval durch die 
katholische Kirche?
Dieser Frage soll im Folgenden mit einem 
Schwerpunkt auf der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts nachgegangen werden. Lokal 
begrenzt auf das Beispiel der Fastnachts-
hochburg und des Bischofssitzes Mainz wird 
untersucht, in welchem Verhältnis die Kir-

che zur Fastnacht stand bzw. inwiefern sich 
katholischer Glaube und Fastnachtstreiben 
theoretisch und praktisch ausschlossen oder 
aber vereinbaren ließen. Der Fokus liegt auf 
der Thematisierung der Fastnacht innerhalb 
der Institution Kirche, denn umgekehrt wur-
de die Kirche in diesem Zeitraum nie explizit 
zum Thema der Mainzer Fastnacht gemacht. 
Sie war in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts kein Gegenstand der humoristischen 
Fastnachtskritik. Dies verwundert, denn 
schließlich hätte die Kirche auch damals 
genügend Anlass dazu gegeben; man denke 
beispielsweise an die Devisen- und Sittlich-
keitsverfahren während der NS-Zeit.3 So wird 
im Folgenden insbesondere das Verhältnis 
der Amtskirche zur Fastnacht bzw. zu öffent-
lichen Veranstaltungen und Lustbarkeiten 
im Allgemeinen im Zentrum stehen, mithin 
die Haltung der Amtskirche gegenüber säku-
laren Feier- und Freizeitformen und zu Sexua-
lität und Humor in der Zeitspanne zwischen 
Weimarer Republik und junger Bundesrepu-
blik.
Um der katholischen Kirche in Mainz in ihrer 
Breite gerecht werden zu können und die 
offiziellen und von Laien geäußerten kirchli-
chen Einstellungen gegenüber der Fastnacht 
innerhalb des Untersuchungszeitraums ab-
zubilden, wurden die herangezogenen Quel-
len in drei Quellengruppen bzw. Akteursper-
spektiven eingeteilt: 
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1 die Hirtenbriefe nebst 
Fastenverordnungen4 der Mainzer 
Bischöfe Dr. Ludwig Maria Hugo5 und 
Bischof Dr. Albert Stohr,6

2 die wöchentlich erscheinende 
Bistumszeitung7 Martinusblatt bzw. 
Glaube und Leben sowie

3 verschiedene individuelle Schriften 
katholischer Persönlichkeiten wie z. B. 
Seppel Glückert,8 von Kollektiven wie 
z. B. dem Katholisch-Kaufmännischen 
Verein (KKV)9 und einschlägige 
Schriften des Priesterseminars Mainz.

4 Hirtenbriefe des hochwürdigsten Herrn Ludwig Maria. Bischofs des Heiligen Stuhles von Mainz für die hl. Fasten-
zeit nebst Fastenordnung für die Jahre 1925–1934; Hirtenbriefe des hochwürdigsten Herrn Albert. Bischofs des 
Heiligen Stuhles von Mainz für die hl. Fastenzeit nebst Fastenordnung für die Jahre 1936–1943; Hirtenbriefe des 
hochwürdigsten Herrn Albert. Bischofs des Heiligen Stuhles von Mainz für die hl. Fastenzeit nebst Fastenordnung 
für die Jahre 1946–1955.

5 Zur Person vgl. Ludwig Lenhart, Dr. Ludwig Maria Hugo (1871–1935). Ein theologisch-religiös markanter, den Nati-
onalsozialismus frühzeitig durchschauender Rheinpfälzer auf dem Mainzer Bischofsstuhl (1921–1935), in: Archiv 
für mittelrheinische Kirchengeschichte 18, 1966, S. 119–199, hier S. 123.

6 Zur Person vgl. Sigrid Duchhardt-Bösken, Albert Stohr, in: Biographisch-Bibliographisches Kirchenlexikon 10, 
1995, Sp. 1523–1526; Karl Lehmann (Hg.), Dominus fortitudo. Bischof Albert Stohr (1890-1961) anlässlich des 
50. Todestages von Bischof Stohr (Neues Jahrbuch für das Bistum Mainz), Mainz 2012.

7 Erschienen unter folgenden Bezeichnungen: Martinusblatt (bis 1941, keine Publikation zwischen 1942 und 1944), 
Kirchliche Nachrichten für das Bistum Mainz (wöchentlich 1945–1946) und Glaube und Leben (ab 1947); Glaube 
und Leben. Katholisches Kirchenblatt für das Bistum Mainz (Ausgaben Januar bis März) für die Jahre 1947–1955; 
Martinusblatt. Katholisches Volksblatt für alle Stände (Ausgaben Januar bis März) für die Jahre 1925–1941.

8 Vgl. Steffi Egenolf, Seppel Glückert, in: Regionalgeschichte.net (o. J.). URL: https://www.regionalgeschichte.net/
bibliothek/biographien/glueckert-seppel.html [letzter Aufruf am 07.06.2023]; Wolfgang Balzer, Mainz. Persön-
lichkeiten der Stadtgeschichte, Bd. 3, Mainz 1993, S. 284.

9 Heute führt der Verein die Bezeichnung „KKV Mainz von 1877 e. V., Katholiken in Wirtschaft und Verwaltung“. Im 
KKV-Privat-Archiv finden sich persönliche Nachlässe, Satzungen, Chroniken, Jubiläumszeitschriften, Einladungen 
und Liederhefte.

10 Zwecks besserer Lesbarkeit ist hier und im Folgenden stets die maskuline Form genannt, wobei diese generisch 
verwendet wird.

11 Vgl. dazu beispielsweise Dietz-Rüdiger Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval. Das Fest der „verkehrten Welt“, Graz 
[u. a.] 1986; ders., Brauchformen der Gegenwart in kulturgeschichtlichen Zusammenhängen, Graz [u. a.] 1993; 
ders., Fastnachtsbrauch und Fastnachtsspiel im Kontext liturgischer Vorgaben, in: Klaus Ridder [u. a.] (Hg.), Fast-
nachtspiele. Weltliches Schauspiel in literarischen und kulturellen Kontexten, Tübingen 2009, S. 151–166.

12 Aussage vom Mainzer Bischof Paul Leopold Haffner (1829–1899, ep. 1886) im Jahre 1863, in: Anton Keim, 11mal 
politischer Karneval. Weltgeschichte aus der Bütt. Geschichte der demokratischen Narrentradition vom Rhein, 
Mainz 21981; Wolfgang Oelsner/Rainer Rudolph, Karneval ohne Maske, Köln 1987.

13 O. A., Kirche2Go: Fastnacht. Ganz und gar katholisch!, URL: https://www.domradio.de/artikel/kirche2go-fast-
nacht [letzter Aufruf am 07.06.2023]. Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 29.

Die erste Quellengruppe, die Hirtenbriefe 
des Bischofs, bilden die katholische Lehr-
meinung ab. Anders verhält es sich mit der 
zweiten Quellengruppe, der Bistumszeitung. 
Die Zeitungsartikel, die von unterschiedli-
chen, häufig heute nicht mehr namentlich 
bekannten Autoren stammen, können ins-
gesamt als diverser, lebensnäher und jovialer 
eingestuft werden. Die dritte Quellengruppe 
repräsentiert demgegenüber individuelle und 
private Meinungsäußerungen verschiedener 
Katholiken,10 abseits ihrer Rolle als Gläubige 
und Kirchenmitglieder.

Fastnacht und Katholizismus
Die Fastnacht als Feier vor der sich anschlie-
ßenden Fastenzeit wird regelmäßig und ganz 
selbstverständlich als christlich inspiriertes 
und von der Kirche akzeptiertes Brauchtum 
angesehen.11 „Ich halte den Karneval für eine 
höchst christliche und wahrhaft katholische 
Institution und würde fast eine Ketzerei da-

rin sehen, wenn man ihn abschaffen woll-
te“,12 konstatierte der Mainzer Bischof Paul 
Leopold Haffner bereits 1863. Der mögliche 
christliche Hintergrund des untersuchten Fe-
stes ist unleugbar, auch wenn gefragt werden 
kann, ob Fastnacht wirklich „ganz und gar 
katholisch!“ ist.13 
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In Köln und im Rheinland wird die „fünfte“ 
Jahreszeit als Karneval bezeichnet, in Mainz 
und Rheinhessen dagegen heißt sie Fast-
nacht bzw. Fassenacht, im schwäbisch-ale-
mannischen Raum spricht man von Fasnet, 
und im bayerisch-österreichischen Raum 
feiert man Fasching. Alle Bezeichnungen 
verweisen etymologisch auf die christliche 
Fastenzeit. Neben der Etymologie der Be-
grifflichkeiten für die „fünfte“ Jahreszeit14 
kann auch die Terminierung Aufschluss über 
ihre christlichen Bezüge geben. Denn das 
Brauchtum der Fastnacht steht in direkter 
Verbindung zu der auf das Osterfest vorbe-
reitenden liturgischen Fastenzeit und wird 
durch diese zeitlich determiniert und nach 
hinten abgegrenzt.15 Die Kalenderdaten der 
Fastnacht stehen in enger Beziehung zu zwei 
christlichen Hauptfesten, dem 6. Januar, 
dem unbeweglichen Fest der Erscheinung 
(Epiphanie), das den engen Weihnachts-
kreis beendet, und dem beweglichen Oster-
fest, das im Konzil von Nicäa im Jahr 325 
verbindlich auf den ersten Sonntag nach 
Frühlingsvollmond festgesetzt wurde.16 Es 

14 Vgl. die Ausrichtung am Osterfest und der damit in Verbindung stehenden Fastenzeit. Das Osterfest ist das ältes-
te und höchste christliche Jahresfest, und daher richten sich zahlreiche Termine und Impulse der Gestaltung des 
Festkreises nach ihm aus. Vgl. Karl-Heinrich Bieritz, Das Kirchenjahr. Feste, Gedenk- und Feiertage in Geschichte 
und Gegenwart, München 72005, S. 85.

15 Dieser christliche Festkalender stellt die Summe aus beweglichen und unbeweglichen Festterminen dar, die im 
Laufe der Zeit entstanden sind.

16 Vgl. Moser, Bräuche und Feste im christlichen Jahresverlauf, S. 139; Theodor Kurrus, Theologische Aspekte der 
Fastnacht, in: Hermann Bausinger (Hg.), Fasnacht. Beiträge des Tübinger Arbeitskreises für Fasnachtsforschung 
(Volksleben, Bd. 6), Tübingen 1964, S. 80–98, hier S. 91; Ute von Bloh, Teuflische Macht. Das alte Böse, die böse 
Alte und die gefährdete Jugend, in: Klaus Ridder (Hg.), Fastnachtspiele. Weltliches Schauspiel in literarischen und 
kulturellen Kontexten, Tübingen 2009, S. 327–345, hier S. 334.

17 Die kirchliche Fastenzeit beansprucht immer 40 Tage, da Jesu nach Mt 4,2 40 Tage und Nächte in der Wüste 
fastete. Zählt man von Ostern aus 40 Tage zurück, ergibt sich als Beginn der Fastenzeit der Dienstag nach dem 
sechsten Sonntag vor Ostern, der früher den Namen Dominica Quadragesima (,Sonntag der vierzig Tage‘) trug und 
heute als erster Fastensonntag begangen wird. Der allgemein übliche Fastnachtstermin vor dem Aschermittwoch 
ergab sich daraus, dass das Konzil von Benevent 1091 einer Regelung Papst Gregors des Großen folgend die Sonn-
tage als Gedächtnistage der Auferstehung Jesu vom Fasten ausnahm. Damit verschob sich die Terminierung um 
sechs Tage und somit auch die Fastnacht, die seither dem Aschermittwoch vorausgeht. Vgl. Moser, Fastnacht, Fa-
sching, Karneval, S. 19; Kurrus, Theologische Aspekte, S. 91; Bieritz, Kirchenjahr, S. 100; Manfred Becker-Huberti, 
Feiern, Feste, Jahreszeiten. Lebendige Bräuche im ganzen Jahr. Geschichte und Geschichten, Lieder und Legenden, 
Freiburg i. Br. 1998, S. 202.

18 Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 29.

19 Vgl. Holger Pyka, Vom Sittlichkeitskampf zur Büttenpredigt. Protestantische Karnevalsrezeption und Transforma-
tionen konfessioneller Mentalität, Stuttgart 2018, S. 58.

20 Vgl. Bianka Stahl, „Am Aschermittwoch ist alles vorbei…!“, in: Herbert Schwedt (Hg.), Analyse eines Stadtfestes. 
Die Mainzer Fastnacht (Mainzer Studien zur Sprach- und Volksforschung, Bd. 1), Wiesbaden 1977, S. 129–154, 
hier S. 29.

sind 35 verschiedene Oster- und damit auch 
Fastnachtstermine für das bewegliche Fest 
möglich.17 Endpunkt der Fastnacht ist der 
Aschermittwoch 40 Tage vor Ostern. Der 
offizielle Beginn der Fastnachtszeit hinge-
gen gestaltet sich flexibler, entweder am 11. 
November oder am 6. Januar.18 Die Saison-
eröffnung der fünften Jahreszeit findet in der 
Regel im November des Vorjahres am Fest-
tag des Heiligen Martins am 11. November 
statt.19 An diesem Tag wird um 11.11 Uhr tra-
ditionell die Fastnachtssaison in Mainz, Köln 
und Düsseldorf offiziell und feierlich eröff-
net, und die Fastnachtskampagnen starten 
in Mainz mit den „Närrischen Generalver-
sammlungen“ der großen Vereine, des MCV 
und des MCC.20 Im Anschluss an den 11. 
November ruht die Fastnacht im kirchlichen 
Trauermonat November größtenteils wieder. 
Auch im Weihnachtsfestkreis (parallel zum 
Osterfestkreis) wurde schon im Mittelalter 
eine auf das Weihnachtsfest vorbereitende 
sechswöchige Fastenzeit vorgesehen. Zählt 
man vom Weihnachtsfest vierzig Tage zurück 
und lässt dabei Samstage und Sonntage aus, 
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so ergibt sich der 12. November als offizieller 
Beginn dieser adventlichen Fastenzeit.21 Der 
11. November ist daher der Tag vor der begin-
nenden Fastenzeit in Vorbereitung auf Weih-
nachten und kann parallel zum Fastnachts-
dienstag vor der beginnenden Fastenzeit im 
Osterfestkreislauf gelten.22 
Ihren Abschluss findet die Fastnacht in der 
Nacht zum Aschermittwoch bzw. am Ascher-
mittwoch selbst.23 Der Tag gilt im christli-
chen Kontext als Symbol der Buße und der 
Umkehr und steht für eine Lebenswende 
und Sinnesumkehr in Vorbereitung auf das 
höchste katholische Fest, das Osterfest.24 
Mit ihm wird der scharfe Wechsel zwischen 
zwei Zeiträumen ausgedrückt, die sich an-
tagonistisch gegenüberstehen und aufein-
ander verweisen:25 Wer nicht umkehrt, gilt 

21 Einen Hinweis auf die Praxis der adventlichen Fastenzeit gibt es bis heute im Erzbistum Mailand, in dem der Ad-
vent entsprechend früher beginnt und sechs Adventssonntage umfasst. Zudem galt der 11. November im Mittelal-
ter als Tag, an dem Bauern und Pächter ihrem Herrn Abgaben und Zinsen zu zahlen hatten. Vgl. Traugott Fränkle/
Winfried Höhmann, Fastnacht für Christen?, Lahr 1996, S. 16.

22 Dass der 11. November als Termin fix bleibt und der Aschermittwochstag vom Datum her variiert, hängt mit den 
Festlichkeiten zusammen. Weihnachten ist fest terminiert, wohingegen Ostern jedes Jahr neu berechnet wird. Vgl. 
Pyka, Sittlichkeitskampf zur Büttenpredigt, S. 58; Richard Mailänder, Karneval trotz oder wegen der Kirche, in: 
Maren Butte/Dominic Larue/Anno Mungen (Hg.), Feiern, Singen, Schunkeln. Karnevalsaufführungen vom Mittel-
alter bis heute (Musik, Kultur, Geschichte, Bd. 9), Würzburg 2017, S. 51–64, hier S. 56.

23 Denn, so konstatiert Hans Driesel, ehemaliger Leiter des Deutschen Fastnachtsmuseums: „Für die Fastnacht ist 
[…] zentral, dass am Aschermittwoch Schluss ist.“ Zit. n. Christoph Hartmann, Verachtung und Verbindung: Die 
Kirche und der Karneval, in: Katholisch.de (2021). URL: https://www.katholisch.de/artikel/24345-verachtung-
und-verbindung-die-kirche-und-der-karneval [letzter Aufruf am 07.06.2023].

24 Dies symbolisiert das Aschekreuz, das den Gläubigen in diesem Gottesdient auf die Stirn gezeichnet wird und 
Ausdruck der Vergänglichkeit ist. Man wendet sich dem göttlichen Gesetz zu und verpflichtet sich diesem gegen-
über zu Gehorsam. Man ist einsichtig und entsagt dem Bösen. Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 341; 
Carla Dauven-van Knippenberg, mit frölicher berg. Über das Miteinander von Komik und Passion, in: Klaus Rid-
der (Hg.), Fastnachtspiele. Weltliches Schauspiel in literarischen und kulturellen Kontexten, Tübingen 2009, S. 
345–362, hier S. 346.

25 Fastnacht/Narrenzeit (Ausgelassenheit, Frohsinn, Lust) vs. Fastenzeit (fromme Eingezogenheit, Stille, Betrach-
tung, Enthaltung). Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 48; dazu auch: Eugen Fehrle, Deutsche Feste und 
Jahresbräuche, Berlin/Leipzig 41936, S. 272; Stahl, Am Aschermittwoch, S. 129–154, hier S. 144.

26 Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 343.

27 Sebastian Brant, Das Narrenschiff (Basel 1494), zit. in: Mailänder, Karneval, S. 53.

28 Vgl. Augustinus, De Civitate Dei, übersetzt von Hans von Balthasar (Hg.), Augustinus, Die Gottesbürgerschaft (De 
Civitate Dei), Frankfurt am Main/Hamburg 1961. Die Aussage des Zwei-Staaten-Modells wurde auf den christ-
lichen Kalender übertragen. Ziel der gesamten Inszenierung sei, der Fastenzeit mit dem Ende der Fastnacht am 
Aschermittwoch einen Anfang zu setzen und durch die „Katharsis, die der Aschermittwoch bewirkt, […] zu einer 
bewussten Lebensführung“ beizutragen. Als didaktisches Konzept und Ergebnis pastoraler Erwägungen leuchtet 
diese Vorstellung ein (Becker-Huberti, Feiern, Feste, Jahreszeiten, S. 211): Erst durch die Abkehr von Gott und die 
unvernünftige, der Heilslehre entgegenstehende Verherrlichung des eigenen Ichs (Werner Mezger, Bemerkungen 
zum mittelalterlichen Narrentum, in: Hermann Bausinger (Hg.), Narrenfreiheit. Beiträge zur Fastnachtsforschung 
(Untersuchungen des Ludwig-Uhland-Instituts, Bd. 51), Tübingen 1980, S. 43–87, hier S. 55.), die im Ablauf des 
Kirchenjahres der Fastnacht vorbehalten ist, werde deutlich, dass es notwendig sei, sich wieder zu bekehren, Got-
tes Ebenbild zu werden und sich nach den Grundsätzen des christlichen Lebens zu richten. 

29 Vgl. zur Person Augustinus: Friedrich Wilhelm Bautz, Augustinus, Aurelius, in: Biographisch-Bibliographisches Kir-
chenlexikon 1, 1990, Sp. 272–300; Günther Binding, Augustinus, heiliger Kirchenvater, lateinischer Kirchenlehre, 
in: Lexikon des Mittelalters 1, 2004, Sp. 1223–1229.

als unverbesserlicher Narr und Verlorener.26 
Der Kulturanthropologe Dietz-Rüdiger Mo-
ser greift eine im Spätmittelalter unter an-
derem vom Basler Franziskaner Johannes 
Meder vertretene Begründung der Fastnacht 
als „Auslebung der Krankheit durch den 
Narren“27 in seiner Forschung wieder auf, 
wobei mit „Krankheit“ vermutlich die Sün-
de gemeint ist, die durch die nachfolgende 
Fastenzeit geheilt werden sollte. Die Fast-
nacht deutet er als kirchlich verantwortete 
Ausgestaltung einer närrischen „antichrist-
lichen Gegenwelt“: Das Nacheinander von 
Fastnacht und Fastenzeit versteht Moser als 
Inszenierung des sogenannten Zwei-Staa-
ten-Modells,28 das der Kirchenlehrer Augus-
tinus von Hippo29 bereits in der Spätantike 
im Rahmen eines christlichen Geschichtsbil-
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des als Verhältnis von Welt- und Gottesstaat 
entwarf.30 Der Dispens zwischen Böse und 
Gut sollte den Gläubigen dadurch lebens-
nah am Aschermittwoch aufgezeigt werden. 
Bis heute werden an diesem Tag auch ver-
schiedene (Fastnacht-Beendigungs-)Rituale 
gefeiert, z. B. das Fastnacht-Begraben oder 
das Geldbeutel-Waschen.31 Die Rituale sol-
len einen Abschied von irdischen Gütern 
verdeutlichen, der als Voraussetzung dafür 
angesehen wird, in das Gottesreich einzu-
treten.32 In Mainz fanden am Aschermitt-
woch regelmäßig Kater- bzw. Heringsessen 
statt, die im christlichen Kontext als Ana-
logie zur Beichte gelesen werden können.33 
Einerseits tritt man mit dem „Schwellenfest“ 
des Aschermittwochs somit nach den närri-
schen Tagen – aus religiöser Perspektive – in 
die Fastenzeit ein, andererseits – ebenso aus 
nicht-religiöser weltlicher Perspektive – in 
den Alltag zurück. 
Auch Vertreter der Kirche kommentierten 
die Terminierung der Fastnacht im 20. Jahr-
hundert bereits. Papst Emeritus Joseph Rat-

30 Vgl. Augustinus, De Civitate Dei. Die Fastnacht wird somit als Teufelsstaat gegen die Orientierung an einem Glau-
bensleben nach Gottes Geboten aufgefasst. Während dieser Zeit würden die Menschen der civitas diaboli, sprich: 
Ausschweifungen, Unheil und Gottlosigkeit, frönen, um am Aschermittwoch umzukehren und sich der civitas dei, 
der Heilsgemeinschaft Gottes, anzuschließen, die mit der Fastenzeit gleichgesetzt wird. Beide Zeiten stünden sich 
gegenüber, wobei die Fastnachtszeit die Fastenzeit, die Heilszeit, notwendig nach sich ziehe. Vgl. Moser, Fastnacht, 
Fasching, Karneval, S. 216. Im Protestantismus existiert eine andere Einstellung zur Fastnacht, die sich auch auf 
theologische Gründe stützt. Nach Luther ist der Mensch Gerechter und Sünder zugleich, denn allein der Glaube 
an die heilswirkende Gnade Christus verhelfe ihm zur Rettung seiner Seele. Diese Sichtweise steht dem augustini-
schen Modell diametral entgegen. Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 48.

31 Der Brauch des Geldbeutel-Waschens wurde bis Anfang des 20. Jahrhunderts auch von Mainzer Gardisten aus-
geübt, nach dem Ersten Weltkrieg scheint die Kirche solche Traditionen dann verboten zu haben, denn in früheren 
Jahren soll es bei der Überschreitung der einen zur anderen Zeit häufig starke Übertreibungen und Ausschweifun-
gen gegeben haben, die mit moralischen und religiösen Wertevorstellungen nicht in Einklang gebracht werden 
konnten. Vgl. Stahl, Am Aschermittwoch, S. 146.

32 Viele Mainzer Gardisten beteiligten sich daran am frühen Morgen des Aschermittwochs. Sie galten als sicht-
bares Zeichen, dass die tollen Tage endgültig vorbei waren. Heute läuten meist Fischessen, Katerfrühstücke und 
Heringsessen die beginnende Fastenzeit ein. Vgl. Günter Schenk, Ritzamban. Handbuch zur Mainzer Fastnacht. 
Mainz 1980, S. 43.

33 Vgl. Schenk, Ritzamban, S. 43.

34 Ohne Titel, in: Süddeutsche Zeitung (München) vom 26. November 1977, 33. Jahrgang, Nr. 273, o. S.

35 Heinz Heckwolf auf der Frankfurter Buchmesse 2021 bei Vorstellung seines Buches „Im Dom un uff de Gass“, Bis-
tum Mainz 2021.

36 Geb. 1942, Mainzer Theologe und bis 2021 Domdekan. Vgl. Bischöfliche Pressestelle des Bistums Mainz, Domde-
kan Heckwolf präsentiert sein Buch „Im Dom un uff de Gass“, in: Bistum Mainz (2021). URL: https://bistummainz.
de/pressemedien/pressestelle/nachrichten/nachricht/Domdekan-Heckwolf-praesentiert-sein-Buch-Im-Dom-
un-uff-de-Gass/ [letzter Aufruf am 07.06.2023].

37 Geb. 1963, Mediziner und SPD-Politiker, seit 2021 Bundesminister für Gesundheit.

38 „Mainzer Narren“, zit. n. Gisela Kirschstein, Spahn will Karneval absagen. Mainzer Narren: Fastnacht ist wie Ostern 
und Weihnachten, in: Mainz&. Internetzeitung aus Mainz, für Mainz und... (2020). URL: https://mainzund.de/
spahn-will-karneval-absagen-mainzer-narren-fastnacht-ist-wie-ostern-und-weihnachten/?msclkid=b4d84f0ab-
0fd11ec9d8b5127bcf4322e [letzter Aufruf am 07.06.2023].

zinger machte 1978 als damaliger Münchner 
Erzbischof darauf aufmerksam, dass die 
Fastnacht zwar kein kirchliches Fest im en-
geren Sinne, „aber doch nicht ohne den Fest-
kalender der Kirche zu denken“34 sei. Diese 
kirchliche Stellungnahme gilt bis heute: „Die 
Fastnacht ist aus dem kirchlichen Jahreslauf 
entstanden und markiert ein letztes fröh-
liches Fest vor der Fastenzeit“,35 konstatier-
te auch der ehemalige Mainzer Domdekan 
Heinz Heckwolf 2021.36 Anfang des Jahres 
2022, als Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach37 aufgrund der anhaltenden Co-
rona-Pandemie eine Verschiebung der Fast-
nacht in den Sommer vorschlug, wurde dies 
von Vertretern der Fastnacht mit Verweis 
auf andere christliche Feste strikt abgelehnt, 
denn „es [sei] ein Fest im Jahreskreislauf 
wie Weihnachten oder Ostern“.38 Dies zeigt 
deutlich, dass das Fest bis heute von seinen 
Organisatoren und den Feiernden eindeutig 
im christlichen Kontext verortet wird; zudem 
ist es aus ihrer Sicht zumindest in Bezug auf 
die Terminierung mit Weihnachten und Os-



96 Maylin Amann

tern – den beiden ebenfalls fest terminierten 
Hochfesten des Christentums – gleichzuset-
zen. Eine Verschiebung des Termins würde 
die Fastnacht somit aus ihrem sinngebenden 
traditionellen und kulturellen sowie dezidiert 
christlichen Rahmen herausnehmen. Daher 
wird betont, dass es unmöglich sei, die Fast-
nachtszeit zu verschieben oder in ihrer Länge 
anzupassen. Denn damit gehe – so die ein-
hellige Meinung – ein Sinnverlust und ein 
Verlust der Legitimation des Festes einher.39 
Neben Etymologie und Terminierung des 
Fests sind auch – trotz der unterschiedli-

39 Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 23; Mezger, Bemerkungen zum mittelalterlichen Narrentum, S. 64.

40 Vgl. zum Begriff Thilo Werner, Büttenrede, in: Historisches Wörterbuch der Rhetorik 10, 2011, Sp. 161–169.

41 Vgl. Moser, Fastnacht, Fasching, Karneval, S. 11.

42 Vgl. Friedrich Schmieder, Psychologische und psychohygienische Fragen bei der Fastnachtsforschung, in: Fas-
nacht. Beiträge des Tübinger Arbeitskreises für Fasnachtsforschung (Volksleben, Bd. 6), Tübingen 1964, S. 99–
106, hier S. 102.

43 Vgl. Siegfried Weichlein, Konfession und Region. Katholische Milieubildung am Beispiel Fuldas, in: Olaf Blaschke/
Frank-Michael Kuhlemann (Hg.), Religion im Kaiserreich. Milieus, Mentalitäten, Krisen (Religiöse Kulturen der 
Moderne, Bd. 2), Gütersloh 1996, S. 193–232, hier S. 225.

44 Vgl. Hugo, Hirtenbrief 1929, S. 5; Hugo, Hirtenbrief 1930, S. 5–6; Hugo, Hirtenbrief 1930, S. 11; Hugo, Hirtenbrief 
1931, S. 7; Hugo, Hirtenbrief 1932, S. 5; Hugo, Hirtenbrief 1933, o. S.; Stohr, Hirtenbrief 1937, S. 14; Stohr, Hirten-
brief 1945, S. 1, S. 6.

45 Martinusblatt vom 7. Februar 1937, 81. Jahrgang, Nr. 6, S. 3. 

46 Hugo, Hirtenbrief 1926, S. 13. 

47 Hugo, Hirtenbrief 1925, S. 14.

chen Traditionen und Ausprägungen in den 
geographisch voneinander abgrenzbaren 
Regionen – ähnliche Grundelemente des 
Brauchs wie Kostümierung, Umzüge und 
Büttenreden40 zu beobachten.41 Trotz einiger 
Forschungskontroversen über die Motivation 
der Fastnacht besteht weitgehend Einigkeit 
darüber, dass das Fest im Kirchenjahr fest 
verankert ist und somit eine relevante Rolle 
im gesellschaftlichen Leben vieler Katholi-
ken spielt.42

Der kirchliche Blick auf die Fastnacht Anfang des 20. Jahrhunderts: 
Vom Verteufeln und Ignorieren zum „anständig-katholisch Feiern“
Christliche Fastnachtsvereine existierten 
seit dem 19. Jahrhundert in Mainz.43 Die 
kirchlichen Positionen zur Fastnacht in 
Mainz waren aber keineswegs einheitlich, 
wie für die Zeit zwischen 1925 und 1945 auf-
gezeigt werden kann.
Der Bischof verstand sich in der Mitte der 
1920er Jahre in seinen Hirtenbriefen als 
Sittenwächter und Ordnungshüter. Die 
(profane) Außenwelt sah er als Urheberin 
des zunehmenden Sitten- und Moralver-
falls in der Gesellschaft an.44 In diesem Zu-
sammenhang erwähnte er 1926 auch aus-
drücklich die Fastnacht, und zwar negativ 
konnotiert.45 Bischof Hugo meinte, sie zer-
störe „viel Unschuld und Reinheit“.46 Auch 
als nach dem Tod Hugos 1935 Albert Stohr 
das Amt übernahm, änderte sich die bischöf-

liche Haltung zu irdischen Freuden und Ge-
nüssen kaum. „Tanzveranstaltungen“ und 
„Lustspiele“47 wurden von beiden kritisch 
gesehen. Es wurde suggeriert, dass irdische 
Freude und Lebenslust Kristallisationspunk-
te vieler Probleme seien. Die Fastnacht und 
deren Veranstaltungen wurden überwiegend 
negativ konnotiert und mit „Sünde“ in Ver-
bindung gebracht. Wegen der damit gera-
dezu zwangsläufig verbundenen sexuellen 
Ausschweifungen führten sie nach Hugo 
und Stohr zu sozialer Verelendung, Auflö-
sung familiärer Bezugssysteme, Maßlosig-
keit und Alkoholismus. Die Bischöfe sahen 
in diesen „Verirrungen“ und „Laster[n] des 
Unglaubens“ die Gründe für zunehmenden 
gesellschaftlichen Niedergang, „herrschen-
de Sittenlosigkeit“ und moralischen Ver-
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fall.48 Freilich: Diese Haltung hinderte beide 
Bischöfe nicht daran, sich gelegentlich bei 
katholischen Vereinen in der Fastnacht zu 
engagieren. So ist sowohl für Bischof Hugo 
wie für Bischof Stohr überliefert, dass sie in 
den 1920er Jahren das Protektorat für den 
KKV übernahmen und dessen fastnachtli-
ches Treiben damit unterstützten.49

In der Bistumszeitung Martinusblatt hin-
gegen wurde die Fastnacht häufig und kei-
neswegs nur negativ thematisiert. Die Text-
gattungen, in denen über das Brauchtum 
referiert wurde, waren divers: Die Fastnacht 
wurde in Nachrichten, Berichten, Artikeln, 
aber auch in Possen und Erzählungen the-
matisiert.50

Formal fällt die häufige Verwendung von 
rhetorischen sowie Suggestivfragen in den 
Überschriften der jeweiligen Artikel auf.51 
Diese sollten vermutlich dazu dienen, Inter-
esse bei den Lesern zu erzeugen. Fastnacht 
wurde zudem stets in Abhängigkeit und Ab-
grenzung zur Fastenzeit dargestellt, wobei 
dem Aschermittwoch als Schwellenfest zwi-
schen beiden Zeiten eine besondere Rolle 
zukam. Die Diskrepanz zwischen Fastnacht 
und Fastenzeit wurde 1936 erstmals kon-
kret als Metapher für das Dies- und Jenseits 
des katholischen Lebens dargestellt. Fast-
nacht sei irdische Freude, die wichtig und 
dem Christenmenschen keinesfalls verboten 
sei.52 Der Stellenwert, der ihr zugemessen 
wurde, nahm im Laufe der Zeit sogar zu, wo-
bei betont wurde, dass zwei Arten der Freude 
unterschieden werden müssten: die geistige 
und die körperliche. Während die erste mit 

48 Vgl. Hirtenbriefe bis 1945, insbesondere: Hugo, Hirtenbrief 1928, S. 13–14; Stohr, Hirtenbrief 1941, o. S.

49 Das Ehrenpräsidium der 50-Jahr-Feier des KKVs im Jahre 1927 hatte Bischof Hugo inne, er führte das Protektorat. 
Anlässlich des 75-jährigen Jubiläums im Jahr 1953 wurde ein Pontifikalamt im Mainzer Dom gehalten und eben-
falls wieder der Bischof (in diesem Fall Bischof Stohr) zum Protektor der Veranstaltung ernannt; vgl. „Aus der 
Geschichte des KKV-Mainz“, in: Festschrift unseren Freunden, den Delegierten und Gästen des 69. Verbandstages 
vom 19.–22. Mai 1977 in Mainz, S. 15–21 [Privates Archiv des KKV Mainz].

50 Vgl. Martinusblatt, Ausgaben von 1925 bis 1945.

51 Vgl. insbesondere: Martinusblatt vom 11. Februar 1934, 78. Jahrgang, Nr. 6, S. 2; Glaube und Leben vom 21. März 
1955, 11. Jahrgang, Nr. 12, o. S.

52 Vgl. Martinusblatt vom 23. Februar 1936, 80. Jahrgang, Nr. 8, o. S.

53 Vgl. insbesondere: Martinusblatt vom 1. Februar 1933, 77. Jahrgang, Nr. 6, S. 3; Martinusblatt vom 23. Februar 
1936, 80. Jahrgang, Nr. 8, o. S.; Martinusblatt vom 14. Februar 1937, 81. Jahrgang, Nr. 7, S. 2.

54 Vgl. Glaube und Leben 1925–1945.

55 Vgl. Chroniken des Priesterseminars für die Jahre 1925–1939 [Privates Archiv des Mainzer Priesterseminars].

den Adjektiven „wahr“, „gut“, „echt“, „sauber“, 
„rein“ und „wirklich“ beschrieben wurde, galt 
für die andere allerdings das jeweilige Gegen-
teil.53

Letztendlich aber stand man der Fastnacht, 
wenn sie „sauber“ und im katholischen Kon-
text gefeiert wurde, positiv gegenüber. Man 
kam zu dem Schluss, dass sie – als „sauberes“ 
Fest veranstaltet – „wahre Freude“ ausdrücke 
und „harmlos“ sei. Hierbei muss „sauber“ 
als „anständig“ und „auf Gott ausgerichtet“ 
und damit im Gegensatz zu „unsauberen“ 
und sittenlosen Umtrieben interpretiert 
werden.54 In weiterer Abgrenzung zu den bi-
schöflichen Hirtenbriefen und mit Blick auf 
die Einzel- und Kollektivakteure lässt sich 
zudem feststellen, dass sich das wöchent-
lich veröffentlichte Bistumsblatt in seinen 
Beiträgen und Berichten merklich dem All-
tag und der Lebensnähe seiner Adressaten 
verpflichtet sah, während die Hirtenbriefe in 
unverkennbar autoritärem Duktus Lebens-
freude geradezu mit Sünde gleichsetzten. 
Deutlich wird hier zudem, dass die Fastnacht 
von den Mainzer Katholiken regelmäßig, un-
beschwert und „verantwortungsvoll“ gefeiert 
wurde.
Dies zeigt sich ebenfalls bei der näheren Be-
trachtung einzelner katholischer Vereine, 
Gruppierungen und Personen. So feierten 
(angehende) Kleriker des Mainzer Priester-
seminars in den 1920er Jahren regelmäßig 
und gerne ihre Seminarfastnacht.55 Auch 
die Aktivitäten des KKVs sind ein Beispiel 
dafür. Der dezidiert katholische Verein enga-
gierte sich in der Fastnacht und wurde zum 



98 Maylin Amann

Fastnachtsverein katholischer Prägung. Die 
katholischen Einzel- und Kollektivakteure 
feierten von Beginn an und kontinuierlich 
während des gesamten Untersuchungszeit-
raums Fastnacht. Während der KKV aller-
dings ausdrücklich als katholischer Verein 
Fastnacht feierte, bezog sich der engagierte 
Fastnachter Seppel Glückert als praktizie-
render Katholik in seinen Fastnachtsreden 
nie explizit auf seinen katholischen Glauben, 

56 Vgl. bspw. Glückert, zit. n. Carl Dietmar/Marcus Leifeld, Alaaf und Heil Hitler. Karneval im Dritten Reich, München 
2010, S. 110.

57 Dies würde auch die Feststellung unterstützen, dass bei der Einsicht in fastnachtliche Quellen, die zwischen 1925 
und 1955 entstanden sind, keinerlei Referenzen auf die Kirche feststellbar waren. Ein maßgeblicher Einfluss der 
Kirche auf die Fastnacht ist somit für den Untersuchungszeitraum in Mainz nicht belegbar. Es kann jedoch vermu-
tet werden, dass katholische Fastnachtsfeiern und persönliche Verschränkungen zwischen Katholisch-Sein und 
Fastnacht-Feiern sozusagen indirekt zu sozialdisziplinarischen Maßnahmen im Sinne einer „sauberen“ Fastnacht 
führten.

58 Vgl. hier das Zitat Glückerts: „So etwas, dess freut ääm doch!“ (1935), zit. n. Seppel Glückert, Das war Seppel 
Glückert. Protokolle, Vorträge, Anekdoten, Mainz 21962, S. 30: „[…] Saubre Vorträg’ hier gemacht,/Deß is Määnzer 
Fassenacht“ und Martinusblatt vom 23. Februar 1936, 80. Jahrgang, Nr. 8.

59 Vgl. Glaube und Leben vom 24. Februar 1952, 8. Jahrgang, Nr. 8, S. 1; Hugo, Hirtenbrief 1927, S. 4.

60 Vgl. Glaube und Leben vom 24. Februar 1952, 8. Jahrgang, Nr. 8, S. 1.

61 Vgl. Glaube und Leben vom 28. Februar 1954, 10. Jahrgang, Nr. 9, S. 1.

nutzte allerdings durchaus das christliche 
Vokabular.56 Es ist zu vermuten, dass das 
Katholisch-Sein in seinem Fall im fastnacht-
lichen Geschehen nur eine untergeordnete 
Rolle spielte, sieht man einmal von seiner po-
litischen Prägung als Zentrumskatholik ab.57 
Eindeutig bestand bei ihm der Anspruch, 
eine „saubere“ Fastnacht zu feiern, so wie es 
auch vom Martinusblatt gefordert wurde.58 

Nach 1945: Von Toleranz zu Integration und Selbstverständlichkeit
Nach dem Zweiten Weltkrieg setzte sich der 
erkennbare Trend zu einer Akzeptanz der 
fastnachtlichen Freuden fort. Allerdings: 
„Echter“ Humor und „wahre“ Freude im Sinne 
der katholischen Lehre sollten die Feiern be-
stimmen, und zugleich sollten „Auswüchse“ 
und „Unmoral“ vermieden werden.59 Letztere 
galten der Kirche nicht nur auf die Fastnacht 
bezogen, sondern generell als Zeichen von 
Sittenverfall und Gottlosigkeit. Fastnacht 
insgesamt war aus kirchlicher Perspekti-
ve nun aber nicht mehr ausschließlich und 
primär negativ konnotiert, sondern wurde 
nuancierter wahrgenommen, ebenso wie Un-
moral und Verstöße gegen die katholische 
Lehrmeinung differenzierter betrachtet wur-
den.
Im Unterschied zu den Äußerungen bis 1945 
fällt zudem auf, dass die Gläubigen vermehrt 
individuell angesprochen und mahnend an-
gehalten wurden, die moralischen Gebote 
und Pflichten der katholischen Kirche auch 
in den Fastnachtstagen einzuhalten bzw. zu 
befolgen. Die Kirche präsentierte sich sowohl 
in den Hirtenbriefen des Bischofs Stohr als 

auch im Bistumsblatt als bewahrende und 
ordnungshütende Instanz. Statt aber an 
das Gewissen zu appellieren und Verbote 
auszusprechen, setzte man nach 1945 auf 
die Vernunft des Einzelnen, sich mündig 
für die „wahre“ Freude zu entscheiden. Die 
„wahre“, „reine“ Freude, mit der nun Fast-
nacht gefeiert werden sollte, wurde sogar 
mit christlicher Tugend identifiziert, wobei 
dies jedoch weiterhin in Abgrenzung zur Fas-
tenzeit geschah, für die Enthaltsamkeit und 
Verzicht angemahnt wurden. Der Begriff der 
„sauberen Fastnacht“ bzw. „sauberen Freude“ 
spielte über den gesamten Nachkriegsunter-
suchungszeitraum hinweg eine maßgebliche 
Rolle im Bistumsblatt, das nun nicht mehr 
Martinusblatt, sondern Glaube und Leben 
hieß. Das Blatt resümierte 1952, dass die 
Kirche keine pauschale Gegnerin der Fast-
nacht sei, vielmehr handle es sich bei der 
Fastnacht durchaus um ein christliches 
Fest.60 1954 folgte eine weitere Präzisierung 
dieser Aussage, indem festgestellt wurde, 
dass man lediglich dem hemmungslosen 
Feiern kritisch gegenüberstehe.61 Von der 
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anfänglichen und moralisch begründeten 
pauschalen Ablehnung vor dem Krieg abrü-
ckend, kam es im Verlauf der Nachkriegszeit 
zunehmend zu mehr Toleranz und Akzeptanz 
gegenüber dem fastnachtlichen Treiben. Die 
Kirche öffnete sich nach 1945 der Fastnacht 
zunehmend als neuem Erfahrungs- und Le-
bensraum.62

Interessant ist zudem, dass sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Mainz zahlreiche neue 
Fastnachtsvereine aus christlicher Intention 
heraus gründeten, so z. B. die Husarengarde 
1951, wobei dem katholischen Hintergrund 
später keine große Bedeutung mehr zukam 
und die Garde bis heute nie als dezidiert 

62 Vgl. insbesondere: Glaube und Leben vom 14. Januar 1951, 7. Jahrgang. Nr. 2, S. 2; Glaube und Leben vom 3. Feb-
ruar 1952, 8. Jahrgang, Nr. 5, S. 1.

63 Vgl. 11 Jahre Mainzer Husaren-Garde. Gegründet 1951, 1962, S. 4.

64 Vgl. „Die Schwarzen mit den weißen Westen. Glanzvoller Verlauf der Damensitzung des Kath.-kaufm. Vereins“, in: 
Allgemeine Zeitung 1952 (Ausgabe und Seite unbekannt) [Privates Archiv des KKV Mainz].

katholisch auftrat.63 Anders war dies beim 
wiedergegründeten KKV, der vom Namen her 
bereits als katholisch zu erkennen ist und 
dessen Mitglieder stets betonten, dass sie 
auf Grundlage katholischer Werte agierten. 
Der KKV erhob als katholisch-kaufmänni-
scher Verein explizit den Anspruch, aktiv in 
die Gesellschaft hineinzuwirken, und trat in 
der Nachkriegszeit dezidiert als katholischer 
Fastnachtsverein auf.64 Auch in einzelnen 
katholischen Mainzer Vorortgemeinden ließ 
sich nach 1945 eine aktive Förderung des 
Fastnachtsbrauchtums nachweisen. Noch 
bevor nach dem Zweiten Weltkrieg die Fast-
nacht wieder offiziell stattfinden durfte, 



100 Maylin Amann

wurde sie hier schon gefeiert.65 Letztlich wur-
de Fastnacht – ganz gleich, wo sie begangen 
wurde, von den meisten Katholiken stets als 
„sauber“, „echt“, und „rein“ bezeichnet. Die-
se Auffassung deckte sich auch mit der im 
Martinusblatt verlautbarten „wahren“ Freu-
de, mit der während der „närrischen“ Tage 
„harmlos“ gefeiert werden könne. 
Auch lässt sich in der Nachkriegszeit zu-
gleich eine zunehmende Verschränkung von 
Fastnacht-Feiern und Katholisch-Sein inner-
halb der katholischen Laienschaft beobach-
ten. Ein Beispiel dafür ist der 1946 von der 
Mainzer Kirchengemeinde St. Ignaz veran-
staltete Kinderumzug (s. Abb.).66

Der hier erkennbare Wandel der kirchlichen 

65 Belegt auch bei Friedrich Schütz, Die moderne Mainzer Fastnacht, in: Franz Dumont/Ferdinand Scherf/Friedrich 
Schütz im Auftrag der Stadt Mainz (Hg.), Mainz. Die Geschichte der Stadt, Mainz 1998, S. 809–836, hier S. 827.

66 Foto abgedr. bei Felicitas Janson, Bildzeugnisse der Mainzer Fastnacht im Nationalsozialismus, in: Michael Kiße-
ner/Felicitas Janson (Hg.), Die Fastnacht der nationalsozialistischen „Volksgemeinschaft“. Studien zu Mainz und 
anderen Regionen (Transformationen. Differenzierungen. Perspektiven, Bd. 6), Berlin 2020, S. 213–223, hier S. 
223.

Einstellung und Haltung gegenüber der Fast-
nacht kann nicht auf eine sich ändernde 
Lehrmeinung zurückgeführt werden, son-
dern scheint vielmehr aufgrund eines sich 
weitenden und differenzierenden Blicks auf 
die Fastnacht als gesellschaftliches Ereignis 
eingetreten zu sein. Das Fest wurde nicht 
mehr lediglich als Gegensatz zur Fastenzeit 
wahrgenommen, sondern erhielt auch einen 
lebensweltlichen Bezugspunkt. Die Kirche 
integrierte die Fastnacht zunehmend in ihre 
überkommenen Strukturen; parallel dazu 
integrierte die Institution Kirche sich ande-
rerseits auch selbst vermehrt in die profane 
Welt und sah sich nicht mehr zwangsläufig 
als deren Antagonistin.  
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Die SS in der Gauhauptstadt
Schlaglichter auf die Inklusion der 
„Volksgenossen“ in die NS-„Volksgemeinschaft“ 
durch die Schutzstaffel in Neustadt an der 
Weinstraße

Martin Hanisch

I. Einleitung

1 René Rohrkamp, „Weltanschaulich gefestigte Kämpfer“. Die Soldaten der Waffen-SS 1933–1945 (Krieg in der Ge-
schichte, Bd. 61), Paderborn [u. a.] 2010, S. 16.

2 Der Begriff geht zurück auf Armin Nolzen, Inklusion und Exklusion im „Dritten Reich“. Das Beispiel der NSDAP, in: 
Frank Bajohr/Michael Wildt (Hg.), Volksgemeinschaft. Neue Forschungen zur Gesellschaft des Nationalsozialis-
mus (Die Zeit des Nationalsozialismus. „Schwarze Reihe“), Frankfurt a. M. 2009, S. 60–77, hier S. 62–67.

3 Eine Ausnahme bildet das Werk von Rothländer, das die Frühphase der SS in Wien untersucht. Die Autorin stellt 
in der Einleitung ihrer Arbeit ebenfalls fest, dass „fundierte regionale Studien“ zur Geschichte der SS „vollständig 
fehlen“. Christiane Rothländer, Die Anfänge der Wiener SS, Wien [u. a.] 2012, S. 18.

4 Dieser Beitrag fasst zentrale Ergebnisse meiner Masterarbeit zusammen, die sich mit der SS und ihrem Wirken in 
der pfälzischen Gauhauptstadt auseinandersetzte und im Frühjahr 2023 unter dem Titel „Nationalsozialistische 
Elite? Die Rolle der Schutzstaffel (SS) für die ‚Volksgemeinschaft‘ in Neustadt an der Weinstraße“ an der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz vorgelegt wurde. 

Über die Verbrechen der SS wurden schon 
ganze Bibliotheken geschrieben. Die Rolle 
der Schutzstaffel im Nationalsozialismus, 
ihre Institutionen und teilweise okkultistisch 
anmutenden Riten wurden seit Kriegsende 
1945 intensiv in den Blick der deutschen 
Geschichtswissenschaft genommen und 
die SS-Forschung kann zurecht als „zerklüf-
tet und vielfältig“ bezeichnet werden.1 Bis-
her nahm die geschichtswissenschaftliche 
Forschung dabei vor allem die Rolle der SS 
als „Henker“ in der Verfolgungs- und Ver-
nichtungsmaschinerie des Nationalsozialis-
mus in den Blick. Dabei standen zumeist die 
Verbrechen der SS als Wachmannschaften 
in den Konzentrationslagern oder das Agie-
ren der Waffen-SS auf den Schlachtfeldern 
des Zweiten Weltkriegs im Zentrum des In-
teresses. Wie die Allgemeine SS, in der die 
meisten Mitglieder ehrenamtlich und nach 
Feierabend Dienst taten, zur Integration der 
Menschen zum Nationalsozialismus beitrug, 
welchen Anteil sie an der „Inklusionsmaschi-
ne“2 des Nationalsozialismus hatte, wie sie 
dem Regime zur Macht verhalf und es nach 
der Machtübertragung stützte, wurde gerade 
an regionalen Beispielen in der SS- bzw. NS-
Forschung bisher aber noch kaum beleuch-
tet. Es mangelt an einschlägigen Studien, die 

den Fokus explizit auf das Handeln der Allge-
meinen SS in einer bestimmten Stadt legen,3 
und dies gilt insbesondere für das Gebiet der 
Pfalz, wo sich Untersuchungen zum Natio-
nalsozialismus meist nur am Rande mit der 
Schutzstaffel befassten. Doch während die 
SS einerseits durch oft gewaltvolle Exklusion 
von „Gemeinschaftsfremden“ wie beispiels-
weise jüdischen Menschen, Mitgliedern der 
linken Arbeiterparteien oder ausländischen 
Zwangsarbeitern dabei half, klare Trennungs-
linien zwischen der „Mehrheitsgesellschaft“ 
und den ausgestoßenen Gruppen zu ziehen, 
trug sie andererseits auf vielfältige Weise 
aktiv zur Inklusion der Deutschen in die na-
tionalsozialistische „Volksgemeinschaft“ bei. 
Doch welche Rolle spielte die SS hierbei ge-
nau? Wie funktionierte „Inklusion“ durch die 
SS im Alltag der NS-Diktatur vor Ort? Diesen 
Fragen nachzugehen und Schlaglichter auf 
das Agieren der Schutzstaffel in Neustadt zu 
werfen, ist das Ziel dieses Beitrags.4

Durch ein breit angelegtes Forschungsprojekt 
des Arbeitsbereichs Zeitgeschichte am His-
torischen Seminar der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz mit dem Titel „Neustadt 
an der Weinstraße und der Nationalsozialis-
mus“ wurde die Zeit des „Dritten Reichs“ in 
der pfälzischen Weinmetropole, die bis 1936 
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noch den Namen „Neustadt an der Haardt“ 
trug, in den letzten Jahren ausführlich be-
forscht.5 Ausgehend vom Begriff der „Volks-
gemeinschaft“6  als zentralem Konzept und 
Sehnsuchtsort der NS-Diktatur wurden viel-
fältige Facetten der Geschichte Neustadts 
unter dem Hakenkreuz untersucht. Eine dezi-
dierte Auseinandersetzung mit der Rolle der 
SS konnte dabei jedoch nicht geleistet wer-
den. Freilich war die Schutzstaffel stets Teil 
der Forschungsarbeit,7 nur stand sie eben nie 
im Mittelpunkt derselben und ihr Verhältnis 
zur „Volksgemeinschaft“ blieb offen. Dabei 
lohnt sich der Blick auf die Schutzstaffel in 
der pfälzischen Gauhauptstadt besonders, 
denn in Neustadt war das Zentrum der na-
tionalsozialistischen Macht in der Pfalz. Die 
Gauführung der NSDAP um den exzentri-
schen Gauleiter Josef Bürckel hatte hier ab 
1927 ihren Sitz, und spätestens durch die 
Einrichtung einer Staatspolizeistelle der Ge-
heimen Staatspolizei (Gestapo) ab 1937 und 
des Sicherheitsdiensts (SD) wurde Neustadt 
zum zentralen Angelpunkt des nationalso-
zialistischen Verfolgungsapparats in der Re-
gion.8 Aber auch die SS selbst unterhielt in 
der Stadt zahlreiche Stürme und Einheiten, 
sie prägte den Alltag hunderter Mitglieder 

5 Einen Überblick über die Forschungsergebnisse bieten u. a. die Projekthomepage https://neustadt-und-national-
sozialismus.uni-mainz.de/ und ein umfangreicher Sammelband: Markus Raasch (Hg.), Volksgemeinschaft in der 
Gauhauptstadt. Neustadt an der Weinstraße und der Nationalsozialismus, Münster 2020.

6 Ein Überblick über die Etappen und Entwicklungen der „Volksgemeinschafts“-Forschung und über die Bedeutung 
des Begriffs für die deutsche Geschichtswissenschaft findet sich u. a. bei Detlef Schmiechen-Ackermann, „Volks-
gemeinschaft“!? Vom Streit um Begriffe und Konzepte zur Erweiterung der Forschungsperspektive, in: ders. [u. a.] 
(Hg.), Der Ort der „Volksgemeinschaft“ in der deutschen Gesellschaftsgeschichte (Nationalsozialistische „Volks-
gemeinschaft“, Bd. 7), Paderborn [u. a.] 2018, S. 9–26.

7 Beispielsweise wird das Verhalten der SS-Wachmannschaft im frühen Konzentrationslager Neustadts im Auf-
satz von Miriam Breß, Das (frühe) Konzentrationslager Neustadt. „Erziehung zur Volksgemeinschaft“, in: Raasch, 
Volksgemeinschaft, S. 143–164, behandelt. Auszüge aus SS-Biografien finden sich im Aufsatz von Franz Maier/
Martin Hanisch, Ganz normale Männer? Ein Profil der Neustadter NSDAP, SA und SS, in: ebd., S. 331–349.

8 Vgl. Markus Raasch, Einleitung, in: ders., Volksgemeinschaft, S. 1–60, hier S. 53 f.

9 So hatte etwa auch die Neustadter Gestapostelle Anfang 1945, als die Alliierten die Grenze des Reiches im Wes-
ten überquert hatten, mit der Vernichtung von Akten begonnen und vermutlich erging ein Befehl zur Vernichtung 
von Schriftgut auch von der Gauleitung in Neustadt. Vgl. Walter Rummel, Nationalsozialismus im Alltag. Ein-
sichten, Probleme und Quellen im Kontext der Pfalz, in: Gerhard Nestler [u. a.] (Hg.), Braune Jahre in der Pfalz. 
Neue Beiträge zur Geschichte einer deutschen Region in der NS-Zeit (Beiträge zur pfälzischen Geschichte, Bd. 29), 
Kaiserslautern 2016, S. 9–61, hier S. 43 f. Das Fehlen zusammenhängender Aktenbestände ist ein grundsätz-
liches Problem der SS-Forschung. Die erhaltenen Akten der Allgemeinen SS sind „noch fragmentarischer und 
ungeordneter als die der Reichsführung“ und – wenn überhaupt erhalten – oftmals über verschiedene Archive 
verstreut. Bastian Hein, Elite für Volk und Führer? Die Allgemeine SS und ihre Mitglieder 1925–1945 (Quellen und 
Darstellungen zur Zeitgeschichte, Bd. 92), München 2012, S. 8. Bis in die Mitte der 1930er-Jahre gab es in den 
Sturmbannen und Standarten praktisch keine hauptamtlichen Angestellten (in den Stürmen existierten bis 1945 
überhaupt keine), was dazu beigetragen haben dürfte, dass dort Verkehrsschriftgut überhaupt nur sporadisch an-
gefertigt und archiviert wurde. Durch diverse Reorganisationen in der Verwaltungsstruktur der SS gingen darüber 
hinaus wohl zahlreiche Dokumente verloren. Vgl. ebd.

und unterhielt eigene Verwaltungsstruktu-
ren mit hauptamtlichen Angestellten, die 
der 10. SS-Standarte „Pfalz“ angehörten, de-
ren Führung zwischen 1930 und 1937 ihren 
Sitz in Neustadt hatte.
Um das Verhältnis von SS und „Volksge-
meinschaft“ zu ergründen, wurde ein um-
fangreiches Quellen- und Literaturstudium 
betrieben. Dabei stieß das Vorhaben jedoch 
an gewisse Grenzen. Zeitzeugenberichte lie-
gen in Bezug auf die SS in Neustadt bisher 
nicht vor, und genau wie viele andere Unter-
suchungen zur „Volksgemeinschaft“ in Neu-
stadt kann sich auch dieser Beitrag nicht 
auf Egodokumente aus den Reihen der SS 
stützen. Tagebucheinträge oder Briefe, die 
über die Selbstwahrnehmung der Beteilig-
ten berichten, sucht man vergeblich – ein 
grundsätzliches Problem, mit welchem die 
SS-Forschung auch außerhalb Neustadts 
konfrontiert wird. Zusammenhängende Ak-
tenkonvolute, etwa aus der Verwaltung der 
Neustadter SS-Stürme oder den darüber-
liegenden Hierarchieebenen, lassen sich in 
den einschlägigen Archiven nicht finden 
und dürften wohl mehrheitlich zu Kriegsen-
de vor dem Anrücken der Alliierten vernich-
tet worden sein.9 Diesem Umstand konnte 
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durch einen biografisch angelegten Zugang, 
konkret durch eine Recherche im Bundes-
archiv in Berlin, begegnet werden. Dort sind 
personenbezogene Akten von einfachen SS-
Männern und einflussreichen SS-Führern 
Neustadts aufbewahrt und konnten meist 
über die Bestände des ehemaligen Berlin Do-
cument Centers auf Mikrofilmen eingesehen 
werden.10 Im Landesarchiv Speyer konnte 
eine Auseinandersetzung mit zahlreichen 
Akten aus den Spruchkammerverfahren zur 
Entnazifizierung vorgenommen werden.11 
Hierbei musste eine möglichst sorgfältige 
Quellenkritik erfolgen, denn es liegt in der 
Natur der Sache, dass Aussagen von ehema-
ligen SS-Angehörigen vor Gericht mit grund-
sätzlicher Vorsicht begegnet werden muss. 
Weiterhin sind die Ermittlungsakten der 
Staatsanwaltschaft Frankenthal von Belang. 
Sie dokumentieren die juristische Aufarbei-
tung von zahlreichen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in Neustadt und Umgebung 
nach 1945.12 Im Hessischen Staatsarchiv 
Marburg fanden sich Unterlagen des SS-

10 Betreffender Bestand: Bundesarchiv Berlin (BArch), R 9361 III. 

11 Enthalten im Landesarchiv Speyer (LASp), Bestand R 18.

12 Entsprechende Akten sind im Bestand LASp, J 72 zu finden.

13 Dies liegt auch darin begründet, dass die Zeitung trotz des Auftauchens neuer Informationsquellen wie Rundfunk 
und Film das wichtigste Medium im Nationalsozialismus war und ca. 80 Prozent der deutschen Haushalte eine 
Tageszeitung bezogen. Vgl. Hein, Elite, S. 10. 

14 Rede von Heinrich Himmler auf der Gruppenführerbesprechung in München, 8.11.1937, BArch, NS 19/4004, zit. 
n. Peter Longerich, Heinrich Himmler. Biographie, München 2008, S. 365.

15 Hein, Elite, S. 93.

Oberabschnitts „Rhein“, dem die Neustadter 
SS-Stürme und ihre Standarte von April 1937 
bis vermutlich Juli 1940 unterstanden. Lei-
der beschränkt sich das Quellenmaterial hier 
auf einige wenige allgemeine Befehle an die 
Standarte, die jedoch nützlich waren, um das 
Zeitgeschehen überregional zu kontextua-
lisieren. Besonders ergiebig zeigte sich eine 
Recherche im Stadtarchiv Neustadt, wo ein 
umfangreiches Archiv zu zeitgenössischen 
pfälzischen Presseerzeugnissen vorliegt. An-
hand einer Suchanfrage in der Datenbank, in 
der alle Artikel aus den entsprechenden Pub-
likationen verzeichnet sind, konnten mehre-
re hundert Treffer mit Schlagworten wie „SS“ 
oder „Schutzstaffel“ im Verbund mit „Neu-
stadt“ erzielt werden. Freilich musste bei der 
Auswertung beachtet werden, dass vor allem 
in der nach 1933 gleichgeschalteten Presse 
nur ein äußerst selektiver Blickwinkel auf das 
Wirken der SS zu erlangen ist. Aus der regen 
Zeitungsberichterstattung ließ sich jedoch 
das alltägliche Wirken der SS gut erfassen.13

II. Das Selbstbild 
„Die SS ist ein soldatischer, nationalso-
zialistischer Orden nordisch bestimmter 
Männer und eine geschworene Gemein-
schaft ihrer Sippen.“14 Mit diesen Worten 
definierte Heinrich Himmler ‚seine‘ Schutz-
staffel. Die SS sah sich als familienähn-
licher Verbund von Männern, die sich der 
Idee des Nationalsozialismus und insbe-
sondere der Person Adolf Hitlers in „unbe-
dingter Loyalität“ und Treue verschrieben 
hatten.15 Dabei stilisierte sie ihre Mitglie-
der, ihre „politischen Soldaten“, zu einer 

„Weltanschauungselite“, die die national-
sozialistische Idee noch fanatischer und 
bedingungsloser als alle anderen Parteian-
hänger vertreten sollte. Neben einem spe-
zifischen Geschlechterrollenideal, das von 
den SS-Männern besonders „männliche“ 
Tugenden und Attribute verlangte, sah sie 
sich auch als „rassische“ und körperliche 
Elite des Nationalsozialismus und seiner 
„Volksgemeinschaft“. In ihren Mitgliedern 
sollten die besten Erbanlagen des deut-
schen Volkes vorhanden sein und durch die 
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Zeugung von Nachwuchs weitergegeben 
werden.16 Die SS sah sich als elitäre „Ver-
schwörergemeinschaft“, die ausschließlich 
das beste „Menschenmaterial“ der „Volksge-
meinschaft“ in sich vereinen wollte.17

Anders als bei den kasernierten SS-Verfü-
gungstruppen und SS-Totenkopfverbänden 
handelte es sich bei der Allgemeinen SS um 
eine Organisation, in der sich die Mitglieder 
nebenberuflich und unentgeltlich in ihrer 
Freizeit engagierten (eine Ausnahme bilde-
ten die hauptamtlich angestellten Führer 
und Mitarbeiter in den Stäben). Die Männer 
waren laut Verordnung Himmlers seit Anfang 
der 1930er-Jahre dazu verpflichtet, mindes-
tens viermal im Monat zum SS-Dienst anzu-
treten und jeden ersten Sprechabend im Mo-
nat der örtlichen NSDAP zu besuchen. Zur 
Ableistung des Dienstes konnte auch die Teil-
nahme an Propagandafahrten, Aufmärschen 
etc. gezählt werden.18 Nach der Machtüber-
tragung an die Nationalsozialisten und dem 
damit einsetzenden Massenzustrom zu SS 
und SA wurde das Dienstpensum erhöht und 
es sollten nun von jedem SS-Mann zwei dop-
pelstündige Dienstabende pro Woche und 
zwei vierstündige Sonntagsdienste pro Mo-
nat abgeleistet werden.19 Die wöchentlichen 
Dienstabende sollten dabei je zur Hälfte mit 
Sport und weltanschaulicher Schulung ver-

16 Vgl. ebd. Dieser Eliteanspruch wurde nicht nur immer wieder in einer großen Zahl von Reden und Publikationen 
der SS beschworen, sondern auch von Adolf Hitler anerkannt. Die SOPADE-Berichte der SPD übernahmen das 
Bild der SS als NS-Elitetruppe ebenfalls. Vgl. ebd., S. 100, 113. Amy Carney, Marriage and Fatherhood in the Nazi 
SS (German and European Studies, Bd. 30), Toronto [u. a.] 2018, S. 5, bezeichnet die SS sogar als „burgeoning 
racial aristocracy“, also als „aufkeimende Rassenaristokratie“ des „Dritten Reichs“.

17 Eugen Kogon, Der SS-Staat. Das System der deutschen Konzentrationslager, Hamburg ²2014, S. 44.

18 Vgl. Hein, Elite, S. 213.

19 Vgl. Berno Bahro, Der SS-Sport. Organisation – Funktion – Bedeutung, Paderborn 2013, S. 89. Hein, Elite, S. 213, 
spricht von Sonntagsdienst mit drei- bis sechsstündigen Dienstzeiten.

20 Vgl. Hein, Elite, S. 217, 232.

21 Vgl. ebd., S. 214.

22 Vgl. Bastian Hein, „Ein nationalsozialistischer, soldatischer Orden nordisch bestimmter Männer.“ Die Schutzstaf-
fel (SS), in: Stephanie Becker/Christoph Studt (Hg.), „Und sie werden nicht mehr frei sein ihr ganzes Leben.“ Funk-
tion und Stellenwert der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände im „Dritten Reich“ (Schrif-
tenreihe der Forschungsgemeinschaft 20. Juli 1944 e. V., Bd. 16), Berlin 2012, S. 69–86, hier S. 82.

23 Vgl. Musterung für die SS, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 4.11.1937, S. 5.

24 Longerich, Himmler, S. 136.

bracht werden, die Sonntagsdienste waren 
vor allem für (vor-)militärische Gelände-
übungen vorgesehen.20 Hatte ein SS-Mann 
das 35. Lebensjahr überschritten, konnte er 
ab 1934 in die SS-Reserve überführt werden 
und hatte dort nur noch den halben Dienst 
abzuleisten.21 Aufgrund des regelmäßigen 
Dienstes kannten sich die Männer gut und 
verbrachten viel Zeit miteinander, was einen 
speziellen Korpsgeist entstehen ließ. Die SS-
Stürme wurden so neben der Familie häufig 
zum Lebensmittelpunkt und die Mitglied-
schaft besaß einen hohen Stellenwert.22 
Wollte ein Interessent der SS beitreten, 
musste er zunächst eine ausführliche Mus-
terung durchlaufen.23 Dabei wurden Beurtei-
lungen über „rassische“, „erbgesundheitliche“ 
und andere Merkmale sowie vermeintliche 
Charaktereigenschaften angefertigt. Die 
Zulassung nach „rassischen Kriterien“, die 
über die Aufnahme entschieden, war nach 
Himmlers Auffassung unumgänglich, da die 
SS nicht eine Massenorganisation sein soll-
te, sondern gemäß ihres elitären Charakters 
ausschließlich die „rassische Avantgarde“ 
in ihren Reihen haben wollte.24 Außerdem 
musste der Bewerber seinen politischen, 
militärischen und zivilen Lebenslauf und al-
lerhand sonstige Daten angeben, die durch 
die SS mit einer wahren Sammelleidenschaft 
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erfasst und ausgewertet wurden.25 Laut Ver-
fügung des den Neustadter Stürmen überge-
ordneten Abschnitts XI konnten ab Oktober 
1933 nur noch Bewerber im Alter von 18–23 
Jahren und einer Mindestkörpergröße von 
170 cm, „kerngesund und rein arischer Ab-
stammung“ aufgenommen werden.26 Nach-
dem man bei der Musterung in der Anfangs-
zeit wegen Personalmangels öfter ein Auge 
zugedrückt hatte,27 wurden die Neubewerber 
nach der Machtübertragung strenger ausge-
wählt und es kam zu zahlreichen Ablehnun-
gen von Interessenten.28 
Nach einer gewissen Probezeit legten die SS-
Anwärter ihren Treueeid auf den „Führer“ ab. 
Nach der Machtübertragung geschah dies, 
wie auch in anderen Stürmen im Reich, am 
9.  November, dem für SS und Partei zent-
ralen Gedenktag der Bewegung, im Anden-
ken an den gescheiterten Hitlerputsch von 
1923. Die Feierlichkeiten hierzu fanden im 
Hof des Neustadter Rathauses oder auf dem 
Adolf-Hitler-Platz, dem heutigen Marktplatz, 
statt.29 Die Szenerie wurde von Fackelschein 

25 Vgl. Christian Ingrao, Hitlers Elite. Die Wegbereiter des nationalsozialistischen Massenmords, Berlin 2012, S. 23.

26 SS-Sturmbann 4/10 Neustadt, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 24.10.1933, S. 9. „Rein 
arische Abstammung“ bedeutete in diesem Zusammenhang, dass sich keine „nicht-arischen“ Vorfahren in der 
Ahnenreihe des SS-Mannes finden durften. War dies doch der Fall, wurde der Beitritt verweigert bzw. das Mitglied 
wurde im schlimmsten Fall aus der Organisation verstoßen, wenn dies nachträglich herauskam. Vgl. Longerich, 
Himmler, S. 312; Hein, Elite, S. 189.

27 Vgl. Hein, Elite, S. 131.

28 Stellvertretend für Ablehnungen aufgrund mangelnder „rassischer“ Voraussetzungen vgl. Fragebogen von Heinrich 
Zimmermann, 31.12.1948, LASp, R 18/23577.

29 Vgl. u. a. Vereidigung der SS-Bewerber, Pfälzer Anzeiger, 7.11.1936, o. S.

30 Vgl. Unsere Ehre heißt Treue, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 10.11.1936, S. 5.

31 Vgl. Nächtliche Feierstunde, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 11.11.1938, S. 6. 

32 SS-Befehl, 9.11.1936, BArch, NS 19/3902, zit. n. Longerich, Himmler, S. 315. Zur Vereidigung der neuen SS-An-
wärter und insbesondere zu den Prüfungen, die bis zur Vollaufnahme in die SS abzulegen waren, siehe u. a. Heinz 
Höhne, Der Orden unter dem Totenkopf. Die Geschichte der SS, München 2002, S. 138 f.

33 Vgl. Vereidigung der SS-Anwärter, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 30.1.1936, S. 6; Unsere Ehre heißt Treue, NSZ 
Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 10.11.1936, S. 5. 

beleuchtet, Fahnen mit den SS-Runen flat-
terten im Wind und eine Ehrengarde der 
Schutzstaffel marschierte auf.30 Unter der 
Anwesenheit hoher Führer von SS, Hitler-
jugend und der NSDAP wurden die SS-Be-
werber in den Sturm aufgenommen.31 Vor-
her mussten sie einen persönlichen Eid auf 
den „Führer“ leisten: „Ich schwöre dir, Adolf 
Hitler, als Führer und Kanzler des Deutschen 
Reiches Treue und Tapferkeit. Ich gelobe Dir 
und den von Dir bestimmten Vorgesetzten 
Gehorsam bis in den Tod. So wahr mir Gott 
helfe.“32 
Um den Eid zu besiegeln, berührte jeder Be-
werber die Sturmfahne, die auf dem Reichs-
parteitag mit der „Blutfahne“ geweiht 
worden war und gab dem Sturmführer die 
Hand.33 Dieser öffentliche Treueschwur vor 
dem Neustadter Publikum dürfte ein prägen-
des Erlebnis für die SS-Anwärter dargestellt 
und ihre Bindung zur Schutzstaffel, zum na-
tionalsozialistischen Staat und vor allem zur 
Person Hitlers deutlich vertieft haben.
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III. Holprige Anfänge

34 Vgl. Handschriftlicher Lebenslauf von Ernst Ludwig Leyser, o. D., BArch, R 9361 III/540344 (Leyser, Ernst Ludwig); 
Franz Maier, Biographisches Organisationshandbuch der NSDAP und ihrer Gliederungen im Gebiet des heutigen 
Landes Rheinland-Pfalz (Veröffentlichungen der Kommission des Landtages für die Geschichte des Landes Rhein-
land-Pfalz, Bd. 28), Mainz/Zarrentin ²2009, S. 64. Zur Person siehe u. a. Dieter Wolfanger, Ernst Ludwig Leyser. 
Stellvertretender Gauleiter der NSDAP in der Saarpfalz. Eine biographische Skizze, in: Jahrbuch für westdeutsche 
Landesgeschichte 14, 1988, S. 209–217; Maier/Hanisch, Profil, S. 332 f.

35 Vgl. Paul Hoser, Schutzstaffel (SS), 1925–1945, in: Historisches Lexikon Bayerns. URL: https://www.historisches-
lexikon-bayerns.de/Lexikon/Schutzstaffel_(SS),_1925-1945 [letzter Aufruf am 24.11.2022], o. S.

36 „Mein Werdegang“ von Ernst Ludwig Leyser, o. D., LASp, R 18/26018.

37 Vgl. Hans-Joachim Heinz, NSDAP und Verwaltung in der Pfalz. Allgemeine innere Verwaltung und kommunale 
Selbstverwaltung im Spannungsfeld nationalsozialistischer Herrschaftspraxis 1933–1939. Ein Beitrag zur zeit-
geschichtlichen Landeskunde (Geschichte im Kontext, Bd. 1), Mainz 1994, S. 55.

38 Vgl. Maier/Hanisch, Profil, S. 333.

39 „Mein Werdegang“ von Ernst Ludwig Leyser, o. D., LASp, R 18/26018.

Anspruch und Wirklichkeit gingen vor allem 
in der Frühphase der noch jungen Schutz-
staffel deutlich auseinander. Der erste SS-
Sturm in Neustadt wurde bereits am 28. 
September 1925 durch Ernst Ludwig Leyser 
gegründet.34 Wenige Tage zuvor hatte am 
21. September Julius Schreck, der damalige 
Oberbefehlshaber der SS, dazu aufgerufen, 
an jedem Standort einer NSDAP-Ortsgruppe 
auch eine Schutzstaffel mit mindestens zehn 
Mann zu gründen.35 In seiner Anfangszeit be-
stand der Neustadter SS-Sturm aus lediglich 
zwölf „jungen und durchweg arbeitslosen“ 
Männern, die weder die SS-Uniform trugen 
noch eine Ausbildung erhalten durften auf-
grund der Auflagen der französischen Besat-
zungsmacht.36 Es lief wohl in der Anfangszeit 
vor allem darauf hinaus, den arbeitslosen 
Männern eine sinnvolle Beschäftigung und 
das Gefühl von Kameradschaft zu bieten, 
und weniger darauf, eine schlagkräftige Trup-
pe aufzustellen.37 Dementsprechend war 
man bei der zweiten öffentlichen NSDAP-
Versammlung in Neustadt am 25. Oktober 
1925 auch gezwungen, Unterstützung beim 
Frankenthaler SA-Sturm anzufordern, da 
sich die SS noch nicht gewachsen sah, den 
Saal- und Rednerschutz der Veranstaltung 
in Eigenregie zu übernehmen.38 Leyser selbst 
musste eingestehen, dass die Gründung ein 
ziemlicher Reinfall war. Die Begeisterung 
der Männer für die SS erlahmte rasch und 
so „schlief die Sache bereits im März 1926 
sang- und klanglos wieder ein“, ohne dass die 
Truppe mit großem Aktionismus aufwarten 
konnte.39 

Dies sollte sich erst einige Jahre später än-
dern. Der genaue Zeitpunkt der Neugrün-
dung des Neustadter SS-Sturms ist nicht 
ganz eindeutig zu datieren, er dürfte jedoch 

Ernst Ludwig Leyser, stellvertretender Gauleiter 
und Gründer des ersten SS-Sturms in Neustadt 
an der Weinstraße Festschrift zur 10-jährigen 

Gründungsfeier der Ortsgruppe Neustadt an der Haardt 

der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, 

Neustadt 1935, S. 5 (Stadtarchiv Neustadt an der 

Weinstraße (StANW), 392)
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zwischen dem Jahreswechsel 1928/1929 
und August 1930 anzusetzen sein.40 Öf-
fentliche Aktivitäten des Sturms sind je-
denfalls erst nach Abzug der französischen 
Besatzungstruppen am 30. Juni 1930 
festzustellen. Der Neustadter SS-Sturm 
war bis Kriegsende unter wechselnden Be-
zeichnungen durchgängig aktiv,41 wobei 
über die Mannstärke keine Angaben be-
kannt sind.42 Es ist jedoch anzunehmen, 
dass es gerade in der „Kampfzeit“ vor der 
Machtübertragung zu einer großen Fluktu-
ation der Mitglieder kam, wie es überall im 
Reich der Fall war.43 Auch ein Reservesturm 
und mehrere Spezialstürme, auf die in der 
Folge noch detaillierter eingegangen wird, 
wurden vorübergehend aufgestellt.44 Kurz 
darauf wurden auch die Sitze der darüber 
liegenden Organisationsabschnitte, näm-
lich eines SS-Sturmbanns und der XXXII. 
SS-Standarte „Rheinpfalz“, ab 8. Oktober 
1930 umbenannt in 10. SS-Standarte 
„Pfalz“, in Neustadt angesiedelt.45 Die Füh-
rung der Standarte verblieb bis Dezember 
1937 in Neustadt, bis sie nach Kaisers- 
lautern verlegt wurde.46 Auch die Führung 

40 Dieter K. Kuntz, The Rise of the Nazi Movement in French-Occupied Germany. The Palatinate in Crisis 1918–1933. 
Diss. phil., Lawrence 1996, S. 295, beziffert das Datum der Neugründung auf Spätjahr 1928 bis Frühjahr 1929, 
jedoch mit unklarer Quellenangabe. Niels Weise, Eicke. Eine SS-Karriere zwischen Nervenklinik, KZ-System und 
Waffen-SS, Paderborn [u. a.] 2013, S. 79, übernimmt diese Angabe von Kuntz. Heinz, Verwaltung, S. 56, benennt 
1929 als Jahr der Neugründung. Verantwortlich hierfür sei SS-Standartenführer Willy Schmelcher gewesen. Diese 
Darstellung ergibt jedoch wenig Sinn, da Schmelcher laut der Akte zu seinem Spruchkammerverfahren erst 1930 
von der SA zur SS übertrat und im Jahr 1931 mit der Führung eines SS-Sturms betraut wurde. Vgl. Urteilsbegrün-
dung der Sonderspruchkammer für die Internierten des Lagers Balingen, 17.11.1948, Staatsarchiv Sigmaringen 
(StAS), Wü 13 T 2/2673/020. Denkbar ist jedoch auch, dass die Neugründung de facto erst nach Abzug der Fran-
zosen aus der Pfalz erfolgte, also ab dem 1. Juli 1930. Dazu würden die Angaben in einem Polizeibericht über den 
späteren Führer des Neustadter Sturms, Eugen Huber, passen. Dort heißt es, dass Huber direkt „bei der Gründung 
der SS […] im Aug. 1930“ eingetreten sei. Polizeibericht über den Lebenslauf von Eugen Huber, o. D., LASp, J 72/322. 

41 So ist beispielsweise für das Jahr 1931 die Existenz eines Sturms 4/II/10 in Neustadt belegt. Vgl. Stadt- & Dorf-
Anzeiger, 19.11.1931, S. 4. 1933 existierte ein Sturm 1/IV/10, der vermutlich kurze Zeit später in Sturm 9/III/10 
umbenannt wurde. Vgl. SS-Sturm 1/IV/10, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 24.10.1933, S. 9; Familienabend der 
Neustadter SS, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 23.1.1935, S. 6. 

42 Dass es insbesondere für den Zeitraum zwischen 1925 und 1934 schwierig bis unmöglich ist, Aussagen über die 
Mannstärke der SS zu treffen, ist ein Zustand, der nicht nur auf Neustadt zutrifft, sondern auch auf praktisch alle 
anderen Stürme und die gesamte SS im Reich. In der „Kampfzeit“ verzichtete man häufig auf das Anfertigen von 
ausführlichen Mitgliederlisten, um staatlicher Repression zu entgehen, und mit dem starken Zustrom der „März-
gefallenen“ während der „Boom-Phase“ direkt nach der Machtübertragung war die SS-Bürokratie wohl schlicht-
weg überfordert, weshalb Listen nur unvollständig oder gar nicht geführt wurden. Vgl. Hein, Elite, S. 150 f.

43 Vgl. ebd., S. 151. 

44 Vgl. Protokoll zur Führerbesprechung, 11.5.1935, BArch, R 9361 III/558329 (Stettler, Johann). Die Reserve be-
stand vermutlich dauerhaft und wurde zwischenzeitlich unter der Bezeichnung Sturm 3/III/10 bzw. 4/III/10 ge-
führt. Vgl. Wehrsport am Sonntag, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 14.11.1938, S. 6. 

45 Vgl. Weise, Eicke, S. 78.

46 Vgl. Übersicht der SS-Personalkanzlei: Die Führer der SS-Oberabschnitte und Abschnitte der Standarten, o. D., 
BArch, NS 33/21. Maier, Organisationshandbuch, S. 109, datiert die Verlegung nach Kaiserslautern auf Juni 1938.

SS-Standartenführer Willy Schmelcher 
LASp, X 3/2904
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des SS-Abschnitts XXXIV befand sich zwi-
schen Januar 1937 und mindestens Dezem-
ber 1938 in Neustadt,47 so dass vor Ort eine 
rege Aktivität von haupt- und nebenamt-
lichen SS-Mitgliedern in den aktiven Stür-
men und Verwaltungsstäben aufkam. Die 
Führung des Neustadter Sturmes wechselte 
in der Anfangszeit häufig und fand erst in 
der Person Willy Schmelchers48 Kontinui-

47 Maier, Organisationshandbuch, S. 64, datiert den Zeitpunkt der Verlegung des Abschnittssitzes von Neustadt 
nach Saarbrücken vage auf „während des Krieges“. Im Dezember 1938 befand sich der Sitz definitiv noch in Neu-
stadt. Vgl. Beförderungsvorschlag, 14.12.1938, BArch, R 9361 III/551530 (Rüger, Georg).

48 Zur Person siehe u. a. Maier/Hanisch, Profil, S. 335 f.; Franz Maier, Aufräumarbeiten an der Volksgemeinschaft. 
Die Entnazifizierung, in: Raasch, Volksgemeinschaft, S. 727–740, insb. S. 733 f. Leider war Schmelchers SS-Per-
sonalakte (BArch, R 9361 III/553457 (Schmelcher, Willy)) bei der Recherche im Bundesarchiv nicht einsehbar. Zu 
seinem Vornamen finden sich unterschiedliche Schreibweisen: In seiner Spruchkammerakte findet sich die Be-
zeichnung Willy, in SS-Führerlisten ist der Vorname „Willi“ zu finden. Vgl. Anlage zum Führerprotokoll, 23.8.1932, 
BArch, R 9361 III/547329 (Petri, Heinrich); Urteilsbegründung der Sonderspruchkammer für die Internierten des 
Lagers Balingen, 17.11.1948, StAS, Wü 13 T 2/2673/020.

49 Vgl. Maier, Organisationshandbuch, S. 412–415.

50 Vgl. Weise, Eicke, 159–163.

51 Vgl. SA und SS am Sonntag dienstfrei, Pfälzer Anzeiger, 4.12.1936, o. S. Zu Funktion und Wirkung des Absperr-
dienstes siehe u. a. Hein, Elite, S. 269. 

52 Vgl. Weise, Eicke, S. 142, 390.

53 Michael Kißener, Die Verheißung der Volksgemeinschaft. Politische Ziele und propagandistische Mittel der 
NSDAP in Neustadt, in: Raasch, Volksgemeinschaft, S. 97–109, hier S. 104.

54 Vgl. Kogon, SS-Staat, S. 366. Insbesondere in der „Kampfzeit“ und kurz nach der Machtübertragung unterschie-
den sich die Tätigkeiten von SS und SA in der Praxis kaum voneinander und beide Organisationen agierten oft eng 
aufeinander abgestimmt. Vgl. Hein, Elite, S. 47.

55 Hans-Joachim Heinz, „… die Reihen fest geschlossen“. Organisationsgeschichtliche Aspekte der pfälzischen 
NSDAP und ihrer Gliederungen, in: Gerhard Nestler/Hannes Ziegler (Hg.), Die Pfalz unterm Hakenkreuz. Eine 
deutsche Provinz während der nationalsozialistischen Terrorherrschaft, Landau/Pfalz 1993, S. 87–118, hier S. 95.

tät, der am 30. Januar 1931 die Leitung des 
Sturmes49 und ab Oktober 1932 auch die 
Führung der Standarte übernahm.50 Unter 
Schmelchers Führung entwickelte die SS vor 
Ort einen lebhaften Aktionismus und trug 
auf vielfältige Art zum Machtausbau der Na-
tionalsozialisten bei. 

IV. Kampf um die Straße: SS als Propaganda- und Schlägertruppe
Wie bereits im Namen „Schutzstaffel“ deut-
lich wird, bestand eine der ersten Aufgaben 
der SS darin, zusammen mit der SA für Per-
sonenschutz bei öffentlichen NS-Veranstal-
tungen zu sorgen und den prestigeträchtigen 
Absperrdienst bei Versammlungen zu über-
nehmen.51 So etwa bei einer Wahlkampf-
veranstaltung Adolf Hitlers, die am 25. Juli 
1932, sechs Tage vor der Reichstagswahl vom 
31. Juli, im Neustadter Stadion abgehalten52 
und von den Zeitgenossen als ein „außer-
ordentliches Ereignis“ wahrgenommen wur-
de.53 Auch wenn der klassische Saalschutz 
bei NS-Veranstaltungen häufig von der deut-
lich größeren SA übernommen wurde, be-

teiligte sich die SS im Zweifelsfall ebenso an 
Saalschlachten mit anwesenden politischen 
Gegnern.54 Die Schutzstaffel wirkte so als 
„Transmissionsriemen“ zur „Ergreifung“ und 
Konsolidierung der Macht.55 Zwar stand sie 
auch in Neustadt bis zur Entmachtung der 
Gruppe um Ernst Röhm 1934 noch personell 
und machtpolitisch deutlich im Schatten der 
um ein Vielfaches größeren SA. Gleichwohl 
trugen auch die SS-Männer ihren Teil dazu 
bei, dass die Nationalsozialisten in Neustadt 
eines ihrer Ziele erreichen konnten, nämlich 
durch eine aggressive Demonstrationspolitik 
ihren politischen Konkurrenten die Verein-
nahmung des öffentlichen Raums streitig zu 
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machen, um ihre Propaganda zu entfalten.56

Bei ihrer „täglichen Kleinarbeit“ auf der Stra-
ße konnte das Rekrutieren neuer Mitglieder 
erprobt werden, es wurden Wahlkampfpla-
kate geklebt und Flugblätter verteilt.57 Pro-
pagandamärsche ins Umland waren eine oft 
genutzte Gelegenheit, um die Verheißung 
von einer „sozial gerechten“ NS-„Volksge-
meinschaft“ in die Dörfer zu tragen, und die 
SS konnte sich dabei als „Kümmerer“ für so-
zialschwache „Volksgenossen“ inszenieren. 
So verteilte ein Neustadter SS-Sturm im 
Zuge einer Propagandafahrt im Januar 1933 
Eintopf an die „notleidende Bevölkerung“ im 
benachbarten Dorf Duttweiler, wenige Tage 
vor der Machtübertragung an die National-
sozialisten.58 

56 Vgl. Dorothee Hochstetter, Motorisierung und „Volksgemeinschaft“. Das Nationalsozialistische Kraftfahrerkorps 
(NSKK) 1931–1945 (Studien zur Zeitgeschichte, Bd. 68), München 2005, S. 40.

57 Hein, Elite, S. 47.

58 Duttweiler, NSZ Rheinfront, 23.1.1933, S. 4. Das Wahlergebnis aus Duttweiler dürfte den Aufwand der National-
sozialisten im Übrigen gerechtfertigt haben: Bei der Wahl am 5. März 1933 stimmten dort über 60 Prozent für die 
NSDAP. Vgl. Wahlergebnisse, Pfälzischer Kurier, 6.3.1933, zit. n. Miriam Breß, Die frühen Verfolgungen. Schutz-
haft als Mittel zur Herstellung der Volksgemeinschaft, in: Raasch, Volksgemeinschaft, S. 125–142, hier S. 126.

59 Der Demonstrationszug umfasste ca. 8000 Mann SA und SS, wobei die Schutzstaffel wohl nur einen kleinen Teil 
ausmachte. Vgl. Schüsse auf marschierende SS, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 11.7.1932, S. 2.

Diese korrigierende Imagepflege dürfte ein 
kalkulierter Schachzug gewesen sein, denn 
die SS wurde in ihrer Funktion als Perso-
nenschutz für NS-Führer und als Schläger-
truppe häufig mit Gewalttaten in Verbin-
dung gebracht. Die gewaltvollen politischen 
Konfrontationen hatten sich gegen Ende 
der Weimarer Republik immer weiter hoch-
geschaukelt und vor allem im Jahr 1932 war 
die Lage häufig außer Kontrolle geraten, als 
die Straßenschlachten zwischen National-
sozialisten und Antifaschisten im ganzen 
Reich ihren Höhepunkt erlangten. Die blu-
tigste Auseinandersetzung in Neustadt da-
tiert vom 10. Juli 1932, als die gesamte pfäl-
zische SA und SS zu einem Propagandazug 
in Neustadt aufmarschierte.59 Während der 

Wahlkampfveranstaltung Hitlers im Neustadter Stadion. Am Mikrofon Gauleiter Bürckel. Männer der 
10. SS-Standarte „Pfalz“ bilden den Redner- bzw. Personenschutz des „Führers“. Juli 1932 Festschrift 

zur 10-jährigen Gründungsfeier der Ortsgruppe Neustadt an der Haardt der Nationalsozialistischen Deutschen 

Arbeiterpartei, Neustadt 1935, S. 29 (StANW, 392)
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Demonstrationszug der Nationalsozialisten 
– gewiss nicht ganz zufällig – am Lokal „Mün-
zer“ vorbeizog, das vor allem von Anhängern 
der Eisernen Front besucht wurde, kam es zu 
Auseinandersetzungen. SS-Männer hatten 
mit ihren Schulterriemen und Fäusten auf 
SPD-Anhänger eingeprügelt, die vor dem Lo-
kal gestanden hatten. Daraufhin fielen aus 
der Wirtschaft Schüsse auf den Demons-
trationszug und verletzten drei SS-Ange-
hörige schwer.60 Eine Gruppe aufgebrachter 
SS-Männer schlug nun die Fensterscheiben 
des Lokals ein, stürmte das Gebäude und 
konnte von blutiger Lynchjustiz nur durch 
das Eingreifen von mit Gewehren bewaffne-
ter Schutzpolizei abgehalten werden. Auch 
in der Kellereistraße kam es zu Auseinander-
setzungen, als SS-Männer aus einem Haus 

60 Einer der SS-Männer verlor durch einen Kopfschuss ein Auge, ein weiterer trug durch einen Ohrensteckschuss 
langfristige Gehörschäden davon. Vgl. Schüsse auf marschierende SS, Pfälzischer Kurier, 10.7.1932, S 3; Die 
Schüsse auf die SA, Pfälzischer Kurier, 27.10.1932, S. 3. Der Name der Wirtschaft wird in den Quellen auch als 
„Pfalzbräu“ und „Zur Pfalz“ angegeben.

61 Der Aufmarsch der SA und SS, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 4.7.1932, S. 2.

62 Vgl. Hein, Elite, S. 51 f. Die SS hatte bei Auseinandersetzungen in der „Kampfzeit“ sogar eine um 50 Prozent höhere 
Verletztenquote als die SA aufzuweisen, was verdeutlicht, wie häufig ihre Angehörigen an Auseinandersetzungen 
beteiligt waren. Dass sie bei Saal- und Straßenschlachten auch insgesamt gewalttätiger als die SA vorging, lässt 
sich anhand von Kriminalstatistiken vermuten, wonach SS-Männer im Vergleich fast doppelt so oft von Strafver-
folgung betroffen waren. Vgl. ebd., S. 52, 56.

heraus beworfen wurden und Haustür und 
Fensterscheiben einschlugen, um ins Gebäu-
de zu gelangen. Auf einer anschließenden 
NSDAP-Großkundgebung im Neustadter 
Stadion vor ca. 12.000 Menschen griff der 
Redner, Reichsorganisationsleiter Robert 
Ley, die Schüsse auf die SS bereitwillig auf, 
stilisierte die Verletzten zu Märtyrern der 
Bewegung und forderte die „Ausrottung“ der 
„roten Mordpest“.61 Damit folgte die SS auch 
in Neustadt einer in der „Kampfzeit“ belieb-
ten Taktik der Nationalsozialisten, wonach 
diese in „roten“ Straßen und Kiezen beson-
ders gezielt aufmarschierten, um durch Pro-
vokationen eine gewalttätige Reaktion des 
politischen Gegners hervorzurufen und sich 
anschließend als unschuldiges Opfer zu in-
szenieren.62

Propagandamarsch der Neustadter NSDAP unter Beteiligung einiger SS-Männer (erste Reihe) nach 
Bad Dürkheim im Jahr 1930 Festschrift zur 10-jährigen Gründungsfeier der Ortsgruppe Neustadt an der Haardt der 

Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, Neustadt 1935, S. 18 (StANW, 392)
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Nach der Machtübertragung führte die SS 
der Öffentlichkeit durch große Massenauf-
märsche vor Augen, dass sie einen wichti-
gen Platz in der Gesellschaft des national-
sozialistischen Deutschlands einzunehmen 
gedachte. Anlässlich einer Visite von SS-
Abschnittsführer Starck63 trat die gesam-
te pfälzische SS, knapp 3000 Mann, am  
17. Juni 1934 im Neustadter Stadion an. Die 
Visite erfolgte für jedermann öffentlich und 
so hoffte man von Seiten der SS wohl, dass 
möglichst viele „Volksgenossen“ dem Spekta-

63 Geboren am 20. Mai 1891 in Germersheim, führte Friedrich Wilhelm Starck vom 17. April 1934 bis zum  
7. Januar 1935 den SS-Abschnitt XXIX mit Sitz in Mannheim, dem die Neustadter 1934 für kurze Zeit unterstan-
den. Von 1936 bis Frühjahr 1945 war er Polizeipräsident in Augsburg, zwischen 1937 und 1941 auch Leiter der 
örtlichen Staatspolizeistelle. Er war bereits 1923 der NSDAP, 1929 auch der SS beigetreten. Vgl. Maier, Organi-
sationshandbuch, S. 459 f.

kel beiwohnen würden. Neben dem Erproben 
von militärischem Drill und Abläufen am Tag 
selbst dürfte es das Ziel der SS gewesen sein, 
die Öffentlichkeit mit der Schutzstaffel ver-
traut zu machen. So verbreitete etwa ein am 
Tag vor dem Aufmarsch in der „NSZ Rhein-
front“ publizierter Zeitungsartikel das Narra-
tiv der SS als „kampferprobtester Truppe“ der 
Nationalsozialisten: „SS heißt ‚Schutzstaf-
fel‘. Der Name stammt aus der Kampfzeit. 
Schon vor Beginn ihres Bestehens war der SS 
eine besondere Aufgabe zugedacht. Wenn es 

„Klebekolonne“ der Neustadter SA und SS, ohne Jahresangabe Festschrift zur 10-jährigen Gründungsfeier der 

Ortsgruppe Neustadt an der Haardt der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, Neustadt 1935, S. 25 (StANW, 392)
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am brenzlichsten war, war auch die SS da.“64 
Ein Zitat Heinrich Himmlers, wonach es 
Aufgabe der SS sei, „sämtliche offenen und 
geheimen Feinde des Führers, der national-
sozialistischen Bewegung und unserer völki-
schen Auferstehung zu finden, zu bekämpfen 
und zu vernichten“ und dabei „weder eigenes 
noch fremdes Blut zu schonen, wenn es das 
Vaterland fordert“,65 sollte den Neustadtern 
bereits zu diesem Zeitpunkt ganz unver-
blümt den eliminatorischen Charakter der 
SS vor Augen führen. Weiterhin komme der 
SS eine „Sonderaufgabe“ für die „Zukunft in 
der Rasse- und Siedlungsaufgabe“ zu.66 Aus 
der SS solle „das Menschenmaterial hervor-
gehen, das Träger des Siedlungswerkes und 
den Grundstock für die Rassehochzucht ab-
geben soll. Das hat zur Voraussetzung, daß 
nur körperlich und geistig vollkommen ge-
sunde junge Menschen Aufnahme in die SS 
finden können.“67 Um diese „herrliche Trup-
pe“ gebührend zu feiern, sei der Aufmarsch 
ein „Ehrentag“ für Neustadt, so die „NSZ“.68 
Diesen Charakter unterstrich ein Aufruf der 
NSDAP-Kreisleitung, laut dem man „von der 
gesamten Bevölkerung erwarte“, dass sie ihre 
Häuser mit der Hakenkreuzfahne beflagge, 

64 Der SS-Aufmarsch in Neustadt, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 16.6.1934, S. 5.

65 Ebd.

66 Ebd.

67 Ebd.

68 Ebd.

69 SS-Aufmarsch, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 16.6.1943, S. 3. In gleichem Sinne auch: Der SS-Aufmarsch in Neustadt, 
NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 16.6.1934, S. 5.

70 SS-Aufmarsch in Neustadt, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 18.6.1934, S. 4.

71 Ebd.

72 Vgl. ebd.

73 Vgl. z. B. Blasmusik auf neuen Wegen, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 8.3.1937, S. 6; Das 
SS-Musikkorps spielt, Pfälzer Anzeiger, 8.3.1937, o. S. 

um den „Kämpfern um den neuen Staat […], 
den Kämpfern mit dem Totenkopf“ einen 
herzlichen Empfang zu bereiten.69 Anschei-
nend kamen auch viele „Volksgenossen“ der 
Aufforderung nach, denn am Tag nach dem 
Aufmarsch schwärmte die „NSZ“ davon, 
dass „die Stadt […] ihr buntes Flaggenkleid 
angelegt“ hatte und „den alten und jungen 
Marschierern einen freundlichen Empfang“ 
geboten habe.70 
In der Tat musste die pfälzische SS, die im Sta-
dion angetreten war, ein imposantes Bild auf 
die Neustadter abgegeben haben. Das Sta-
dion war mit schwarzen Fahnen geschmückt, 
auf denen die SS-Siegrunen prangten. Von 
einer eigens errichteten Tribüne erläuterte 
Abschnittsführer Starck dem Publikum und 
den angetretenen SS-Männern in einer Rede, 
anknüpfend an die Ausführungen Himmlers, 
dass die SS keine militärische Organisation 
sei, sondern „eine notwendige straffe Truppe 
zur Sauberhaltung des Staates und von der 
Idee von Saboteuren“.71 In einer langen Pa-
rade marschierten die SS-Männer anschlie-
ßend durch die Stadt,72 so dass es auch für 
unbeteiligte Bürger kaum möglich war, sich 
dem Spektakel zu entziehen. 

V. Kampf um die Kultur: Musik und Tanzveranstaltungen
Um für ihre Ziele und die Idee der „Volksge-
meinschaft“ zu werben, richtete die SS als 
Veranstalterin immer wieder große Unter-
haltungsabende aus, für die sie aufgrund ei-
nes attraktiven Rahmenprogramms bis weit 
in die Bevölkerung hinein Zuspruch erhielt. 
Die Darbietungen, die meist prominent in 

Neustadts größtem Veranstaltungszentrum, 
dem Saalbau, stattfanden und im Vorfeld 
über Tage hinweg in der Lokalpresse bewor-
ben wurden, sprachen regelmäßig ein großes 
Publikum an,73 auch schon vor der Macht-
übertragung. So zeigte sich der „Stadt- & 
Dorf-Anzeiger“ im November 1931 von der 
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Mobilisierungsfähigkeit der SS beeindruckt: 
Knapp 1000 Gäste versammelten sich an-
lässlich eines Konzertabends des Neustadter 
SS-Musikzugs im Saalbau, der mit schwarz-
weiß-roten und Hakenkreuzfahnen ge-
schmückt war.74 Die Zahl der Zuhörenden sei 
umso beeindruckender gewesen, als es beim 
letzten Konzert des Pfalzorchesters an glei-
cher Stelle zu „stimmungstötender Leere […] 
und mehr freie[n] Stühle[n] als Besucher[n]“ 
gekommen war.75 Zur hohen Besucherzahl 
wird auch beigetragen haben, dass die nied-
rigen Eintrittspreise (50 Pfennig bzw. 25 
Pfennig für Erwerbslose) allen Gesellschafts-
schichten einen Zugang ermöglichten.76

Nach der Machtübertragung konnte die SS 
ihre Veranstaltungen nochmals deutlich 
professionalisieren und ein noch breiteres 
Publikum ansprechen. Am 6.  Januar  1934 
beispielsweise lud der SS-Sturm 1/IV/10 zu 
Konzert und Tanzball in den Saalbau.77 Für 
die musikalische Untermalung sorgte der 
Musikzug der 10. SS-Standarte, humoristi-
sche Einlagen steuerte der bekannte „Bel-
lemer Heiner“78 bei. Dass der Saalbau ein-
schließlich der Galerie „bis auf den letzten 
Platz besetzt“ gewesen sei, wertete der „Pfäl-
zische Kurier“ als Zeichen für die „allgemeine 
Wertschätzung und Beliebtheit, [der] sich die 

74 Vgl. Deutscher Konzertabend des SS-Sturmes 4/II/10, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 21.11.1931, S. 2. 

75 Ebd.

76 Vgl. Anzeige, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 19.11.1931, S. 4. Dies galt besonders mit Blick auf die wirtschaftlichen Tur-
bulenzen zu Anfang der 1930er-Jahre, die dazu führten, dass der Besuch von Kultur- und Freizeitveranstaltungen 
nicht für jedermann möglich war.

77 Vgl. Kameradschaftsabend SS-Sturm 1/IV/10 Neustadt-Hdt., NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 2.1.1934, S. 13.

78 Der als August Heinrich am 20. September 1881 im pfälzischen Bellheim geborene Schauspieler und Schrift-
steller erlangte vor allem durch seine pfälzischen Mundartgedichte seit Mitte der 1920er-Jahre eine regionale 
Bekannt- und Beliebtheit. Vgl. o. A., Heinrich, August/1881–1965, in: Rheinland-Pfälzische Personendatenbank. 
URL: http://www.rppd-rlp.de/ps02158 [letzter Aufruf am 24.4.2023], o. S.

79 Kameradschaftsabend, Pfälzischer Kurier, 9.1.1934, S. 6.

80 Ebd.

81 Ebd.

82 Vgl. Bei den Kameraden von der SS, Pfälzischer Kurier, 22.10.1934, S. 5.

Männer in der stolzen schwarzen Uniform 
und dem Totenkopf an der Mütze bei der Ein-
wohnerschaft der Stadt und der Umgebung 
erfreuen“.79 Ob dies tatsächlich der Grund 
für das zahlreiche Erscheinen der „Volksge-
nossen“ gewesen war oder ob diese einfach 
darauf aus waren, bei „zackig hingelegten 
Märschen“ und anderer Unterhaltungsmusik 
„das Tanzbein“ zu schwingen,80 bleibt dahin-
gestellt. Standartenführer Schmelcher gab 
in einer Rede zu Protokoll, dass man sich 
bewusst dafür entschieden hätte, diesen Ka-
meradschaftsabend „in größerem Rahmen 
durchzuführen, um die kameradschaftliche 
Fühlungnahme auf die gesamte SS-Familie, 
d.h. Freunde und Gönner der SS auszudeh-
nen und damit auch auf diese Weise mitzu-
helfen am Aufbau der Volksgemeinschaft“.81

Es gelang der SS immer wieder, pfälzische Lo-
kalprominenz aus Kunst und Kultur, wie etwa 
die Opernsängerin Hella Storck aus Speyer 
oder den Opernsänger Hillgrey vom Stadt-
theater Heidelberg, nach Neustadt zu laden 
und im Rahmen eigener Veranstaltungen 
auftreten zu lassen.82 Die Gemeinschafts-
abende boten den Gästen neben Musik 
auch allerhand leicht verdauliche Unterhal-
tung, wie etwa durch die Darbietungen des 
Alleinunterhalters Albin Maier, der bereits 

Anzeige für das Konzert des Musikkorps des SS-Totenkopf-Sturmbannes „Brandenburg“ im Neustadter 
Saalbau Pfälzer Anzeiger, 6.3.1937, o. S.
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in der Reichswehr als Divisionskomiker ge-
wirkt hatte.83 Natürlich waren aber diese 
Veranstaltungen nicht einfach ein vergnüg-
licher Selbstzweck und die ungezwungene 
Atmosphäre darf nicht über den zutiefst 
politischen Charakter hinwegtäuschen. So 
wurden die Konzertabende, vor allem in der 
„Kampfzeit“, immer wieder von politischen 
Reden namhafter Neustadter Nationalso-
zialisten begleitet und dabei Werbung für die 
Ziele der Bewegung gemacht.84 
Neben der Vernetzung der SS-Familien soll-
ten die Neustadter „Volksgenossen“ auch 
vom positiven Wirken der Schutzstaffel für 
die Gemeinschaft überzeugt und zum Mit-
machen aufgefordert werden. Die SS ver-
stand es dabei abermals, sich als „Kümme-
rer“ zu inszenieren. Getreu dem Motto „SS 

83 Vgl. ebd.

84 So sprachen neben SS-Vertretern etwa auch Gauschulungsleiter Rudolf Röhrig oder NSDAP-Ortsgruppenführer 
Merkle. SS-Führer Schmelcher forderte die Zuhörer dazu auf, zusammen mit der NSDAP die „letzten […] Hinder-
nisse für die Freiheit des Volkes“ zu beseitigen und künftig die Nationalsozialisten zu unterstützen. Deutscher 
Konzertabend des SS-Sturmes 4/II/10, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 21.11.1931, S. 2. Dass musikalische Veranstaltun-
gen von den Nationalsozialisten in Neustadt immer wieder gezielt organisiert wurden, um für den „Volksgemein-
schaftsgedanken“ zu werben, arbeitet u. a. Jonas Burkei, Die Volksgemeinschaft inszeniert sich. Kulturveranstal-
tungen 1933–1919, in: Raasch, Volksgemeinschaft, S. 417–433, hier insb. S. 418–424, heraus.

85 Feier der 10. SS-Standarte, Pfälzischer Kurier, 6.11.1934, S. 3.

86 Kameradschaftsabend des SS-Sturmes 1/IV/10 Neustadt-Hdt., NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 6.1.1934, S. 20. 
Auch in anderen Städten im Reich engagierten sich SS-Stürme fürs WHW. Vgl. Hein, Elite, S. 205.

87 Bahro, Sport, S. 297.

88 Ebd., S. 9.

89 Hein, Elite, S. 212. In den neu erlassenen Dienstvorschriften aus dem Jahr 1935 wurde konkretisiert, dass der 
Sport etwa eineinhalb bis zwei Stunden der wöchentlichen Dienstzeit umfassen sollte. Damit widmeten die SS-
Männer etwa die Hälfe ihrer Dienstzeit der körperlichen Ertüchtigung. Vgl. ebd., S. 217. 

90 Vgl. Kuntz, The Rise, S. 302. Dies entsprach einem reichsweiten Trend. Vgl. Bahro, Sport, S. 60 f.

– Dienst am Volke“ führten SS-Trupps bei 
Veranstaltungen auf der Bühne des Saal-
baus Showeinlagen und sportliche Übungen 
vor, ein SS-Sanitätskommando simulierte 
das Verarzten der „von Unglücksfällen und 
Katastrophen betroffenen Volksgenossen“ 
und ein Ludwigshafener SS-Pioniersturm er-
richtete gar in fünf Minuten eine Brücke auf 
der Bühne.85 Der Erlös der Veranstaltungen 
sollte häufig dem Winterhilfswerk (WHW) 
oder „bedürftigen SS-Kameraden“ zugute-
kommen.86 Die Unterhaltungsabende er-
möglichten es der SS auch, sich als beson-
ders aktive NS-Gliederung darzustellen. Es 
sollte das Gefühl vermittelt werden, dass es 
bei der SS etwas zu erleben gab, und es wur-
den sowohl Kultursinn als auch Abenteurer-
geist des Publikums angesprochen.

VI. Kampf der „starken Männer“: Der SS-Sport 
Der Sport spielte für die NS-„Volksgemein-
schaft“ insgesamt eine überaus wichtige 
und nicht zu unterschätzende Rolle. Durch 
sportliche Betätigung kam es zu einer „bio-
logischen Auslese“ innerhalb der „Volks-
gemeinschaft“,87 bei der die vermeintliche 
Überlegenheit gesunder Körper gegenüber 
den Schwachen und Kranken verdeutlicht 
werden sollte. Aber auch für die Schutzstaffel 
selbst, die sich als „rassische Leistungs- und 
Tatelite“ des „Dritten Reichs“ verstand, kann 
die Wichtigkeit des Sports gar nicht stark 
genug betont werden.88 In den SS-Dienstvor-
schriften Himmlers aus dem Juni 1931 war 

vorgesehen, dass der Sport ein zentraler Be-
standteil des SS-Dienstes darstellen sollte, 
um die Männer körperlich zu stärken und ab-
zuhärten und sie allmählich „in Richtung des 
skizzierten Typus des idealen SS-Mannes zu 
formen“.89 Neben Exerzier- und Leibesübun-
gen verschiedenster Art wurden die Männer 
insbesondere in der „Kampfzeit“ in waffenlo-
sem Zweikampf ausgebildet, wobei vor allem 
dem Jiu-Jitsu und dem Boxen eine wichtige 
Rolle zugestanden wurde, um sich auf kom-
mende Auseinandersetzungen mit dem poli-
tischen Gegner vorzubereiten.90 Dabei ging 
es darum, „Körperbeherrschung, echte Hal-
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tung, Mut und Selbstvertrauen“ zu schulen, 
um „in jeder Lage, bei der es auf Körperkraft 
und Gewandtheit des Einzelnen ankommt“ 
seinen „Mann stehen“ zu können.91 
Der SS-Sport verfolgte weniger das Ziel, 
möglichst leistungsfähige Spitzensportler 
heranzuziehen, sondern es ging eher darum, 
die Grundsportlichkeit des durchschnitt-
lichen Mitglieds,92 das Zusammengehörig-
keitsgefühl in der Truppe,93 die Disziplin und 
ein „schneidiges Auftreten“ der SS-Männer 
zu fördern.94 Die SS-Angehörigen sollten 
sich eine „Primäridentität als sportlicher SS-
Mann“ zulegen, für den der Sport zur Routine 
des alltäglichen Tuns gehörte.95 Dabei wur-
de der Sport nicht als Selbstzweck verstan-
den, sondern der „Dienst am Körper“ stellte 
gleichzeitig einen Dienst an der „Volksge-
meinschaft“ dar und zwar unter „Zugrunde-
legung des rassischen Aufbaues, der militä-
rischen Einsatzbereitschaft und lebensvollen 
Gestaltung des Dienstbetriebes“ in der SS.96 
Er sollte dazu beitragen, die körperliche Ge-
sundheit der SS-Männer und damit auch 
ihre Zeugungsfähigkeit zu erhalten, um ge-
mäß ihrem Selbstbild als „rassischer Elite“ 
des Nationalsozialismus mit positivem Bei-
spiel zur „Volksgesundheit“ beizutragen. Aber 
auch die sportliche Auslese der Mitglieder 
spielte eine Rolle, denn in der vermeintlichen 
NS-Elite sollte durch permanente Leistungs-
anforderungen weiterhin ausgesiebt wer-
den.97 Für die SS in Neustadt lassen sich vor 
allem die Ausübung von Leichtathletik und 
Mannschaftssport belegen, wobei sicherlich 
auch andere Sportarten aufgegriffen wurden. 

91 SS-Oberführer Süd (Dietrich), Richtlinien für die Ausbildung der SS im Abschnitt I, 1.4.1931, BArch, NS 19/1934, 
zit. n. Bahro, Sport, S. 61.

92 Vgl. Bahro, Sport, S. 62.

93 Vgl. Hein, Elite, S. 215. Ganz in diesem Sinne sprach die SS in Neustadt von sich auch als „SS-Sportgemeinschaft“. 
Vgl. Handball am Sonntag, Pfälzer Anzeiger, 25.10.1937, o. S.

94 Bahro, Sport, S. 296.

95 Ebd., S. 298.

96 Rundschreiben Chef SS-Amt, betr. die Aufgaben der Sportreferenten und Sportwarte in der Schutzstaffel, 
29.11.1934, BArch, NS 17/102, zit. n. Bahro, Sport, S. 80.

97 Vgl. Bahro, Sport, S. 102. Himmler bezeichnete den Sport sogar als ein Mittel der „Ausmerze“ in Friedenszeiten, 
um die fortwährende Selektion innerhalb der SS zu garantieren, vor allem für die Zeit nach der Machtübertragung 
und Konstituierung des Nationalsozialismus, da sich die SS-Männer nun nicht mehr wie in der „Kampfzeit“ durch 
körperliche Auseinandersetzungen mit den politischen Gegnern hervortun könnten. Vgl. ebd., S. 120, 125 f.

98 Vgl. ebd., S. 176 f. Die Spiele fanden zwischen 1936 und 1939 jedes Jahr als Eröffnung des Sommerausbildungs-
abschnitts statt. 

Als 1938 im ganzen Reich die sogenannten 
„Frühjahrswettkämpfe“ der SS durchgeführt 
wurden, an denen knapp 100.000 SS-An-
gehörige teilnahmen,98 kamen auch im Neu-
stadter Stadion SS-Männer aller pfälzischen 
Stürme unter Schirmherrschaft des Neu-
stadter Sturmbanns III/10 zusammen, um 
„die Höhe der sportlichen Durchschnittsleis-
tung in der SS unter Beweis [zu] stellen und 

Propagandaaufnahme in der NS-Presse über 
die Leichtathletik-Frühjahrswettkämpfe des SS-
Sturmbanns III/10 am 4. Juni 1939 in Landau 
unter Beteiligung der Neustadter SS NSZ Rheinfront 

- Ausgabe Ost, 5.6.1939, S. 6
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andererseits für den Sportgedanken in der 
SS zu werben“.99 Die Neustadter „Volksge-
nossen“ waren aufgefordert, „Verbundenheit 
mit den Schutzstaffeln des Führers [zu zei-
gen]“ und die Veranstaltung zu besuchen,100 
bei der sich die Männer aus den pfälzischen 
Stürmen vor allem in leichtathletischen 
Übungen maßen. Bei der Eröffnung der Spie-
le machte der Neustadter SS-Sturmbann-
führer Karl Strate101 vor der versammelten 
NS-Lokalprominenz102 deutlich, dass die Ver-
anstaltung auch als sportliche Auslese der 
SS-Elite zu sehen sei. „Das Leben“, so Strate, 
werde schließlich „nicht von Schwachen ge-
wonnen, sondern von starken Männern“.103 
Neben der Leichtathletik wurden die Männer 
aber auch in (vor-)militärischen Disziplinen 
ausgiebig unterwiesen, insbesondere in den 
Jahren vor Beginn des Krieges seit der Wie-
dereinführung der allgemeinen Wehrpflicht 
1935. Dem Wehrsport wurde eine wichtige 
Funktion zugesprochen, um die SS-Männer 
militärisch zu erziehen.104 Insbesondere für 
die Erlangung des SA-Sportabzeichens, das 
ab Mitte 1935 von allen SS-Männern ab-
gelegt werden sollte105 und dessen Anforde-
rungen durch Disziplinen wie Entfernungen 
schätzen, Tarnübungen oder Gepäckmär-

99 Frühjahrswettkämpfe der SS, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 27.5.1938, S. 5.

100 Frühjahrskämpfe der SS, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 28.5.1938, S. 8.

101 Geboren am 26. Januar 1889 in Hannover, trat Strate der SS bereits im Oktober 1930 bei. Wann genau er die 
Führung des Neustadter Sturmbanns innehatte, ist unklar. Da zwei seiner neun Kinder zwischen Januar 1938 und 
März 1939 in Neustadt geboren wurden, liegt nahe, dass sich auch Strate zu dieser Zeit in Neustadt befand. Wäh-
rend des Krieges war er Ausbilder und Inspekteur der „Germanischen SS“ in Flandern. Vgl. SS-Personalverfügung, 
27.8.1944, BArch, R 9361 III/202089 (Strate, Karl *26.1.1889).

102 Unter anderem waren der stellvertretende Gauleiter Leyser, der in diesem Zusammenhang interessanterweise 
mit seinem SS-Rang als „SS-Oberführer“ in der „NSZ“ aufgeführt wurde, Bürgermeister Schlee, DAF-Kreisobmann 
Brust und die SS-Standartenführer Leffler und Dreßler anwesend. Vgl. Schutzstaffel geht an den Start, NSZ 
Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 30.5.1938, S. 5.

103 Ebd.

104 Vgl. Bahro, Sport, S. 80.

105 Vgl. ebd., S. 104.

106 Vgl. ebd., S. 98.

107 Es kann davon ausgegangen werden, dass bis 1937 reichsweit ca. 47 Prozent der Mannschaftsdienstgrade und 
74 Prozent der Männer im SS-Führerkorps über das SA-Sportabzeichen verfügten. Vgl. ebd., S. 298. Wie hoch die 
Zahlen in Neustadt waren, ist unklar.

108 Vgl. Die Formationen beim Kreisfest, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 12.5.1937, S. 6.

109 Vgl. Kleinkaliber-Wettschießen, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 21.10.1935, S. 7; Preisschießen der Schützenge-
sellschaft Neustadt, Stadt- & Dorf-Anzeiger, 23.10.1933, S. 2.

110 Vgl. Bahro, Sport, S. 301.

sche eine deutlich militärische Prägung ent-
hielten,106 wurde eifrig trainiert.107 Als das 
Neustadter Stadion im Schöntal im Rahmen 
des Kreissportfests vom 7. bis 9. Juli 1937 ein-
geweiht wurde, traten Mannschaften von SS, 
SA und NSKK öffentlichkeitswirksam in mi-
litärischen Disziplinen wie Gepäckmärschen 
und Mannschaftsschießen gegeneinander 
an, um ihre Kräfte zu messen und für den 
Sport zu werben.108 Dem Schießsport kam 
in der SS wegen seines militärischen Charak-
ters generell eine besondere Bedeutung zu. 
Die Neustadter Stürme trainierten immer 
wieder für Schießwettbewerbe und nahmen 
an SS-eigenen und öffentlichen Wettkämp-
fen teil.109 Im Schießsport fand die Forderung 
nach einer „wehrhaften Volksgemeinschaft“, 
also letztendlich der Kriegsvorbereitung, ih-
ren deutlichsten Ausdruck. 
Insbesondere die Ballsportarten dienten 
dazu, die Ausbildung eines Korpsgeistes 
und Gemeinschaftsgefühls innerhalb der 
SS zu stärken.110 Dabei kam es im Stadt-
gebiet immer wieder zum öffentlichen 
Kräftemessen zwischen Mannschaften der 
SS und anderen NS-Formationen wie etwa 
der SA, um im Sport das für den NS typi-
sche Konkurrenzdenken der Formationen 
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auszuleben.111 Die Wettkämpfe wurden 
häufig vor Publikum ausgetragen, um einer-
seits Werbung für den NS und die Formatio-
nen selbst zu machen und um andererseits 
durch die Eintrittsgelder nationalsozialis-
tische Sammelaktionen, zum Beispiel des 
Winterhilfswerks, zu unterstützen und das 
Zusammengehörigkeitsgefühl der „Volks-
gemeinschaft“ zu stärken. So trat etwa eine 
Mannschaft des Neustadter SS-Sturms 9/10 
im Januar 1937 gegen eine Mannschaft der 
SA im Feldhandball an, um für die „National-
sozialistischen Kampfspiele“ zu trainieren, 
die im Rahmen der Reichsparteitage 1937 
und 1938 ausgetragen wurden.112 Das Spiel 
wurde symbolträchtig im tiefen Schnee zu-
gunsten des WHW auf dem VfL-Platz an der 
Mußbacher Landstraße ausgetragen,113 um 
den Erlös „restlos […] für [die] ärmsten Volks-
genossen“ aufzuwenden.114 

111 Das mit biologistischen Argumenten begründete Konkurrenzdenken zwischen den NS-Formationen trug zur Dy-
namisierung der NS-Herrschaft bei und war ein charakteristisches Element der Leistungssteigerung im Alltag der 
Diktatur. Vgl. Rüdiger Hachtmann, „Volksgemeinschaftliche Dienstleister“? Anmerkungen zu Selbstverständnis 
und Funktion der Deutschen Arbeitsfront und der NS-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“, in: Detlef Schmiechen-
Ackermann (Hg.), „Volksgemeinschaft“. Mythos, wirkungsmächtige soziale Verheißung oder soziale Realität im 
„Dritten Reich“? (Nationalsozialistische „Volksgemeinschaft“, Bd. 1), Paderborn [u. a.] 2012, S. 111–131, hier S. 
115. 

112 Vgl. Kameradschaft im Sport, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 28.1.1937, S. 6. 

113 Vgl. Handballspiel im Schnee, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 30.1.1937, S. 3.

114 Kameradschaft im Sport, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 28.1.1937, S. 6.

115 Vgl. Spielerfahrung siegte, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 1.2.1937, S. 6.

Obwohl das Spiel mit einem spektakulären 
9:0 für die SS endete, zeigte man sich in der 
NS-Presse im Nachgang enttäuscht, dass 
nur wenige Neustadter Zuschauer dem Spiel 
beigewohnt hätten.115 Zwar mögen wohl auch 
die eisigen Temperaturen für das Fernbleiben 
der „Volksgenossen“ verantwortlich gewesen 
sein, es lässt sich jedoch ebenfalls vermuten, 
dass solche sportlich belanglosen Trainings- 
und Benefizspiele ungeeignet dafür waren, 
die Spendenleidenschaft der Neustadter, die 
sowieso schon häufig für die karitativen NS-
Organisationen zur Kasse gebeten wurden, 
anzukurbeln und Begeisterung für die SS zu 
wecken. 
Ein deutlich anderes Bild ergab sich bei 
Sportereignissen im Verbandsspielbetrieb. 
Sowohl eine Handball- als auch eine Fußball-
mannschaft nahmen als „SS Neustadt“ am 
regulären Spielbetrieb teil und traten dort 

Eine Fußballmannschaft der Neustadter SS nimmt am Verbandsspielbetrieb teil. 
NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 27.11.1937, S. 5
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gegen andere Vereinsmannschaften aus der 
Region an.116 Ziel der Mannschaften dürfte 
es gewesen sein, „die sportliche Geltung der 
SS nach außen“ zu steigern und ihr „auch in 
der Sportbewegung einen führenden Platz 
[zu] erkämpfen“.117 Obwohl die Mannschaf-
ten in unterklassigen Ligen starteten – die 
Handballmannschaft trat in der Kreisklas-
se II an – erfreuten sich die Spiele, die unter 
anderem im neu fertig gestellten Stadion 
ausgetragen wurden,118 stetig wachsender 
Beliebtheit unter den Neustadter Zuschau-
ern und waren gut besucht.119 Dies hing si-
cherlich auch damit zusammen, dass die SS 
regelmäßig hohe Siege einfuhr,120 da sie über 
leistungsstarke Spieler verfügte und hartnä-
ckig um die Gunst erfolgreicher Sportler aus 
der Region buhlte.121

An der Person des SS-Manns Otto Hofeditz 
lassen sich diese Bemühungen besonders gut 
aufzeigen: Bereits seit früher Jugend war er 
beim Neustadter Turnverein 1849 aktiv, hat-
te es durch beharrliches Training zum Pfalz-
meister im Zehnkampf der Leichtathletik 
gebracht und war auch Gaumeister in meh-
reren Leichtathletikdisziplinen wie Hürden-
lauf und Hochsprung. Für die Pfalzauswahl 
im Handball bestritt er als Torwart diverse 
Auswahlspiele auf Reichsebene. Als er sich 
1935 in seinem Beruf als technischer Assis-
tent bei den Bahnbetriebswerken in Ludwigs-
hafen genötigt sah, einer NS-Organisation 

116 Vgl. hierzu u. a. SS Neustadt startet, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 18.9.1937, S. 6; TB 
Schifferstadt – SS Neustadt, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 9.10.1937, S. 6; Fußballspiel, 
NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 27.11.1937, S. 5.

117 Befehl des Chefs des SS-Hauptamtes Heißmeyer, 18.7.1935, BArch, NS 31, Bd. 348, Bl. 15, zit. n. Hein, Elite, S. 
222.

118 Vgl. SS siegt, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 18.10.1937, S. 5.

119 Vgl. Sport im Dienst des WHW, Pfälzer Anzeiger, 19.11.1936, o. S.; Handball bei der SS, NSZ Rheinfront - Ausgabe 
Neustadt an der Weinstraße, 23.10.1937, S. 5.

120 Vgl. u. a. SS siegt wieder, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 25.10.1937, S. 5.

121 Darauf deutet z. B. ein Bericht über einen internen Sportfortbildungskurs der SS hin, an dem auch bekannte 
Sportler aus der Region teilnahmen. Vgl. SS-Sportwartekurs im Stadion, Pfälzer Anzeiger, 16.5.1938, o. S. Zum 
reichsweiten Anwerben von erfolgreichen Sportlern zur SS vgl. u. a. Hein, Elite, S. 222.

122 Hochstetter, Motorisierung, 118 f.

123 Anmerkungen zum Fragebogen von Otto Hofeditz, o. D., LASp, R 18/955.

124 Vgl. ebd.

125 Vgl. Handballspiel im Schnee, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 30.1.1937, S. 3.

126 Vgl. Anmerkungen zum Fragebogen von Otto Hofeditz, o. D., LASp, R 18/955.

beizutreten, um die Chancen auf sein berufli-
ches Vorankommen zu erhöhen, entschied er 
sich zunächst für das Nationalsozialistische 
Kraftfahrkorps. Eine Mitgliedschaft in die-
sem galt vielen „Volksgenossen“ im Vergleich 
zu SA und SS als ein „kleineres politisches 
Übel“, um eine äußere Zustimmung zum NS 
zu signalisieren.122 Da Hofeditz aber an re-
gelmäßigen Trainingseinheiten teilnehmen 
musste, um sein hohes sportliches Niveau zu 
halten, und somit für den Dienst beim NSKK 
kaum Freizeit übrighatte, kam es immer wie-
der zu Zerwürfnissen mit seinen dortigen 
Vorgesetzten, die ihm eine Dienstbefreiung 
verweigerten und „für Sport kein Verständ-
nis hatten“.123 Gleichzeitig wurde er jedoch 
auch immer wieder von der Neustadter SS 
umgarnt, die hartnäckig für seinen Beitritt 
warb. Man versprach ihm, dass er keinen 
zeitintensiven SS-Dienst abzuleisten brau-
che, sofern er bei sportlichen Wettkämpfen 
für die SS antreten würde. Da sich hierdurch 
die Gelegenheit bot, weiterhin auf hohem Ni-
veau sportlich aktiv zu sein und gleichzeitig 
als Mitglied einer angesehenen NS-Forma-
tion die eigene berufliche Karriere zu fördern, 
trat Hofeditz im Spätjahr 1936 vom NSKK 
zur SS über.124 Für die Schutzstaffel nahm er 
fortan als Teil der Handballmannschaft des 
SS-Sturms 9/10 am Spielbetrieb teil,125 trat 
darüber hinaus auch in Fußballspielen und in 
der Leichtathletik für die SS an.126 Gleichzei-
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tig wurde er auch als Sportreferent für den 
Sturmbann III/10 herangezogen127 und auf-
grund seiner sportlichen Leistungen 1939 
zum SS-Unterscharführer befördert.128 Dass 
sich Hofeditz nach anfänglichem Zögern 
doch entschied, der SS beizutreten und sein 
sportliches Wirken mit einem Bekenntnis zur 
Schutzstaffel zu verbinden, verdeutlicht, wie 
verlockend und gleichzeitig ergiebig eine Mit-
gliedschaft für leistungsbewusste Sportler 
aus der Region sein konnte. 
Dass der SS-Sport neben der körperlichen 
Ertüchtigung auch zur Vorbereitung der vor-
militärischen Ausbildung der Männer diente, 
lässt sich an zwei Sonderformationen der SS 
aufzeigen: Einheiten der Motor- und der Flie-

127 Vgl. Protokoll der Verhandlung, 26.8.1949, LASp, R 18/955.

128 Vgl. Anmerkungen zum Fragebogen von Otto Hofeditz, o. D., LASp, R 18/955.

129 Vgl. Zielfahrt der Pfälzer Motor-SS, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 18.8.1934, S. 15.

130 Vgl. SS-Fliegersturm 2/11, NSZ Rheinfront, 18.5.1933, S. 10.

131 Siehe hierzu u. a. Karl-Heinz Völker, Die deutsche Luftwaffe 1933–1939. Aufbau, Führung und Rüstung der Luft-
waffe sowie die Entwicklung der deutschen Luftkriegstheorie (Beiträge zur Militär- und Kriegsgeschichte, Bd. 8), 
Stuttgart ²1967, S. 61–70.

132 Vgl. Hein, Elite, S. 95.

133 Vgl. Haussammlung fürs Eintopfgericht, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 2.12.1933, S. 6. Die Sammlungen be-
schränkten sich nicht nur auf die Anfangszeit des Regimes, sondern wurden unter SS-Beteiligung häufiger vorge-
nommen. So sammelte die SS beispielsweise 1935 für das Hilfswerk „Mutter und Kind“. Vgl. Gutes Sammelergeb-
nis, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 3.7.1935, S. 6; Sammelergebnis, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 6.7.1935, S. 7.

134 Zum Eintopfsonntag und seiner Stellung in der „Volksgemeinschaft“ siehe u. a. Cornelia Schmitz-Berning, Vokabu-
lar des Nationalsozialismus, Berlin/New York ²2007, S. 173 f.

135 Opfer für die Gemeinschaft, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 2.12.1933, S. 22.

136 Norbert Frei, Der Führerstaat. Nationalsozialistische Herrschaft 1933 bis 1945, München 2013, S. 112 f.

ger-SS sorgten dafür, dass SS-Männer aus 
Neustadt über militärische Fähigkeiten ver-
fügten, die sich spätestens mit dem Überfall 
auf Polen und dem Beginn des Krieges 1939 
für die nationalsozialistischen Eroberungs-
pläne anwenden ließen. Fahrer der SS-Mo-
torstaffel I/29 trainierten in Neustadt unter 
anderem für Gelände- und Nachtfahrten,129 
Piloten des SS-Fliegersturms 2/XI erhielten 
am Flugplatz Lachen eine Ausbildung auf 
den Propellermaschinen des Flugvereins 
Neustadt,130 wohlgemerkt in einer Zeit, in der 
den (vor)militärischen Flugausbildungen ge-
mäß dem Versailler Vertrag noch zahlreiche 
Beschränkungen auferlegt waren.131 

VII. Spendensammlung und Sonntagseintöpfe: SS und „soziale 
Volksgemeinschaft“
Gemäß ihrem Anspruch, „Weltanschauungs-
elite“ zu sein, wurden die Mitglieder der SS 
von ihrer Führung immer wieder aufgefordert, 
tatkräftig für die Idee der NS-„Volksgemein-
schaft“ einzutreten.132 Demgemäß zogen 
im Dezember 1933 Neustadter SS-Männer 
unterschiedlichster Rangordnung mit Sam-
melbüchsen von Haus zu Haus und forderten 
ihre Mitbürger zur Abgabe von Spenden für 
notleidende „Volksgenossen“ auf.133 Die Neu-
stadter waren dazu aufgerufen worden, an ei-
nem vorher festgelegten Sonntag im Monat 
statt des Sonntagsbratens nur ein schlich-
tes Eintopfgericht zu kochen und die Erspar-
nisse dem Winterhilfswerk zu spenden.134 

In den Augen der Parteiführung war dieser 
Tag ein „Beweis der Volksverbundenheit“, 
der die trennenden „Schranken zwischen 
Reichen und Armen“ aufheben sollte, um 
als „Opfertag der Nation“ die Deutschen an 
ihr „schlichtes Wesen“ und den „tiefen Sinn 
der Volksgemeinschaft“ zu erinnern.135 Den 
Hauskollekten kam die Funktion einer steti-
gen Mobilisierung zu, durch die der Mythos 
der „Volksgemeinschaft“ gezielt gestärkt 
wurde. Stellvertretend dafür steht das Motto 
einer der ersten Sammelaktionen: „Ein Volk 
hilft sich selbst“.136 Die SS-Männer trugen 
durch ihren ehrenamtlichen Sammeldienst 
dazu bei, dass die Großkampagne durchge-
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führt werden konnte. Das Umverteilen der 
Sammelbeträge an ausgewählte „Volksge-
nossen“ durch das WHW konnte bei vielen 
Deutschen tatsächlich den Eindruck erwe-
cken, dass im Nationalsozialismus eine neue 
„Volksgemeinschaft“ verwirklicht werde, in 
der den notleidenden Deutschen geholfen 
und die Klassen- und Standesunterschiede 
abgebaut würden.137 
Es ist zu vermuten, dass die SS-Männer durch 
ihren Ruf und ihre Erscheinung die Neu-
stadter besonders zur Abgabe von Spenden 
„motiviert“ haben dürften, wenn sie in ihrer 
schwarzen Uniform mit der Spendenbüchse 
in der Hand an der Haustür auftauchten.138 

137 Vgl. Hein, Elite, S. 267 f.

138 Diesen Effekt bringt Carsten Schreiber, Elite im Verborgenen. Ideologie und regionale Herrschaftspraxis des Si-
cherheitsdienstes der SS und seines Netzwerks am Beispiel Sachsen (Studien zur Zeitgeschichte, Bd. 77), Mün-
chen 2008, S. 101, treffend auf den Punkt: „Das Tragen der markanten SS-Uniform, in der Bevölkerung ein fest 
kodiertes Element der Machtrepräsentation und ein Zeichen, das mit Gewalt assoziiert wurde, war eine bewusste 
Machtinszenierung mit dem ambivalenten Effekt von Drohung und Anziehungskraft, von Einschüchterung und 
Bewunderung.“ Diese Eigenschaften dürften auch an den Neustadter Haustüren ihre Wirkung nicht verfehlt ha-
ben. Dass die SS-Uniform auf den Betrachter einschüchternd und identitätsstiftend zugleich wirken sollte, weil 
sie die SS-Werte und „soziales Prestige“ in die „rassisch definierte ‚Volksgemeinschaft‘“ trug, arbeitet Paula Diehl, 
Macht – Mythos – Utopie. Die Körperbilder der SS-Männer (Politische Ideen, Bd. 17), Berlin 2005, insb. S. 173–178, 
heraus.

139 Siehe hierzu etwa Breß, Erziehung. 

140 Frei, Führerstaat, S. 112.

141 Eintopfessen auf dem Bahnhofsvorplatz, Pfälzer Anzeiger, 10.3.1937, o. S.

142 Vgl. Bei der Eintopfgemeinschaft, Pfälzer Anzeiger, 15.3.1937, o. S.

Zum Zeitpunkt der Eröffnung der Eintopf-
sonntagskampagne am 1. Oktober 1933 hat-
te sich die SS bereits als Hilfspolizei an zahl-
reichen „Schutzhaft“-Maßnahmen und an 
Misshandlungen von „Gemeinschaftsfrem-
den“ beteiligt, etwa als Lagerwachen im frü-
hen Konzentrationslager in der Neustadter 
Turenne-Kaserne.139 Mindestens genauso 
wichtig wie der bei den Sammelaktionen 
zusammengekommene finanzielle Beitrag 
waren sicherlich die „sozialpsychologischen 
Aspekte“, also die erzieherische Wirkung sol-
cher Maßnahmen für den Nationalsozialis-
mus, bei denen kollektive Opferbereitschaft 
geübt und nach außen signalisiert wurde.140 
Diese Opferbereitschaft wurde nicht nur 
durch die Haussammlungen, sondern auch 
bei kollektiven Eintopfessen auf öffentlichen 
Plätzen in Neustadt propagiert. Im März 
1937 richtete die SS zusammen mit der SA 
und dem NSKK ein großes Eintopfessen im 
Saalbau aus. Öffentlichkeitswirksam hatte 
man einmal mehr schon Tage im Voraus dazu 
aufgerufen, sich durch das schlichte Essen 
„bei der Eintopfgemeinschaft […] an die Sei-
te der ärmeren Volksgenossen zu stellen“,141 
und so ließen sich neben Gauleiter Bürckel 
auch weitere NS-Größen der Region von kell-
nernden SS-Männern am Tisch mit Eintopf 
bedienen, während eine SS-Kapelle für das 
musikalische Rahmenprogramm sorgte.142

Männer der SS sammeln in Neustadt für das Winter- 
hilfswerk. Ausschnitt aus einer Fotokollage in der  
NS-Presse NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 3.2.1936, S. 5
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VIII. Schwüre am Sonnenwendfeuer: Nachwuchs aus der Hitlerjugend

143 Hitlerjungen werden SA- und SS-Männer, Pfälzer Anzeiger, 31.10.1938, o. S. Kuntz, The Rise, S. 300, bezeichnet 
die Hitlerjugend passend auch als „SS manpower pool“. Hein, Elite, S. 249, bescheinigt der HJ, die „bevorzugte 
Partnerorganisation bei der SS-Rekrutierung“ gewesen zu sein. Langfristig war es das Ziel der SS-Führung, die 
besten zehn Prozent der HJ-Jahrgänge in die SS zu überführen. Es existierten von Seiten der SS-Reichsführung 
sogar Pläne, im Falle des „Endsiegs“ komplette HJ-Jahrgänge „rassisch“ zu mustern und die besten ihrer Mitglieder 
notfalls mit Zwang für die SS zu verpflichten. Vgl. ebd., S. 137, 301.

144 Vgl. Hein, Elite, S. 247 f.

145 Vgl. Klaus Vondung, Magie und Manipulation. Ideologischer Kult und politische Religion des Nationalsozialismus, 
Göttingen 1971, S. 81.

146 Kölsch betonte in seinem Beitrag, dass die Sommersonnenwende „Ausdruck der Gemeinschaft und Gemeinsam-
keit aller Gruppen und Stände des Volkes und der Bewegung“ sein solle, und verdeutlichte damit den Charakter 
des Fests für den Zusammenhalt der „Volksgemeinschaft“. Gestaltung der Sonnwendfeier, NSZ Rheinfront - Aus-
gabe Ost, 16.6.1934, S. 9. 

147 Von Leers machte als Führer beim Stab des RSHA Karriere und entwickelte eine rege publizistische Tätigkeit, in 
welcher er mit Werken wie „Rassen, Völker und Volkstümer“ oder „Blut und Rasse in der Gesetzgebung“ ideo-
logisch zur Ausformung der NS-Rassenideologie beitrug. Vgl. Erich Stockhorst, 5000 Köpfe. Wer war was im 3. 
Reich, Kiel 1985, S. 265. Er war als Professor u. a. an der Universität zu Jena tätig, wo politische Geschichte auf 
„rassischer Grundlage“ zu seinen Arbeitsschwerpunkten zählte. Vgl. Ernst Klee, Das Personenlexikon zum Dritten 
Reich. Wer war was vor und nach 1945, Hamburg ²2016, S. 361. 

148 Sommer-Sonnenwende, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 16.6.1934, S. 9. Damit äußerte sich von Leers ganz im 
Sinne Heinrich Himmlers, der als RFSS der Pflege vermeintlich germanischen Brauchtums einen hohen Stellen-
wert innerhalb der Schutzstaffel zugeschrieben hatte. Vgl. Vondung, Magie, S. 80 f.

149 Sommer-Sonnenwende, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 16.6.1934, S. 9.

150 Vgl. Martin Finkenberger, Johann von Leers und die „faschistische Internationale“ der fünfziger und sechziger Jahre 
in Argentinien und Ägypten, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 59, 2011, Heft 6, S. 522–543, hier S. 528.

151 Vgl. SS-Führerstammkarte, o. D., BArch, R 9361 III/539793 (Leers, Dr. Johann von); Dankschreiben von Johann 
von Leers an Heinrich Himmler, 2.1.1937, BArch, R 9361 III/539793 (Leers, Dr. Johann von).

Zwischen der Hitlerjugend Neustadts und der 
SS lassen sich zahlreiche Verbindungen auf-
zeigen. Die HJ diente der SS als Sammelbe-
cken für potenziellen Nachwuchs, und man 
streckte die Fühler nach fähigen Kadern aus, 
denen man später auch in der SS eine Füh-
rerrolle zutraute, da die Hitlerjungen durch 
ihren HJ-Dienst „herangereift, sportlich und 
weltanschaulich gut vorbereitet“ für den 
Dienst in der SS seien.143 Die Patenschaft 
der SS für die HJ lässt sich für Neustadt be-
sonders gut am Beispiel der jährlichen Son-
nenwendfeiern veranschaulichen, die im 
Sommer am 21./22. Juni und im Winter am 
21./22. Dezember stattfanden und für die 
Nationalsozialisten wichtige Tage in ihrem 
politischen Festkalender markierten.144 Die 
Feiern waren durch ihr „Setting“ für die SS 
besonders geeignet, um Nachwuchs aus der 
HJ anzuwerben.145

Bereits einige Tage vor der Sonnenwende 
wurden die Neustadter in der „NSZ Rhein-
front“ und anderen Zeitungen durch diver-
se Artikel über die Hintergründe der Feiern 
aufgeklärt und nationalsozialistische Wort-
führer durften der „Volksgemeinschaft“ die 

Bedeutung des Ereignisses näherbringen. So 
steuerte neben Gaukulturwart Kurt Kölsch146 
auch der NS-Publizist Dr. Johann von Leers147 
einen Beitrag bei, in welchem er die Verwur-
zelung des Nationalsozialismus in vermeint-
lichen oder tatsächlichen germanischen 
Bräuchen und Traditionen darstellte und vor 
allem die „arischen Wurzeln“ des Feiertags 
betonte.148 Die Sonnenwende greife nicht 
nur alte Volksbräuche wieder auf, sondern 
sei auch ein „großer Festtag“ der „siegreichen 
Jugend“, denn der Tag stehe stellvertretend 
für einen „siegreichen Lebenswillen, der sich 
im jungen Geschlecht verkörpert“.149 Es ist 
durchaus interessant, den Blick auf die Au-
torenschaft dieses Beitrags zu werfen, denn 
von Leers war nicht nur irgendein NS-Au-
tor. Seine hochgradig antisemitischen und 
rassistischen Schriften waren wichtiger Be-
standteil der „SS-Leithefte“, dem zentralen 
Schulungsorgan der SS, in denen er während 
ihres Bestehens über 30 Beiträge publizier-
te.150 Der Universitätsprofessor unterhielt 
persönliche Kontakte zu Heinrich Himmler 
und gehörte der SS ab 1936 an, zuletzt im 
Rang eines Sturmbannführers.151 Gleichzeitig 
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war er jedoch auch bei der politischen Indok-
trination von Lehrer- und Schülerschaft im 
„Dritten Reich“ führend beteiligt, etwa durch 
Publikationen in der NS-Schülerzeitung „Hilf 
mit!“.152 Mit seiner publizistischen Tätig-
keit bediente von Leers eine entscheidende 
Nahtstelle zwischen der Schutzstaffel und 
der Jugend im Nationalsozialismus. Dass die 
„NSZ Rheinfront“ ihre Leserschaft durch von 
Leers über den ideologischen Stellenwert der 
Sonnenwendfeier aufklären ließ, zeigt, dass 
führende SS-Intellektuelle Einfluss auf die 
alltägliche Wahrnehmung und Ereignisdeu-
tung der Neustadter Öffentlichkeit nehmen 
konnten.
Getreu der Aufforderung durch von Leers, in 
der nationalsozialistischen Sonnenwendfeier 
alte Volksbräuche wieder aufleben zu lassen, 
zogen SS und HJ gemeinsam in einem nächt-
lichen Fackelzug zum Haardter Steinbruch, 
„um ein erneutes Bekenntnis ab[zulegen] zu 
Führer und Volk“.153 Die Szenerie dürfte auf 

152 Vgl. Sabine Omland, NS-Propaganda im Unterricht deutscher Schulen 1933–1943. Die nationalsozialistische 
Schülerzeitschrift „Hilf mit!“ als Unterrichts- und Propagandainstrument. Längsschnittuntersuchungen im Er-
scheinungszeitraum 1933–1943, Herausgabebedingungen, Autorenbiografien und tabellarische Darstellung von 
Analyseergebnissen. 1. Teilband (Zeitgeschichte – Zeitverständnis, Bd. 28), Berlin 2014, S. 116–119, 579, 640.

153 Sonnwendfeier, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 18.6.1937, S. 5; in diesem Sinne auch 
Hitler-Jugend und SS bei Sonnwendfeier, Pfälzer Anzeiger, 22.6.1937, o. S.

154 Am 27. August 1909 in Wuppertal geboren, engagierte sich Thimel bereits ab 1929 in der SA, ab 1930 in der 
NSDAP und in der HJ. Nachdem er sein Studium der Rechts- und Staatswissenschaften abgebrochen hatte, 
durchlief er eine mustergültige NS-Karriere und wurde hauptamtlich in der HJ angestellt. Dies brachte ihn 1935 
nach Neustadt, wo er vom 10. März 1935 bis 15. Juli 1938 die Führung des neu gegründeten HJ-Gebietes Pfalz-
Saar bzw. Saarpfalz im Rang eines Obergebietsführers innehatte, dem dritthöchsten Rang in der HJ. Nachdem er 
zwischen 1939 und 1941 als Panzerjäger in Polen und Frankreich gekämpft hatte, wurde er im Juni 1941 als Un-
tersturmführer bei der SS-Leibstandarte „Adolf Hitler“ in die Waffen-SS aufgenommen. Vgl. Lebenslauf von Fried-
rich Thimel, 23.10.1941, BArch, R 9361 III/559752 (Thimel, Friedrich). Er galt bei SS-Obergruppenführer Josef 
„Sepp“ Dietrich, dem Kommandeur der Leibstandarte „Adolf Hitler“, als „Idealbild eines Führers“. Personalbogen 
Friedrich Thimel, o. D. [vermutlich Ende 1941; M. H.], BArch, R 9361 III/559752. Im Krieg wurde er mehrfach aus-
gezeichnet. Vgl. Michael Buddrus, Totale Erziehung für den totalen Krieg. Hitlerjugend und nationalsozialistische 
Jugendpolitik. Bd. 2 (Texte und Materialien zur Zeitgeschichte, Bd. 13), München 2003, S. 1221. Im April 1942 
wurde er als Standartenführer auch in die Allgemeine SS aufgenommen. Vgl. Schreiben von Heinrich Himmler, o. 
D., BArch, R 9361 III/559752 (Thimel, Friedrich).

155 Flamme empor, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 22.6.1937, S. 5. 

156 Ebd. Wilhelm Honsell wurde am 1. Dezember 1893 in Winterthur geboren, trat der SS im Jahr 1932 bei. Dort 
gelang es dem gelernten Bankkaufmann in ein hauptamtliches Arbeitsverhältnis bei der Sturmverwaltung zu ge-
langen, wodurch er Ende 1936 nach Neustadt versetzt wurde, um als Hauptsturmführer probeweise den Sturm-
bann III/10 zu befehligen. Vgl. SS-Führerstammkarte, o. D., BArch, R 9361 III/532196 (Honsell, Wilhelm). In die-
ser Stellung fiel er seinen Vorgesetzten immer wieder durch einen opulenten Lebensstil und die Aufnahme von 
Konsumschulden zu dessen Finanzierung negativ auf. Vgl. Disziplinarsache gegen Wilhelm Honsell, o. D., BArch, 
R 9361 III/532196 (Honsell, Wilhelm). Im Juli 1938 verließ Honsell Neustadt in Richtung Berlin, um die Abteilung 
Schießsport im SS-Hauptamt zu leiten. 

die Teilnehmenden sicherlich bleibenden 
Eindruck hinterlassen haben: Umhüllt von 
der Dunkelheit der Sommernacht wurde das 
wuchtige Steinbruchgelände von Feuern und 
Fackeln erhellt. Fahnen flatterten im Wind, 
Trommeln wurden geschlagen. Nachdem 
die Anwesenden das Lied „Flamme empor!“ 
gesungen hatten, betonte der Obergebiets-
führer der HJ, Friedrich Thimel,154 in seinem 
Redebeitrag die Verbundenheit der ums Feu-
er versammelten Gemeinschaft: „Auf allen 
Höhen im Reich brennen die Feuer der Son-
nenwende. Fest und hart steht eine Gemein-
schaft um das Feuer. Es verkündet unsere 
Haltung, unsere Liebe zu Deutschland, zum 
Führer, zur Einigkeit.“155

Dann übergab er als Führer der HJ als „Sym-
bol der Verbundenheit zwischen der Jugend 
und den Getreuen des Führers“ eine brennen-
de Fackel an den Führer der SS, Hauptsturm-
führer Honsell.156 Mit einem Bekenntnis zum 
„Führer“ und dem gemeinschaftlichen Absin-
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gen des Treuelieds der SS157 wurde die Feier 
abgeschlossen.158 Es ist zu erahnen, dass 
die Feier mit ihrer aufgeladenen Symbolik, 
in einem geradezu mystisch anmutenden 
Ambiente insbesondere bei den jugendli-
chen Teilnehmenden einen starken Eindruck 
hinterlassen haben dürfte. Sie hat mit Si-
cherheit ihren Teil dazu beigetragen, einen 
Beitritt zur elitären SS für so manchen Hit-

157 Gemeint ist das Lied „Wenn alle untreu werden“ von Max von Schenkendorf aus dem Jahr 1814. Da in ihm Werte 
wie Treue und Ehre als „Männertugenden“ glorifiziert werden, ließ es sich gut für die Zwecke der SS vereinnahmen. 
Es wurde zu besonders wichtigen Festen wie Vereidigungsfeiern, Hochzeiten und Totenfeiern der SS gesungen. 

158 Vgl. Flamme empor, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 22.6.1937, S. 5.

159 Die stetige Integrierung der Polizei in die „germanischen“ SS-Rituale war kein Zufall, sondern entsprach einer 
Anordnung Himmlers nach dessen Beförderung zum Chef der deutschen Polizei. Vgl. Longerich, Himmler, S. 260. 
Die oben angeführten Formationen galten der SS als diejenigen, die besonders „aktiv am Aufbau des Deutschen 
Reiches“ arbeiteten. SS-Oberabschnitt „West“ (Hg.), Die Gestaltung der Feste im Jahres- und Lebenslauf der SS-
Familie, Wuppertal 1939, S. 36. Ihnen sollte deshalb die „Ehre“ zuteilwerden, die Sonnenwende zusammen mit der 
SS zu feiern. 

lerjungen als erstrebenswertes Ziel erschei-
nen zu lassen.
Auch die Wintersonnenwende 1937 feierten 
SS und HJ zusammen. Dieses Mal waren 
sowohl der Bund Deutscher Mädel als auch 
Männer des SD, der Gestapo und der Krimi-
nalpolizei mit dabei, als der Fackelzug der 
Teilnehmenden in den verschneiten Haard-
ter Sandsteinbruch marschierte.159 Am 

Bericht über eine Sonnenwendfeier von SS, HJ und BDM im Haardter Sandsteinbruch NSZ Rheinfront, 

22.6.1937, S. 5
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Schein des Feuers erläuterte SS-Standarten-
führer Paul Leffler den Sinn der Feier, ihres 
„nordischen“ Ursprungs und der symboli-
schen Verbindung mit den Ahnen. Dann be-
gründete er, weshalb SS und HJ gemeinsam 
die Sonnenwende feiern: „Die Schutzstaffel 
Adolf Hitlers und die, die nach uns kommen 
– die Hitlerjugend – sind dazu berufen, die 
höchsten Werte der deutschen Seele zu wah-
ren.“160 Das Feuer stehe symbolisch für den 
gemeinsamen Schwur von HJ und SS: „Treue 
und Gehorsam dem Führer und seinem Wer-
ke!“161 Dann sangen die Hitlerjungen das Lied 
der HJ und der SS-Sturmbannführer Karl 
Strate warf einen großen Tannenkranz ins 
Feuer, um die „Gefallenen des Weltkriegs und 
der Bewegung“ zu ehren.162 Zum Abschluss 
wurde nun, genau diametral zur Sommerson-
nenwende, eine Fackel entzündet und das 
Feuer von einem SS-Mann an einen Hitler-
jungen übergeben, um den Kreis zu schließen 
und die symbolische Verbindung zwischen 
beiden Organisationen zu betonen.163 
Dass neben der HJ nun auch der BDM mit 
seinen weiblichen Angehörigen an der Feier 
teilnahm, entsprach den Vorgaben Heinrich 
Himmlers, denn dieser sah in den Feierlich-
keiten eine gute Gelegenheit „zur Gatten-
wahl auf der Basis guter Auslese“.164 Die Feier 

160 Flammen über nächtlichem Berg, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 22.12.1937, S. 5.

161 Ebd.

162 Ebd.

163 Vgl. ebd.

164 Rede Himmlers anlässlich der Gruppenführerbesprechung in Dachau, 8.11.1936, zit. n. Bahro, Sport, S. 178.

165 Ebd.

166 Vgl. Longerich, Himmler, S. 246, 300.

167 Hein, Elite, S. 248.

168 Bastian Hein, Die SS. Geschichte und Verbrechen, München 2015, S. 47 f. Im Gegensatz zu anderen NS-Festen, 
die von der Partei oder ihren Organisationen veranstaltet wurden, trafen die Sonnenwendfeiern offenbar auf zu-
nehmende Akzeptanz der Zeitgenossen und es finden sich fast ausschließlich Quellen, die von einem „großen 
Anklang“ und „sehr starken Eindrücken“ bei den Teilnehmenden berichten. Hein, Elite, S. 255. 

169 Von 128 der über 224 namentlich ermittelten SS-Männer aus Neustadt, die der SS zwischen 1925 und 1945 an-
gehörten und bei denen das Aufnahmedatum zur SS bekannt ist, traten lediglich sieben Personen seit dem Jahr 
des Kriegsbeginns 1939 bei. Für die Jahre 1943 bis 1945 lassen sich gar keine Neuaufnahmen belegen.

sollte gemäß seinen Vorstellungen auch ein 
Fest der Fruchtbarkeit und „des Lebens, das 
Fest der Hochzeitsschließung“ sein, bei dem 
die Teilnehmenden ein Auge auf potenzielle 
Liebes- und Lebenspartner werfen sollten.165 
Ziel der Sonnenwendfeiern war es also auch, 
dass ledige SS-Männer mit BDM-Frauen und 
älteren Mädchen zusammenkommen konn-
ten, um „rassisch“ ebenbürtige Partnerinnen 
zu finden.166 Dies alles passierte mit Blick 
auf die bevölkerungspolitische Forderung der 
Nationalsozialisten nach einer kinderreichen 
und vitalen „Volksgemeinschaft“.
Die gemeinsamen Feiern von HJ und SS in 
Neustadt zeigen eindrücklich, welchen Stel-
lenwert der gemeinsamen Kooperation zu-
gesprochen wurde. Die SS protegierte die 
HJ, um aus ihr die künftige Elite der „Volks-
gemeinschaft“ zu rekrutieren und die Hitler-
jungen bereits früh durch eindrucksvolle und 
mit SS-Mystik aufgeladene Feiern für sich 
und den Nationalsozialismus zu begeistern. 
Die „gruppendynamischen Effekte“167 der ge-
meinsamen Feiern in der nächtlichen Natur 
haben gewiss ihren Teil dazu beigetragen, 
die Bindung von HJ und SS zu stärken und 
beiden Gruppen „gemeinsame starke Erleb-
nisse“ zu verschaffen.168

IX. SS im Krieg: Fürsorge für die SS-Familien und schwindende 
öffentliche Präsenz
Mehrere Indizien deuten darauf hin, dass es 
mit Ausbruch des Krieges zu einer signifikant 
geringeren Aktivität der SS vor Ort in Neu-
stadt kam. So nahm etwa die Zahl der Neu-
eintritte in die Allgemeine SS Neustadts ab 

1939 deutlich ab.169 Diese Beobachtung ist 
grundsätzlich nicht allzu überraschend, da 
ein Großteil der Männer über diverse Kriegs-
schauplätze verteilt war und durch die Ver-
pflichtung in der Wehrmacht gar keine Zeit 
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für ein Engagement in der SS hatte.170 Ein 
weiterer Teil der potenziell Interessierten 
wurde ab 1939 direkt zur Waffen-SS einge-
zogen. 
Dieser Befund wird auch durch ein weiteres 
Indiz gestützt, nämlich durch einen signi-
fikanten Rückgang in der Berichterstattung 
über SS-Aktivitäten in der Lokalpresse. Hat-
ten die Zeitungen vor allem zur Anfangszeit 
des NS-Regimes das Wirken der Schutzstaf-
fel in Neustadt ausführlich begleitet, nahm 
die Berichterstattung mit Kriegsbeginn 
deutlich ab und die Meldungen beschränk-
ten sich hauptsächlich auf die Werbung für 
einen Beitritt zur Waffen-SS. Auch lassen 
die Dienstkalender Heinrich Himmlers dar-
auf schließen, dass es zumindest zwischen 
den Jahren 1941 und 1945 zu keinen Treffen 
des Reichsführers mit Standarten- oder Ab-
schnittsführern aus Neustadt oder gar Be-
suchen Himmlers in der Stadt selbst kam.171 
Es findet sich im Gegenteil überhaupt kein 
Hinweis darauf, dass es in dieser Zeitspanne 
zu irgendwelchen Ereignissen in Neustadt 
gekommen wäre, die die Aufmerksamkeit 
der SS-Reichsführung auf sich gezogen hät-
ten.172 Es konnten in der Presseberichterstat-

170 Genaue Zahlen von SS-Männern aus Neustadt, die in der Wehrmacht dienten, liegen nicht vor. Insgesamt waren 
Ende 1942 knapp 118.000 SS-Mitglieder bei der Wehrmacht, die Zahl verringerte sich bis Kriegsende nur mini-
mal. Vgl. Hein, Elite, S. 276 f.

171 Tatsächlich ist ein Besuch Himmlers in Neustadt bzw. dem nahe gelegenen Umland nur ein einziges Mal belegt, 
nämlich für den 11. Mai 1935. Auf dem Flugplatz Lachen-Speyerdorf hielt er vor der versammelten 10. SS-Stan-
darte, die immerhin 4000 bis 5000 Mann aufbot, eine Besichtigung der Truppen ab. Begleitet wurde er dabei 
von Gauleiter Bürckel und einer Reihe hochrangiger SS-Führer, unter ihnen sein Intimus Reinhard Heydrich. Vgl. 
Reichsführer SS Himmler in der Pfalz, NSZ Rheinfront - Ausgabe Ost, 13.5.1935, S. 3.

172 Vgl. Matthias Uhl [u. a.] (Hg.), Die Organisation des Terrors. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1943–1945, 
München 2020; Peter Witte [u. a.] (Bearb.), Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42 (Hamburger Bei-
träge zur Sozial- und Zeitgeschichte. Quellen, Bd. 3), Hamburg 1999. In keinem Kalender finden sich Hinweise auf 
persönliche oder telefonische Absprachen Himmlers mit dem Führer der 10. SS-Standarte „Pfalz“, Otto Leiner, der 
vom 1. Mai 1942 bis Kriegsende mit der Führung der Standarte betraut war und damit auch die Befehlsgewalt 
über die Neustadter Stürme hatte. Zu den Führern des übergeordneten SS-Abschnitts XXXIV, Karl Wichmann 
(Abschnittsführer vom 1. Februar 1940 bis 22. Januar 1944) und Emanuel Sladek (22. Januar 1944 bis Mai 1945) 
finden sich ebenfalls keine entsprechenden Vermerke. Natürlich könnte es zu schriftlichem Austausch gekommen 
sein. Jegliches Fehlen von persönlichem Kontakt zwischen den örtlichen Führern und Himmler könnte jedoch als 
Indiz dafür gewertet werden, dass der Standort Neustadt während der Kriegszeit eine untergeordnete Rolle für die 
SS-Führung spielte und es zu kaum nennenswerten Aktivitäten kam. Im Übrigen dürfte der Fokus Himmlers zu 
jener Zeit auf anderen Bereichen, etwa den Kriegsgeschehnissen oder der Organisation der Shoah, gelegen haben. 
Zu den Führern der Standarte bzw. den SS-Abschnitten vgl. Maier, Organisationshandbuch, S. 108–110.

173 Vgl. Sonnwend 1941, Pfälzer Anzeiger, 21.6.1941, S. 7.

174 Vgl. Hein, Elite, S. 284. 

175 So erläuterte etwa der Standortälteste den Neustadtern in einer Rede zum Heldengedenktag 1943, dass der Sinn 
des Krieges darin bestünde, die „Lebenskraft“ des deutschen Volkes zu sichern. Durch „restlosen Einsatz, Kampf 
und letztes Opfer“ würde der „Endsieg“ in „diesem größten aller Kriege“ errungen. Der toten Helden Mahnung, 
NSZ Westmark - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 22.3.1943, S. 6. Anlässlich eines Empfangs von siegreich 
aus dem Frankreichfeldzug heimkehrenden Wehrmachtstruppen trat eine Ehrenformation der SS auf dem alten 
Turnplatz an. Vgl. SS-Sturm III/10, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 2.10.1940, S. 4.

tung auch keinerlei größere Aufmärsche oder 
Sportveranstaltungen festgestellt werden, 
an denen sich die Schutzstaffel beteiligte. 
Sonnenwendfeiern mit SS-Beteiligung wur-
den ebenfalls nicht im öffentlichen Rahmen 
abgehalten.173 
Dennoch verschwand die SS nicht voll-
ends aus der Neustadter Öffentlichkeit und 
es wäre gewiss falsch zu behaupten, dass 
die Allgemeine SS während des Krieges 
praktisch aufgehört hätte zu existieren, so 
wie dies zahlreiche Angeklagte der SS vor 
den Nürnberger Kriegsverbrechertribuna-
len 1946 aus verteidigungsstrategischen 
Gründen vorbrachten.174 Es fanden vor Ort 
durchaus noch kleine Aktivitäten statt: Re-
präsentative Abordnungen wirkten etwa als 
„SS-Ehrenkompanien“ anlässlich der Feier-
lichkeiten zum „Heldengedenktag“ mit und 
bildeten die Staffage heroischer Gedenkre-
den und Durchhalteparolen für die „Volks-
gemeinschaft“ an der Heimatfront.175 Das 
prestigeträchtige Orchester der „SS-Leib-
standarte Adolf Hitler“ spielte zu Kriegszei-
ten mehrfach im prall gefüllten Saalbau für 
das Winterhilfswerk und unterhielt das Pu-
blikum neben unverfänglichen Stücken auch 



126 Martin Hanisch

mit propagandistischer Militärmusik wie 
dem Englandlied („Wenn wir fahren gegen 
Engeland“).176 Für die knapp 450 Arbeite-
rinnen in der Trikotwarenfabrik F. Helfferich 
gab die Leibstandarte ein kostenloses Werks-
konzert in der Mittagspause. Im Garten des 
Fabrikgeländes hatte sich die „Betriebsge-
meinschaft […] in zwangloser Weise um die 
Männer der Leibstandarte geschart“ und 
lauschte den musikalischen Darbietungen,177 
ehe es nach Huldigungen auf den „Führer“ 
wieder zurück an die Arbeit ging.178 Mit die-
sen Konzerten trug die SS dazu bei, die Moral 
und den Durchhaltewillen der Neustadter 
hoch zu halten.
Auch dürften die Dienststellen der Stürme 
und des Sturmbanns mit ihren hauptamt-
lichen Mitarbeitern weiterhin bestehen ge-
blieben sein, wenn auch auf jeweils drei bis 
fünf Mann verkleinert.179 Dies war schon 
alleine nötig, um die aggressiven Werbekam-
pagnen für die Waffen-SS zu organisieren, 
die sich während des Krieges wellenartig in 
der Neustadter Presseberichterstattung nie-
derschlugen.180 Dennoch kann von einem 
regelmäßigen Dienstbetrieb wie vor Kriegs-
ausbruch keine Rede sein und das Wirken der 
Schutzstaffel ging erheblich zurück.
Eine zentrale Aufgabe der in der Heimat ver-
bliebenen SS-Männer bestand darin, sich 
um die Angehörigen der im Krieg befindli-
chen Kameraden zu kümmern.181 Die SS sah 

176 Vgl. Zwei Stunden festlicher Musik, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 19.10.1940, S. 6. Es 
sei angemerkt, dass zum Zeitpunkt der Aufführung tatsächlich gerade die Luftschlacht um England in Gang war, 
mit der die deutsche Invasion Großbritanniens vorbereitet werden sollte. Die Liedauswahl sollte die Kriegsbegeis-
terung also vermutlich anheizen. Im Jahr 1943 spielte die SS-Leibstandarte ein weiteres Großkonzert im Saalbau. 
Vgl. Soldaten spielten für uns, NSZ Westmark - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 19.3.1943, S. 5.

177 Eine schöne Mittagspause, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 19.10.1940, S. 6.

178 Vgl. Werk-Konzert in der Fabrik Helfferich, Pfälzer Anzeiger, 19.10.1940, S. 8.

179 Dies entsprach einer Anordnung vom Chef des SS-Hauptamtes, August Heißmeier. Vgl. Bahro, Sport, S. 259.

180 Werbeanzeigen zur Musterung für die Waffen-SS lassen sich zwischen 1940 und 1945 massenweise in den loka-
len Zeitungen finden. Vgl. hierzu stellvertretend: Wer will zur Waffen-SS?, NSZ Rheinfront - Ausgabe Neustadt an 
der Weinstraße, 22.5.1940, S. 1. Zu den Werbemaßnahmen der Allgemeinen SS für die Waffen-SS siehe u. a. Hein, 
Elite, S. 292.

181 Vgl. Hein, Elite, S. 285.

182 Siehe hierzu Carney, Marriage. Für die „Sippengemeinschaft“ im Krieg insb. ebd., S. 95–125. Zum Stellenwert der 
SS-Familie und insbesondere zur Rolle der Frau, die sich nach Verheiratung mit einem SS-Mann künftig auch den 
„SS-Gesetzen“ zu unterwerfen habe, siehe SS-Oberabschnitt „West“, Gestaltung, S. 70–74.

183 Rede von Heinrich Himmler auf der Gruppenführerbesprechung in München, 8.11.1937, BArch, NS 19/4004, zit. 
n. Longerich, Himmler, S. 322.

184 Vgl. Volker Koop, „Dem Führer ein Kind schenken“. Die SS-Organisation Lebensborn e. V., Köln [u. a.] 2007, S. 52 f.

sich als „Sippengemeinschaft“, also als ein 
Verbund, der explizit auch die Familien der 
Männer miteinschloss.182 Ihre Mitglieder 
sollten eine soziale Absicherung innerhalb 
der SS-Gemeinschaft erfahren und dies galt 
insbesondere für die Frauen und Kinder von 
im Krieg gefallenen SS-Männern. Für diese 
Hinterbliebenen zu sorgen, sollte den „Ka-
meraden“ nach Himmlers Auffassung eine 
„heilige Aufgabe“ sein.183 Sowohl die Ehegat-
tin als auch der Nachwuchs von SS-Männern 
waren vollwertige Mitglieder der „Sippenge-
meinschaft“ und sollten das „gute Blut“ ihrer 
Ahnen weitertragen. Daher kann es kaum 
verwundern, dass die Unterstützung von 
Kriegswitwen und Waisen auch mit bevöl-
kerungspolitischen Argumenten begründet 
wurde.184

Die Absicherung der Hinterbliebenen konn-
te unterschiedliche Formen annehmen: Die 
Familien der Gefallenen sollten weiterhin an 
Gemeinschaftsaktivitäten der Neustadter 
SS teilnehmen und wurden beispielswei-
se zu Kameradschaftsabenden eingeladen. 
Unter Beteiligung von auf Heimaturlaub in 
Neustadt weilenden SS-Männern sowie ver-
wundeten SS-Angehörigen, die zur Wundhei-
lung im dortigen Lazarett lagen, wurden im 
Rahmen einer Feier im festlich geschmück-
ten Saal des Gasthauses „Zum Rathaus“ 
die „kameradschaftlichen Bande, die die 
SS-Männer und ihre Sippe umfassen, fester 
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geknüpft“.185 Ein Streichquartett der HJ war 
zur musikalischen Untermalung abgeordnet. 
Dennoch stand auch bei diesem Anlass nicht 
nur eine soziale Vernetzung der „SS-Sippen-
gemeinschaft“ im Vordergrund, sondern es 
wurde auch an die bevölkerungspolitische 
Rolle der SS für die „Volksgemeinschaft“ und 
insbesondere der mit ihr verbundenen Frau-
en erinnert. So lauschten die Anwesenden 
einem „rassenpolitischen“ Schulungsvortrag 
mit dem Titel „Deutschlands Kampf um die 
völkische Wiedergeburt des Germanentums 
– dem Sieg der Waffen muss der Sieg des Kin-
des folgen“.186

Den hinterbliebenen Familien sollte aber 
auch konkrete finanzielle Hilfe angeboten 
werden. So geht etwa aus einem Befehl des 
SS-Abschnitts „Rhein“, welchem die Neu-
stadter ab dem 1. Januar 1937 unterstanden, 
hervor: Sollte ein SS-Mann im Krieg fallen, 
müsse der Sturmführer seiner Stammein-
heit Kondolenzschreiben an die Hinterblie-
benen verschicken und seine Hilfe anbieten. 
Gleichzeitig sei an das Versorgungs- und 
Fürsorgeamt der SS in Berlin zu melden, wie 
die Familienverhältnisse seien, etwa wie viele 
Ersparnisse vorhanden seien und in welchem 
Umfang von Seiten der SS finanzielle Unter-
stützung geleistet werden müsse. Erwarte 
die Frau eines Gefallenen ein Kind, solle ihr 
angeboten werden, die Entbindung in einem 
Lebensbornheim187 der SS vorzunehmen und 
es sei sofortige finanzielle Unterstützung zu 
leisten, um die nötigsten Ausgaben nach der 
Geburt zu begleichen. Gerade in dieser pre-
kären Situation könne die SS „den Gedanken 

185 Politische Gemeinschaftsstunde, NSZ Westmark - Ausgabe Neustadt an der Weinstraße, 1.2.1943, S. 3. 

186 Vgl. ebd. Die obige Parole wurde ab Ende 1940 häufig von der NS-Propaganda verwendet, um den Deutschen vor 
Augen zu führen, dass ein militärischer Erfolg im Krieg bei gleichzeitigem „Ausbluten“ der „Volksgemeinschaft“ 
durch zu hohe Kriegsverluste ein Pyrrhussieg sei. Daher intensivierten sich die Aufforderungen, insbesondere an 
die SS-Männer, während des Krieges viele Kinder zu zeugen, um die Zahl der Verluste mindestens auszugleichen. 
Vgl. Carney, Marriage, S. 130.

187 Die SS-eigenen Lebensbornheime, die in eine übergeordnete Vereinsstruktur eingebettet waren, sollten „rassisch 
und erbbiologisch wertvollen“ Frauen die Möglichkeit bieten, Kinder (vor allem solche, die außerehelich von SS-
Männern gezeugt wurden) in einem geschützten Raum zur Welt zu bringen, um aus bevölkerungspolitischen Grün-
den eine Abtreibung von „gutem deutschen Blut“ zu vermeiden. Die Frauen mussten sich jedoch zunächst einer 
„rassenärztlichen“ Untersuchung unterziehen und gewisse Kriterien erfüllen, um aufgenommen zu werden. Vgl. 
Longerich, Himmler, S. 384 f.; Hein, Elite, S. 210. 

188 Schreiben SS-Oberabschnitt „Rhein“, 24.10.1939, Hessisches Staatsarchiv Marburg (HStAM), 327/2a/82.

189 Hein, Elite, S. 290.

190 Befehl vom Führer des SS-Oberabschnitts „Fulda-Werra“, 26.2.1940, HStAM, 327/2b, Bd. 56, zit. n. Hein, Elite, S. 
290. Für Neustadt sind solche Sorgerechtsentziehungen jedoch bisher nicht bekannt. 

der Zugehörigkeit unserer Frauen zur Schutz-
staffel am besten unter Beweis stellen“.188 
Zur Umsetzung dieser Vorgaben wurde eine 
„Sammelstelle für Verluste der SS im Krieg“ 
eingerichtet und feste Beauftragte hierfür 
in den Standarten und Stürmen ernannt.189 
Allerdings waren die Versorgungsleistungen 
der Hinterbliebenen daran geknüpft, dass 
sich die Witwen der gefallenen SS-Männer 
durch „würdiges Verhalten“ im Geiste der SS 
verhielten. War dies nicht der Fall, konnten 
die Leistungen gestrichen werden und im 
härtesten Fall drohte man, ihnen das Sorge-
recht für die Kinder zu entziehen, um diese 
„im wahren SS-Geist“ zu erziehen.190 
Aus den Aktionen für die Hinterbliebenen 
lässt sich zweierlei ablesen: Zum einen soll-
ten den vollmundigen Verheißungen von 
der „SS-Sippengemeinschaft“ nach Kriegs-
ausbruch konkrete Taten folgen, um für die 
Familien der SS-Männer zu sorgen. Zum 
anderen wird das elitäre Selbstverständnis 
der Schutzstaffel deutlich, denn durch eine 
„persönliche“ Betreuung durch den Sturm-
führer, durch das unbürokratische Anbieten 
finanzieller Unterstützung und, falls die Frau 
schwanger war, durch das Anbieten einer ge-
schützten Entbindung in einem Lebensborn-
heim zeigte sich, dass die SS-Familien aus 
Sicht der Schutzstaffel eben nicht auf einer 
Ebene mit den „normalen Volksgenossen“ 
Neustadts standen, sondern deutlich darü-
ber. 
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X. Schlussbetrachtung
Die SS unternahm gewaltige Anstrengungen, 
um für den Nationalsozialismus und für seine 
Utopie einer „rassisch reinen Volksgemein-
schaft“ zu werben und die „Volksgenossen“ 
in die „Volksgemeinschaft“ zu integrieren. 
Durch gruppendynamische Effekte versuchte 
sie Gemeinschaftsgefühle zu erzeugen und 
die „Volksgenossen“ zu mobilisieren. Auch 
wenn ihre Aktionen in der Anfangszeit noch 
von Personalmangel beschränkt wurden und 
unbeholfen wirkten, entwickelte sie in Neu-
stadt bald eine rege Tätigkeit, die sich ab 
1932 und spätestens mit der Machtübertra-
gung voll entfaltete. Ihre Massenaufmärsche 
und Werbefahrten spielten eine wichtige Rol-
le, um den öffentlichen Raum zu erobern und 
die NS-Propaganda zu verbreiten. Mit ihrem 
Rednerschutz und Absperrdienst machte sie 
vor allem in der „Kampfzeit“ Parteiveranstal-
tungen überhaupt erst möglich, etwa bei gro-
ßen „Massenevents“ wie dem Besuch Adolf 
Hitlers. Die Organisation eigener Kulturver-
anstaltungen wie Konzerte und Unterhal-
tungsabende, für die teils namhafte Künstler 
gewonnen werden konnten und die zu jeder 
Zeit ein außergewöhnlich großes Publikum 
auch außerhalb des eigenen Dunstkreises 
ansprachen, sorgte für eine Verankerung des 
„Volksgemeinschaftsgedankens“ und bot der 
SS eine Werbefläche für ihre Ziele und die 
politischen Positionen der NSDAP. Sie warb 
durch eine Vielzahl von Sportveranstaltun-
gen einerseits für die Vorstellung von einer 
vitalen und „gesunden“ „Volksgemeinschaft“, 
betonte dabei aber auch den Stellenwert von 
„Auslese“ und den Sieg der „Starken“ über 
die „Schwachen“. Um sich als körperliche 
Elite der „Volksgemeinschaft“ inszenieren zu 
können, warb sie aktiv um den Beitritt von 
Spitzensportlern aus der Region und maß 
sich mit anderen NS-Formationen und Ver-
bandsmannschaften. Mit ihren Sonderfor-
mationen der Motor- und Flieger-SS versuch-
te sie, ihre Männer in wehrsportlichem Sinne 
vormilitärisch zu schulen, die Bestimmun-
gen des Versailler Vertrags zu umgehen und 
Kenntnisse zu vermitteln, die perspektivisch 
für den neuen großen Krieg im Kampf um 

„Lebensraum“ gebraucht wurden. Durch ihre 
Mithilfe bei Sammelaktionen, etwa des Win-
terhilfswerks, oder bei Eintopfsonntagen half 
sie dabei, die nationalsozialistische „Volksge-
meinschaft“ im Alltag als „sozial“ erscheinen 
zu lassen. Anlässlich von Feiern und Festen, 
beispielsweise zur Sonnenwende, brachte sie 
ihre (pseudo-) germanisch-kultischen Riten 
einem größeren Publikum nahe und vertiefte 
das Patenverhältnis zur Hitlerjugend, aus der 
sie langfristig ihren Nachwuchs zu rekrutie-
ren gedachte.
Inwiefern die Angebote zur Integration der 
Neustadter in die „Volksgemeinschaft“ an-
genommen bzw. abgelehnt wurden, muss 
unterschiedlich bewertet werden. Dort, wo 
die Indoktrination allzu plump erschien, 
etwa bei belanglosen „Propaganda-Events“ 
wie sportlich unbedeutenden Benefizspielen 
der SS-Mannschaften, stimmten die meis-
ten „Volksgenossen“ Neustadts im Zweifel 
„mit den Füßen ab“ und blieben einfach fern, 
wo dies ohne großes Risiko möglich war. Es 
wäre jedoch falsch, die Beiträge der SS zur 
Inklusion der Neustadter in die NS-„Volksge-
meinschaft“ zu unterschätzen, denn sie war 
an anderer Stelle durchaus dazu in der Lage, 
für konkrete Veranstaltungen ein großes Pu-
blikum zu mobilisieren und durch ihren Eli-
tismus auf einige Zeitgenossen eine gewisse 
Faszination auszustrahlen. Durch den Akti-
vismus ihrer Mitglieder förderte sie aktiv die 
Unterstützung des nationalsozialistischen 
Regimes in der pfälzischen Gauhauptstadt 
und es gelang ihr, sich als vermeintliche 
Elite unter den NS-Organisationen zu stili-
sieren. Dieser Eliteanspruch kollidierte aber 
auch immer wieder mit der Vorstellung einer 
homogenen „Volksgemeinschaft“. Wie sich 
etwa im Konkurrenzverhältnis zu anderen 
NS-Organisationen wie der SA oder bei der 
Versorgung der „SS-Sippengemeinschaft“ im 
Krieg zeigte, versuchte die Schutzstaffel sich 
deutlich vom Gros der einfachen „Volksge-
nossen“ abzuheben und ihrem Anspruch, die 
Führungsrolle im NS-Staat einzunehmen, im 
Alltag vor Ort Geltung zu verschaffen.
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„… ohne übertriebene Rücksicht auf örtliche 
Stimmungen“ 
Integration durch Verwaltungsreformen? 
Zur Ambivalenz der Reformpolitik unter 
Ministerpräsident Helmut Kohl1

Walter Rummel

1 Der hier vorgelegte Beitrag entstand als Vortrag für das Kolloquium „‘Gemeinden sind wichtiger als Staaten‘?“, das 
anlässlich des 75-jährigen Bestehens des Landes Rheinland-Pfalz am 6. Oktober 2022 im Festsaal der Staats-
kanzlei Rheinland-Pfalz in Mainz stattfand. Die Vortragsform wurde weitgehend beibehalten. Ich danke Herrn 
Prof. Dr. Michael Kißener (Universität Mainz) für seine freundliche Unterstützung.

2 Sabine Mecking, Bürgerwille und Gebietsreform. Demokratieentwicklung und Neuordnung von Staat und Gesell-
schaft in Nordrhein-Westfalen 1965–2000 (Studien zur Zeitgeschichte, Bd. 85), München 2012, S. 14 und S. 
461.

3 Helmut Kohl, Erinnerungen 1930–1982, München 2004, S. 272 und S. 274 f. Zu den Wahlen vgl. Christina Stein-
bicker, Zwischen „Postkutschenzeit“ und „Technokratie“. Modernisierungsprozesse in Rheinland-Pfalz 1965–1974, 
Münster 2009, S. 179.

In ihrer 2007 erschienenen Habilitations-
schrift zur Verwaltungsreform in Nordrhein-
Westfalen in den Jahren um 1970 wider-
spricht die Historikerin Sabine Mecking den 
Erinnerungen des damaligen Ministerpräsi-
denten Heinz Kühn (1966–1978) in einem 
Punkt in dezidierter Weise. Wo Kühn rückbli-
ckend vermerkt, beim Thema Gebietsreform 
habe er sich „oft gelangweilt wie die Eule im 
Mauerloch“, bewertet Mecking die kommu-
nale Neugliederung, die mehrere Bundes-
länder in der Bundesrepublik zwischen 1968 
und 1978 vornahmen, als „gigantisches Re-
formprojekt“. Die Zahlen sprechen für sich: 
So wurde dabei bundesweit die Gesamtzahl 
der Gemeinden durch Zusammenlegungen 
und Eingemeindungen von etwas mehr als 
24.000 auf rund 8500 reduziert, was laut 
Mecking „einen massiven und weitreichen-
den Eingriff in traditionelle politische, ad-
ministrative und gesellschaftliche Räume 
und Strukturen“ darstellte.2 Hinzu kam die 
Verringerung bzw. Vergrößerung der Kreise, 
ebenfalls durch Zusammenlegungen.
Auch der frühere Ministerpräsident von 
Rheinland-Pfalz Helmut Kohl hätte sicher-
lich dem Eindruck seines Kollegen Heinz 
Kühn widersprochen und sich der Bewertung 
der Historikerin Sabine Mecking angeschlos-
sen. Kohl und seine als Reformregierung an-

getretenen Minister und Mitstreiter in der 
Landtagsfraktion verfochten ihre Pläne einer 
territorialen und funktionalen Verwaltungs-
reform mit einer Leidenschaft und Hartnä-
ckigkeit, von der schwerlich vorstellbar ist, 
dass bei ihnen zu irgendeinem Zeitpunkt 
auch nur die geringste Langeweile aufkom-
men konnte, allenfalls Müdigkeit angesichts 
der vielen Einsprüche und Proteste auf loka-
ler und regionaler Ebene gegen die Zusam-
menlegungen. 
In seinen Erinnerungen führt Kohl dazu aus: 
„Die Auswirkungen der Verwaltungsreform 
hielten meine Kabinettskollegen und mich in 
Atem.“ Kein Wunder, denn: „Wir hatten aus 
rund dreitausendzweihundert Gemeinden 
zweihundert Einheiten zusammengelegt“ 
[Verbandsgemeinden und Eingemeindun-
gen], „wohl der tiefgreifendste Einschnitt 
in der Geschichte des jungen Landes.“ Und 
mit Blick auf die mitten in diesem Prozess 
im November 1970 anstehenden Kommu-
nalwahlen fährt Kohl fort: „Unter anderem 
wurde jetzt in [68] von insgesamt [167] Ver-
bandsgemeinden gewählt, in denen es zuvor 
zum Teil zu ‚Volksaufständen‘ wegen der Ab-
schaffung von Kreisverwaltungen gekommen 
war. Mit wütenden Ausfällen in dieser Härte 
hätte ich nie gerechnet.“3

Das Ergebnis der November-Wahl war jedoch 
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in den umkämpften Regionen und gerade 
dort, wo, so Kohl im Rückblick, „die CDU mu-
tig gehandelt hatte“ und keine Kompromisse 
eingegangen war, derart positiv für den Mi-
nisterpräsidenten und seine Partei ausge-
fallen, dass er zu folgender Schlussfolgerung 
kam: „Es zeigte sich also sehr deutlich, dass 
mit Entschiedenheit und ohne übertriebene 
Rücksicht auf örtliche Stimmungen nicht nur 
eine insgesamt glaubwürdige Verwaltungsre-
form durchzusetzen war, sondern dass damit 
auch Wahlen zu gewinnen waren.“4

Mit diesen einleitenden Bemerkungen sind 
wesentliche Aspekte des Themas angespro-
chen: Es ging erstens auch in Rheinland-
Pfalz um eine Reform der kommunalen Ver-
waltungen in Kreisen und Gemeinden durch 
Zusammenlegung zu größeren Einheiten. 
Regional wurde somit stärker zentralisiert, 
damit einher ging die Aufgabe von Verwal-
tungssitzen an einigen Orten und eine Auf-
wertung durch vergrößerte zentrale Verwal-
tungen an anderen. 
Das war der territoriale Aspekt. Hinzu kam – 
zweitens – der funktionale Aspekt: Aufgaben 
bzw. Zuständigkeiten sollten von oben nach 
unten verlagert werden: von der Landesregie-
rung auf die Bezirksregierungen, von diesen 
auf die Kreisverwaltungen mit ihren größe-
ren Sprengeln, und ebenso von diesen auf 
Städte und Verbandsgemeinden, die durch 

4 Ebd., S. 275. Vgl. die Bilanz der „Mainzer Jahre“ ebd., S. 393–400, bes. S. 398.

5 Vgl. den Forschungsbericht von Sabine Mecking, Kommunale Gebietsreformen in der Bundesrepublik in den 
1960er und 1970er Jahren. Forschungsstand und Untersuchungsperspektiven, in: Westfälische Forschungen 54, 
2004, S. 415–432, sowie dies./Janbernd Oebbicke (Hg.), Zwischen Effizienz und Legitimität. Kommunale Gebiets- 
und Funktionalreformen in der Bundesrepublik Deutschland in historischer und aktueller Perspektive (Forschun-
gen zur Regionalgeschichte, 62), Paderborn 2009. Aus Verwaltungswissenschaftlicher Sicht: Sabine Kuhlmann/
Philipp Richter/Christian Schwab/Dirk Zeitz, Kommunal- und Verwaltungsreform. Optionen zur Neugestaltung 
der Gemeindeebene in Brandenburg. Wissenschaftliches Gutachten erstellt im Auftrag der Fraktion „Bündnis 90/
Die Grünen“ im Brandenburger Landtag unter dem Titel „Gutachten zur Reform der Kommunal- und Landesver-
waltung Brandenburg“ (Speyerer Forschungsberichte, Bd. 270), Speyer 2012.

6 Zur weiteren politischen Diskussion vgl. Johannes Dietlein/Markus Thiel, Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz. 
Ein Beitrag zur Debatte um die Zukunft der Verbandsgemeindeverfassung (Schriftenreihe des Gemeinde- und 
Städtebundes Rheinland-Pfalz, Bd. 15), Mainz 2006, sowie die Regierungserklärung des damaligen rheinland-
pfälzischen Innenministers Karl Peter Bruch am 26.02.2009 im Landtag Rheinland-Pfalz, online verfügbar unter: 
https://mdi.rlp.de/de/unsere-themen/staedte-und-gemeinden/kommunal-und-verwaltungsreform/gebietsre-
form/ [letzter Zugriff: 23.02.2023]. Vgl. hierzu: Kommunal- und Verwaltungsreform. Die Position des Gemeinde- 
und Städtebundes RLP (Stand 2019), online verfügbar unter: https://www.staedtetag-rlp.de/themen/inneres-
und-kommunalrecht/kommunal-und-verwaltungsreform/ [letzter Zugriff: 23.02.2023], sowie die Übersicht des 
Statistischen Landesamtes über die neueren Zusammenlegungen, online verfügbar unter: https://www.statistik.
rlp.de/de/gesellschaft-staat/bevoelkerung-und-gebiet/kommunalreform/ [letzter Zugriff: 23.02.2023].

Eingemeindungen und Zusammenlegung 
ebenfalls jetzt erheblich größere Verwal-
tungsräume zu betreuen hatten. 
Schließlich – drittens – der politische As-
pekt, um den es mir in meinem Vortrag in der 
Hauptsache geht: Wie setzt man ein solches 
Projekt politisch um, wie gewinnt man die 
Betroffenen bzw. wie vermeidet man eine po-
litische Spaltung? Kann man angesichts der 
bereits angeklungenen Auseinandersetzun-
gen einem solchen Vorhaben eine integrative 
Bedeutung zusprechen? Und wie verhält sich 
dazu Kohls Plädoyer, solche Vorhaben „ohne 
übertriebene Rücksicht auf örtliche Stim-
mungen“ durchzusetzen?
Zunächst bleibt festzuhalten, dass in den 
1960er und 1970er Jahren mehr oder we-
niger in allen Bundesländern Verwaltungs-
reformen angegangen wurden, wobei Rhein-
land-Pfalz den Anfang machte.5 Zugleich 
waren dies Vorhaben, die aus verständlichen 
Gründen mit den Ergebnissen der 1970er 
Jahre nicht abgeschlossen sein konnten. Die 
dazu in Rheinland-Pfalz in der vorigen und 
in der jetzigen Legislaturperiode geführten 
Diskussionen zur weiteren Vergrößerung der 
Landkreise und Verbandsgemeinden zeugen 
von der anhaltenden Bedeutung, aber auch 
vom noch immer gegebenen kontroversen 
Potential solcher Vorhaben.6

Auf jene erste große Verwaltungsreform der 
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Jahre 1965–1974 im Land Rheinland-Pfalz 
bezogen, möchte ich im Rahmen des heuti-
gen Rückblicks darlegen, wie sich das Vor-
haben in die vorausgegangene Entwicklung 
des Landes einfügte, welchen Stellenwert 
und welche Ziele es im Rahmen der politi-
schen Laufbahn von Helmut Kohl und seiner 
Übernahme des Amtes des Ministerpräsi-
denten ab 1969 hatte und welche persön-
liche Handschrift sich in der Durchsetzung 
gegen alle Widerstände erkennen lässt. Zum 
Schluss ist zu fragen, wie der angestrebte ge-
samtpolitische Nutzen zu bewerten ist, und 
zwar unter Berücksichtigung der erheblichen 
Widerstände, aber auch unter Berücksich-
tigung dessen, was die Kritiker als Verluste 
an ‚Heimat‘ den verantwortlichen Politikern 
entgegenhielten. 
Als zentrales Dokument zur Beleuchtung 
speziell der Rolle und ‚Handschrift‘ in die-
sen Vorgängen von Helmut Kohl ist ein 149 
maschinenschriftliche Seiten umfassendes 
Protokoll einer „Bürgerversammlung der 
CDU“ anzusehen, die am 13. März 1970 
wegen der geplanten Auflösung des Kreises 
Mayen stattfand.7 Die Landesregierung und 
die CDU-Landtagsfraktion waren dabei in 
Mayen prominent vertreten durch Minister-
präsident Helmut Kohl, Innenminister Heinz 
Schwarz und den Vorsitzenden der Fraktion 

7 Landeshauptarchiv Koblenz (im Folgenden: LHA Ko), Bestand 860, Nr. 7826. Vgl. Heinz Rüschenschmidt, Die 
Verwaltungsreform des Landes Rheinland-Pfalz unter besonderer Berücksichtigung der Territorialreform auf der 
Ebene der Kreise und Gemeinden. Diss. Univ. Trier 1975, S. 171 f., hat das Dokument erstmalig erwähnt und als 
„Mayener Protokoll“ angesprochen. Diese Bezeichnung wird auch im Folgenden verwendet.

8 Steinbicker, „Postkutschenzeit“, S. 177 f., erwähnt noch eine Besprechung von Ministerpräsident Kohl mit Ver-
tretern einer „Aktionsgemeinschaft Westeifel“ am 29.12.1969 in Trier. Die Aktionsgemeinschaft hatte sich kurz 
zuvor im November formiert, als die Pläne des Wibera-Gutachtens zur Zusammenlegung von Kreisen in der West-
eifel bekannt wurden. Gegen eine Aufteilung der Kreise forderte sie die ungeteilte Zusammenlegung der Kreise 
Bitburg, Prüm, Daun und Wittlich zu einem „Westeifelkreis“. Der AG gelang es, binnen kurzer Zeit die Bevölkerung 
„zu sensibilisieren“ und mittels einer Plakataktion zur Teilnahme an einer „Protestkundgebung“ am 27.12.1969 im 
Prümer Kolpinghaus zu mobilisieren (ca. 600 Teilnehmer) (ebenda, S. 175–177). Laut Steinbicker (ebd., S. 177 f.) ist 
über das Ergebnis des zwei Tage später stattfindenden Treffens mit Kohl nichts bekannt. In der anschließenden 
Pressekonferenz habe Kohl keine Aussage zur Kreisreform getroffen, lediglich die Notwendigkeit zur wirtschaft-
lichen Stärkung des betreffenden Raumes betont (ebd.). Steinbicker (ebd., S. 178) beurteilt Kohls Besuch nur zwei 
Tage nach der Protestaktion in Prüm als bemerkenswert, „ein derartiger Besuch ist nicht von jedem Kreis bekannt“ 
(ebd., S. 178; ähnlich S. 252: „nicht jeder Kreis“ sei vom Ministerpräsidenten besucht worden). Zur Aktionsgemein-
schaft vgl. noch ebd., S. 205–210 und S. 252 ff.

9 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz (Hg.), Verwaltungsvereinfachung in Rheinland-Pfalz, Bd. 1–5, Bd. 4, Mainz 1971, S. 
323.

10 LHA Ko, Bestand 860, Nr. 7826.

Johann Wilhelm Gaddum. Es war nicht die 
einzige Versammlung, bei der sich Helmut 
Kohl dem ‚Volkszorn‘ gegen das Vorhaben 
der Auflösung eines Kreises gestellt hat,8 
und in Mayen selbst sollte er noch kurz vor 
der Kommunalwahl Anfang November 1970 
nochmals einer öffentlichen Versammlung 
beiwohnen.9 Aber die Versammlung vom 13. 
März ist nach jetzigem Kenntnisstand die 
einzige, deren Redebeiträge einschließlich 
der zahlreichen Zwischenrufe aufgrund einer 
Bandaufzeichnung nachträglich verschrift-
licht wurden und als solche überliefert sind.10 
Das Dokument, das bislang wohl noch nie 
ausgewertet wurde, verspricht somit inter-
essante und sehr persönliche Einblicke ge-
rade zum politischen Stil von Helmut Kohl 
in einer Situation, in der er entgegen seiner 
Wertschätzung des bürgerschaftlichen Dia-
logs mit äußerst feindseligen Reaktionen be-
dacht wurde.
Die Einzigartigkeit dieses Dokumentes zeigt 
sich auch darin, dass es ohne vorherige Ab-
stimmung mit den offiziellen Rednern auf 
Beschluss der Kreisversammlung Mayen 
im Oktober 1970 veröffentlicht wurde, was 
dann wiederum Thema einer Aktuellen Stun-
de des Landtags am 28. Oktober 1970 war, 
nachdem angeblich von Seiten des Chefs der 
Staatskanzlei Willibald Hilf versucht wor-
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den war, eine Veröffentlichung zu unterdrü-
cken.11 In der aktuellen Stunde nahm unter 
anderem aber, wie man sich denken kann, 
vor allem Ministerpräsident Kohl Stellung zu 
diesen Vorgängen wie auch zum Ablauf der 
Bürgerversammlung am 13. März. Wir haben 

11 Staatskanzlei, Verwaltungsvereinfachung, Bd. 4, S. 319–340, hier S. 319–322 und S. 325 (Erklärung von Minister-
präsident Helmut Kohl).

12 Ebd., S. 322–329.

13 Vgl. die in Mecking, Bürgerwille, und Mecking, Kommunale Gebietsreformen, aufgeführten Veröffentlichungen.

14 Rüschenschmidt, Verwaltungsreform. Eine wichtige Quellengrundlage ist die von der Staatskanzlei Rheinland-
Pfalz herausgegebene Dokumentation zur Verwaltungsvereinfachung. 

15 Peter Eichhorn/Heinrich Siedentopf, Effizienzeffekte der Verwaltungsreform. Exemplarische Ansätze einer Wir-
kungsanalyse der territorialen und funktionalen Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz (Schriften zur öffentlichen 
Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, Bd. 20), Baden-Baden 1976.

16 Heinrich Siedentopf, Verwaltungsreform, in: Peter Haungs (Hg.), 40 Jahre Rheinland-Pfalz. Eine politische Lan-
deskunde. Mainz 1986, S. 365–382. Oskar W. Gabriel, Die kommunale Selbstverwaltung, in: ebd., S. 383–416.

17 Michael Kißener, Kleine Geschichte des Landes Rheinland-Pfalz 1945-2005. Wege zur Integration eines „Nach-
kriegsbundeslandes“ (Regionalgeschichte – fundiert und kompakt), Leinfelden-Echterdingen 2006, S. 112–115, S. 
141–145.

18 Steinbicker, „Postkutschenzeit“.

19 Michael Kißener, Grundzüge der politischen Entwicklung, in: Friedrich P. Kahlenberg/Michael Kißener (Hg.), Kreuz 
– Rad – Löwe. Rheinland-Pfalz. Ein Land und seine Geschichte, Bd. 2: Vom ausgehenden 18. bis zum 21. Jahr-
hundert, Mainz 2012, S. 57–150, hier S. 137; Walter Rummel, Franz Maier und Joachim Hennig, Verfassung, Ver-
waltung und Justiz, in: ebd., S. 179–258, hier S. 239–245.

es also mit dem aus historischer Sicht für 
Rheinland-Pfalz einzigartigen Sachverhalt zu 
tun, dass die Hauptperson einer höchst emo-
tional gefärbten Bürgerversammlung sich zu 
seinem Erleben dieses ungewöhnlichen Er-
eignisses im Landtag äußerte.12

1.
Beginnen wir mit der Forschungslage: Im 
Vergleich zu Nordrhein-Westfalen, wo Sa-
bine Mecking nicht nur eine Habilitations-
schrift, sondern auch mehrere Einzelbeiträge 
im Rahmen von Tagungen etc. zum Thema 
vorgelegt hat,13 besteht für Rheinland-Pfalz 
noch erheblicher Forschungsbedarf. Dieser 
kann mit meinem heutigen Vortrag auch nur 
aufgezeigt und keinesfalls befriedigend dar-
gestellt werden. 
Immerhin hat sich bereits kurz nach dem 
Ende der Reformen 1973 die an der Universi-
tät Trier von Heinz Rüschenschmidt erstellte 
Dissertation ausführlich des Themas in poli-
tikwissenschaftlicher Perspektive angenom-
men und insbesondere die Entscheidungen 
und die sie begleitenden Diskussionen unter 
Verwendung reichhaltiger Materialien sehr 
plastisch dargestellt.14 Ebenfalls zeitnah zu 
den Ereignissen haben Peter Eichhorn und 
Heinrich Siedentopf von der Verwaltungs-
hochschule Rheinland-Pfalz ein Gutachten 
zu den messbaren Ergebnissen der Reform 

veröffentlicht.15 Siedentopf hat zudem 1986 
die neuen kommunalen Verhältnisse des 
Landes zusammen mit Oskar Gabriel in ei-
nem von Peter Haungs, Politikwissenschaft-
ler an der Universität Trier, herausgegebenen 
Sammelband zum 40-jährigen Landesjubi-
läum dargestellt.16 Auf eine Überblicksdar-
stellung von Michael Kißener 200617 folgte 
erst 2009 ein weiterer substantieller Bei-
trag durch die von Christina Steinbicker er-
stellte Dissertation, die im Rahmen eines an 
der Universität Münster verfolgten länder-
übergreifenden Projektes entstanden war.18 
Allerdings behandelt Steinbicker schwer-
punktmäßig nur die Zusammenlegungen von 
Gemeinden und Kreisen in der Vorderpfalz 
sowie in der Westeifel. In der 2012 erschie-
nenen Gesamtdarstellung zur Geschichte 
des Landes Rheinland-Pfalz haben die Ver-
waltungsreformen der 1960er und 1970er 
Jahre entsprechend dem neuen Forschungs-
stand erneut überblicksartige Erwähnung 
gefunden.19 Vor dem Hintergrund der anhal-
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tenden Bemühungen der Landesregierung 
um eine Fortsetzung der Gebietsreformen20 
wurden die Reformen der Regierungszeit von 
Ministerpräsident Helmut Kohl bei dem Kol-

20 Vgl. die Regierungserklärung des damaligen rheinland-pfälzischen Innenministers Karl Peter Bruch am 
26.02.2009 im Landtag Rheinland-Pfalz, online verfügbar unter: https://mdi.rlp.de/de/unsere-themen/staed-
te-und-gemeinden/kommunal-und-verwaltungsreform/gebietsreform/ [letzter Zugriff: 23.02.2023], sowie Kom-
munal- und Verwaltungsreform. Die Position des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz (Stand 2019), 
online verfügbar unter: https://www.staedtetag-rlp.de/themen/inneres-und-kommunalrecht/kommunal-und-
verwaltungsreform/ [letzter Zugriff: 23.02.202], sowie die Übersicht des Statistischen Landesamtes über die 
neueren Zusammenlegungen, online verfügbar unter: https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bevoel-
kerung-und-gebiet/kommunalreform/ [letzter Zugriff: 23.02.2023].

21 Walter Rummel, Verwaltungsmodernisierung unter der Regierung Helmut Kohl 1969–1976, in: Manuela Glaab/
Hendrik Hering/Michael Kißener/Dieter Schiffmann/Monika Storm (Hg.), 70 Jahre Rheinland-Pfalz. Historische 
Perspektiven und politikwissenschaftliche Analyse, Wiesbaden 2020, S. 101–113.

22 Kißener, Geschichte, S. 110 f., und Hans Peter Schwarz, Helmut Kohl. Eine politische Biographie, München 2012, 
S. 89–105.

23 Für die 1950er Jahre: Eva Rödel, Der Streit um die Bekenntnisschule. Der Schulkampf in Rheinhessen und seine 
Folgen 1952–1955 (Veröffentlichungen der Kommission des Landtages für die Geschichte des Landes Rheinland-
Pfalz, Bd. 29), Ubstadt-Weiher 2013; Kißener, Grundzüge, S. 139; Monika Storm, Bildung und Wissenschaft, in: 
Friedrich P. Kahlenberg/Michael Kißener (Hg.), Kreuz – Rad – Löwe. Rheinland-Pfalz. Ein Land und seine Geschich-
te, Bd. 2: Vom ausgehenden 18. bis zum 21. Jahrhundert, Mainz 2012, S. 621–662, hier S. 634 f., und Schwarz, 
Helmut Kohl, S. 109–111.

24 Schwarz, Helmut Kohl, S. 111 f. Vgl. den Überblick bei Rummel, Verfassung, S. 239–244.

loquium anlässlich des 70-jährigen Jubilä-
ums des Landes erneut angesprochen.21

2.
Verwaltungsreformen und Helmut Kohl: Historischer Kontext
Keine Arbeit zu dem Thema Verwaltungs-
reformen kann den Anteil von Helmut Kohl 
außer Acht lassen. Der rasante Aufstieg des 
jungen Helmut Kohl über die Junge Union, 
die Erringung eines Landtagsmandates mit 
nur 29 Jahren, der Eintritt in den Vorstand 
der CDU Rheinland-Pfalz bis zur Erlangung 
des Amtes eines Fraktionsvorsitzenden mit 
nur 33 Jahren im Jahre 1963 sind bekannt, 
ebenso das damit einhergehende Engage-
ment des Pfälzers nicht nur für die Moder-
nisierung seiner Partei, sondern auch für die 
des Landes Rheinland-Pfalz.22 „Zukunft“ lau-
tete die Losung bei dem von Kohl maßgeb-
lich mitgestalteten Wahlkampf 1967, und 
um Aufbruch in diese und ihre Gestaltung im 
Unterschied zum Verbleib in eingefahrenen 
Gleisen ging es ihm. Dementsprechend hat-
te Kohl schon früh gleichgesinnte Mitstreiter 
gesucht und gefunden, wie Heiner Geißler, 
Bernhard Vogel, Norbert Blüm und Willibald 
Hilf, um die wichtigsten zu nennen. Das ih-
nen rasch zugewiesene Etikett „junge Wilde“ 
war angesichts des Alters der Betreffenden 
und der Radikalität ihrer Vorhaben nicht un-
passend.

Die Bildungsreform mit der Einführung der 
konfessionsneutralen Schule als Regelfall 
und entsprechender Lehrerausbildung war 
Kohls erstes großes Reformvorhaben, eines, 
das er sogar gegen den Widerstand von Mi-
nisterpräsident Peter Altmeier durchsetzen 
konnte.23 Die Verwaltungsreform war da-
neben Kohls zweite große Baustelle.24 Und 
ebenso wie die Bildungsreform war die Fra-
ge des Neuzuschnitts der kommunalen und 
staatlichen Verwaltungsräume ein Thema, 
das in höchstem Maße Emotionen und Wi-
derstände auslöste, erstere allerdings eher in 
klerikalen Kreisen, letztere dagegen mehr in 
der breiten Bevölkerung.
Beide Vorhaben, Bildungs- wie Verwaltungs-
reform, standen dabei in einem programma-
tischen Zusammenhang: Letztlich ging es 
Kohl und seinen Mitstreitern darum, durch 
verbesserte Bildungschancen vor allem den 
ländlichen Raum von Rheinland-Pfalz, das 
noch immer als „Land der Reben und Rüben“, 
als „Armenhaus Deutschlands“ galt, weil es 
in ökonomischen Daten „das Schlusslicht 
unter den Bundesländern“ bildete (so Hans-
Peter Schwarz in seiner Kohl-Biographie), 
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wirtschaftlich voranzubringen.25 Dass aus-
gerechnet Verwaltungsreformen dazu dienen 
sollten, war eine Neuheit.26

Gebietsreformen gab es in Deutschland 
schon vor 1945, bedingt durch das Wachs-
tum der Städte seit dem 19. Jahrhundert.27 
Neu waren hingegen die damit verbundenen 
Überlegungen zur sog. Funktionalreform, d. h. 
das Bemühen um eine Effizienzsteigerung 
der Verwaltung bei gleichzeitiger Verein-
fachung der Abläufe. Scheinbar ein Wider-
spruch, doch aus der Sicht der Reformer war 
die Vereinfachung eine wichtige Vorausset-
zung zur Effizienzsteigerung. In Rheinland-
Pfalz wurden solche Überlegungen bereits 
1948 in Zusammenhang mit der Ende 1947 
einsetzenden Diskussion um ein Selbstver-
waltungsgesetz sowie vor dem Hintergrund 
der damaligen Finanznöte angestellt.28 Aber 
alle Gedanken an territoriale Verwaltungs-
reformen waren damals tabu, denn sie hät-
ten immer das Potential gehabt, Zweifel zu 
wecken an der territorialen Integrität des 
gerade erst gegründeten Landes „aus der 
Retorte“ bzw. aus dem Willen und nach 
den Vorstellungen der französischen Besat-
zungsmacht. Genau diesen Befürchtungen 
waren auch Überlegungen zur Übertragung 
des Modells des pfälzischen Bezirksverban-
des auf die nördlichen Regierungsbezirke 
zum Opfer gefallen. 
Statt von Reform sprach man daher auf 
Regierungsebene noch bis in 1960er Jahre 
lieber von „Verwaltungsvereinfachung“, was 
ja auch im Sinne von ‚weniger Bürokratie‘ 

25 Schwarz, Helmut Kohl, S. 100.

26 Steinbicker, „Postkutschenzeit“, S. 53.

27 Sabine Mecking, Regionale Disparitäten, Raumordnung und das Ideal der Chancengerechtigkeit in Westdeutsch-
land, in: dies./Stefan Grüner (Hg.), Wirtschaftsräume und Lebenschancen. Wahrnehmung und Steuerung von 
sozialökonomischem Wandel in Deutschland 1945–2000, Berlin 2017, S. 77–89, hier S. 80.

28 Walter Rummel (Bearb.), Die Protokolle des Ministerrats von Rheinland-Pfalz. Bd. 1: Provisorische Regierung 
Boden und erste Regierung Altmeier (29.11.1946–29.12.1948) (Veröffentlichungen der Landesarchivverwaltung 
Rheinland-Pfalz, Sonderreihe Ministerratsprotokolle, Bd. 1; zugleich: Veröffentlichungen der Kommission des 
Landtages für die Geschichte des Landes Rheinland-Pfalz, Bd. 27), Koblenz/Mainz 2007, S. 415 f. Vgl. ebd., S. 39, 
sowie das Protokoll der Sitzung des Ministerrates vom 12.12.1948 (ebd., S. 854).

29 Steinbicker, „Postkutschenzeit“, S. 94. Vgl. den diesbezüglichen Auszug aus Altmeiers Regierungserklärung sowie 
besonders seinen Beitrag in der Aussprache, in: Staatskanzlei, Verwaltungsvereinfachung, Bd. 1, S. 1 und S. 7 f.

30 Steinbicker, „Postkutschenzeit“, S. 94 f.

31 Ebd., S. 100–104.

gegenüber dem Wahlvolk positiv vermittelt 
werden konnte. Dementsprechend vermied 
Ministerpräsident Altmeier in seiner Regie-
rungserklärung von 1963 den Begriff „Ver-
waltungsreform“ ausdrücklich und sprach 
stattdessen weiterhin von „Verwaltungs-
vereinfachung“ und von „einem Bündel ver-
waltungsorganisatorischer Maßnahmen“.29 
Hintergrund der Aufnahme dieser Thematik 
in Altmeiers Regierungserklärung war, dass 
bereits im November 1961 in Beratungen 
zwischen der von Altmeier geführten Lan-
desregierung und Vertretern der drei Land-
tagsfraktionen CDU, SPD und FDP über eine 
umfassende Verwaltungsreform gesprochen 
wurde.30 Und Helmut Kohl befand sich zu 
diesem Zeitpunkt (entgegen dem Willen 
Altmeiers) als neuer Vorsitzender der CDU-
Landtagsfraktion bereits in der Position, 
dem Thema seinen eigenen Stempel zu ge-
ben. Gleiches war ihm möglich als Mitglied 
des 1964 eingesetzten „Sonderausschusses“ 
des Landtags für die Verwaltungsreform.31

Bei der von der SPD-Landtagsfraktion anbe-
raumten Aussprache über die Verwaltungs-
reform am 10. Oktober 1963 ließ Minister-
präsident Altmeier erneut erkennen, dass 
er trotz der nun schon länger geführten 
Diskussion im Grunde seines Herzens einer 
umfassenden und damit zukunftsweisen-
den Verwaltungsreform keine Chancen ein-
räumte. Während er erneut den Begriff „Ver-
waltungsvereinfachung“ in den Vordergrund 
stellte, sprach er zugleich davon, dass die 
Geschichte der „Verwaltungsreform wohl nur 
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eine Kette mühseliger, aber meist vergeb-
licher Versuche und Ansätze“ gewesen sei. 
Zudem habe die Regierung mit der für das 
zusammengesetzte Land fälligen Rechts-
bereinigung „einen wirksameren Beitrag zur 
Verwaltungsvereinfachung geleistet, als er 
etwa in der Auflösung dieses oder jenes Am-
tes [gemeint waren die Bürgermeisterämter] 
bestehen könnte“. Außerdem, so Altmeier, 
würde die Ausdehnung der Leistungsverwal-
tung (Renten, Wiedergutmachung, Versor-
gungsempfänger, Manöverschäden) zwangs-
läufig neues Personal beanspruchen. Wo, so 
die unausgesprochene Quintessenz, liege da 
der Spielraum für große Reformprojekte?32 
So begnügte sich der Ministerpräsident mit 
Vorhaben zur Zusammenlegung von Ge-
richts- und Finanzbehörden.33

Ganz anders trat der SPD-Abgeordnete 
Adam Wilhelm Rothley, damals zugleich 
Vize-Landtagspräsident, in dieser Debatte 
an.34 Rothley beklagte den seit Jahren zu be-
obachtenden Stillstand in der betreffenden 
Frage. Seine Forderung lautete, „neue Über-
legungen anzustellen und dafür zu sorgen, 
dass die Verwaltung unserer heutigen Zeit 
gerecht wird und dass sie die Erfordernisse, 
die unsere heutige Zeit an die Verwaltung 
stellt, auch lösen kann. Dabei wird es ein 

32 Staatskanzlei, Verwaltungsvereinfachung, Bd. 1, S. 7 f. Trotzdem kam Kohl auch auf geplante Vorhaben zur Zu-
sammenlegung Gerichts- und Finanzbehörden zu sprechen.

33 Ebd., S. 10–15.

34 Laut Rüschenschmidt, Verwaltungsreform, S. 142, war Rothley 1968 Sprecher der SPD-Landtagsfraktion.

35 Staatskanzlei, Verwaltungsvereinfachung, Bd. 1, S. 1–3.

36 Ebd., S. 6.

37 Ebd., S. 15–18.

38 Steinbicker, „Postkutschenzeit“, S. 178, erwähnt diese Versammlung nicht. Vgl. Mayener Protokoll  
(LHA Ko, Bestand 860, Nr. 7826).

entscheidender Faktor sein, dass die Ver-
waltung lebensnahe gestaltet wird, dass 
der Bürger draußen nicht den weiten Weg 
hat.“ An dieser Stelle kam der erste Zu-
ruf von Seiten der CDU-Fraktion, und zwar 
von Helmut Kohl: Mit „Sehr gut!“ lobte der 
neue Fraktionsvorsitzende ausdrücklich die 
zitierte Forderung der Opposition nach Bür-
gernähe.35 Insgesamt kamen die meisten 
Zwischenrufe im Laufe dieser Rede von Kohl, 
darunter auch die ausdrückliche Zustimmung 
zu Rothleys Forderung nach Wegfall der Mit-
telinstanzen (Bezirksregierungen), teilweiser 
Neueinteilung der Kreise und Neueinteilung 
der Behörden, wiederum verbunden mit der 
Maßgabe, „den Weg des Bürgers zu Behör-
de möglichst zu verkürzen“.36Und in Kohls 
Rede im Anschluss an die Äußerungen des 
Ministerpräsidenten blitzte unverkennbar 
auf, dass er einen weitaus größeren Wurf an-
strebte als Altmeier. So wiederholte er, was 
er schon in seiner Rede zur Regierungserklä-
rung am 22. Mai im Landtag gesagt hatte, 
dass nämlich seine Fraktion „jede Maßnah-
me unterstützen“ werde, „die die Verwaltung 
unseres Landes den modernen Erfordernis-
sen entsprechend gestaltet“ – was wiederum 
Rothley dazu ermunterte, diesen Ball sofort 
aufzunehmen.37

3.
Ich möchte von hier den Bogen zum 13. März 
1970 schlagen, als sich Helmut Kohl, seit 
einem Jahr auch Ministerpräsident, zwecks 
Verteidigung der Regierungspläne zur Ver-
waltungsreform in einer öffentlichen Ver-
sammlung in Mayen dem Unmut der Bürger 
stellte.38 In diesem Moment befand sich Kohl 
mitten in der heißen Phase der Verwaltungs-

reform. Vorausgegangen waren u. a.: 1. Die 
Zusammenlegung der Regierungsbezirke Ko-
blenz und Montabaur und Rheinhessen und 
Pfalz zu jeweils einem Bezirk, 2. die Zusam-
menlegung von 22 Landkreisen zu 11 ver-
größerten Kreisen, teilweise (also nicht im-
mer) gegen erbitterten örtlichen Widerstand 
(Drittes Vereinfachungsgesetz, mit Wirk-
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samkeit zum 7. Juni 1969),39 vorausgegangen 
war 3. die Verabschiedung der Verbandsge-
meinde-Ordnung zum 1. Oktober 1968, wel-
che sowohl die preußischen Amtsgemeinden 
aufhob als auch die Zuständigkeiten aller 
Ortsgemeinden in den übrigen Landesteilen 
von Rheinland-Pfalz entweder auf die neuen 
Gemeindeverbände vorsah, sofern die betrof-
fenen Gemeinden im Wege der Freiwilligkeit 
keine Großgemeinde bildeten oder die Ein-
gemeindung in eine größere Gemeinde be-
antragten. Wesentliche Kompetenzen wur-
den von den bisherigen Ortsgemeinden auf 
die neuen Gemeindeverbände übertragen, 
die mindestens 7500 Einwohner umfassen 
sollten.40 Ebenso wurden Kompetenzen der 
Landkreisverwaltungen auf die neuen Ver-
bandsgemeinden übertragen. Diese Über-
tragungen standen für das zweite Standbein 
der Verwaltungsreform, die sog. Funktional-
reform. Mit ihr sollte die allseits gewünsch-
te Bürgernähe erreicht werden, doch stieß 
auch dieses Vorhaben auf erbitterte Proteste 
und Kritik („kalter Staatsstreich“).41 Aber bei 
den Protesten gegen die Auflösung und Zu-
sammenlegung von Kreisen spielte das keine 
Rolle.
Helmut Kohl hatte somit inzwischen hin-
reichend Erfahrungen mit dem gegen die 
Auflösungen bzw. Zusammenlegungen von 
Landkreisen gerichteten ‚Volkszorn‘ machen 
müssen. In einem um das Jahr 2000 geführ-
ten Interview mit dem SWR sprach er, nun-
mehr lächelnd, von „wilden Schlachten“, die 
er damals erlebt habe. In diesem Zusammen-
hang berichtete er ferner, wiederum sichtbar 
amüsiert, dass im Kreis Rockenhausen, der 
1969 laut dem erwähnten Dritten Verein-

39 Rüschenschmidt, Verwaltungsreform, S. 146 f.

40 Ebd., S. 307. 

41 So die Äußerung des SPD-Landtagsabgeordneten Hans Schweitzer aus Wirges. Vgl. Rüschenschmidt, Verwal-
tungsreform, S. 302 und S. 307–309.

42 Das Interview mit Kohl wurde in einem Beitrag des SWR zur Regierungszeit von Ministerpräsident Helmut Kohl 
im Rahmen einer Serie des Nachrichtenmagazins „Aktuell“ zum 75-jährigen Landesjubiläum am 17.05.2022 aus-
gestrahlt.

43 Für Steinbicker, Postkutschenzeit, S. 255, war dies „der Höhepunkt“ der Bestrebungen, die Landespolitik für die 
Ziele der Prümer Aktionsgemeinschaft zum Erhalt ihres Kreises zu interessieren (vgl. ebd., S. 177).

44 Steinbicker (ebd., S. 255) thematisiert nicht, in welchem Verhältnis die am selben Tag stattfindende öffentliche 
Veranstaltung der Aktionsgemeinschaft zu eben diesem Treffen stand.

45 Ebd., S. 253.

46 Ebd., S. 178, erwähnt diese Aktionen ohne Datierung. Trotzdem spricht einiges für die Vermutung, dass sie vor der 
Zusammenkunft am 13.03.1970 in Mayen stattgefunden hatten. 

fachungsgesetz mit dem Kreis Kirchheim-
bolanden zum neuen Donnersbergkreis ver-
einigt wurde, eine Strohpuppe mit Pfeife, die 
erkennbar den Ministerpräsidenten darstel-
len sollte, als Spottfigur wochenlang auf dem 
Marktplatz des alten Kreissitzes zu besichti-
gen war.42 
Im Dezember desselben Jahres erreichte die 
Auseinandersetzung um das nächste anste-
hende Projekt einer Kreiszusammenlegung 
ihren Höhepunkt. Weil der Kreis Prüm durch 
die geplante Fusion mit dem Kreis Bitburg 
seine Kreisverwaltung verloren hätte, hatte 
sich dort eine „Aktionsgemeinschaft“ ge-
bildet, welche den Protest der Bevölkerung 
mobilisieren wollte. Kohl maß dem so viel Be-
deutung bei, dass er am 29. Dezember nach 
Prüm reiste, um sich mit dem Vorstand der 
Aktionsgemeinschaft unter Beteiligung der 
Kreisvorsitzenden von CDU, SPD und FDP 
(177) zu treffen.43 Am gleichen Tag veranstal-
tete die Aktionsgemeinschaft eine öffentli-
che Versammlung zu diesem Thema, aller-
dings ohne den Ministerpräsidenten.44 Kohls 
Besuch verringerte indes nicht die Spannun-
gen. So titelte die „Trierische Landeszeitung“ 
am 5. Februar 1970: „Tiefsitzender Groll bei 
der Bevölkerung / Aktionsgemeinschaft 
Westeifelkreis schrieb an Ministerpräsident 
Kohl“.45

Gegen die nun anstehende Auflösung des 
Kreises Mayen durch Zusammenlegung mit 
dem Kreis Koblenz regte sich ebenfalls viel-
fältiger Protest. Flugblattaktionen und ein 
Autokorso durch Koblenz gehörten dazu.46 
Aber bei der Bürgerversammlung am Abend 
des 13. März 1970 sah sich der Minister-
präsident mit einer so von ihm noch nicht 
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erlebten öffentlichen Erregung konfrontiert. 
Glaubt man der Berichterstattung, dann 
hatten sich ca. 2000 Menschen versam-
melt, deren Unterbringung die Bereitstel-
lung eines zweiten Saales (und Installation 
einer Übertragungsanlage) erforderte. Die 
Stimmung war aufgeheizt, als Kohl gegen 20 
Uhr in Begleitung von Innenminister Heinz 
Schwarz und dem CDU-Fraktionsvorsitzen-
den Johann Wilhelm Gaddum eintraf. Gleich 
bei Betreten des Saales wurde der Minister-
präsident, wie er am Ende seiner ersten Rede 
beklagte, mit dem Zuruf „Mörder“ begrüßt.47 
Zahlreich sind die im Protokoll zu Kohls Re-
debeiträgen wie auch denen seiner Begleiter 
dokumentierten Zwischenrufe: Von „Buh“ 
und „Pfui“ ist da die Rede, aber ebenso häu-
fig vermerkt das Protokoll einfach nur „Zwi-
schenrufe“, „Missfallensäußerungen“, „Unru-
he“ bzw. „große Unruhe“. Kohl sollte später 
im Landtag von „in die Nähe von Verbalinju-
rien“ gehenden Äußerungen sprechen.48

Um einen Eindruck allein von der physischen 
Belastung zu vermitteln: Das Protokoll führt 
49 Redebeiträge namentlich auf, von denen 
elf auf Kohls Konto gingen. Vom transkribier-
ten Umfang her entfällt ein gutes Drittel der 
149 maschinenschriftlichen Seiten auf den 
Ministerpräsidenten, was grob gerechnet 
einer Sprechzeit von gut zweieinhalb Stun-
den der ca. siebenstündigen Veranstaltung 
entspricht. Insgesamt war die mehr als sie-
ben Stunden dauernde Redenschlacht ein 
ständiges Hin und Her, bei dem die Kritiker 
wortstark Untergangsszenarien für den Kreis 
Mayen in den Raum stellten und immer wie-
der mit der Forderung nach einer Länderneu-
gliederung erkennen ließen, dass man sich 
hier in der Osteifel angesichts der Aussicht, 
ein Anhängsel des Kreises Koblenz zu wer-
den, lieber nach Nordrhein-Westfalen orien-
tieren wollte. 
Helmut Kohl machte dagegen gleich in 
seinem Eingangsstatement eine andere 
Rechnung auf, die ich hier aufgrund ihrer 
programmatischen Bedeutung in voller 
Länge vorstellen möchte.49 Nachdem der 

47 Mayener Protokoll (LHA Ko, Bestand 860, Nr. 7826), S. 22; dazu auch Kohls Rede am 13.10.1970 im Landtag, in: 
Staatskanzlei, Verwaltungsvereinfachung, Bd. 4, S. 323.

48 Ebd., S. 324.

49 Das Folgende nach dem Mayener Protokoll (LHA Ko, Bestand 860, Nr. 7826), S. 8–11.

Ministerpräsident die Anwesenden begrüßt 
hatte, bat er zunächst angesichts der nun 
schon seit Wochen anhaltenden emotio-
nalen Stimmung um eine sachliche Diskus-
sion, verbunden mit der Bemerkung, es sei 
„ein miserabler Stil“, wenn Kritiker sich mit 
anonymen Briefen und anonymen Anrufen 
zu Wort meldeten und selbst vor der Bedro-
hung von Familienangehörigen nicht zurück-
schreckten. 
Dann kam er zur Sache: „Warum Verwal-
tungsreform? […] Die Verwaltungsreform, 
meine Damen und Herren, ist für mich Teil 
der notwendigen […] politischen Entschei-
dungen, die wir jetzt, 20 Jahre nach Begrün-
dung der Bundesrepublik Deutschland, tref-
fen müssen. Und zwar warum? Wir sind in 
diesen 20 Jahren durch unsere gemeinsame 
Arbeit, durch eine vernünftige Politik, durch 
viel Zusammenstehn [sic!] zu einem beacht-
lichen Wohlstand, zu beachtlichen sozialen 
Verhältnissen gekommen, es bleibt noch vie-
les zu tun. Aber wir merken jetzt zu Beginn 
der 70-iger [sic!] Jahre sehr deutlich, dass wir 
in diesem, jetzt vor uns liegenden Jahrzehnt 
in einer Reihe von ganz wichtigen Fragen 
Weichen in die Zukunft stellen müssen. Und 
ich möchte nicht zu jenen gehören, über die 
man vielleicht dann in 10 Jahren sagt, dass 
Probleme und Fragestellung zwar heute ge-
sehen wurden, dass aber denen, die heute 
durch ihr Vertrauen mit, meine Damen und 
Herren, die Verantwortung tragen, der Mut 
gefehlt hat, das Entsprechende zu tun. Und 
deswegen bin ich heute Abend nicht hierher-
gekommen, um dem oder jenem nach dem 
Munde zu reden, sondern ich bin hierher 
gekommen, um Ihnen meine Vorstellungen 
der Zukunft und auch Ihrer Zukunft zu sagen 
und darüber zu debattieren, was möglicher-
weise an diesen meinen Vorstellungen und 
auch an den Vorstellungen meiner politi-
schen Freunde falsch und korrigierbar ist. / 
Wir leben in einer Leistungsgesellschaft, d. 
h., wenn wir unseren sozialen Standard hal-
ten wollen, wenn wir die Steigerungsrate des 
Bruttosozialprodukts in der Bundesrepublik 
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Deutschland halten wollen, müssen wir jähr-
lich besser arbeiten, wir müssen versuchen, 
auch unsere Position auf den Auslandsmärk-
ten zu halten, wir müssen, in einem Wort, 
Politik aus einem Guss machen. Wenn ich 
das so sehe, bedeutet das für den, der poli-
tische Verantwortung trägt, dass er, auch 
dort, wo es unpopulär ist, immer wieder mit 
der Frage konfrontiert ist, ist das, was unsere 
Politik, was unseren Staat heute ausmacht, 
in der Verwaltung, in allen sonstigen Dingen 
bis hin zur Gesetzgebung, ausreichend für 
diese notwendigen Veränderungen unserer 
Gesellschaft, wobei ich [als] einer aus der 
mittleren, jüngeren Generation, verständli-
cherweise vor allem auch an jene denke, die 
erst neu jetzt ins Leben eintreten und die für 
die nächsten 3, 4 Jahrzehnte ihr Leben ein-
richten müssen. / D. h. also, bezogen auf die 
Finanz- und Wirtschaftspolitik dieses unse-
res Landes, dass wir die wichtigsten Fragen 
vorziehen müssen, dass wir unser Geld, das 
wir ja nur einmal ausgeben können, das wir 
ja gemeinsam als Steuerzahler erbringen, 
dass wir dieses Geld möglichst konzentriert 
auf die wichtigsten Dinge einsetzen. Und die 
wichtigsten Dinge sind ganz sicherlich mehr 
und neue Arbeitsplätze, Sicherung der vor-
handenen Arbeitsplätze und das ist wieder-
um nur möglich durch eine größere Chance 
für jedes Kind in unserem Lande, eine besse-
re Schul- und Berufsausbildung zu gewinnen, 
bessere und schnellere Anschlüsse an die 
Schulen, an die Betriebsstätten zu gewin-
nen, die Ausstattung der Infrastrukturen, in 
einem Wort, in Ordnung zu bringen.“
Damit hatte Helmut Kohl in der aufgewühl-
ten Stimmung einer Versammlung, die in 
erster Linie das Fortbestehen ihrer Kreis-
verwaltung verteidigen wollte, aus seiner 
Sicht klipp und klar den großen program-
matischen Bogen in die Zukunft geschlagen, 
wie ihn auch die historische und politikwis-
senschaftliche Forschung im Rückblick be-
schreibt, und während dieser Ausführungen 
des Ministerpräsidenten vermerkt das Pro-
tokoll nicht einen einzigen Zwischenruf. Aber 
als Kohl auf die konkreten Schritte der damit 

50 Ebd., S. 11 f.

zusammenhängenden Verwaltungsreform 
und auf den Slogan eines Transparentes 
mit der Aufschrift „Respekt vor dem Bürger-
willen“ zu sprechen kam, wurde es unruhig 
im Saal, die Zwischenrufe nahmen markant 
zu. Kohl machte sich indes ungerührt den 
Slogan der Protestierenden zu eigen: „Und 
die Überschrift dieser Reform der Verwal-
tung […] hat sehr viel mit dem Transparent 
zu tun, Respekt vor dem Bürgerwillen muss 
doch bedeuten, meine Damen und Herren, 
dass wir das in der Staatsverwaltung [erle-
ben …] unter Staat verstehen Sie all das, wo 
Sie mit Beamten zu tun haben, das Rathaus, 
die Kreisverwaltung, die Bezirksregierung, die 
Landesregierung und die Bundesregierung. 
Und das ist sozusagen Staat für den Bürger, 
wie er ihn erlebt. Und wenn das richtig ist, 
müssen wir uns doch einmal die Frage stel-
len, ist diese Verwaltung in all ihren Berei-
chen noch zeitgemäß[?] Passt sie noch in die 
Landschaft der 70-iger [sic!] Jahre? Meine 
Antwort ist ganz klar, sie ist nicht zeitgemäß, 
/ sie passt nicht in die Landschaft der 70-iger 
[sic!] Jahre. Meine Damen und Herren, das 
gilt, wenn ich so sage, für alle Bereiche. Ich 
nehme hier weder die Landesregierung noch 
die Bezirksregierung – ich nehme mal den 
Teil, wo ich Verantwortung trage – [noch] die 
Kreisverwaltung noch die jetzige Gemeinde-
struktur in unserem Land aus.“ 
Daher, so Kohl, sei dem einzelnen Bürger 
auch nicht damit gedient, auf die Neurege-
lung der Ländergrenzen zu warten, „sondern 
[…] ihm ist damit gedient, dass seine Verwal-
tung, mit der er zu tun hat, bürgernah und 
vernünftig gestaltet ist. Und was heißt ver-
nünftig gestaltet [?] Dass sie für den Bürger 
verständlich ist, überschaubar und dass er 
dabei möglichst schnell, egal ob nun posi-
tiv oder negativ, Antworten erhält, die man 
auch mit einem normalen Durchschnittsver-
stand begreifen kann.“ Und diesem Zweck 
diene, so Kohl im Folgenden, die Verlagerung 
von vielen Kompetenzen von der Ebene der 
Landkreisverwaltung auf die Verwaltung der 
neuen Verbandsgemeinden.50
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4.

51 Staatskanzlei, Verwaltungsvereinfachung, Bd. 4, S. 322–328. Laut Pressenotiz der Staatskanzlei hatte Kohl am 
19. Oktober den Landrat angewiesen, die Veröffentlichung des Dokuments in die Wege zu leiten (ebd., S. 322).

52 Ebd., S. 323 f.

53 Ebd., S. 324.

54 Ebd., S. 325.

55 Ebd., S. 323.

Lassen wir die Frage beiseite, ob die Ver-
sammlung der Protestierenden sich von 
diesen Äußerungen erreichen ließ. Mein Ein-
druck ist der, dass hier äußerst gegensätzli-
che Positionen markiert und von Seiten der 
Kritiker in erster Linie Emotionen und Posi-
tionen artikuliert wurden, die nicht konsens-
fähig waren. Möglicherweise trat bei einigen 
Teilnehmern eine gewisse Nachdenklichkeit 
ein, insbesondere dadurch, dass Kohl unbe-
irrt aller ihm entgegenschlagenden Wut die 
Anwesenden davon zu überzeugen suchte, 
dass der Verlust einer Kreisverwaltung wirt-
schaftlich bei einer Stadt wie Mayen und an-
gesichts der von der Politik der Landesregie-
rung anvisierten Zukunftsaussichten nicht 
ins Gewicht fallen würde. Mit Blick auf den 
Applaus, den die Kritiker der Reform für ihre 
Redebeiträge erhielten, überwiegt allerdings 
der Eindruck, dass es ihnen ausschließlich 
darum ging, Mayen als Verwaltungszentrum 
zu bewahren, ganz gleich in welcher Gestalt 
der Kreis Mayen aus der Reform herauskom-
men würde.
Vor einer abschließenden Bewertung des 
Verhältnisses von Regierungshandeln und 
Bürgerwillen möchte ich noch Kohls Stel-
lungnahme vorstellen, die er zu seinem Erle-
ben der Mayener Versammlung in der bereits 
erwähnten Aktuellen Stunde am 13. Oktober 
1970 im Landtag abgab. In der von der SPD 
beantragten Aussprache ging es zwar in ers-
ter Linie um die Frage, ob die Staatskanzlei 
zunächst auf Kohls Wunsch eine Veröffent-
lichung des Tonbandmitschnitts der Maye-
ner Versammlung zu verhindern versucht 
habe, was Kohl ganz energisch bestritt.51 
Aber genau so energisch bekundete er, dass 
er es für politisch unklug und taktlos gehal-
ten habe und noch halte, den Wortlaut von 
Reden und Äußerungen, die in der „erregten 
Atmosphäre im Ablauf von sieben Stunden“ 

gehalten bzw. gemacht worden seien, ohne 
Zustimmung der Beteiligten, darunter auch 
Minderjährige, die, so Kohl, „zum Teil poin-
tierte, scharfe, in die Nähe von Verbalinjurien 
gehende Aussagen gemacht haben“, ohne 
sprachliche Glättung zu veröffentlichen.52 
Kohl: „Denn, meine Damen und Herren, das 
ist kein Schaden für den Ministerpräsidenten 
Kohl, das ist ein Schaden für all die, die im 
politischen Engagement stehen, wenn Leute, 
die selbst überhaupt in keiner Rede je frei da-
standen und sich ihrer Haut wehren muss-
ten, solches nachlesen und sagen: Der kann 
ja nicht einmal richtig Deutsch.“53 Daher, so 
Kohl, habe er es für einen „Akt der Fairness“ 
gehalten, die Tonbanddokumentation nicht 
zu veröffentlichen.54

Mit der wiederholten Feststellung, er habe 
sich in Mayen „seiner Haut wehren“ müs-
sen, hat Helmut Kohl eine sehr persönliche 
Wahrnehmung dieser harten Auseinander-
setzung beschrieben: Mehr als sieben Stun-
den, so Kohl weiterhin in dieser Aussprache, 
habe er sich in Mayen „seiner Haut erwehren 
müssen“.55 Und er charakterisierte diesen 
Abend in einem längeren Abschnitt seiner 
Landtagsrede als „ohne Zweifel die erregtes-
te Atmosphäre“, die er bis dato als Redner 
bei irgendeiner der vielen Versammlungen 
zur betreffenden Thematik erlebt habe: „Die 
Versammlung dauerte von 20 Uhr bis 3.40 
Uhr am nächsten Morgen. In ihr ergriffen 
Dutzende von Diskussionsteilnehmern das 
Wort. Wenn Sie allein meine Redezeit für das 
Einführungsreferat und die Diskussionsbei-
träge zusammenziehen, kommen Sie gut und 
gern auf drei Stunden. In dieser Versamm-
lung wurden gegen Landtag, Regierung, ein-
zelne Abgeordnete, hohe Beamte schwer-
wiegendste Vorwürfe erhoben; es wurden 
kriminelle Behauptungen aufgestellt und 
vieles mehr; die Verbalinjurien“ – und zur Be-
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kräftigung an den SPD-Abgeordneten Heuft 
gewendet: „Herr Heuft, Sie waren doch da-
bei“ – „die Verbalinjurien […] schwebten […] 
nur so durch den Raum.“ Aber: „Da ich aus 
der Pfalz, meiner Heimat, gewöhnt bin, dass 
wir eine deftige Sprache pflegen, hat mich 
das natürlich nicht sonderlich berührt. Aber, 
meine Damen und Herren, Sie müssen mir 
natürlich zugutehalten, dass ich mich, wie 

56 Ebd.

57 Ebd.

58 Den „Enthusiasmus“ betont auch Heribert Schwan in der (kurz darauf gerichtlich untersagten) Veröffentlichung 
der von ihm mit Helmut Kohl geführten Gespräche: Heribert Schwan, Vermächtnis. Die Kohl-Protokolle, München 
2014, S. 225. Vgl. Schwans Beschreibung der Leistung des Landespolitikers Kohl (ebd., S. 98) sowie Kohls drasti-
sche Beschreibung, was er darunter verstand, Menschen für sich zu gewinnen (ebd., S. 223 f.).

59 Mayener Protokoll (LHA Ko, Bestand 860, Nr. 7826), S. 2.

es jeder andere in dieser Lage getan hätte, 
meiner Haut gewehrt [sic!] habe.“ Zwischen-
rufe wie „Mörder“, so Kohl, seien an der Ta-
gesordnung gewesen, man könne sich also 
vorstellen, „wie die ganze Atmosphäre war“.56 
Dementsprechend müsse man auch die Ton-
bandaufzeichnung bzw. die daraus erstellte 
Dokumentation einschätzen.57

5.
Wie ist angesichts solcher Härte in dem 
Aufeinandertreffen von Politik und bürger-
schaftlichem Protest, ein Protest, der ja 
nicht nur in Mayen artikuliert wurde, das 
Verhältnis von Regierungshandeln und dem 
sog. Bürgerwillen zu bewerten? Helmut Kohl 
machte in seinem Eingangsreferat in Mayen 
klar, dass er den „Bürgerwillen“ als Anspruch 
der Bürger auf eine effiziente Verwaltung 
verstand. Aber das war ganz offensichtlich 
nicht der Bürgerwille, der ihm in dieser und 
anderen Versammlungen in Protestform 
und in Opposition zum Reformvorhaben der 
Landesregierung entgegenschlug. Und wenn 
parteiübergreifend Einigkeit bestand, dass 
unabhängig vom neuen Zuschnitt der Kreis- 
bzw. Regionalverwaltungen eine verminderte 
Zahl von Verwaltungen für größere Räume 
angebracht war, so gab es hier keine Brücke, 
auch wenn als solche das Modell der neuen, 
dem Anspruch nach bürgernahen Verbands-
gemeinde schon unterwegs war. Aber auch 
damit war verbunden, dass von der orts-
gemeindlichen Ebene Zuständigkeiten auf 
die Ebene dieser neuen Gemeindeverbände 
verlagert worden waren. Aus bürgerschaftli-
cher und kommunaler Sicht konnte man also 
auch diesen Teil der Reform als das Gegenteil 
von „bürgernah“ begreifen.
Die Politik nahm somit parteiübergreifend 
für sich in Anspruch, zu wissen, was für die 
weitere Entwicklung des Landes am besten 

war – und die Entwicklung von politischen 
Visionen ist ja auch vornehmste Aufgabe 
der Parteien. Die Menschen mitzunehmen 
auf diesem Weg in der Hoffnung auf Ein-
sicht und Akzeptanz ist ihre weitere Aufga-
be, und dieser Aufgabe hat sich Helmut Kohl 
als Hauptverantwortlicher der Reformpolitik 
in sehr authentischer Weise mit dem ihm 
eigentümlichen Kampfgeist und Enthusias-
mus gestellt.58 Kaum ein anderes Dokument 
spiegelt dies so authentisch wider wie das 
Protokoll der stürmischen Versammlung, die 
am 13. März 1970 in Mayen stattfand.
Auf der anderen Seite muss gefragt werden, 
wie repräsentativ der Protest denn über-
haupt war. Der CDU-Landtagsabgeordnete 
für den Wahlkreis Mayen, Paul Knüpper, 
hatte in seiner Fraktion gegen die Empfeh-
lung, den Landkreis Mayen aufzulösen, ge-
stimmt und in der Folge dieser Entscheidung 
die Mayener Versammlung herbeigeführt. 
Er hatte mit deutlichen Worten gegen eine 
emotionale Auseinandersetzung Stellung 
bezogen („Meine Damen und Herren, die 
Diskussion ist wichtiger wie [sic!] das sicher-
lich zum Kolorit gehörende Gebrüll“),59 aber 
er hatte auch darauf hingewiesen, dass trotz 
aller Bemühungen des Kreisverbandes Ma-
yen der CDU in vielen Versammlungen („von 
Andernach bis Mayen, von Münstermaifeld 
bis Kempenich“) über die „Gefahren“ der Auf-
lösung des Kreises aufzuklären, kaum öffent-
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liches Interesse geweckt werden konnte.60 
Und so könnte man den Ausgang der Kom-
munalwahlen im November 1970 und den 
Ausgang der Landtagswahl im darauffolgen-
den Jahr verstehen, als die CDU die absolute 
Mehrheit erreichte, als die 1967 noch mit 
6,92 Prozent in den Landtag eingezogene 
NPD wieder krachend herausflog (reduziert 
auf 2,6 Prozent). Und bei der Landtagswahl 
1975, als das Reformprojekt in seiner Gänze 
abgeschlossen vor Augen stand, erreichte die 

60 „Leider, meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, dass ich das in aller Offenheit hier heute Abend sage, zeigen 
sich auch für dieses Problem nur verhältnismäßig wenig Mitbürger interessiert.“ (Ebd., S. 4.)

CDU mit fast 54 Prozent ihr bislang bestes 
Wahlergebnis in Rheinland-Pfalz. Dagegen 
kam eine unter dem Namen „Freie Wähler“ 
angetretene Protestpartei jetzt gerade ein-
mal auf 0,25 Prozent.
Aus diesen Fakten kann man aber nicht ein-
deutig auf einen entsprechenden Zuspruch 
zu den Verwaltungsreformen schließen, denn 
schließlich umfasste das Reformprogramm 
der Regierung Kohl, denken wir nur an die 
Sozialpolitik von Heiner Geißler, noch ande-

„Nachruf“ auf den aufgelösten Kreis St. Goarshausen, abgedr. bei Rüschenschmidt, Verwaltungsreform, S. 166 A
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re Felder, deren Früchte durchaus vorzeigbar 
waren. Zudem ging die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung von Rheinland-Pfalz 
nachweislich nach oben. Und schließlich 
muss in Rechnung gestellt werden, dass die 
Wählerbindung an eine jeweilige Partei in 
jener Epoche noch insgesamt sehr viel stär-
ker ausgeprägt war, als wir dies in den letz-

61 Vgl. Rummel, Verwaltungsmodernisierung.

62 Gedruckt bei Rüschenschmidt, Verwaltungsreform, S. 166 A.

ten Jahrzehnten erleben. Aber da mit den 
Landtagswahlen 1971 und 1975 auch der 
Spitzenkandidat Helmut Kohl überdeutlich 
bestätigt wurde, kommt man nicht umhin, 
seine Geradlinigkeit und Bürgernähe auch 
und gerade in der Konfrontation mit heftigs-
ter polemischer Kritik als ein Element dieses 
Erfolges zu sehen. 

Unübersehbar sind gleichwohl die Ambivalenzen der hier geschilderten Vorgänge:

1. Was Ministerpräsident Helmut Kohl als 
„Bürgerwillen“ verstand und entspre-
chend vertrat, wurde ihm in der Konfron-
tation mit lokalem Widerstand vehement 
abgesprochen. Kohl hatte zwar den An-
spruch zuzuhören und zu verstehen, aber 
nachgegeben hat er gegenüber der aus 
der Bevölkerung artikulierten Kritik in kei-
ner Weise.

2. Fragt man also nach der Wirkung, welche 
diese Vorgänge für den inneren Zusam-
menhalt und das Zusammenwachsen 
des jungen Bundeslandes Rheinland-
Pfalz hatten, so lässt sich die Frage in 
erster Linie nur auf der administrativen 
und geopolitischen Ebene bejahen: Ja, 
die Verwaltungsreformen haben Rhein-
land-Pfalz administrativ weitergebracht, 
weil sie mit den Verbandsgemeinden eine 
professionelle Leistungsverwaltung auch 
im ländlichen Raum etabliert haben, und 
das war eines der erklärten Ziele der Re-
gierung Kohl. Die Reformen haben zwei-
felllos auch den inneren Landesausbau 
vorangetrieben und damit das Gewicht 
des Landes gegenüber einer zukünftigen 
Diskussion um die Länderneugliederung 
verstärkt (dieses Motiv wurde ja auch von 
Anfang an, so etwa in der Reaktion des 
benachbarten Bundeslandes Hessen auf 
die Ankündigung der Reformpläne, ver-
mutet).61

3. Das landsmannschaftliche bzw. soziale 
Zusammenwachsen ist allerdings wohl 
kaum durch die Reformen gefördert wor-
den (allenfalls in der Erfahrung gemein-
sam erfahrener Zumutungen), in dieser 

 Hinsicht war der Bau der A 61, die zum 
ersten Mal die vormals nicht zusammen-
gehörigen Landesteile verband, viel be-
deutender (was sich zuletzt auch bei den 
vielen Hilfsaktionen gezeigt hat, die dem 
Ahrtal nach der Flutkatastrophe vom 
14./15. Juli 2021 zugutekamen).

4. Aber: Die Stärkung des politisch-kultu-
rellen Zusammenhalts stand ja nicht auf 
der Agenda der Reformer. Ihnen ging es, 
wie Kohl in Mayen ausdrücklich erklärte, 
in erster Linie um die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit. So überrascht es nicht, 
dass die Planer, welche die Reformvor-
stellungen umzusetzen hatten, ebenso 
wie ihre politischen Kontrahenten auf der 
anderen Seite der Verhandlungstische 
nur mit Zahlen und infrastrukturellen 
Größen und Begriffen, wie z. B. der „Aus-
gleichsfunktion“, argumentierten. Das ge-
schichtliche Erbe spielte für den Histori-
ker Helmut Kohl keine Rolle, im Gegenteil, 
es galt dieses zu überwinden, wo es der 
Gestaltung fruchtbarer Wirtschaftsräu-
me im Wege stand.

Wo also blieben historische Prägungen und 
Gefühle von heimatlicher Zugehörigkeit? 
Viele emotional geprägte und gleichwohl 
ernstzunehmende Zeugnisse lassen sich 
dazu anführen. Bespielhaft dafür möchte 
ich dazu abschließend einen Text vorstellen, 
welcher als „Nachruf“ (siehe vorangehende 
Abbildung) auf den damals ebenfalls auf-
gelösten Kreis St. Goarshausen erstellt und 
verbreitet worden ist.62 
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